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Register
zu dem

Königlich Bayerischen Gesetzblatte
des Jahres 186 1/62.

(Berichtigungen. Siehe unten unter „Berlchtigungen.“)

A.
Abänderungen einiger Bestimmungen des

Gesetzes vom 28. Mai 1852, „die Feuer-
Versicherungs=Anstalt für Gebäude in den
Gebietstheilen diesseits des Rheins betr. siche:
Feuerversicherung.

Abgaben von den Bergwerken diesseits des
Rheins, Gesetz vom 1. Juli 1856 hierüber.
S. 331

Ablehnung von Geschworenen in der Pfalz
S. 401. S. 402. von Mitglledern des
Kafsationshofes. S. 406. S. 407.

Abschted für den Landtag des Königreichs
Bayern vom 10. November1861.S.49—82.

Inhalt:
I. Abschnitt.

Beschlüsse der Kammern über die
Gesetzen twürfe und andere Vorlagen
der Staatsregierung. S. 50—63.

b. 1. Sanctlon folgenrer Gesetze: 1. einen
weiteren Credit für die außerordentlichen Be-
dürfnisse des Heeres, 2. die Aufhebung des
Eingangszolles für rohes Zinn, 3. die Ab-
ä#nderungen elniger Bestimmungen des Ge-

setzes vom 28. Mai 1852, tie Feuerver-
sicherungsanstalt für Gebäude in den Ge-
bietstheilen diesseits des Rheins, 4. die Ruf-
hebung der Strasffolgen, 5. die Vergütung
der Steuern für ausgeführten Rübenzucker,
die Besteuerung des Zuckers aus getrockneten
Rüben und die Verzollung des Zuckers und
des Syrups, 6. einen weiteren Credit für
die außerordentlichen Militärbedürfnisse bis
zum Schlufse der VII. Finanzpersode 1855/61,
7. die provisorlsche Erhebung der Steuern
pro 186 1/62 betr. S. 50 u. 51. — 8. 2.
Dle Verjährung der Forderungen aus Staats-
schuldurkunden der Staatsschuldentilgungs-
Anstalt betr. S. 51 u. 52. — 8. 3. Die
Vervollständigung und Ausdehnung der baverl-
schen Staatseisenbahnen betr. S. 52—54.—
#s.# 4. Die Vervollständigung des in Bavern
bestehenden Telegraphennetzes betr. S. 54. —
#§s. 5. Das Strafgesetzbuch, das Polizeistraf-
gesetzbuch und das Einführungsgesetz hiezu
betr. S. 54. — s. 6. Die Anstellung von
Assessoren bei den Landgerichten in der Pfal#
betr. S. 54. — §. 7. Das Notariat betr.

S. 55. — 5. 8. Die Gerichtsrerfassung
betr. S. 55. — 3. 9. Die Verlängerung



Abschied.

der Ostbahnen in der Oberpfalz und Ober-
franken betr. S. 55—56. — 5. 10. Die
Zusammenlegung der Grundstücke betr. S. 56.
— 1. 11. Den Vollzug der Freiheitsstrafen
durch Einzelnhaft betr. S. 56. — 14. 12.
Die Einführung der bayerischen Gesetze in
dem von Oesterreich erworbenen Gebletsthelle
betr. S. 56. — 8. 13. Die Ausdehnung
des Eisenbahnnetzes der Pfalz betr. S. 57.
— #. 14. Die Aufbringung des Bedarfs
der deutschen Schulen betr. S. 57. —
3. 15. Den Bau einer Eisenbahn von
Würzburg an die badische Grenze betr.
S. 57. — 8. 16. Den Vollzug des Bundes-
beschlusses vom 26. Juli 1860, bezüglich
der Einführung des provisorischen Festungs-
Reglements und Baurayon: Regulatlovs in
den Bundesfestungen Ulm und Rastadt betr.
S. 58 — 4. 17. Einen Credst für die
außerordentlichen Militärbedürfnisse in den
ersten zwei Jahren 186 1,63 der VIII.
Finanzperiode betr. S. 58. — 1. 18. Die

Einführung des allgemeinen deutschen Han-
delsgesetzbuches betr. S. 58. — 8. 19.
Gerbescheidung des Beschlusses wegen Wleder-
anlage verlooster Capitallen betr. S. 59. —
##. 20. Konigllch allerhöchste Genehmigung
des Gesammtbeschlusses in Betreff des Postu-
lates von 100,000 fl. für den Bergbau
auf Steinkohlen bel Erbendorf. S. 59. —
5. 21. Beschluß auf den genehmigten Ver-
trag mit der Stadtgemeinde Moosburg we-
gen der baulichen Unterhaltung zweier
Brücken auf Staats fonds gegen Aushebung
des Brücken= und Waarenzolles betr. S. 59.
60. — 8. 22. Die Zoll= und Handelsver-
hältnisse im Allgemeinen und für die Zu-
kunft betr. S. 6062. — 3. 23. Finanzgesetz
für die VIII. Finanzperiode 1361/67.
S. 62—63.

Kachwelfungen. AUbschied. Wünsche und Anträge.

II. Abschnitt.
Nachwelsungen.

A. Verwendung der Staatsein-
nahmen. S. 63.

B. Stand der Staatsschulden-
tilgungs-Anstalt in den
1856,57 und 1858,59. S. 63.

III. Abschnitt.
Wünsche und Anträge.

A. Wünsche und AnträgezumFinanz-
gesetze u. Budgct. S64.—69. —. 1. Ermaßig-
ung der Frachtsätze für Rohproducte. S. 64.
— 6. 2. Niederschlagung des Kaufschillings-
restes des Germanischen Museums für die
Karthause in Nürnberg. S. 64. — 89. 3.
BerücksichtigungderGläublgervon 2%igen
Capitalien bel Heimzahlungen an der alten
Schuld außer der Verloofung betr. S. 65.
— 8. 4. Wegen Vorlage elnes Gesetzes über
die annultätenweise Rückzahlung der Boden-
zinscapitalien. S. 65. — 4. 5. Revision
der Bestimmungen über die Zeugengebühren
in Strafsachen betr. S. 65. — 5. 6. We-
gen Reorganisation des Stammaestüts und
der Militärfohlenhöfe. S. 605—66. — 1. 7.
Den Artikel 12 des Gesetzes über den Ufer-
schutz und den Schutz gegen Ueberschwemmungen
vom 28. Mai 1852 betr. S. 66. —

s. 8. Berücksichtigung der Lehrer der (solir-
ten lateinischen Schulen bei Besetzung der
Lehrstellen an vollständigen Studienanstalten.
S. 66. — s. 9. Vorlage eines Gesetzent-
wurfes über die Häuserstruer. S 67. —
5. 10. Wegen der Werlverbesserungsausgaben
der Generalbergwerksverwaltung. S. 67.—
k 11. Verwendung des Lotto-Anfalls vom
1. October bis 31. December 1861 für
Pensions=AnsprücheundUnterstützungen.
S. 67 68. — k. 12. Erhshung der Geld-

Jahren



Abschled. Nachwelsungen.

besoldungen der Revierförster 2c. S. 68.—
##. 13. Wegen Veräußerung entbehrlicher
Staatsgebäude, Minderung der Baukosten
und Aufhebung des Regiebetriebes der Würt-
burger Bräuerei. S. 68 u. 69.

8. Wünsche und Anträge zu den
Nachweisungen und zwar zu den
Einnahmen. S. 69. — 7. 14. Wegen
Trennung der Ausübung der Berghohelt des
Staates von der Verwaltung der drarlali-
schen Berg= und Hüttenwerke, dann wegen
ErmöglichungeinesentsprechendenResultatesbet
dem Fortbetrieb der lebensfählgen Werke. S. 69.

C. Besondere Wuünsche und An-
träge. S. 70. 5. 15. Aufhebung der Be-
schränkungen in Ansehung der israelittschen
Glaubensgenossen rücksichtlich der Ansäsfsig-
machung und des Gewerbsbetriebes, mit Ge-
setzeskrast. S. 70. — F1. 16. Die directen
Eisenbahnfrachten betr. S. 70. — 3. 17.
Die in der Pfalz geltenden Bestimmungen
über die Heimath betr. S. 70. — 4. 18.
Die dienstliche Stellung der Lehrer an den
Lahdwirthschafts-, Gewerbs= und Handels-
schulen betr. S. 71. — 15. 19. Wegen
Verfassung und Verwaltung der Gemelnden
der Pfalz. S. 72. — 3. 20. Erleichterung
der Ansässigmachung und Verehelichung auf
Lohnerwerb. S. 72. — 5. 21. Ausbildung
der Jugend durch Turnen. S. 72 u. 73.—
k. 22. Die Besteuerung der landwirthschaft-
lichen Brennercien resp. die Verwenkung von
Grünmalz zum Zwecke der landwirthschaft-
lichen Brennereien betr. S. 73. — K. 23.
Abänderung der Art. 8 u. 35 der pfälzischen
Brandversicherungsordnung vom 26. Novem-
ber 1817. S. 74. — s. 24. Die Aufüchung
der Vollzugsverordnungen zum Gewetbsgesege
vom 11. September 1825 beitr. S. 71—75.
— 4. 25. Bau einer Eisenbahn von

Ubschled. Allgemeine Bestimmungen.

Starnberg über Tutzing nach Penzberg und
an den Peissenberg detr. S. 75. — 5. 26.
Die Befreiung der Blerfabrication von poli-
zeilichen Productionsvorschristen und Tar-
regulirungen, dann Verordnung über die
Regulirung des Biersatzes, Verwendung der
Stosse und die Rechtsverhältnisse zwischen
den Bräuern und Wirthen beir. S. 75—77.
— 1. 27. Die Stellvertretung im stehenden
Heere betr. S. 77. — 6. 28. Elnige Abs-
adnderungen im Cidvilrechte betr. S. 77.
1. die Geschlechtsvormundschaft, 2. dle Ein-
standsrechte, 3. die Form einiger Rechtsge-
schäfte, 4. die Verletzung über die Hälfte
betr. S. 78. — 8. 29. Die gesetzlichen Be-
stimmungen über das Recht der Servituten
und über die aus der außerehelichen Ge-

Tiehrsemin s entspringenden Rechtsver-hältnisse betr. S. 79. — F. 30. Die Unter-
suchung und Aburtheilung der Aufschlags=
defraudationen betr. S. 79. — S. 60.
Schluß S. 80—82.

Adjunkt des Bürgermeisters, dessen Fähigkeit
zur Uebernahme des Amtes eines Geschwor-
enen S. 388. dessen Betheillgung bet Einbe-
rusung der Geschworenen. S. 396.

Administrativer Zwangsvollzug siche: Voll-
zug.

Advokaten als Geschworene S. 389. siehe:
Rechtsanwälte.

Aerzte, Verhängung der Untersuchungshaft über
dieselben S. 352.

Allgemeine BestimmungendesEinführungs=
gesetzes. S. 322 —344. Anwendung der
allgemeinen Bestimmungen des Sgnafgesetz-
buches und Polizeistrafgesetzes auf die in
älteren, in Geltung bleibenden Gesetzen mit
Strase bedrohten Handlungen S. 329.
S. 334. auf Fälle des administrativen Zwangs-
vollzuges S. 343. allgemeine Bestimmungen

1



Alter. Armenrecht.

über das Verfahren in Snassacher- S. 345.
S. 351.

Alter als Grund für Ablehnung des Geschwor-
entnamtes in der Pfalz. S. 389.

Anklage siehe: Verwelsung.
Ansbach siebe: Eisenbahnen.
Ansässigmachung und Vectehelichung

Lohnerwerb. S. 72.
Anschlag der Ladung am Wohnort des Be-

schuldigten bei dem Kontumacialverfahren in
Preßsachen. S 372.

Anwendung der allgemeinen Bestimmungen des
Straf und Pollzelftrafgesetzbuches auf die in
alteren, und in Geltung blelbenden Gesetzen
mit Strase bedrohten Handlungen S. 329.
S. 334. auf Fälle des administrativen Zwangs'
vollzugs von Gesetzen 2c. S. 343. auf
TheilnahmeanZolldefraudationen S. 347.
U. des neuen Straf= und Polizeistrafgesetz-
buches im Falle von Verweisungen in älteren
sortbestebenden Gesetzen auf das bisherige
Strafrecht S 334. auf die vor dem 1. Juli
1862 begangenen Handlungen S. 339.
S. 376. auf bereits abgeurtheilte Gefangene
und Sträflinge S. 341. Anw. des Einführ-
ungsgesetzes auf die am 1. Juli 1862 be-
reits vor ein Gericht verwiesenen Reate.
S. 349.

#Appellationsgerichte, deren Zuständigkel#t
in Strafsachen. S. 345. S. 347. S. 349.
S. 352. S. 357. S. 358. S. 361. siehe
auch: Kassationshof.

Arbeltshaus, dessen Androhung in Alteren,
in Geltung bleibenden Gesehen. S. 336.
S. 339.

Armenpflegschaftsrath, Gründeder Unfähig=
keit zur aktiven und passiven Theilnahme an
der Wahl hiezu. S. 336.

Armenrecht in Ehrenkränkungssachen. S. 376.

auf

Arrest. Aufstand.

Arrest als Disciplinarstrafe S. 325. wann derselbe
statt der in älteren und in Geltung bleiben-
den Gesetzen angedrohten Gefängnißstrafe zu
verhängen ist S. 329. Umwandlung der
Geldstrase in Arrest S. 329. S. 384.
Arrest für Uebertretungen des Art. 13. des
Gesetzes vom 4. Mai 1851 über Einschreitung
der bewaffneten Macht S. 331. für Postde-
sraudationen in der Pfalz S. 332. für Ueber-
tretung der Jagdordnung vom 21. September
1815 für die Pfalz S. 333. Arrest als
Ersatz für die körperliche Züchtigung S. 339.
Arrest als Erxekutionsmittel für Ansprüche auf
Schadensersatz S. 384. A. gegen den in
der öffentlichen Sitzung des Kassationshofes
ercedirenden Angeschuloigten S. 412. gegen
einen unterliegenden Kaffatlonskläger S. 413.
S. 421.

Arrestlokale der Gemeinden, deren Benütung
durch die Gerichte S. 341. fiehe: Kantons=
gefängnisse.

Arreststräflinge, deren Behandlung. S. 341.
Assessoren bei den Landgerichten in der

Pfalz, deren Anstellung siehe: Abschied für
den Landtag. S. 54.

Aufbringung des Bedarfes der deutschen
Schulen fiehe: Schulen.

Aufhebung des Eingangszolles fiehe: Zoll.
Aufhebung der Straffolgen siehe: Straf-

folgen.
Aufhebung (gänzliche und theilwelse) bisher

geltender Gesetze S. 323. S. 329. S. 336.
S. 351. S. 364. S. 369. S. 376.
S. 381. S. 387. S. 404. S. 421.
S. 422.

Aufruhr. S. 325.
Aufschlagsgefälle, Strafbestimmungen über

Kontraventionen und Defraudationen in Be-
zug auf dieselben. S. 325.

Aufstand. S. 325.



Augsbutg. Berg= u. Hüttenwerke.

Augsburg siehe: Eisenbahnen.
Ausbildung mangelnde, Freisprechung jugend-

licher Personen wegen derselben. S. 338.
Aueländer, Verhängung der Untersuchungshaft

über dieselben S. 354. deren Klagen wegen
Ehrenkränkung. S. 374.

Ausländtsche Zeitungen, deren Verbot. S. 371.
ausländische Zeitungen und Preßerzeugnisse
als Gegenstand eines Ungehorsamsverfahrens.
S. 372.

Ausschuß fiehe: Steuerausschuß.
Auswelslose Personen, deren Verhaftung

S. 356. fsiehe: Heimatlose.
Außerordentliche Militärbedürfnisse siehe:

Credlt.

B.
Bankerott siehe: Betrügerischer Bankerott.
Beamte, deren Bestrafung wegen willkürlicher

Verhaftung GS. 335. zeugschaftliche Vernehm-
ung in Uebertretungssachen S. 380. Ueber-
nahme des Amtes eines Geschworenen durch
dles. S. 389.

Begünstigung von Zolldefraudationen 2c.
S. 347.

VBehandlung der im Strafort.
S. 341.

Beistände rechtskundige in Ehrenkränkungs-
sachen und Bezahlung der Kosten für dieselben
S. 374. S. 375. in Uebertretungssachen
S. 379. für Kassationsrekurse. S. 407.
S. 408.

Belagerungszustand, Vorbehalt der hierüber
bestehenden Gesetze. S. 325.

Bergbau und Bohrversuche auf Steinkohlen
bel Erbendorf.

Königlich allerhschste Erklärung im Land-
tagsabschlede. S. 59.

VBerg= und Hüttenwerke
S. 69.

Sträflinge

des Staates.

Berghoheit. Beschwerde.

Berghoheit des Staates. S. 69.
Bergwerke diesselts des Rheins, Gesetz vom

1. Juli 1856 über die Abgaben von den-
selben S. 331. jenselts des Rheins, Gesetz
vom 21. April 1810 hierüber. S. 332.

Berichtigungen. In der Beilage Ut. A.
des Finanzgesetzes vom 10. November l. Js.
(Gesetzblatt Nr. 12 Seite 120) ist bei den

Staatsausgaben Cap. X. 3. 7 und zwar
Etat für Straßen-,Brücken=und

Wasserbau
in einigen Exemplaren ein Druckfehler ent-
halten, indem anstatt des Betrages von
2,594,887 fl. vorgetragen sein sollte:
„2,954,887 fl.“

In dem Gesetzblatte Nr. 14, „das Notariat
betreffend“, ist pag. 181 bel Artikel 106
ein Druckfehler vorhanden. Es soll nämllch
dortselbst statt:
„1) Eine Erhebung der in Nrt. 8 — 18“

heißen: „in Nrt. 8—10“.
Berufung gegen Erkenntnisse auf Unterbring-

ung jugendlicher Personen in Erzlehungsan-
stalten S. 339. gegen Erkenntnisse auf Unter-
drückung oder Vernichtung von Preßerzeugnissen
S. 370 gegen Erkenntnisse in Ehrenkränkungs-
sachen S. 374. S. 375. S. 387. gegen
Kontumacialurtheile in Uebertretungssachen
S. 381. gegen Urtheile in Uebertretungs=
sachen überhaupt S. 349. S. 383. S. 387.
sieche auch: Beschwerde.

Beschädigter siehe: Civilpartei.
Beschlagnahme von Legitimationsurkunden zur

Abwendung der Untersuchungshaft. S. 355.
Beschwerde gegen Androhung von Ungehor-=

samsstrafen und sonstigen administrativen
Zwangsvollzugsmaßregeln durch die Poltzei-
behörde S. 342. S. 343. S. 344. wegen
ungerechtfertigter Verhaftung S. 357 wegen
Abweisung eines Gesuchs um Freilassung aus



Betrug. Bräuer u. Wirthe.

der Untersuchungshaft gegen Sicherhelts-
lelstung S. 358. S. 363. wegen Aufheb-
ung der Untersuchungshaft durch die Ciril-
partei S. 363. in Betreff der Geschworenen-
liste S. 390. zur Wahrung des Gesetzes
S. 404. S. 421. siehe: Berufung.

Betrug, Folgen der Verurthellung wegen des-
selben in Bezug auf Wahlrechte 2c. S. 336.
in Bezug auf die Untersuchungshaft. S. 352.
S. 354.

Betrügerischer Bankerott,
Bestimmungen Code de comm.

Aufhebung der
hlerüber

Bevollmächtigte, deren Zulassung in Ehren-
kränkungssachen, Bezahlung ihrer Kosten
S. 374. S. 375. in Uebertretungssachen
und deren Legitimation S. 379. bei Ver-
handlungen über Kassationsrecurse. S. 407.
S. 408.

Bewaffnete Macht, Gesetz vom 4. Mai 1851,
die Einschreitung derselben betr. S. 325.
S. 331.

Bewässerungsunternehmungen,Gesetzvom
28. Mai 1852 hierüber. S. 325.

Beweis der Wahrheit in Verläumdungsfällen.
S. 365. S. 369.

Bezirksgerichte, deren Zuständigkeit in
Strafsachen. S. 345. S. 347. S. 348.
S. 349. S. 355. S. 357. S. 358. S. 361.
S. 364. S. 370.

Blerfabrication. S. 75.
Biersaz. S. 76.
VBodencultur, Gesetz vom 28. Mai 1852,

über Bewässerungs= und Cntwässerungsunter-
nehmungen zum Zwecke derselben. S. 325.

VBodenzinscapitalien der Grundrentenab-
lösungs-Casse siehe: Grundrenten-Ab-
lösungs-Casse.

Bräuer und Wirthe. Rechtsverhältnisse zwis
schen denselben. S. 76.

Brandversicherungsordnung. Civllpartel.

Brandversicherungs-Ordnung, pfälilsche.
S. 74.

Brennereien, landwirthschaftliche. S. 73.
Bundesbeschluß vom 16. Juli 1860 siehe:

Bundesfestungen.
Bundesfestungen. Gesetz, den Vollzug des

Bundesbeschlusses vom 26. Juli 1860, de-
züglich der Einführung des provisorischen
Festungsreglements und Baurayonregulativs
in den Bundesfestungen Ulm und Rastadt
betr. S. 313—316. .

Koniglich allerhochste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 58.

Bürgermeister, deren Befugniß zur Androhung
von Ungehorsamsstrafen S. 342. S. 343.
S. 344. deren Fähigkeit zum Geschworenen-
amt S. 388. Aufstellung der Geschworenen=
liste durch dieselben S. 389. S. 390. S. 393.
deren Betheiligung bei Einberufung der Ge-
schworenen. S. 396.

C.
Civllarrest als Digseiplinarstrafe. S. 325.
Civilgericht der Pfalz, Entschädigungsklagen

vor denselben im Fall der Verjährung einer
strafrechtlichen Verfolgung der beschäbdigenden
Handlung. S. 336.

Civilgesetzbuch der Pfalz, Aufhebung einiger
Bestimmungen desselben. S. 323. S. 328.

Civilgesetzgebung, Aufhebung der in derselben
begründeten Injurienklagen. S. 376—377.

Civilpartel, deren Vernehmung vor Aufheb=
ung der Untersuchungshaft gegen den Be-
schädiger S. 363 Mafbregeln derselben zu
ihrer Sicherung im Fall der Entlassung des
Beschädigers aus der Untersuchungshaft
S. 363. deren Befriedigung aus der von
dem Verurtheilten zur Abwendung der Unter-
suchungshaft geleisteten Sicherheit S. 364.
Mittheilung der Beweiomittel des Ange-



Clvilrechte. redit.

schuldigten bei Führung des Wahrheitsbewelses
in Verläumdungsfällen an dieselbe S. 367.
Vorzugsrecht ihrer Untschädigungsansprüche
vor den Geldstrafen und Untersuchungskosten
S. 384. Berufungsrecht derselben S. 387.
Bestimmungen über die Rechte derselben bei
dem Verfahren vor dem Kassationshofe.
S. 421. S. 422.

Civllrechte, Personen, die sich nicht im Be-
sit derselben befinden, nach pfälz. Rechte.
S. 334.

siehe:Ciollrechtsfragen
tionen.

Civtlstandsbeamte der Pfalz, deren Bestraf-
ung wegen Pflichtverletzungen. S. 328.

Civtlverfahren, Fortbestand der darin enthal-
tenen Strafbestimmungen. S. 325.

Cholera astatische, Gesetz vom 28. Oktober
1831, zum Schutz gegen Verbreitung der-
selben. S. 323.

Code clvll Aufhebung elniger Bestimmungen
desselben S. 323. S. 3228 c. de commerce
S. 323 c. d'instruction fiehe: Strafprozeß-
ordnung. code penal S. 323. S. 339.

Convention (Etappen-) siehe: Eisenbahn.
Credit. Gesetz, einen weiteren Credit für die

auherordentlichen Militärbedürfnisse bis zum
Schlusse der VII. Finanzperiode 1855/61
betr. S. 21—24.

Inhalt: Art. 1. A. für die active Armee.
S. 22—24. B. für die Festung Germers-
heim. S. 24. — Art. 2. Ermächtigung des
k. Staatsministers der Finanzen zur Ent-
nehmung einer Summe von 8,376,000 fl.
aus den Einnahmsüberschüssen der VII. Finanz-
periode. S. 24. u. 94. Nr. 9.

Königlich allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 51.

Credit. Gesetz, einen Credit für die außer-
ordentlichen Militärbedürfnisse in den ersten

Polizeidirek=

Defraudation. Doctoren.

zwel Jahren 1861/63 der VIII. Finanz-
periode betr. S. 317—320.

« Inhalt: Art. 1. I. für die auf Rechnung
des laufenden außerordentlichen Militärbudgets
zu bestreitenden Ausgaben; II. für die Aus-
gaben auf außerordentliche Ausrüstungbedürf-
nisse und Neubauten, im Gesammtbetrage
von 10,152,500 fl. S. 318—320. —

Art. 2. Ausgleichung der Naturalienpreise.
S. 320. — Art. 3. Bezüglich der Deckung
des Mehrbedarfes wird Bestimmung 1m
Finanggesetze getroffen. S. 101.

Königlich allerhöchste Sanction dleses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 58.

D.
Defraudationen, Strafbestimmungen hierüber.

S. 325. S. 332. S. 347—349.
Decret vom 20. April 1810 (sfranzös.) über

Dieciplinarbestrafung der Staatsdiener S. 325.
D. vom 4. Mai 1812, Bestrafung der
Jagdausübung ohne Erlaubnißschein S. 332.
D. vom 17. Mai 1809 über Verwendung
der Geldstrafen. S. 387.

Denkschriften, deren Einreichung beim Kassa-
tionshof. S. 407.

Desertion. S. 330.
Diebstahls-Verbrechen oder Vergehen, Folgen

der Verurthellung wegen eines solchen in Be-
zug auf Wahlrechte 2c. S. 336. in Bezug
auf Statthaftigkeit der Untersuchungshaft.
S. 352. S. 354.

Disciplinarbestrafungen S. 325.
Districtspolizeidehörde, deren Mitwirkung

bei Feststellung der Geschworenenliste in der
Pfalz. S. 390. S. 393.

Districtsrath, Unfähigkeit zur activen und
passiven Theilnahme an der Wahl hiezu
S. 336. fiehe: Distriktspoligesbehörde.

Doctoren als Geschworene. S. 388.



Edfctalladungen. Elnführung.

E.
Tdictalladungen im Kontumacialverfahren gegen

auswärtige Preßerzeugnisse S. 372. in Ueber-
tretungssachen überhaupt. S. 378.

Chebrecherische Frau, Aufhebung der Bestimm.
ung des Art. 298 des code civil über deren
Bestrafung. S. 323.

Chefrau des Falliten, Aufhebung der Bestimm-
ungen des code de comm. über deren Be-
strafung. S. 323.

Ehrenkränkungen, Beurtheilung und Ver-
handlung der vor dem 1. Juli 1862 ver-
übten S. 339. S. 376. Strafoerfolgung
wegen Ehrenkränkungen. S. 374. S. 376.
S. 387.

EigenmächtigeVerhaftungsiehe:Verhaftung.
Elgenthum an Literatur= und Kunsterzeugnissen,

Gesetz vom 15. April 1840 zum Schug des-
selben. S. 325. S. 330.

Einführung. Gesetz, die Einführung des
Strafgesetztuches und des Polizeistrafgesetz=
buches für das Königreich Bayern berr.
S. 321—424.

Inhalt: Allgemeine Bestimmungen. Art.
1—30. S. 322—344.BesondereBe-

stimmungen. I. Zuständigkeit und allgemeine
Bestimmungen über das Verfahren in Straf-
sachen. Art. 31— 37. S. 345—352.—
II. Untersuchungshaft. Art. 38— 52.6.352—
365. III. Wahrheitsbeweis in Ver-
läumdungsfällen.Art53—57.S.365—369.
— IV. Einige Bestimmungen in Betreff des
Verfahrens in Preßstrafsachen. Art. 58—60.
S. 370—373. — V. Strafverfolgung we-

den Ehrenkränkungen. Nrt. 61— 65. S. 374—
377. — VI. Verfahren in Ulebertretungs:
sachen in den Landestheilen diesseits des
Rheines. Art. 66—78. S. 377—383.—
VII. Einige besondere Bestimmungen für die

Einführung. Einfährung.

Pfalz. Nri. 79— 84. S. 384— 388. —
VIII. Bildung der Schwurgerichte in der
Pfalz. Art. 85—121. S. 388—404.—
IX. Cassationshof. Nrt. 122—147.
S. 404—424. — Schlußbestimmung.

Königlich allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 54.

Einführung. Gesetz, die Einführung der
baverischen Gesetze in dem durch Staatsver-
trag vom 2. December 1851 von Oester-
reich erworbenen Gebietstheile und die Deck-
ung der durch Volling jenes Staatsvertrages
erwachsenen Ausgabe betr. S. 281—286.
Art. 1—4.

Königlich allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 56.

Einführung. Gesetz, die Einführung eines
allgemeinen deutschen Handelsgesetzbuches betr
S. 425—470.

Inhalt: I. Allgemeine Bestimmungen.
Art 1—5. S. 426— 428. — II. Von

dem Kaufmannsstande. Art 6—7. S. 429.
— III. Von dem Handelsregister. Art. 8—
24. S. 429—436. — IV. Von den

Handelsfirmen. Art. 25—28. S. 436—
43 — V. Von den Procuristen. Art.
29—30. S. 438—4 39. — VI. Von den

Handelsmäklern und Sensalen. Art. 31—356.
S. 439—441. — VII. Von den Handels-

gesellschaften. Art. 36— 46. S. 441—447.
— VIII. Von den Handelsgeschäften. Art.
47—55. S. 447—1452. — IX. Von

den Handelsgerichten und dem Verfahren in
Handelssachen in den Landestheilen diesseits
des Rbeins Art. 56—77. S. 453—465.
— X. Von den Handelsgerichten und dem

Verfahren in Handelssachen in dem Regierungs=
beuirke der Pfalz. Art. 78.—81. S. 465—466.
— IXlI. Schlußbestimmungen Art. 82—84.
S. 467—470.



Enführungstermin. Einzelmichter.

Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 58.

Einführungsgesestz zu den neuen Strafgesetz-
büchern, dessen Anwendung auf die vor dem
1. Juli 1862 verübten Handlungen. S. 339.
S. 376. auf die vor diesem Tage bereits
vor ein Gericht verwiesenen Reate. S. 349.
S. 376. Anfangstermin seiner Geltung.
S. 423.

Ein führungstermin des allgemeinen deutschen
Handelsgesetzbuches. S. 426.

Einführungstermin der neuen Stgafgesetz-
bücher. G. 322. G. 423. Anwendung dieser
Gesetzbücher auf die vor jenem Termin ver-
übten Handlungen. S. 339. S. 376. auf
die vor diesem Tage bereits verwiesenen Reate.
S. 349. Beurtheilung und Verhandlung der
vor jenem Termin begangenen Ehrenkränk-
ungen. S. 376.

Eingangsgoll für rohes Zinn fiehe: Zoll.
Einschreitung der bewaffneten Macht, Gesetz

vom 4. Mai 1851 hierüber. S. 32 5. S. 331.

Einspruch gegen Erkenntnisse auf Unterbring-
ung jugendlicher Personen in Erziehungsan-
stalten. S. 339. gegen Kontumacialurtheile
in Preßsachen. S. 372. gegen Kontumacial=
urtheile in Uebertretungssachen. S. 381. S.
382. gegen die Geschworenenliste. S. 390.
S. 383. gegen Verhandlung und Verbe-
scheidung eines Cassationsrecurses in Abwesen-
heit des Angeschuldigten. S. 409.

Einstanderechte. G. 77.

Einzelnhaft siehe: Vollzug.
Einselnrichter, deren Zuständigkeit in Straf-

sachen. S. 345. S. 347. S. 349. Ver-
haftsbefehle desselben. S. 354. S. 356—
361. Verfahren in den zur Zuständigkeit
desselben gehsrenden Strafsachen. S. 377—
383. S. 384—388.

Einziehung. Eisenbahnen.

Einziehung von Gewerbsrechten und Privi-
legien. S. 325.

Eisenbahn. Gesetz, die Ausdehnung des
Eisenbahnnetzes der Pfalz beir. S. 289—
294. Nrt. 1—5.

Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im kandtagsabschiede. S. 57.

Eisenbahn. Geset, den BaueinerEisenbahn
von Wüczburg an die badische Grenze betr.
S. 309—312. Art. 1. Festsetzung des Ma-
rimalbetrages auf drei Millionen Gulden.
S. 310. — Art. 2. An#dung der Be-
stimmungen von Ariikel 2 und 3 des Ge-
setzes vom 23. Septemoer 1361 die Ver-
vollständigung und Ausdehnung der bayer-
ischen Staatsbahnen betr. dezüglich der Auf-
bringung, Verzinsung und Tilgung obiger
Summe. S. 311—312.

Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 57.

Königliche Erklärung auf die von den
beiden Kammern ausgedrückten Wünsche, be-
züglich einer Zweigbahn von Aschaffenburg
nach Miltenberg, und Abschließung einer
Etappenconvention mit der großherzoglich
badischen Regierung und zwar mit dem Aus-
gangspunkte Bruchsal-Germersheim. S. 57.

Eisenbahnen. Gesetz, die Bervollständigung
und Ausdehnung der bayerischen Staats=
elsenbahnen betr. S. 25—30. Inhalt: Art. 1.
Festsetzung des Bedarfes für Herstellung eines
zweiten Schienengeleises auf den Bahnstrecken
mischen Pasing und Augsburg, München
Großbefsellohe, Nürnberg und Fürther Kreuz=
ung, von Hof inder Richtung nach Schwar-
zenbach, zur Geleisevermehrung in den Bahn-
höfen von München, Augsburg und Nürn-
berg mit 2,010,000 fl. — dann zum Bau
einer Eisenbahn vom Staatsbahnhofe in
Nördlingen an die bapyerische Grenze mtt
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Eisenbahn. Eisenbahn.

900,000 fl. serner zum Bau einer Eisen-
bahn von Ansbach nach Wurzburg mit
10,000, 000 fl. — und für den Bau einer
Eisenbahn von Nürnberg nach Würzburg mit
10,000, 000 fl. zusammen auf den
Maximalbetrag von 22,910,000 fl. S. 26
—27. Art. 2. Ermächtigung des k. Staats-
ministers der Finanzen zur Aufnahme des
entsprechenden Staatsanlehens. S. 27—28.
Deckung der Ausgaben auf Verzinsung und
Geldaufbringungskosten. S. 28—29. Art. 4.
Die Erübrigungen an den durch frühere Ge,
setze bewilligten Baucrediten für die Ludwigs-
Süd-Nordbahn, Ludwigs-Westbahn, Mari-
miliansbahn, München-Augsburg-Ulm: und
Lichtenfels-Koburgerbahn werden zur Deckung
des Passivrestes der München-Rosenheim-
Salzburgerbahn, zur Erweiterung des Bahn-
hofes in Aschaffenburg und zur Vermehrung
des Fahrmaterlals bestimmt. S. 29—30.

Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 51.

Etlsenbahn. Gesetz, die Verlängerung der Ost-
bahnen in der Oberpfalz und Oberfranken
betr. S. 45—48.

Inhalt: Art. 1. Ausdehnung der Zinsen-
gewährschaft für den Fall der Herstellung einer
Elsenbahn von Schwandorf über Weiden nach
Bayreuth und von Weiden nach Schwarzen=
bach oder Eger. S. 4647,. — Krtt. 2.
Mittel zur Zinsengewährleistung. S. 48. —
Urt. 3. Tarifmarimalsätze. S. 48.

Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 52—54.

Königlich Allerhöchste Erklärungen auf die
dem Gesammtbeschlusse der Kammern über
dieses Gesetz angereihten Wünsche und An-
träge:
!) wegenConcessionirung der Stadt Kempten

zur Erbauung einer Eisenbahn im Iller-

Eisenbahnmetz. Feuerversicherungsanstalt.

thale von Neu-Ulm über Memmingen
nach Kempten;

2) in Bezug auf den Bau einer Eisenbahn
von der Stadt Hof in der Richtung
gegen Asch 2c.;

3) wegen der vorgeschlagenen Eisenbahn=
verbindung mit der Festung Ingolstadt;

4) über die Verbindung des südöftlichen
Thelles von Bapern mit dem vater-
ländischen Eisenbahnnetze durch eine Eisen-
bahn Recherchen anjuordnen, siehe: Land-
tagsabschied S. 52—54.

Eisenbahnnet siehe: Eisenbahn.
Entehrende Strafen, Folgen einer Verurtheil-

ung hiezu. S. 334.
Entschädigung siehe: Tivilpartei, Scha-

densersatz.
Entwässerungs--Unternehmungen, Gesetz

vom 28. Mai 1852 hierüber. S. 325.
Erbenporf siehe: Steinkohlen.
Ergänzung des stehenden Heeres, Gesetz vom

15. August 1828 hierüber. S. 325. S. 330.
Erlaubnißschein, Jagdausübung ohne einen

solchen in der Pfall. S. 332.
Eriehungsanstalt, Erkenntnisse auf Unter-

bringung in einer solchen. S. 339.
Etappenconvention siehe: Eisenbahn.
Erekutionsverfahren in der Pfalz, Aufheb=

ung einiger Bestimmungen des Gesetzes vom
23. Mai 1846 hierüber. S. 323.

F.
Fallit, Aufhebung der Bestimmungen des Code

de commerce über die Bestrafung seiner
Ehefrau. S. 323.

Fälschung, Folgen der Verurtheilung wegen
einer solchen in Bezug auf Wahlrechte 24.
S. 336. in Bezug auf die Untersuchungs-
hafl. S. 152. S. 324.

Festsepung der Stant#egaben. S. 97.



Feuerversicherungsanstalt. Finanzgeset.

Fenerversicherungsanstalt. Geses,die Ab-
änderungen einiger Bestimmungen des Ge-
sehdes vom 28. Mai 1852, die Feuerver-
sicherungsanstalt für Gebaude in dem Ge-
bletsthellen diesseits des Rheins beir. G. 5—8.

Inhalt: Art. 1. Die Geschaftsaushilfe bei
den Rechnungs= Commissären und Brandver=
sicherungsInspectoren betr. S.6—7.Mtt.2.
Bezahlung einer Universalsumme der Anstalt
für das Verwaltungspersonal an die Staats-
casse. S. 7—8. Eintritt der Wirksamkeit
dieses Geseheg. S. 8.

Königlich Allerhschste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 51.

Finanzgesetz für die VIII. Finanzperiode
1861/67. S. 89—112.

Inhalt: Titel I. Bestand der Vorjahre
s. 1—4. S. 91—96. — Titel II. Fest-
setzung der Staatsausgaben s. 5—8. S. 97—
106. Titel III. Staatselnnahmen 8s.9—13.
S. 106—110. (Hiezu als Beilage A. und
B. Generalübersicht des voranschlägigen Be-
trages der Staatsausgaben und Staatsein-
nahmen für ein Jahr der VIII. Finanz-
periode1861/67) S. 113 —122. Titel IV.
Schlußbestimmungen. F. 14. Zuweisung der
noch unter Verwaltung der Regierungen
stehenden und der bei der Centralstaatscasse
vorhandenen Staatsactivcapitallen zu dem
Staatsgüter-Kausschillingsfonde, dann Ver-
einigung der bisher gesondert behandelten Bau-
ausgaben auf die selbstständigen Gebäude der
rentamtlichen Verwaltung mit jenem für Ge,
bäude der allgemeinen Rentgefälle. S. 110.
k. 15. Die Aufbesserung der Gehalte betr.
S. 110— 111. #. 16. Die Aufhebung der
den Landrichtern in der Pfall zugewiesenen
Gebühren betr. S. 111— 112. . 17. Zu-
weisung des Ertrages der Kreisamtöblätter
zu dem allgemeinen Unterstützungsfonde für

Flucht.

Staatsdiener. S. 112. — Festsetzung des

Beitrages für die Kosten der Immoblliar-
Brandversicherungsanstalt auf 60,000 fl.
S. 112.

Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 62.

Flucht des Verdächtigen resp. Verurtheilten als
Grund seiner Verhaftung. S. 352. S. 354.
S. 355.

Folgen der Verurthellung in eine Leibes: oder
entehrende Strase in der Pfalz. S. 334.
Verlust der Civilrechte nach pfälzischem Recht
als Folge d. V. S. 334. Berlust der staats-
bürgerlichen Rechte. S. 339.

Forderungen aus Staatsschulden-Urkunden,
siehe: Verjährung.

Forstsachen, Personalhaft als Erekutionsmittel
in denselben. S. 384.

Forststrafgerichte. S. 345.
Forststrafgesetz für die Pfalz Art. 386—387.

deren Aufhebung. S. 384.
Fortsetzung strafbarer Handlungen, deren Ver-

hinderung durch provisorische Verhaftung.
S. 356.

Fragestellung über das Vorhandensein von
Milderungsgründen bei Geschworenengerichten.
S. 337.

Französische Dekrete siehe: Dekret.
Freiheltsstrafen durch Einzelnhaft flehe:

Vollzug.
Freilassung des in Untersuchungshaft Befind-

lichen gegen Sicherheitsleistung. S. 347.
S. 352. S. 358. S. 363—364.

Frieden öffentlicher, Stzrung desselben. S. 325.
Frische That, provisorische Verhaftung eines auf

derselben Ergriffenen. S. 356.
Fürtb siebe: Eisenbahnen.

G.
Gefälle siche: Staatsgefälle.

Gefälle.
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Gefangenanstalten. Geldstrafe.

Gefangenanstalten, Behandlung der Sträf-
linge bis zu deren Herstellung. S. 341.

Gefängnißstrafe, wann statt der in den äl-
teren Gesetzen angedrohten Gefängnißstrafe
auf Arrest zu erkennen ist. S. 3229. G. wegen
Uebertretung des Art. 96. des in der Pfalz
geltenden Gesetzes vom 21. April 1810 die
Bergwerke betr. 331. wegen Uebertretung der
Jagdverordnung vom 21. September 1815
für die Pfalz S. 333. G. statt des in üälteren,
fortwährend in Geltung bleibenden Gesetzen
angedrohten Arbeitshauses. S. 336. S. 339.
G. statt des Verlustes der staatsbürgerlichen
Rechte. S. 339.

Gefängnißsträflinge,
S. 341—342.

Geistliche, deren Ausschluß vom Geschworenen-
amte. S. 389.

Geldstrafe als Disciplinarstrafe. S. 325.
deren Umwandlung in Arrest. S. 229. S. 384.
deren Zuerkennung an Stelle elner Frelhelts-
strafe für Uebertretungen des Vereinsgesetzes
als Grund der Umwandlung des Charakters
der strafbaren Handlung. S. 330. G. für
Uebertretungen des Art. 39. Abs. 2 des
Preßgesehes. S. 331. für Uebertretungen
des Art. 13. des Gesetzes vom 4. Mai
1851 über Einschreitung der bewaffneten
Macht zur Erhaltung der gesetzlichen Ord-
nung. S. 331. für Uebertretungen des Art.
7 des Gesetzes vom 1. Juli 1856, die Ab-
gaben von den Bergwerken diesseits des Rheins.
S. 331. für Uebertretungen des Art. 96.
des Gesetzes vom 21. April 1810, die Berg-
werke der Pfalz betr. S. 331. für Postde-
fraudationen in der Pfalz. S. 332. für
Jagdausübung ohne Erlaubnißschein in der
WPfalz. S. 332. für llebertretungen der
pfälzischen Jagdordnung vom 21. September
1815. S. 333. Geldstrafec an Sitelle des

deren Behandlung.

Gemeinde. Gemeindeverwaltung.

Verweises. S. 339. Geldstrase als Unge-
horsamsstrase wegen Nichtbefolgung von Ge-
setzen, in welchen nicht schon eine Strafan-
drohung enthalten ist. S. 342. S. 343.
S. 341. G. für Begünstigug von Zoll--=
defraudationen. S. 347. Haftung der von
dem Verurtheilten behuss Abwendung der
Untersuchungshaft gestellten Sicherheit für die
Geldstrasen. S. 364. Vorzugsrecht der Ent-
schädigungsansprüche des Beschädigten vor
der Geldstrafe. S. 384. Personalhaft als
Erekutionsmittel für die Geldstrafe. S. 384.
Verwendung der Geldstrafe in der Pfalz.
S. 887. Geldstrafe für die ungehorsam aus-
bleibenden Geschworenen. S. 398. G. für
den vor dem Kassationshof ercedirenden Ver-
thbeidlger. S. 412. für den unterliegenden
Kassationskläger. S. 413. S. 420.

Gemeinde, Aufhebung ihrer Verpflichtungen
in Bezug auf die Kantonsgefängnisse. S. 387.
siehe auch: Forstsachen.

Gemeindebevollmächtigte, Unfähigkelt zur
aktiven und passiven Theilnahme an der
Wahl hiezu. S. 336.

Gemeindedienst, dessen Einfluß auf die Statt-
haftigkelt der Untersuchungshaft. G. 352.

Gemeindeedikt revidirtes. S. 336.
Gemeindekasse, deren Rechte auf dir im ad-

ministrativen Zwangsvollzug verhängten Geld-
strafen. S. 342—344.

Gemeinden der Pfalz. Verfassung und Ver-
waltung der. S. 72.

Gemeinderath, Uebernahme des Amtes eines
Geschworenen durch dessen Mitglieder. S. 388.
dessen Theilnahme an Feststellung der Ge-
schworenenliste. S. 390. S. 393. flehe auch:
Gemeindebevollmächtigter.

Gemeindeverwaltung, Androhung von Un-
gehorsamsstrafen durch dieselbe. S. 342.
S. 343. S. 344



Gerichtserfassung.

Gemeindewahlordnung vom 5. Aug. 1818
und 25. Nov. 1818, dle darin enthaltenen
Strafbesttlmmungen. S. 325. deren Bestimm-
ungen über die Wahlfähigkeit. S. 336.

Gemelindliche Arrestlokale, deren Benützung
für den Strafvollug. S. 341.

Gendarmen, provisorische Verhaftung durch
dieselben. S. 355. S. 356. Erholung von
Aufklärungen über Anzeigen in Betreff von
Uebertretungen an Stelle von Voruntersuch-
ungen. S. 377. S. 386.

Generalbergsverwaltung siehe: Abschied.
S. 67

Gerichte, deren Zuständigkeit zur Aburtheilung
von Uebertretungen in Bezug auf das Post-
regal. S. 347. in Bezug auf Zollgefälle.
S. 347. in Bezug auf die zur Competenz
der Pollzeidirectionen gehörenden Civilrechts-
sachen. S. 351.

Gerichtsboten, Verhängung der Untersuch-
ungshaft gegen dleselben. S. 352.

Gerichtsverfassung. Gesetz, die
verfassung betr. S. 209 —248.
„Inhalt: I. Abthellung. Von der Bestell-

img der Gerichte. S. 210—212. Art. 1—7.
II. Abthellung. I. Von dem Wirkungskreise
und dem Geschästsgange der Stadt= und
Landgerichte. S. 212—224. Art. 8 —25. —
II. Von dem Wirkungskreise und dem Geschäfts-
gange der Bezirksgerichte. S 224—230. Act.
26—41. — III. Von dem Wirkungskreise und
dem Geschäftsgange der Appellationsgerichte. S.
230 —232. Art. 42 —47. — IV. Von dem
Wirkungskreise und dem Geschäftsgange des
Oberappellationsgerichtes. S. 232—234.
Art. 48—53. V. Ben der Zuständigkeit und
dem Verfahren in Ansehung der Gerichts-
ablehnung und der Verweisung einer Sache
an ein anderes Gericht in bürgerlichen Rechts-

Gemeindewahlordnung.

Gerlchts=

Geschäftesushllfe. Gesete.
streitigkeiten. S. 234—236. Art. 54—59.
III. Abtheilung. Von den Staatsanwälten.
S. 236—240. Nrt. 60—66. — IV. Ab-

theilung. Von dem Notariate. S. 240.
Art. 67. V. Abtheilung. Von dem
Wirkungskreise der Gerichtsschreiber und Se-
cretäre, dann von den das Tar- und Der
pofitenwesen detreffenden Geschäften. S. 241
—242. Art. 638—72. — VI. Abthetlung.

Schlußbestimmungen. S. 242 —248. Artt.
73—80. -

Königlich Allerhöchste Sanction dleses Ge,
setzes im Landtagsabschiede. S. 55.

Geschäftsaushilse. Zutheilung von Meß-
gehilfen an die Brandversich 6 Inspekctoren

stehe: Feuerversicherung.
Geschlechtsvormundschaft. S. 77.
Geschworene, Unfähigkeit zur Uebernahme des

Amtes eines solchen wegen Verurthellung in
eine Vergehensstrafe. S. 336. Fähigkeit zur
Uebernahme des Amtes eines solchen in der
Pfalz. S. 388 —389. S. 398. Ablehnung
des Amtes eines solchen wegen Alters. S. 389.
deren Einberufung. S. 396. Bestrafung der
ungehorsam ausblelbenden oder sich entfernen-
den Geschworenen. S. 398—399. Ent-
schädigung derselben. S. 399. Ablehnung
derselben. S. 401—402. Beeidigung der-
selben. S. 402.

Geschworenengerichte slehe:
richte.

Geschworenenliste. S. 389—396.
Gesetze, Aufhebung der seither in Gelumg ge-

wesenen Strafgesetze. S. 323. S. 328.
S. 336. S. 351—352. S.364. S.369.
S. 387. S. 404. S. 421—422.
Vorbehalt bisher in Geltung gewesener Ge-
sebe. S. 325. S. 339. S. 341. S. 364.
S. 376. S. 404. Verweisungen in den in
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Schwurge-



Gesede.

Geltung blelbenden Gesetzen auf Bestimmungen
des blsherigen Strafrechts. S. 334. pfälzische
Gesetyze über die Folgen einer Verurtheilung
in eine Leibes= und entehrende Strase. S. 334.
G., deren Uebertretung nicht mit Strafe be-
droht ist, Vollzug derselben durch die Polizei-
behörde, Androhung von Ungehorsamsstrafen
zu diesem Zwecke. S. 342—344.

Gewehre, deren Konsiscation Iin Folge Ueber-

Handelsgericht.

tretung der pfalz. Jasbwewehung (v. 21.,Eept. 1815). S.Gewerbegesetz. S. *
Gewerbsbetrieb ordentlicher, dessen Einfluß

auf die Statthaftigkeit der Untersuchungshaft.
S. 352.

Gewerbemäßige Gutszertrümmerungen, Ge-
setz vom 28. Mai 1852 hierüber. S. 323.

Gewerbsordnung. S. 75.
Gewerbsrechte, Bestimmungen über deren

Einzlehung. S. 325.
Gewerbsschulen. Die dlenstliche Stellung der

Lehrer an den. S.7 1. die Einrichtung neuer.
S. 71.

Grundbesitz, dessen Einstuß auf die Statt-
hastigkeit der Untersuchungshaft. S. 352.

Grünmalz, Anwendung von. S. 73.
Grundrenten-#Ablssungscasse,dieannui-

tätenweise Rückzahlung der Bodenzinscapitalien
der. S. 46.

Grundstücke fiehe: Zusammenlegung.
Gutszertrümmerungen siehe: Gewerbs-

mäßige 2c.

H.
dusersteuer. S. 67.
aft siehe: Untersuchungshaft.

Handelsfirmen. S. 336—438.
Handelsgerichte. S. 453—465.

Hemelgericht. Herausgeber.

Handelsgericht und Verfahren in Handels-
sachen in der Pfalz. S. 465—466.

Handelsgeschäfte. 6. 447—452.
Handelsgesellschaften. S. 441—447.
Handelsgeseßbuck allgemein deutsches, slehe:

Einführung; — der Pfalz, Aufhedung
einiger Bestimmungen desselben. S. 223.

Handelsmäkler. S. 439.
Handelsregister. S. 429—436.
Handelsschulen. Die dienstliche Stellung der

Lehrer an den. S. 71.
Handlungen strafbare, deren Verübung durch

durch die Presse. S. 325. Beurtheilung der
in älteren fortbestehenden Gesetzen mit Strafe
bedrohten Handlungen. S. 329—334. Folgen
der Verjährung der strafrechtlichen Verfolgung
einer strafbaren Handlung für die Entschädig-
ungsforderung des Beschädigten in der Pfalz.
S. 336. Beurtheilung der vor dem 1. Juli.
1862 begangenen strafbaren Handlungen.
S. 339. S. 376. Zuständigkelt zur Abur-
thellung dieserHandlungen. S. 349. S.376.
provisorische Verhaftung zur Abschneidung einer
bortsetzung strafbarer Handlungen. S. 356.
Beweis der Wahrheit bei der Nachrede straf-
barer Handlungen. G. 365—370.

Hausarrest als Disciplinarstrafe. S. 325.
Haussuchung in Zolldefraudationssachen. S.

347.
Heerergänzungsgeseß. S. 325. S. 330.
Hehlerei, Folgen der Verurtheilung wegen der-

selben in Bezug auf Wahlrechte 2c. S. 336.
in Bezug auf die Untersuchungshaft. S. 352
—354.

Heimat. Die in der Pfalz geltende Bestimmung
über die. S. 70

Heimatlose, Untersuchungshaft gegen dieselben.
S. 354—357.

Herausgeber von Zeitungen und periodischen
Schriften, deren Bestrafung wegen der durch



Herausgeber. Kaffationshof.

die Presse verubten strafbaren Handlungen.
325.

Hof fiehe: Eisenbahnen.
Hppotheken behufs Sicherbeitsleistung zum

Zweck der Abwendung der Untersuchungshaft,
Löschung derselben. S. 363.

J.
Jagdausübung ohne Erlaubnißschein in der

Pfalz. S. 332.
Jagdverordnung vom 21. September 1815

für die Pfalz. S. 333
Immobiliar-Brandversicherungsanstalt.

S. 74.
Ingolstadt, Festung siehe: Eisenbahneu.
Injurienklagen. S. 376 —377.
Inländer, Untersuchungshaft gegen dieselben.

S. 352.
Israeliten. Die Verhältnisse der. S. 70.
Jugendliche Personen unter 16 Jahren,

deren Freisprechung wegen Mangels der nöthi-
gen Ausbilbung 2c. S. 333. Erkenntnisse
auf Unterbringung derselben in einer Erzieh-
ungsanstalt. S. 339.

Kantonsgefängnisse, Verpftichtungen der
Gemeinden in Bejug auf dieselben. S. 387.

Kassationshos, befsen Zuständigkeit. S. 3445—.
347. S. 349. S. 361. S. 404. S. 406.
Forlbestand der bisherigen Gesetze über seinen
Wirkungskreis, sein Verfahren, Ausdehnung
dieser Gesetze auf Uebertretungen. S. 404.
dessen Zusammensetzung. S. 105. Prüfung
der Todesurtheile von Amtowegen durch ihn.
S. 406. Ablehnungder Mitglicder desselben.
S. 406—407.Ausführung der Nichtigkeits-
beschwerde in einer Denkschrift 7c. S. 407.

Kassationsrecurs. Konsiscation.

Ausführung der Nichtigkeitsbeschwerde in öffent-
licher Sizung des Kassationshofes, durch
Rechtsbeittände, Vorladung der letzteren hiezu.
S. 408. Vorbereitung der Fffentlichen Sit-
ung, Vorladung der Betheiligten, Urkun-
den hierüber, Recht des Angeschuldigten auf
Theilnahme an der Sitzung des Kassations-
boses, Einspruch wegen ungenügender Ladung.
S. 409. Vortrag des Referenten, Staats-
anwaltes, des Angeschuldigten 2c. S. 410—
1411. Oesfentlichkeit der Sitzungen, Leitung
derselben. S. 411—412. Urtheilsschspfung
und Verkündigung. S. 412. S. 420. Geld-
oder Arreststrase gegen den unterliegenden
Nichtigkeltskläger. S. 413. Verfahren im
Fall der Vernichtung eines Urtheils. S. 414—
420. Rechte und Berbindlichkeiten der Civil-
partei vor dem Kafsationshofe. S. 421. S. 422.
Verfahren bei Beschwerden zur Wahrung des
Gesetzes. S. 421. Uebergang der Zuständig-
keit des pfälzischen Kaffatlonshofes an das
Oberappellationsgericht, Verweisung der Straf-
sachen an ein anderes als das an sich
mständige Gericht. S. 421. Aushebung des
Gesetzes vom 25. August 1843 die Kompe-
ten; des Kassationshofes betreffend und einiger
Bestimmungen der Strafprozeßordnung 2c. 2c.
S. 422.

Kassationsrekurs fiehe:
Kaufmann. S. 429.
Kaufmannsstand. S. 429.
Kaution der Ausländer wegen der Kosten in

Ehrenkränkungssachen. S. 374. siehe: Sicher-
heitsleistung.

Kirchendienst, dessen Einfluß auf Zulassung
der Untersuchungshaft. S. 352.

Kirchenverwaltung, Unfähigkeit zur aktiven
und pasfiven Theilnahme an der Wahl hlezu.
S. 336.

Konfiscation von Jagdgewehren. S. 333.

Kassationshof.



Konsularbeschluß. Landgerichtslokale.

Konsularbeschluß vom 17. Prairial IX. ge-
chgen Postdefraudationen. S. 332.

Kontraventionen in Betreff von Negalien,
Zoll-, Steuer-, Stempelgefällen u. dgl. S. 325.
siehe: Defraudationen.

Kontrebande. S. 347.
Kontumacialverfahren gegen ausländische

Preßerzeugnisse. S. 372. in Uebertretungssachen
überhaupt. S. 381.

Körperliche Züchtigung, deren Ersatz durch
Arrest. S. 339.

Kosten für Vornahme pflichtwidrig unterlassener
und durch die Polizeibehörde für Rechnung
des Schuldigen in's Werk gesetzter Handlun-
gen. S. 342—344. K. der Untersuchung, Haft-
ung der behufs Abwendung der Untersuch-
ungshaft gestellten Kaution hiefür. S. 364.
Vorzugsrecht der Entschädigungsansprüche des
Beschädigten vor den Untersuchungskosten.
S. 384. Beitreibung der Kosten der Unter-
suchung durch Personalarrest. S. 384. Kosten
in Ehrenkränkungssachen, Verpflichtung zur
Bezahlung derselben. S. 375.

Kriegsrecht, Kriegszustand, Vorbehalt der
bestehenden Bestimmungen hierüber. S. 325.

Kunsterzeugnisse, Gesetz vom 15. April 1840
zum Schutz des Eigenthums an denselben.
S. 325. S. 330.

Kunststudium vollendetes befähigt zur Ueber-
nahme des Amtes eines Geschworenen. S. 288.

L.
Landgemeinden, Androhung von Ungehor-

samsstrafen durch ihre Verwaltungen und
Bürgermeister. S. 343— 344. fiehe: Ge-
meinde.

Landgerichtslokale der Pfalz, Aufhebung der
Verpflichtungen der Gemeinden in Bezug auf
dieselben. S. 387.

Landrath. Malzaufschlag.

Landrath, Unfähigkeit zur aktiven und passtven
Theilnahme an der Wahl hiezu S. 336. dessen
Mitwirkung bei Feststellung der Geschworenen-
listen. S. 392—393. S. 395.

Landstreicher, Untersuchungshaft gegen die-
selben. S. 354. S. 355.

Landwehrmänner, Gesetz vom 2 1. Mai 1851
über deren Verleitung zur Untreue und zum
Ungehorsam. S. 323.

Landwehrordnung, Uebertretungen derselben.
S. 325.

Landwirthschaftliche siehe:
Brennereien.

Landwirthschaftsschulen. Die dienflliche
Stellung der Lehrer an den. S. 71.

Legitimationsurkunden, deren Beschlag-
nahme anstatt der Untersuchungshaft. G. 355.

Leibesstrafen, Folgen einer Verurtheilung
hiezu in der Pfalz. S. 334.

Leibverhaftsbefehle in der Pfalz. S. 364.
Liste siehe: Geschworenenliste.
Literaturerzeugnisse, Gesetz vom 15. Apr##l

1840 zum Schutz des Eigenthums an den-
selben. S. 325. S. 330.

Löschung der behufs Abwendung der Unter-
suchungshaft bestellten Hypotheken. S. 363.

Lotto-Anstalt. S. 67.

M.

Macht siehe: bewaffnete Macht.
Magistrate, deren Befugniß zur Androhung

von Ungehorsamsstrafen. S. 342 —344.
Aufhören ihrer Zuständigkeit in Clvilrechtssachen.
S. 351.

Magistratsmitglied, Unsähigkeit zur Ueber-
nahme der Stelle eines solchen und zur Theil-
nahme an der Wahl hiezu. S. 336.

Malzaufschlag. S. 73.

Brennereien



Mildere. Nachrede.

Mildere Bestimmungen rer früheren Strafgc=
setze, deren fortdauernde Anwendbarkeit. S. 339.

Mildernde Umstände, deren Einfluß auf den
Charakter der strafbaren Handlung. S. 330.
siehe auch: Strafmilderungsgründe.

Militär. Regelung der Stellvertretung im
stehenden Heere. S. 77.

Mililtärbedürfnisse, außerordentliche, siehe:
Credit.

Militärbehörden, Militärgerichte, deren
Zuständigkeit in Strassachen. S. 349.

Militärfohlenhöfe. S. 65.
Militärische Verbrechen, Vergehen und Ueber-

tretungen, deren Bestrafung. S. 325.
Militärpersonen, Gesetz vom 21. Mai 1851

über Verleitung derselben zur Untreue und
zum Ungehorsam. S. 323. Mil. als Geschworene
S. 389.

Minderjährige, welche zum Betriebe eines
Handelsgewerbes befugt sind. S. 429.

Ministerverantwortlichkeit, Gesetz vom 4.
Juni 1848 hierüber. S. 325.

Ministeranklagen, Gesetz vom 30. März
1850 hierüber S. 349.

Mitschuldige, Einwirkung auf dieselben als
Grund der Verhaftung. S. 352. S. 354.
S. 358.

Mißbrauch der Presse, Gesetz vom 17. Mär;
1850 zum Schutz hiegegen. S. 323. S. 325.
S. 331. S. 337. S. 345.

Monat, was darunter zu verstehen. S. 329.
Moosburg. Vertrag des Staates mit der

Stadtgemeinde wegen Uebernahme der bau-
lichen Unterhaltung zweier Brücken siehe:
Landtagsabschied. S. 59 ——60.

München fiehe: Eisenbahn.

N.
Nachrede einer strafbaren Handlung, Beweis

der Wahrheit. S. 365—370.

Nachwelsungen. Notariat.

Nachweisungen. Koönigliche Erklärung im
Landtagsabschiede, bezüglich
A. der Verwendung der Staatscinnahmen in

den Jahren 1856/57 mit 1856/59.
S. 63.

B. des Standes der Staatsschuldentilgungs-
Anstalt in den Jahren 1856/57 und
1858/59. S. 63.

Nichtigkeitsbeschwerde bei Erkenntnissen auf
Unterbringung jugendlicher Personen in Er-
Uehungsanstalten. S. 339. bei Erkenntnissen
in Zollsachen. S. 347. bei Fragen über die
Untersuchungshaft. S. 357—358. bei Er-
kenntnissen auf Unterdrückung oder Vernicht-
ung von Preßerzeugnissen. S. 370. Fort-

bestand der Gesetze über dieselbe, Ausdehnung
derselben auf Uebertretungen des Polizeistraf-
gesetzbuches. S. 404. fiehe: Kassationshof.

Nördlingen siehe: Eisenbahnen.
Notare, Verhängung der Untersuchungshaft über

dieselben. S. 352.
Notariat. Gesetz, das Notariat betr. S. 129—

206.

Inhalt: Erster Titel. Von der Bestellung
der Notare. S. 130—134. Art. 1—10.
— Zweiter Theil. Von dem Wirkungskreise
und von der Geschäftsführung der Notare.
S. 135 —180. Art. 11 — 103. — Dritter

Titel. Von der Belohnung der Notare und
von den Notariatstaren. S. 180—185.
Art. 104—112. — Vierter Titel. Von der

Ausübung der Disciplinargewalt über die
Notare. S. 185—203. Art. 113—147.
— Fünfter Titel. Von den allgemeinen

Folgen der Verletzung des Notariatsgesetzes
und von der Haftung des Staates für Amts-
handlungen der Notare. S. 203—204.Art.
148—149.—Schlußbestimmungen.S.204
—206. Art. 150—-153.
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Kotarlat. Pfalz.

Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschlede. S. 55.

Berichtigung.
In dem Gesetzblatte Nro. 14, „das No-

tarlat betr.“, ist S. 181 bei Urt. 106 ein
Druckfehler vorhanden, es soll nämlich dort-
felbst statt:

„1. Eine Erhebung der in Art. 8—18“
heißen: „in Art. 8—10“.

Nürnberg fiehe: Eisenbahnen.
NürnbergundFürther Kreuzung siehe: Eisen-

bahnen.

O.
Oeffentlicher Frieden, Störung desselben.

S. 325. öff. Diener, deren Vernehmung in
Uebertretungssachen. S. 380.

Oberappellationsgericht, dessen Zuständig-
keit in Strafsachen rc. siehe: Kassationshof

Ostbahnen, Verlängerung derselben in der
Oberpfalz und Oberfranken. siehe: Eisenbahn.

Pasing siehe: Eisenbahnen.
Periodische Schriften, Bestrafung der Heraus-

geber und Verleger derselben wegen Verub-
ung strafbarer Handlungen durch die Presse.
S. 325.

Personalhaft als Erekutionsmittel. S. 384.
Pfalz. Die in der Pfalz geltenden Bestimm-

ungen über die Heimat. S. 70. Aufhebung
des bisher daselbst in Geltung gewesenen
Strafgesetzbuchs. S. 323. die Strafbestimm-
ungen der dort geltenden Gemeindewahlord=
nung. S. 325. Auphebung verschiedener Be-
stimmungen des franzöfischen Civilgesetzbuches.
S. 323. S. 328. das Gesetz vom 21. April
1810, die Bergwerke betr. S. 331. Kon-
sularbeschluß vom 17. Prairial IX. gegen
Postdefraudationen. S. 332. Dekret vom

Pfaly. Pfalz.

4. Mal 1812, Jagdausübung ohne Erlaub=
nißschein betr. S. 332. Jagdverordnung vom
21. Sept. 1815 für die Pfalz. S. 333.
die daselbst geltenden Gesetze über die Folgen
der Verurtheflung in eine Leibes= oder ent-
ehrende Strafe. S. 334. Gesetzliche Be-
stimmungen über diejenigen Personen, welche
sich nicht im Besitze der Cidilrechte befinden.
S. 334. Bestimmungen der pfälzischen Straf-
prozeßordnung über eigenmächtige und will-
kührlicbe Verhaftung. S. 335. Aufbebung
der Art. 635—640. 643. der pfäluschen
Strafprozeßordnung. S. 336. Befugniß der
Bürgermeister zur Androhung von Ordnungs-
strafen, administrativer Zwangqsvollug. S.
342—344. Zuständigkeit zur Aburtheilung
der am 1. Juli 1862 bereits vor Gericht
verwiesenen Reate. S. 349. Aufhebung resp.
Aenderung der Art. 113—119. 121. Absl.
1 und 126. 347—351. 312. 381—393.
395—404. 406. 137—143.166—171.
179. 553—599. des Buch II. Tit. III.
Hptst. 3. Tit. IV. Hptst. 3. Tit. V. Hpist.
2. 542. dann Art. 419—421.und436
der französischen Strasprozeßordnung S 351.
S. 364. S. 384. S. 404. S. 421—
422. S. 363. Vernehmung der Civilpartei
bei Aufhebung der Untersuchungshaft. S. 363.
Beschränkung und Aenderung der Art. 91. 94.
100. 129. 130. Abs. 2. 131. 134. 193.
230 Abs. 2. 231 —233. 239. 506. des
französischen Strasprozeßgesetzes. S. 364.
Führung des Wahrheitsbeweises in Verläum-
dungsfällen. S. 365 370. Gesetz vom
18. November 1849 über das Verfahren bei
Preßvergeben in der Pfalz. S. 369. Unge-
horsamsverfahren in Preßsachen. S. 372.
Schöpfung des Wahrspruchs der Geschworenen,
Vorschriften über das Stimmenverhältniß. S.
384. Aufschub des Vollzugs der Todesstrafe



Pfalz.

im Fall der Schwangerschaft der Verurtheilten.
S. 384. Vorzugsrecht der Entschädigungsan-
sprüche des Beschädigten vor der Geldstrafe
und den Untersuchungskosten. S. 384. per-
sönlicher Arrest als Erekutionsmittel für diese
Ansprüche. S. 381. Vollzug der Urtheile in
Forstsacben. S 384. Voruntersuchung in
Uebertretungssachen. S. 386. Rechtsmtttel
gegen Entschcidungen der Einzelrichter. S. 387.
Verwendung der Geldstrafen in der Pfalj,
Dekret vom 17. Mai 1809 hierüber S 387.
Aufhebung der Verpflichtungen der Gemeinden
in Betreff der Kantonsgefängnisse und Land-
gerichtslokale. S. 387. Bildung der Schwur-
gerichte in der Pfalz. S. 388—404.Ver-
weisung der vor die pfälzischen Gerichte ge-
hörenden Strafsachen vor ein Gericht diesseits
des Rheins. S. 420. Uebergang der Zu-
ständigkeit des pfälzischen Kassationshofes an
das Oberappellationsgericbt und Verweisung
von Strafsachen an ein anderes als das ur-
sprünglich zuständige Gericht. S 421. Aufheb-
ung der Bestimmungen des Gesetzes vom 25.
August 1843, die Kompetenz des Kassations-
hofes betr. S. 422.

Pfandgebühren der Jagdverordnung vom 21.
September 1815 für die Pfalz. S. 333.

Plenarversammlung des Oberappellations=
gerichtes. S. 405. S. 419 S. 421.

Polizeianstalten, Behandlung der zur
Verwahrung daselbst bestimmten Personen bis
zur Errichtung solcher Anstalten S. 341.

Polizeibehörde, Zwangsvollzug von Gesetzen
durch dieselbe, Befugniß zur Andrehung von
Ungehorsamsstrafen 2c. S. 342—344. Auf-
hören ihrer Zuständigseit in Cwilrechtsfachen.
S. 351. provisorische Verhaftung Verrächtiger
4c. durch dicselbe S 355—357. Erbebung
von Aufklärungen über Anzeigen in Betreff

Polizeibehörde. Pollzesdirection. Präsident.

von Polizelübertretungen durch dieselbe. S. 377.
S. 386.

Polizeidirektion #. 88 der Instruktion vom
24. September 1808 für dieselbe. S. 351.

Poligeisachen, die zur Zelt des 1. Juli 1862
in erster Instanz abgeurtheilt sind, deren Ab-
urtheilung in II. Instanz. S. 349.

Polizeistrafgesetzbuch neues, Beginn und
Umfang selner Geltung. S. 322. Anwendung
seiner allgemelnen Bestimmungen auf die in
älteren, sortwährend in Geltung bleibenden
Gesetzen mit Strafe bedrohten Handlungen.
S. 329. S. 334. Verwelsungen in älteren
fortbestehenden Gesetzen auf Bestimmungen des
bisherigen Strafrechts. S. 334. dessen An-
wendung auf die vor dem 1. Juli 1862
bereits begangenen Handlungen. S. 339.
S. 376. auf berelts abgeurtheilte Sträf-
linge. S. 341. Anwendung seiner allgemeinen
Bestimmungen (insbesondere des Art. 36 und
und 39) auf den admintstrativen Zwangs-
vollzug von Gesetzen 2c. S. 343. Nichtig-
keltsbeschwerde und Beschwerde zur Wahrung
des Gesetzes wegen unrichtiger Anwendung des
Polizeistrafgesetzbuches. S. 404.

Polizeistrafgesesbuch siehe:
ungsgesetz.

Volizeiübertretungen sind in dem Ausdruck:
„Uebertretungen“ mitbegriffen. S. 328. siehe:
Uebertretungen.

Polizeiuntersuchungen, welche zur Zeit des
1. Juli 1862 sichinSchwebebefinden.S.349.

Polvtechnische Schule. Errichtung einer
einnigen. S. 72.

Postgefälle, Strafbestimmungen über Kontra“
ventionen und Defraudatlonen in Bezug auf
dieselben. S. 325. S. 332. S. 347.

Postregal, Zuftändigkelt zur Aburtheilung der
Uebertretungen in Bezug auf dasselbe. S. 347.

Präsident der Kreisregierung, dessen Thätig-
32
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Presse. Rechtsanwälte.

keit bei Feststellung der Geschworenenliste in
der Pfalz. S. 391. S. 391—399. Einbe-
rufung der Geschworenen rurch ihn. S. 396.
Pr. des Appellationsgerichts, dessen Mitwirk-
ung bei Feststellung der Geschworenenliste in
der Pfalz. S. 395. Pr. des Schwurgerichts,
dessen Mitwirkung bei Feststellung der Ge-
schworenenliste. S. 396. S. 400. siehe auch:
jugendliche Personen.

Presse, Gesetz vom 17. März 1850 zum
Schutz gegen dieselbe. S. 323. S. 325.
S. 331. S. 337. Zuständigkeit zur Abur-
theilung der durch dieselbe begangenen Ver-
gehen. S. 345.

Preßerzeugniß, Unterdrückung und Vernicht-
ung derselben, sowie der zu ihrer Hervor-
bringung gebrauchten Gegenstände. S. 370 —
371. Ungehorsamsverfahren in Untersuchungen
gegen ausländische Preßerzeugnisse. S. 372.

Preßsachen, Kontumacialverfahren in denselben.
S. 372. einige Bestimmungen über das Ver-
fahren in denfelben S. 370. S. 372.

Preßvergehen, Gesetz vom 18. November
1849 über das Verfahren gegen dieselben in
der Pfalz. S. 369.

Privilegien, Bestimmungen über deren Sus-
pension und Einziehung. S. 325.

Procuristen. S. 438—439.
Protokollführung in llebertretungssachen. S.

360. in Kassationssachen. S. 412.
Provisorische Erhebung der Steuern. siehe:

Steuern.
Prorisorische Derhaftung Verdächtiger und

Verurtheilter. S. 355. S. 356.

R.
Realgymnasien. sirhe: Landwirthschafto-

u. Giewerbsschulen. S. 71.

Rechtsanwälte, Verhängung der Untersuch-

Rechtsgeschäfte. Schulen.

ungshaft gegen dieselben. S. 352. stehe:
Advokaten.

Rechtsgeschäfte. Die Form einiger. S. 78.
Rechtskundige Beistände in Ehrenkränkungs=

sachen. S. 374. 375. in Uebertretungssachen.
S. 379. bei Ausführung von Nichtigkeits-
beschwerden beim Kassationshof durch dieselben
S. 407. deren Vorladung vor den Kassations-
hof zur mündlichen Ausführung der Be-
schwerden. S. 408.

Regalien, Strafbestimmungen über Defrauda-
tionen und Kontraventionen in Bezug auf
dieselben. S. 325. Kompetenz zur Aburtheilung
der Uebertretungen in Bezug auf dieselben.
S. 347. siehe auch: Defraudationen.

Regierungspräsident siehe: Präsident.
Revierförster. Geldbesoldungen der älteren

verdienten. S. 68.
Rübenzucker siehe: Zollvergütung.
Rückfall als Grund der Verhaftung. S. 352.

S. 354.

S.
Sachverständige, deren Vernehmung in Ueber-

tretungssachen. S. 380.
Schadensersatz, Verfolgung des N. pruchs

auf denselben vor den Cidvilgerichten der Pfalz
im Fall der Verjährung der strafrechtlichen
Verfolgung der betreffenden Handlung. S. 336.
Sch. wegen Chrenkränkung. S. 376. Ver-
pflichtung der Civilstandsbeamten hiezu. S. 328.
siehe auch: Civilpartei, Kosten.

Schmervengeldklagen. S. 376.
Schulen. Gesetz, die Aufbringung des Be-

darfes für die deulschen Schulen betr. S.
297—308.

Inhalt: Art. 1. Die deutschen Schulen
sind Gemeindcanstalten; — die Verpflichtung
zur Bestreitung des gesammten Aufwandes



Schulen. Schwurgericht.

liegt den politischen Gemeinden ob. S. 293—
294. — Art. 2. Zahl der Schuler und

Besetzung der Lehrerstellen. S. 299 —300.
—Art. 3. Gehaltder Schullehrer. S. 500—
301. Art. 4. Bezüge, welche in den Gehalt
einzurechnen und nicht ein urechnen sind. S. 302.
— Art. 5. Vom Schulgelde. S. 302— 304.
— Art. 6. Deckungsmittel durch Umlagen
und Unterstützungen aus den Kreisschuldota-
tionen, endlich aus Kreisfonds. S. 304—
305. — Art. 7. Vom Schulsprengel und

Ermittlung und Feststellung des Aufwandes.
S. 305—306.—Art.8.Von dem Un-

terhaltsbeitrage der wegen unverschuldeter
Dienstuntauglichkeit vom Dienste enthobenen
Schullehrer. S. 306. — Art. 9. Eintritt

der Wirksamkeit dieses Gesetzes. Die Artikel
5—7 finden auf die Pfalz keine Anwendung.
S. 308.

Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 57.

Staatseisenbahnen, Vervollständigung und
Auesdehnung derselben. siehe: Eisenbahnen.

Staatsobligationen, Wiedrcanlage ver-
looster bel den 4procentigen Eisenbahn-
Anlehen.

Königlich Allerhöchster Beschluß im Land-
tagsabschiede. S. 59.

Schutz der Telegraphenanstalten, Gesetz vom
24. Dezember 1849 hierüber. S. 323. Schutz
gegen Mißbrauch der Presse, Gesetz vom 17.
März 1850 hierüber. S. 323. S. 325.
S. 331. S. 337. des Eigenthums an
Literatur= und Kunsterzeugnissen, Gesetz vom
15. April 1840 hierüber. S. 325.S.330.

Schwangere, Aussetzung der Hinrichtung.
S. 384.

Schwurgericht, Zuständigkeit zur Entscheidung
über das Vorhandensein von Milderungs=
gründen, Fragestellung hierüber. S. 337. Frei-

Senate. Staatsgefälle.

sprechung jugendlicher Personen wegen Mangels
der Unterscheidungsfähigkeit. S. 338. dessen
ZuständigkeitinStrafsachen.S. 345. S. 3479.
Verweisung vor das Sch. als Grund der
Verhaftung. S. 352 S. 358. Vernichtung
und Unterdrückung von Preßerzeugnissen durch
dasselbe. S. 370. Schöpfung des Wahr-
spruchs bei dem Schw. der Pfalz. S. 384.
Bildung desselben in der Pfalz. S. 388—
404. S. 420. Offizialprüfung der vom
Schw. erlassenen Todesurtheile. S. 406.

Senate der Bezjirks= und Appellationsgerichte
S. 345. S. 349. des Oberappellationsge-
richts. S. 405.

Sensale. S. 439—441.
Servituten, gesetzliche Bestimmungen über

das Recht derselben. S. 79.
Sicherheitsleistung behufs Freilassung aus

der Untersuchungshaft. S. 347. S. 352.
S. 358. S. 363. S. 364.

Sicherungsmaßregeln siehe: Civilpartei.
Staatsanwaltschaft bei den Einzelnrichtern.

S.345. S.349. S. 377. S.383. S.386.
S. 387.

Staatsausgaben, Festsetzung der. S. 97.
Staatsbürgerliche Rechte, deren Verlust.

S. 364.

Staatsdiener, Disciplinarstrafen derselben.
S. 325. St. als Geschworene. S. 389.
Verhängung der Untersuchungshaft gegen die-
selben. S. 352. S. 354. siehe: Beamte.

Staatsdienst technischer. Eintritt in denselben.
S. 71.

Staatseinnahmen, Bestreitungder. S. 106.
Staats-Eisenbahnensiehe: Eisenbahnen.
Staatsgebäude, Veräußerung der entbehrlichen.

S. 68.

Staatsgefälle, Strafbestimmungen über Kon-
traventionen und Defraudationen in Bezug



Staatsgefährliche. Strafbarkeit.

auf dieselben. S. 325. siehe: Defrauda=
tionen. ’

Staatsgefährliche Zusammenrotlung S. 325.
Staatsgerichtshof. S. 319.
Staatskasse, deren Rechte auf die behufs

Abwendung der Untersuchungshaft geleistete
Sicherheit. S. 364.

Stadtmagistrat siehe:Magistrat, Polizei-
direktion.

Stammgestüt. S. 65.
Standrecht, Vorbehalt der hierüber bestehenden

Bestimmungen. S. 325.
Starnberg siehe: Eisenbahnen.
Steckbriefe in Uebertretungssachen. S. 378.
Steinkohlen. Bergbau und Bohrversuche auf

Steinkohlen bei Erbendorf siehe: Bergbau.
Stempelfreiheit der Verhandlungen über die

Untersuchungehaft. S. 357—361.
Stempelgefälle, Kontraventionen und Defrau-

dationen in Bezug auf dieselben. S. 325.
siehe: Defraudationen.

Steuerausschuß, Verweigerung des Eintritte
in einen solchen. S. 325.

Steuergefälle siehe: Stempelgefälle.
Steuerquantum, dessen Einfluß auf die Fähig-

keit zur Uebernahme des Amtes eines Ge-
schworenen. S. 388.

Steuern. Gesetz, die provisorische Erhebung
der Steuern pro 1861/62 betr. S. 41—41.

Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 51.

Störung des öffentlichen Friedens. S. 325.
Strafanstalten, Herstellung der neuen. S. 341.
Strafarbeitshaus siehe: Arbeitshaus.
Strafbare Handlung siehe: Handlung.
Strafbarkeit, Freisprechung wegen Mangels

der zur Unterscheidung derselben nöthigen Aus-
bildung. S. 338. Strb. der vor dem1.Juli
1862 begangenen Handlungen 25. siehe:
Schadensersatz.

Straffolgen. Sträflinge.

Straffolgen siehe: Folgen.
Straffolgen. Gesetz, die Aufhebung der S#traf-

solgen betr. S. 9—12.
Inhalt: Art 1. Die Wirrereinsetzung in

die bürgerlichen oder politischen Rechte kann
durch königliche Gnade erlangt werden. S. 11.
— Ant 2. Umfang und Vesctränkung des
Begnadigungereseriptes. S. 11. — Art. 3.

Ein abgewiesenco Gesuch lann erst nach drei
Jahren erneucrt werden. S. 12. — Art. 4.

Eintritt der Wirksamkeit des Gesetzes und
Aushebung der Art. 619—634 der pfälzischen
Strafproceßordnung. S. 12.

Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 51.

Strafgattungen des alteren Strafrechts.
S. 3

Strafgefangene siehe: Sträflinge.
Strafgesetzbuch, Beginn und Umfang der

Geltung des neuen. S. 322. Aufhebung
des bisherigen Snafgesetzbuches. S. 323.
S. 364. Vorbehalt älterer Strafgesetze. S.
325. S. 341. Anwendung der allgemeinen
Bestimmungen des neuen Strigs. auf die in
älteren fortbestehenden Gesetzen mit Strafe
bedrohten Handlungen. S. 329. S. 334.
Verweisungen in solchen Gesetzen auf das bis-
herige Sufgsb. S. 334. Anwendung des neuen
Str. auf die vor dem 1. Juli 1862 be-
gangenen Handlungen. S. 339 S. 376.
auf bereits verurtheilte Personen. S. 341.
Anwendung der allg. Best. des neuen Str.
auf die Theilnahme an Zolleefcraudationen 2c.
S. 317.

Strafgesebbuch. Gesetz, das Strafgesetzbuch,
das Politeistrafgesetzbuch und das Einführ=
ungsgesetz hiczu beir. siehe: Einführungs.
gesed.

Sträflinge, deren Behandlung. S. 341. deren



Etrafmaß. Suspension.

provtsorische Unterbringung in den bestehenden
Strafanstalten. S. 341.

Strafmaß, Einfluß einer Ueberschreitung des-
selben auf die Eigenschaft der betreffenden
Handlung. S. 329.

Strafmilderungsgründe, Zuständigkeit zur
Entscheidung über deren Vorhandensein bei
Schwurgerichten, Fragestellung hierüber. S.
337. Schöpfung des Wahrspruchs hierüber
in der Pfalm. S. 384.

Strafprozeßgesetz vom 10. November 1848,
Art. 76. Ziff. 6. desselben über die Fähigkeit
zm Geschworcnenamt. S. 336.

Strafprozeßordnung der Pfalz, deren Be-
stimmungen über eigenmächtige und willkühr-
liche Verhaftung. S. 335. Aufhebung einiger
Bestimmungen derselben. S. 336. S. 351.
S. 364. S. 384. S. 404.

Strafverfahren, die in den Gesetzen über
dasselbe enthaltenen Strafbestimmungen. S.
325. allgemeine Bestimmungen hierüber. S.
345 352. St. in Zolldefraudationssachen.
S. 347. Bestimmungen über die Untersuch-
ungshaft. S. 352—365. Wahrlheitsbeweis
in Verläumdungsfällen. S. 365—370. in
Preßstrafsachen. S. 370—374. in Ehren-
kränkungssachen. S. 374—377. in Ueber-
tretungssachen in den Landestbeilen diesseits
des Rheins. S. 377—383. besondere Be-
stimmungen über das Strafoerfahren in der
Pfalz. S. 384—404. Verfahren ver dem
Kassanuonshof siche: KRassationshof.

Strafverfolgung wegen Ebhrenkränkung. S.
374—377. Einfluß einer Verjährung der
Strafverfolgung auf die Geltendmachung eines
Schadensersatzanspruchs. S. 336.

Suspension von Gewerbsrechten und Privi-
legien, Vorbehalt der älteren Bestimmungen

Syrup. Uebertretungen.

hierüber. S. 325. des vor dem Kassationshof
ercedirenden Vertheidigers. S. 412.

Sprup siehe: Zollvergütung.

T.
Tarifmarimalsätzesiehe:Eisenbahnen.
Tarbestimmungen in Handelssachen. S. 467.
Tarfreiheit der Verhandlungen über Unter-

suchungshaft. S. 357. S. 358.
Telegraphenanstalten, Gesetz vom 24. Der.

1849 über den Schutz derselben. S. 323.
Telegraphennetz. Gesetz, die Vervollständigung

des in Bavern bestehenden Telegraphennetzes
betr. S. 85—88.

Inhalt: Art. 1. Bezeichnung der zur Aus-
fübrung zu bringenden Telegraphenlinten.
S. 86 —87. —Art. 2. Anschlag der Kosten.
S. 87 — 88. — Art. 3. Mittel zur Deckung.

S. 88. — Art 4. Verwendung des Rest-
betrages. S. 88. — Art. 5. Ermachtigung
zur Verwendung der Erubrigungen zur Her-
stellung weitcrer Telegraphen-Verbindungen.
S. 88.

Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 54.

Thatfrage, wie weit die Strase über Straf-
milderungsgründe hiezu gehört. S. 337.

Theilnahme an Zolldefraudationen2c.S.347.
Todesstrafe, Folgen der Verurtheilung. S. 334.

Verdacht wegen eines hiemit bedrohten Ver-
brechens als Grund der Verhaftung. S. 352.
S. 358. Aussetzung ihres Vollzugs an
Schwangeren. S. 384. Urtheile auf Todes=
strafe, deren Prüfung von Amtswegen durch
den Kassationshof. S. 406.

Turnen. Unterricht. S. 72.

U.
Uebertretungen, was darunter zu verstehen. S.

328. welchen Handlungen die Eigenschaft einer



Uebertretungssachen. Unterschlagung.

Uebertretung zukommt, insbesondere, wenn sie
in älteren Gesetzen bei Strafe verboten sind,
Anwendung der allgemeinen Bestimmungen
des Strafgesetzbuches und Polizeistrasgesetz-
buches auf die in älteren Gesetzen mit Strafe
bedrohten Handlungen, Umwandlung der Geld-
strafe in Arrest. S. 329—334. Zuständig=
keit zur Aburtheilung derselben. S. 345.
S. 347—351. Untersuchungshaft wegen
Uebertretungen. S. 954. S. 378. Freilass-
ung gegen Kaution. S. 358.

Uebertretungssachen, Verfahren in denselben
in den Landestheilen diesseits des Rheins.
S.377—.383. inder Pfalz. S. 384—388.

Uferschutz und Schutz gegen Ueberschwemmungen.
S. 66.

Umwandlung der Gelostrafen in Arrest. S. 329.
384.

Uneinbringliche Geldstrafen. S. 329. S. 384.
Ungebührliches Benehmen vor Gericht. S. 380.

Ungehorsam des Verdächtigen als Grund
seiner Verhaftung. S. 352—355. U. der
Zeugen und Sachpverständigen in Uebertretungs-
sachen. S. 380.

Ungehorsamsstrafen, deren Androhung durch
Polizeibehörden. S. 342—344.

Ungehorsamsverfahren in Untersuchungen
gegen ausländische Preßerzeugnisse. S. 372.
in Uebertretungssachen. S. 381.

Universitätsstudien als Grund der Be-
sähigung zum Geschworenenamt. S. 388.

Unterdrückung von Preßerzeugnissen. S. 370
—372.

Unterschlagung, Folgen der Verurtheilung
wegen derselben in Bezug auf Wahleechte.
S. 336. in Bezug auf die Untersuchungs-
haft. S. 352—355.

Untersuchungen. Verhaftung.

Untersuchungen, die sich zur Zeit des 1. Juli
1862 in Schwebe befinden. S. 349.

Untersuchungshaft. S. 347.S.352—365.
Untersuchungskosten siehe: Kosten.
Urtheile in Uebertretungssachen, deren Ab-

fassung und Verkündigung. S. 380. S. 381
— 383. deren Volliug durch Personalarrest.
S. 384. in Cassationssachen. S. 412. Ver-
nichtung von Urtheilen durch den Cafssations-
hof und Verfahren hierauf. S. 411. S. 420.

V.
Verbot ausländischer Zeitungen und Zeitschrif-

ten. S. 371.

Verbrechen, Folgen der Verurtheilung wegen
eines solchen für die Theilnahme an Wahlen 2c.
S. 336. deren Aburtheilung durch die Schwur-
gerichte. S. 345.

Vereinsgesetz vom 26. Februar 1850: S.
325. S. 330.

Verfahren in Strassachen siehe: Strafver-
fahren.

Verfassungsbeilage IX. S. 325.
Vergehen, welche von den in älteren Gesetzen

mit Strafe bedrohten Handlungen als solche
zu betrachten sind. S. 330—334. S. 336.
Folgen der Verurtheilung wegen eines Ver-
gehens für Theilnahme an Wahlen 2c. S. 336.
Zuständigkeit zur Aburtheilung der Vergehen.
S. 345—347. Untersuchungshaft wegen
Vergehen. S. 352—355 Kautionsbestell-
ung zur Abwendung dieser Haft. S. 358.

Vergütung der Steuer für ausgeführten Rüben-
zucker sieche: Zollvergütung.

Verhaftsbeschwerde. S. 357.
Verhastung eigenmächtige und willkührliche

nach Art. 609. 616 und 618 der pfälz.
Strasproceßordnung. S. 335. fiehe: Unter-
suchungshaft.



Verjahrung. Verjährung.

Verjährung der gerichtlichen Verfolgung einer
Hamwdlung, deren Folgen für Geltendmachung
der Entschädigungsforderung vor den Civil=
gerichten der Pfalz. S. 336. V. der An-
schuldigung wegen Verläumdung. S. 366.

Verjährung. Gesetz, die Verjährung der

Forderungen aus SEinatsschuldenurkunden derld gsanstalt beir. S. 33—
38. Ar. 1. — der Capitalforder=
ungen zu Gunsten des Staatsschuldentilgungs=
sondes nach Ablauf von dreißig Jahren. S.
34. Art. 2. Verjährung der Zinsen nach
fünf Jahren. S. 35. Art. 3. Zeit der Gilt-
igkeit der Talons zu fünf Jahren. S. 35.
Verjährung der Caution für abgängige Zins-
abschnitte. S. 35—36. Art. 5. Die Ver-

gülung abhanden gelommener au porteur
Obligationen und Zinsabschnitte betr, dann
Termin zur Anbringung des Gesuches um
Vergütng des Capitals und der Zinsen.
S. 36 —37. — Art. 6. Von der Wicher-

einsetzung in den vorigen Stand gegen die
eingetretene Verjüährung. S. 37. — Art 7.
Gleichstellung jener Gläubiger, welche unter
Vormundschaft oder Curatel stehen. S. 37.
— Art. 8. Anwendung des Gesetzes in dem
ganzen Königreiche mit dem Tage der Ver-
kündigung. S. 38. — Art. 9. Erlöschung
der Bestimmung im §. 13 Abs. 1 des Ge-
sehes vom 11. September 1825 das Staats-
schuldenwesen beto. S 38 Vorbehalt der
zugestandenen Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand bei bereits erloschenen Forderungen.
Einrechnung der abgclaufenen Zeit in die
verlängerte Verjährungsfrist betr. S. 38.

Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 51—52.

Königliche Erklärung auf den der Zu-
stimmung des Landtages zu diesem Gesetze
beigesugten Wunsch, daß das k. Staats-
ministerium der Finanzen ermächtigt werde,

Verläumdungsfälle. Verurtheilung.

bezüglich der beim Erscheinen obigen Gesetzes
bereits wegen Nichterhebung binnen 3 Jahren
erloschenen Capitalien auf Ansuchen der Gläu=
biger die Wiederaufnahme und nachträgliche
Bezahlung auch in jenen Fällen zu genehm-
igen, in welchen keine strengrechtlichen Resti-
tutionsgründe bestehen, insoferne seit dem
Einteitte der Verjährung derselben nicht mehr
als zwei Jahre verflossen sind, siehe die
Allerhöchste Ermächtigung im Landtagsabschiede.
S. 52.

Verläumdungsfälle, Wahrheitsbewels in
denselben. S. 365— 370

Verleger von Zeitungen undperiodischen Schrif-
ten. S. 325.

Verleitung von Militärpersonen und Land-
wehrmännern zur Untreue und zum Unge-
horsam, Gesetz vom 21. Mai 1851 hierüber.
S. 323

Verlust der staatsbürgerlichen Rechte. S. 339.
Vermögensnachtheil siehe: Schadens-

ersag#.
Verletzung über die Hälfte. S. 78.
Vernichtung von Preßerzeugnissen. S. 370.
Verordnungen, Aufhebung der bisher in

Geltung gewesenen. S. 323. S. 351. S.
422. Vorochalt bestehender V. S. 323. S.
339. Androhung von Ungehorsamsstrafeu
wegen Nichtibefolgung derselben. S. 342—
344.

Versammlungen siehe: Vereinsgesetz.
Vertheidiger siehe: Kassationshof.
Vertreter des Beschuldigten in Uebertretungs-=

sachen, dessen Zulassung und Legitimation.
S. 379. siehe: Beistand.

Verurtheilung in eine Leibes= und entehrende
Strafe in der Pfalz, Folgen derselben. S.
334. Verlust der Civilrechte nach pfälz.
Rechte als Folge der V. S. 334. Un-

4



Vervollstandigung. Waffengewalt.

fähigkeit zur Theilnahme an Wahlen 2c. als
Folge der V. S. 336.

Vervollständigung und Ausdehnung der
bayer. Staatseisenbahnen siehe: Eisen-
bahnen.

Verwahrloste siehe: jugendliche Personen.
Verweis als Disciplinarstrafe. S. 325. dessen

Ersatz durch Geldstrafe. S. 339.
Verweisung vor das Schwurgericht als Grund

der Verhaftung. S. 352. S. 358. V. vor
ein Bezirksgericht als Grund derselben. S.
354. siehe: Kassationshof, Vernichtung
von Urtheilen.

Verweisungen in älteren fortdauernden Ge-
setzen auf das bisherige Strafrecht. S. 334.

Verweisungserkenntnisse, Vollzug der vor
dem 1. Juli 1862 erlassenen. S. 349.

Vollzug von Gesetzen durch die Polizeibehörden,
Androhungsstrafen zu diesem Zwecke 2c. S. 342
—344. von Urtheilen 2c. S. 381.

Vollzug. Gesetz, den Vollzug der Friheits=
strafen durch Einzelnhaft betr. S. 273—280.
Art. 1—15.

Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 56.

Vollzug des Bundesbeschlusses vom 26 Juli
1860 siehe: Bundessestungen.

Vorladung von Rechtsbeiständen zu den öffent-
lichen Sitzungen des Kassationshofes. S. 408.

Voruntersuchung, Behandlung der zur Zeit
des 1. Juli 1862 schwebenden. S. 349.
V. in Uebertretungssachen. S. 377. S. 386.

Vorzugsrecht der Entschädigungsansprüche des
Beschädigten vor der Geldstrafe und den Un-
tersuchungskosten. S. 384.

W.
Waarenfracht auf den Staatsbahnen siehe:

Abschied. S. 70.
Waffengewalt, Gesetz vom28.October1831.

Wahlfähigkett. Wünsche.

über Anwendung derselben beim Vollzug sa-
nitätspolizeilicher Vorschristen zum Schuztz gegen
Verbreitung der asiatischen Cholera. S. 323.

Wahlfähigkeit, Verlust derselben in Holge
Verurtheilung. S. 336.

Wahlmänner für Landtagswahlen, deren Be-
tbeiligung bei Feststellung der Geschworenen-
liste. S. 390.

Wahlordnung für Landgemeinden, die darin
enthaltenen Strafbestimmungen S. 325. die
darin enthaltenen Bestimmungen über die
Wahlfähigkeit. S. 336.

Wahrheitsbeweis in-
S. 365—370.

Wahrspruch, Bestimmungen über Schöpfung
desselben in der Pfalz S. 384.

Wahrung des Gesetzes sirbe: Beschwerde.
Weibspersonen schwangere, Aufschub ihrer

Himichtung. S. 384. · "

Wiederaufnahme des Strafverfahrens in
Uebertretungssachen. S. 363.

Wiedereinsetzung eines wegen Verbrechens
oder Vergehens Verurtheilten 2c. siehe: Straf-

Verläumdungsfällen.

folgen.
Wiedererstattung, Zwangsvollzug der im

Urtheil angcordneten rurch Personalarrest.
S. 384.

Wilddiebstahl. S. 333.
Willkührliche Verhaftung siehe: Verhaftung.
Winkelagentic. S. 325.
Wohnsitz im Inland, dessen Einfluß auf die

Untersuchungshaft. S. 352.
Wuchergesetze. S. 323.
Wuünsche und Anträge. Königliche Allerhöchste

Entschließbung im Landtagsabschiede auf die
von den Kammern gestellten Wünsche und
Anträge. S. 61— 80.

A. Zum Finanzgesetz und Budget. 8. 1.
Wegen der Frachtsätze auf Steinkohlen 2c.
S. 64. — §# 2. Niederschlagung des Kauf-
schillingsrestes für die Karthause zu Nürn-



Wunsche. Wunsche.

berg. S. 64. — 8. 3. Berucksichtigung der
Gläubiger zweiprocentiger Capitalien. S. 65.
— 6. 4. Wegen Vorlage eines Gesetzes,
die annuitätenweise Rückzahlung der Boden-
zinscapitalien betr. S. 65. — §s. 5. Re-
vision der Zeugengebühren. S. 65. — 71. 6.
Reorganisation des Stammgestütes und der
Militärsohlenhöse. S. 65—66. — 5. 7.

Wegen Vollzug des Gesetzes über den Ufer-
schutz. S. 66. — 5. 8. Wegen Beseyung
der Lehrstellen an vollständigen Studienan=
stalten. S. 66. — 5. 9. Wegen Umge-
staltung über die Häusersteuer. S. 67. —
* 10. Wegen der Werkverbesserungsausgaben
der Generalbergwerksverwaltung. S. 67. —
* 11. Anfall des Lotto vom 1. October
bis 31. December 1861 zur Verwendung
für das Personal der Lottoanstalt. S. 67.
— f§. 12. Die Geldbesoldungen der Revier-
förster 2c. bete. S. 68. — K. 13. Wegen

Veräußerung absolut nicht nothwendiger Ge-
bäude, Minderung der Bauausgaben um
Nufhebung des Regiebetriebtrs der Würz-
burger Bräuerei. S. 68.
 Zu den Nachweisungen und zwar den

Einnahmen. — é. 14. Wegen Trennung
der Ausübung der Berghoheit des Staates
von der Verwastung der ärarialischen Berg-
und Hüttenwerle, dann wegen Ermöglichung
eines entsprechenden Resultates bei dem Fort-
betricb der lebensfähigen Werke. S. 69.

C. Besondere Wünsche und Anträge. §. 15.die
directen Eisenbahnfrachten betr. S. 70. — JF. 16.

der Aufhebung der Beschränkung in Ansehung
israelitischen Glaubengenossen rücksichtlich der
Ansäßigmachung und des Gewerbsbetriebes,
mit Gesetzeskraft. S. 70 — K. 17. Die

in der Pfalz geltenden Bestimmungen über
die Heimat betr. S. 70.— # 18. Die
dienstliche Stellung der Lehrer an den Land-
wirthschafts-, Gewerbs= und Handelsschulen

Wünsche. Wünsche.

betr. S. 71. — 4. 19. Wegen Verfassung
und Verwaltung der Gemeinden der Pfalz.
S. 72. — 41. 20. Erleichterung der An-
säßigmachung auf Lohnerwerb. S. 72. —
#. 21. Ausbildung der Jugend durch Turnen.
S. 72—73. — 5 22. Die Besteuerung
der landwirthschaftlichen Brennereien resp.
die Verwendung von Grünmalz zum Zwecke
der landwirthschaftlichen Brennereien betr.
S. 73. — §. 23. Abänderung der Art. 8
und 35 der pfälzischen Brandversicherungs-
ordnung vom 26. November 1817. S. 74.
— §. 24. Die Aufhebung der Vollzugs-
Verordnungen zum Gewerbsgesetze vom 11.
September 1825 detr. S. 74—75. —

#*# 25. Bau einer Eisenbahn von Starnberg
über Tutzing nach Penzberg und an den
Peissenberg. S. 75. — 3i. 26. Die Be-
freiung der Bierfabrication von polizeilichen
Productionsvorschriften und Tarregulirungen,
dann Verordnung über die Regulirung des
Biersatzes, Verwendung der Stoffe und die
Rechtsverhältnisse zwischen den Bräuern und
Wirthen betr. S. 75—77. — K. 27. Die

Stellvertretung im stehenden Heere betr.
S. 77. — 4. 28. Einige Aenderungen im
Civilrecht betr. 1. die Geschäftsvormundschaft,
2. die Einstandsrechte, 3. die Form einiger
Rechtsgeschäfte (die in verschiedenen Statutar-
rechten enthaltenen civilrechtlichen Vorschriften,
wonach Darlehensverträge, Cessionen, Quin-
ungen, Verträge über Holzverkäufe außer
Landes, Kauf= und Tauschverträge, über
Pferde und anderes Vieh gerichtlich errichtet,
oder vor Zeugen abgeschlossen, oder vor dem

Gemeindevorsteher beschrieben werden müssen,
sind aufgehoben), 4. die Verletzung über die
Hälfte detr. S. 77—79. — K5. 29. Die
gesetzlichen Bestimmungen über das Recht
der Servituten und über die aus der Ge-
schlechtsgemeinschaft entsprungenen Rechtsver-



Wurzburg.

hältnisse betr. S. 79. — é6. 30. Die Un-

tersuchung und Aburtheilung der nufschlags-=
defraudationen betr. S. 78—80.

Würzburg siehe: Eisenbahnen.
Wurzdurger Vräuerei. S. 68.

Zeitungen und Zeitschriften, Verbot der aus-
ländischen. S. 371. Bestrafung ihrer Ver-
leger und Herausgeber wegen der durch die
Presse verübten strafbaren Handlungen. S. 325.

Zeugen, Einwitkung auf dieselben als Grund
der Verhaftung. S. 352—355. S. 358.
deren Vernehmung in Ehrenkränlungssachen.
S. 374. in Uebertretungssachen. S. 378—
380.

Zeugengebühren in Strafsachen. S. 65.
Zinn rohes. S. 1. siehe: Zoll.
Zinswucher. S. 323.
Zoll. Gesetz, die Aufhebung des Eingangs-

zolles für rohes Zinn betr. S. 1—4.
Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-

setzes im Landtagsabschiede. S. 50.
Zollvergütung. Gesetz, die Vergütung der

Steuer für ausgeführten Rübenzucker, die Be-
steuerung des Zuckers aus getrockneten Rüben
und Verzollung des Zuckers und des Sprups
bett. S. 13—18.

Inhalt: Art. 1. Vergütung für ausge-
geführten nicht raffinirten Zucker. S. 15.
— Art. 2. Erfüllung der Bedingungen für
die Gewährunz der Vergütungen. S. 15—
16. — Art. 3. Verhälmiß des Gewichtes

der getrockneten zu den rohen Rüben. S. 16.
— Art. 4. Eingangsabgaben für gucker
und Syrup. S. 16—18.

Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtagsabschiede. S. 51.

Zoll= und Handelsverhältnisse im Allge-
gemeinen und für die Zukunft betr. siehe:

AUbschied für den Landtag. S. 60—62.

Zollverhältnisse. Zollgefalle. Zweigbahn.

Zollgefälle siehe: Defraudationen.
Zollstrafgesetz vom 17. November 1837, Zu-

ständigkeit zur Aburtheilung der Zuwider-=
handlungen gegen dasselbe, Verfahren hiebei 2c.
S. 347.

Zuchthausstrafe, Folgen der Verurtheilung
biezu. S. 334. 3 an Stelle der im älteren
Strasrecht angedrohten Arbeitshausstrafe. S.
339. Z. von mehr als 8 Jahren als Grund
der Verhaftung der Verdächtigen. S. 352.

358.
Zuchthaussträflinge, deren Beurtheilung.

S. 341.
Züchtigung körperliche,

Arrest. S. 339.
Zusammenlegung. Gesetz, die Zusammenleg-

ung der Grundstücke betr. S. 219—270.
Inhalt: l. Abschnitt. Grundsätze der Zu-

sammenlegung. S. 250—257. Art. 1—10.
— lIl. Abschnitt. ZuständigkeitundVerfahren.
S. 258—267. Art. 11—24. III. Mbschnitt.

„Tar- und Stempelpflicht. S. 267—268.
Art. 25. — Schlußbestimmung. S. 269—
270. Art. 26.

Königlich Allerhöchste Sanction dieses Ge-
setzes im Landtaasabschiede. S. 56.

Zucker siehe: Zollvergütung.
Zusammenrottungen staatsgefährliche. S 325.
Zuständigkeit zur Entscheidung über das Vor-

handensein von Milderungsgründen bei Schwur-
gecichten. S. 337. zur Entscheidung der nach
8. 88 der Instr. v. 24. Sept. 1808 den
Polizeirirectionen zugewiesenen Civilrechts-
sachen. S. 351. des Kassationshofes. S. 404
— 405. inStrafsachen überhaupt. S. 315—
352.

deren Ersatz durch

Zwangsbeschäftigungsanstalten städtische,
deren Benützung als Polizeianstalten. S. 341.

Zwangsvollzug siehe: Vollzug.
Zweigbahn von Aschaffenburg nach Miltenberg

siehe: Eisenbahn.



Gesetz-Blatt
für das

Königreich Bapern.

München, den 15. April 1861.

Inhalt:
Gesetz, die Aufhebung des Elngangszolles für rohes Zinn betr.

Gesetzz, Wir haben nach Vernehmung Un-
die Aufhebung des Eingangszelles für rohes seres Staatsrathes, mit Beirath und Zu-

Zinn betr. stimmung der Kammer der Reichsráthe und
— der Kammer der Abgeordneten beschlossen

Maximilian II. und verordnen, was folgt:
von Gottes Gnaden König von Bayern,

Pfalzgraf bei Uhein,
Herzog von Bayern, Franken und in Vom ersten April dieses Jahres an

Schwaben 2c. #c. tritt die in Abtheilung II. des Vereins-
1

Einziger Artikel.



3 4

Jolltarifs pos. 43 Anmerkung enthaltene außer Wirksamkeit und werden diese Waaren-
Bestimmung, wornach von Zinn in Blöcken, Areikel als Gegenstände, welche gar keiner
Stangen u. s. w. und altem Zinn die all- Abgabe unterworfen sind, der I. Abtheilung
gemeine Eingangsabgabe zu erheben ist, des Vereinszolltarifs zugewiesen.

Gegeben München den 12. April 1861.

Max.
Khhr. v. Schrenk. v. #Ader. v. Bwehl. v. Ueumayr. Frhr. v. Mulzer. v. Pfeufer.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der Gencral-Secretär des Staatsrathes,

Seb. v. Kobell.



Gesctz-Matt
Königreich Bapern.

München, den 27. Mai 1861.

Inhalt:
Gesetz, die Abänderuoges plniger Bestimmangen des Gesetzes vem 28. Mal 1852, die Fenerversicherungs-Anstalt für

Gedbaude den Gebictstheilen diesseits kes Rheine betr.

Geseztz,
die Abänderungen einiger Bestimmungen des Ge-
setzes vom 28. Mai 1852, die Feuervasslcher-=
ungs-Anstalt für Gebäude in den Gebietstheilen

diesseits des Rheins betr.

von Gottes Gnaden König von Vayern,

Pfalzgraf bei Uhein,
Herzog von Bayern, Franken und in

Schwaben 2c. 2c.

Wir haben nach Vernehmung Un-
seres Scaatsrathes mit Beirath und
Zustimmung der Kammer der Reichsräthe
und der Kammrr der Abgeordneten be-
schlossen und verordnen, was folgt:

Artikel 1.

Das Königliche Staatsministerium ist
ermächtigt, im Falle Bedürfnisses den Rech-
nungs-Commissären bei den Keniglichen

2
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Kreisregierungen Rechnungsgehilfen, und
den Brandversicherungs- Inspectoren Meß-
gehilsen zeitweise als Geschädftsaushilfe bei-
zugeben.

Actikel 2.

Der Artikel 98 des Gesetzes vom

28. März 1852, die. Feuerversicherungs-
Anstalt für Gebäudediesseits des Rheins
betreffend, wie folge:

„Jur Bestreitung der Gesammt-Aus-
gaben, welche durch die Aufstellung
der in Artikel 84 bis 87 bezeichneten

Brandverssch gsinsp „Fune-
tiondre, Rechnungs-Commissäre bei

Kicne. 9

den k. Keisregierungen und des Cen-
tral-Rechmungscommissärs, durch die

Regiebedürfnisse, Diäten und Reise-
gelver dieses-Verwaltungspersonals,

sowie durch die Verwendung der im
Artikel 1 des gegenwärtigen Gesetzes
bezeichneten Gehilfen entstehen, hat
die Anstalt jährlich an die Staats-
casse eine Aversal-Summe zu bezah-
len, die im Finanzgesetze einer jeden
Finanzperiode bestimmt werden wird.“

Artikel 3.

Gegenwärtiges Geseh tritt mit dem
1. October 1861 in Wirksamkeit.

Gegeben München den 24. Mai 1861.

Max.

Fhr. v. Schrenk, v. (üder. v. Gwohl. v. Renmayr. Frhr. v. Mulzer. v. Pfeufer.

Nach dem Befehle Sr. Majestät des Königs:
der General-Secretar des Staatsrathes,

Seb. v. Kobell.



Gesetz-Matt
für das

Königreich Bayern.

Alünchen, den 13. Juli 1861.

Inhali:
Gesed, die Ausebung der Straffelgen tetr.

Gesett, Wir haben nach Vernehmung Un-
die Aufhebung der Straffolgen betreffend. seres Staatsrathes, mit Beirath und Zu-

***** stimmung der Kammer der Reichsräthe und
Maximilian II. der Kammer der Abgeordneten und in An-

von Gottes Gnaden König von Dayern, sehung der Artikel 1 und 2 unter Beob-
Pfahgtaf bei Uhei achtung der im Titel X. é. 7 der Ver-

Herzog von Dayern, Franken und in fassungs-Urkunde vorgeschriebenen Formen
Schwabenu2c.14— beschlossen und verordnen was folgt:



Artikel 1.

Die Wiedereinsetzung eines wegen
Verbrechens oder Vergehens Verurthellten
in die bürgerlichen oder polikischen Rechte,
welche er in Folge der rechtskräftigen Ver-
urtheilung gemäß der hierüber im Straf-
gesetzbuche oder in anderen Gesetzen enthalt-
eenen Bestimmungen verloren hat, kann
durch königliche Gnade gewährt werden.

Artikel 2.

Von dem Tage der Eröffnung des
k. Begnadigungsrescriptes an tritt der Ver-

urtheilte in alle durch die Verurtheilung
verlornen Rechte wieder ein, soweit nicht
das Resecript eine Beschrankung verfügt.

Mit diesem Wiedereintritte ist jedoch
ein Rechtsanspruch auf Wiedererlangung
der in Folge des Strafurtheils verlornen
Aemter, Dienste, Würden und Auzszeich=
nungen und der von solchen abhängenden
oder aus dem früheren Besitze derselben
herrührenden Rechte, ferner auf Wiederer-

12

langung confiscirter oder zur Unterdrückung
oder Vernichtung bestimmter Gegenstaände
oder eingezogener Gewerbs= und ähnlicher

besonderer Rechte, endlich auf Wiedererlang-
ung des Adels und der davon abhängenden
Rechte nicht verbunden.

Actikel 3.

Ein von dem Kenige abgewiesenee
Gesuch um Wiedereinsetzung kann erst nach
Ablauf von drei Jahren, von dem Tage

der abweisenden Enrschließung an gerechner,
erneuert werden.

Artikel 1.

Das gegenwärtige Gesetz tritt im
ganzen Umfange des Königreichs mit dem
Tage seiner Bekanntmachung durch das
Gesetzblatt, — beziehungsweise durch das

Amtsblatt der Pfalz — in Wirksamkeit.

Mit dem nämlichen Tage verlieren die
Artikel 619—634derpfälzischenStraf-
proceßordnung ihre Geltung.

Gegeben München den 10. Juli 1861.

Warx.
hhr. v. Schrenk. v. Swehl. v. Neumayr. Arhr. v. Miulzer. v. Pfenfer v. Spiee.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs
ver General-Secretär des Staatsrathes,

Seb. v. Kobell.



—
für das

Königreich Bayern.
— — —

X 4.

München, den 15. Juli 1861.

Inhalt:
Geset, die Vergutung der Steuer für ausgesübrten Nähenzucker, die Bestenerug des Zockers auf getrockneten

Nuben and die Berzellung des Zuckers und Sprops betr. «

Geseh,
die Vergutung der Steuer fur ausgeführten
Rübenzucker, die Besteuerung des Zuckers aus,
getreckneten Rüben und die Verzollung des

Zuckeis und des Syrops betr.

Maximilian II.
oon Gottes Gnaden König von Bayern,

Pfalligraf dei Uhein,
Herczog von Bayern, Franken und in.

Schwaben rc. 1c.

Wir haben auf Grund einer unter
den Reglerungen der Zollvereinsstaaten ge-
troffenen UebereinkunftinBetreffderVer-
gütung der Steuer für ausgeführten Rüben-
jucker, der Besteuerung des Juckers aus
getrockneten Rüben und der Verzollung des
Zuckers und Syrops — nach Vernehmung
Unseres Staatsrathes mie Besrath und
Zustimmung der KaminerderReichsräthe
unß der Kammer der Abgeordnetenbe-

. -* . - - 42..

schlossen und verordnen, was folgt:
4



Artikel 1.

Für Nohzucker und Farin, sowie für
Brod-, Hut= und Candiszucker, nicht min-
der für gestoßenen (gemahlenen) Brod-
und Hutzucker wird, Lenn deren Ausfuhr
über die Zollvereinsgrenze, oder deren Nie-

derlegung in eine öffentliche Niederlage er-
folgt, vom 1. September 1861 an eine

der Rubenjuckersteuer entsprechende Vergut-
ung gewährt, insoferne nicht die höhere
Jollvergutung für raffinirten ausländischen
Zucker eintrikt.

Artikel 2.

Wer diese (Artikel 1) Steuervergnt-
ung oder die Zollvergütung in Ansruch
nimmt, hat die besonders verabredeten oder
die früher bereits bezüglich der Zollvergut-

Masstab der
Verzollung.

1) Zucker:
a) Brod-, Hut-, Candis:,

Bruch= oder Lumpen=
und weißen gestoßenen

Zucker. 1 Centner 7
b) Rohzucker und Farin

(Zuckermehl). 1 Cenner 6

c) Rohzucker für inlän;
dische Siedereien zum
Rafsiniren unter den
besonders vorzuschrei-
benden Bedingungen
und Controlen.

2) Syoroooon
1 Centner 1
1 Centner 2

Eingangs-
Abgabe.

Ih. Sgt. fl. kr.

10

— 1030

16

ung vereinbarten, sowie die künftig etwa-
weiter zu beschließenden Bedingungen für
die Gewährung jeder dieser Vergütungen
zu erfüllen.

Artikel 3.

Bei der Erhebung der Steuer fur
die Bereitung von Zucker aus getrockneten
(gedörrten) Rüben werden vom 1. Sev-

tember 1860 an auf jeden Centner getrock:
neter Rüben nicht mehr fünf und ein hal-
ber, sondern nur fünf Cenener rohe Rüben
gerechnet.

Artikel 1.

Vom 1. September 1861 an beträgt
bis auf weitere Vereinbarung der Ein-
gangszoll von ausländischem

Für Tara wird vergutet vom
Centner Bruttogewicht:

Pfund.
14 in Fässern mit Dauben ven

Cichen und anderm harten Hel#e,
0 in andern Fässern,
J in Kisten,
7 in Körben,

2
1250

in Fässern mit Dauben ren Ei-
chen= und anderm harten Helze,
in andern Fässern,

r in Risten ven 8 Ceninern und
darnber.
in Kisten unter 8 Ceninern,
in außereuropässchen Rohrgeflech-
ten (Canassers, Cranjans),
in anderen Körpen,
in Ballen,

11 in Fässern.
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Auflosungen von Zucker, welche als werden, unterliegen dem vorstehend zu 15
solche bei der Revision bestimmt erkannt aufgefuhrten Eingangszolle fur Zucker.

Gegeben Munchen den 10. Juli 1861.

Marx.

Frehr. v. Schrenk. v. Pwehl. v. Ueunmanr. Fehr. v. Mulzer. v. Pfeuser. v. Spies.

Nach dem Befehle Sr. Majestat des Konigs:

der General-Secretär des Staatsrathes,

Secdh. v. Kobdel.
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Gesetz-Vlatt
Königreich Bapern.

München, den 21. Angust 1861.

In
Geses,

18“

GEGese)#,
einen weiteren Credit für die außerordentlichen
Militärbedürfnisse bis zum Schlusse der VII.

Finanzperiode 18 886) betr.

Maximilian II.
von Gottes Gnaden König von Payern,

Pfalzgraf bei Uhein,
Herzog von Payern, Franken und in

Ichwaben te. 2c.

Wir haben nach Vernehmung Unse-
res Staatsrathes mit Beirath und Zu-
stimmung der Kammer der Reichsräthe und

A

halt:
einen wiileren Crerit für die außererdeutlichen Militärbedurfnisse bis zum Schlusse der VIlI. Finanzperiode

der Kammer der Abgeordneten beschlossen
und verordnen was folgt:

Artikel 1.

Zur Bestreitung der Ausgaben für die
außerordentlichen Milicärbedürfnisse bis zum
Schlusse der VII. Finanzperiode wird ein
weiterer Credit eröffnet.

A. Für die active Armee: 4

1) für den laufenden Unterhalt des höhern
Drdsenzstandes der Armee vom 1.

Juli bis 1. October, und beziehungs-
weise zur Refundirung der in den

5
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Jahren 185 5/69 bis 1860% auf Un- Oberoffiziere, Militärbeamten und
terhaltung des damaligen Präsenz- sonstigen gagirten Individuen
standes aus hiefür niche bestimmten 285,000 fl. — kr. —dl.

Fonds verwendeten Summen:
6,560,000 fl.

2) auf außerordentliche Ausrüstung:
a) zur Deckung der Mehrausgaben

Pro 185%% und 185%0 für die
Ergänzung des Bedarfes an Mon-
turmaterialien und gefertigten 58.

4 r1 d g58Monturstucken fur den vermehr- 13 ./66 und 187160 von
mehrt 29,963 fl. 59 kr. 3 dl.

ten Mannschaftsstand und für die .··.
. 2) fur die Einfuhrung gezogener Ge-

Beschaffung solcher Vorrathe fur schute 90, f. r. 1 D
die Reserven, dann von Reserve- « «

Zusammen für
die active Armee

8,256,000 fl. — kr. —dl.

B. Für die Festung Germersheim:
1) zur Deckung der Mehrausgaben auf

die fortificatorische Armirung pro

Munitions= und Rüstwagen Zusammen von
1,221,462 fl. 31 kr. 1 hl. 120,000 fl. — kr. — dl.

p) für den weiteren Bedarf auf die sonach ad A und B im Ganzen von
Fabrication gezogener Gewehre 8, 376,000 fl. — kr. — dl.

im laufenden Etatsjahre 186/1 Artikel 2.
von 189,537 fl. 28 kr. 7 hl. Zur Bestreitung dieses Bedarfes wird

JOe) für die Leistung von Equipirungs= der königliche Staatsminister der Finanzen
Eneschádigung an die im Jahre ermächtiget, aus den Einnahms-Ueberschüssen
1859 bei der mobilen Armee ge= der VII. Finanzveriode eine Summe von
standenen Generale, Stabs= und 8,376,000 fl. zu enenehmen.

Gegeben Scheveningen, den 16. August 1861.

Max.
K#r v. Schrenk, o. Bwehl. o. Ueumayr. #hr. v. Malzer. o. Pfeufer. v. Spies.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der General-Secretär des Staatsrathes,

Stb. v. Kobell.
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Gesetz-Blatt
Königreich Baypern.

’6.

München, den 27. Jeptember 1861.

Inhalt:
Geset, die Vervollständigung und Ausdehnung der danerischen Staatseisenbabnen ben.

Gese, und der Kammer der Abgeordneten be-
die Vervollständigung und Ausdehnung der schlossen und verordnen, was folge:

ist Si i -¾ße tr.baperischen Staatseisenbahnen betr Ar#icn .1.

Der Bedarf zur Vervollständigung
und Ausdehnung der bayerischen Staats-
eisenbahnen wird

Maximilian II.
von Gottes Gnaden König von Payern,

Pfalzgraf bei Uhein,
Herzog von Pa#e, Franken und in 1) fur Herstellung eines zweiten Schie-

Schwaben 2c. 2c. nengeleises auf den Bahnstrecken

Wir haben nach Vernehmung Un- zwischen
seres Staatsraths, mit Beirath und Zu- a) Pasing und Augsburg,
stimmung der Kammer der Reichsräthe bp) München und Großhessellohe,

6
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c)Nürnberg und Fürther Kreuzung,
41) von Hof in der Richtung nach

Schwarzenbach,
cc)zur Geleisevermehrung in den

Bahnhöfen zu München, Augs-
burg und Nurnberg auf den Be—
trag von

2) zum Bau einer Eisenbahn vom
Staatsbahnhofe in Nordlingen an
die bayerische Grenze zum Anschlusse
an die wurttemberg'sche Eisenbahm
einschließlich der dadurch veranlaßten
Erweiterung der Bahnhofslocalitaten
in Nordlingen auf den Betrag von

g9oo,ooo fl.
3) zum Bau einer Eisenbahn von Ans-

bach nach Würzburg auf den Be-
trag von 10,000,00fl.

4) für den Bau einer Eisenbahn von
Nürnberg nach Wurzburg auf den
Betrag von 10,000,00fl.

zusammen auf den Marimalbetrag von
22,910,000 fl.

Cwei und zwanzig Millionen neunhundert
zehntansend Gulden)

festgesetzt.

Artikel 2.

Der Staatsminister der Finanzen ist
ermächtiger, zur Deckung dieses Bedarfes
und nach Maßgabe desselben ein auf die

2,010, Oo fl.
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Staatseisenbahnen zu versicherndes Staaté-
anlehen im Maximalbetrage von zwei und
zwanzig Millionen neunhundert zehntausend
Gulden aufzunehmen.

Gegenwärtiges Eisenbahnanlehen wird
als Fortsetzung der nach den Gesetzen vom
19. März 1856, die Eisenbahnbaudotation

für die VII. Finanzperiode betreffend, und
vom 1. Juli 1856, den Ausbau der Eisen:

bahnlinie von Rosenheim bis an die Lan=

desgrenze bei Salzburg, daun von kichten-
fels bis zur Landesgrenze gegen Koburg
betreffend, ausgenommenen Anlehen erklärt
und es ist sich daher bezüglich der Tilgung
nach den für diese Avlehen im Finanzgesetze
für die VIII. Finanzperiode gegebenen Be-
stimmungen zu richten.

Artikel 3.

Die Ausgaben für die Verzinsung der
Baucapitale während der Banzeit und die
Geldaufbringungskosten sind aus den bud-
getmäßigen Fonds der k. Eisenbahnbau-
dotationscasse, insoweit solche nicht zur Ver-
zinsung und gesetzlichen Tilgung der fräheren
Eisenbahnanlehen, dann zu der im Finanz-
gesetze für die VIII. Finanzperiode be-
stimmten jährlichen Rückzahlung des Gut-
habens der alten Schuld erforderlich sind,
zu nehmen. Der eriwa auf diese Weise
nicht zu deckende Mehrbetrag ist durch
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entsprechende Erhöhung des oben im Ar-
tikel 2 gegebenen Anlehenseredits zu be-
schaffen.

Artikel 4.

Die Erübrigungen an den durch frühere
Gesetze bewilligten Baucrediten für die Lud-
wigs-Süd-NMordbahn, Ludwigs-Westbahn,
Marimiliansbahn, München= Augsburg-

Ulm- und Lichtenfels-Koburgerbahn werden
bestimmt:

a)zur Deckung des Passiorestes der
München= Rosenheim Salgzburger:
bahn,

5) zur Erweiterung des Bahnhofes in
Aschaffenburg, und

J) zur Vermehrung des Fahrmaterials.

Gegeben Berchtesgaden den 23. September 1861.

Wayx.

Khr. v. Ichrenk. v. Iwehl. v. NMeumayr. Khr. v. Mutzer. v. Pleuser. o. Spies.

Nach dem Besehle Seiner Majestät des Königs:
der General-Secretär des Staatsrathes,

Seb. v. Kobel.

6*
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Gesetz
34

Blatt
für das

Königreich Bapern.

 W7.

München, den 4. Gctober 1861.

Inhalt:
Geses, die Verjährung der Jeider#ungen aus Siaas Schuldurlunden ter Siaatsschuiden-Tilgungsanstalt benessend.

Geseh,
die Verjährung der Forderungen aus Staatd-
Schuldurkunden der Staatsschulden-Tilgungsan-

stalt betreffend.

Maximilian II.
von Gottes Gunden König von Bayern,

Pfallgraf bei Uhein,
Herzog von Bayern, Kranken und in

Schwaben 2c. 2c.

Wir haben nach Vernehmung Un-
seres Staatsraths mit Beirath und Zu-
stimmung der Kammer der Reichsräthe

und der Kammer der Abgeordneten be-

schlossen und verordnen, was folge:

Artikel 1.

Capitalforderungen an das Staats-
drar, welche sich auf Schuldurkunden der
Staatsschuldentilgungsanstalt grunden, ver-
jähren zu Gunsten des einschlägigen Staats-
schuldentilgungosondes nach Ablauf von
dreißig Jahren von dem Tage an gerech-
nek, au welchem die Zahlung des Capitals
in Folge stattgesundener Kündung oder
Verloosung sällig wurde.



Artikel 2.

Zinsforderungen aus Schuldurkurden
der Staatsschuldentilgungsanstalt verjähren
zu Gunsten des einschlägigen Staatsschulden-
tilgungssondes nach Ablauf von fünf
Jahren, von dem Tage an gerechnet, an

welchem die Zahlung des Zinses fällig war.

Artikel 3.

Die Auweisungen auf Ausfertigung
neuer Zinsabschnitte (Talons) verlieren
ihre Giltigkeit nach Ablauf von fünf Jahren
von dem Verfalltage des letten Zinsab-
schnittes (Coupon) an gerechnet, und kann
von Dieser Zeit an die Ausfertigung neuer
Zinsabschnitte nur auf Vorzeigung der
Staatsschuldurkunde selbst erfolgen.

Artikel 1.

Wer bei Einlösung eines zur Rück-
zahlung sälligen Staatsschuldcapitals nicht
im Stande war, mit der Schuldurkunde

auch die dazu gehbrigen, noch nicht fälligen
Zinsabschnitte zu übergeben und deshalb
für die abgängigen Zinsabschnitte eine Cau-
tion erlegt hat, ist berechrigt, den Camions=
betrag für jeden nicht zur Einlösung ge-
kommenen Zinsabschnitt nach eingetretener
Verjährung desselben zurückzufordern. Un-
terläßt er dieses während des Laufes von
fünf Jahren von dem Tage an gerechnet,
an welchem der Zinsabschnitt erloschen ist,
so ist auch das Recht auf Zurückforderung
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der Cautionsrate zu Gunsten der Staats=

schuldentilgungsanstalt verjährt.
Artikel 5.

Wenn auf den Inhaber (an Porteur)
lautende Staatsschuldurkunden oder Zins-
abschnitte bei der Staatsschuldentilgungs-
Commission oder bei einer Casse derselben
als abhanden gekommen angemeldet worden
und während der in Artikel 1 und 2 ge-

genwärtigen Gesetzes bestimmten Fristen
nicht zur Einlösung gelangt sind, so werden
nach eingerretener Verjährung die betref-
fenden Geldbeträge an den zuerst Anmel-
denden oder dessen Rechtsnachfolger gegen
Quittung vergutet, insoferne nicht ein
Dritter innerhalb der Verjährungsfrist ein
Recht hierauf durch richterliches Urtheil
nachgewiesen hat.

Bezüglich des Capitals kann jedoch
eine srühere Vergürung in dem Falle bean-
sprucht werden, wenn der Abgang der
Schuldurkunde bereits vor erfolgter Künd-
ung oder Verloosung angemeldet war, seit
dem Tage der Kündung oder Verloofung
zwei Jahre abgelaufen sind, und der Staats-
schuldentilgungsanstalt für den Capitals=
betrag entsprechende Caution geleistet wird.

Das Gesuch um Vergütung des Ca-
pitals und der Zinsen, sowie um Heraus-
gabe der Caution ist bei Verlust des An-
spruches hierauf innerhalb fünf Jahren
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vom Tage der eingetretenen Verjahrung
der Capital- oder Zinsforderung zu stellen.

Artikel 6.

Eine Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand gegen die eingetretene Verjahrung
findet nicht statt.

Ebensowenig findet eine Unterbrechung
der Verjahrung durch außergerichtliche
Mahnung statt.

Durch Anerkennung der Schuld wird
die Verjährung nur dann unterbrochen,
wenn der Erhebung des fällig gewordenen
Betrages auf Seite der Schuldentilgungs-
anstalt selbst ein Hinderniß entgegenstehr,
und wenn die Anerkennung in diesem Falle
schriftlich erklärt wird. «

Artikel 7.

Die Bestimmungen der Artikel 1—6
sinden auch Anwendung bezuglich jener
Gläubiger, welche unter Vormundschaft
oder Curatel stehen oder in Ansehung der

Verjährung den Mindersährigen gesetzlich
gleichgestellt sind. 6
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Artikel 8.

Das gegenwärtige Gesetz tritt im
ganzen Umfange des Königreiches mit dem
Tage seiner Bekanntmachung durch das
Gesetzblatt, beziehungsweise durch das Amts=
blatt der Pfalz, in Anwendung.

Artikel 9.

Mit dem in Artikel 8 bezeichneten
Tage erlischt die Wirksamkeit der im F. 13
Absatz 1 des Gesetzes vom 11. September
1825, das Staatsschuldenwesen betreffend,
enthaltenen Bestimmung.

Für die nach dieser Bestimmung be-
reits erloschenen Forderungen bleibt die
dortselbst zugestandene Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand vorbehalten.

Für jene Forderungen, welche zur
Zeit der Verkündigung des gegenwärtigen
Gesetzes nach den früheren Bestimmungen
noch nicht erloschen sind, ist die zu deren
Geltendmachung bereits abgelaufene Zeit
in die verlängerte Verjährungsfrist des gegen-
wärtigen Gesetzes einzurechnen.

Gegeben Berchtesgaden den 29. September 1861.

Wax.
Arhr. v. Schtenk. v. Zwehl. v. URenmayr. Irhr. v. Mulzer. v. Pfeufer. v. Spies.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Konigs:
der General-Secretär des Staatsrathes,

Seb. v. Kobell.
77
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Gesetz- Blatt
für das

Königreich Baypern.

München, den 9.

8.

GSctober 1861.

Inhalt:
Gesesz dle prerlsorische Erhebung der Steuern pro 18507/41betreffend.

Gesehth,
die provisorische Erhebung der Steuern pro

1861/2 betreffend.

Maximilian II.
von Gottes Gnaden König von Bayern,

Pfalzgraf bei Uhein,
Herzog von Payern, Franken und in

Schwaben 2c. te.

Wir haben nach Vernehmung Un-
seres Staasrathes mit Zustimmung der
Kammer der Reichsräthe und der Kammer

der Abgeordneten beschlossen und verordnen,
wie folgt:

Artikel 1.

Das Staatsministerium der Finanzen
ist ermächtigt, die im Finanzgesetze vom
1. Juli 1856 Titel III. 9. 8 bewilligten
directen Steuern und Steuerbeischlage gegen
seinerzeitige Abrechnung auf die für die
achte Finanz-Heriode festzusetzenden Steuern
bis zum 31. December 1861 in den nach

den bieherigen Bestimmungen verfallenden
Jielen zu erheben.

8
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Artikel 2. Artikel 3.

Die im Titel III. 9. 7 Absatz 2 Ebenso werden die Marimaltarissätze
des erwähnten Finanzgesetzes für Auf= für die Eisenbahnen, Donaudampfschifffahrt
hebung des Zahlenlotto festgesette Frist und Ludwigskanal, wie sie für die VII.
wird bis zum 31. December 1861 ver= Finanzperiode festgesetzt sind, bis zum 31.

längert. December 1861 verlängert.

Gegeben Berchtesgaden den 4. October 1861.

Manxx.

Frhr. v. Schrenk. v. Bwehl. v. Tleumayr. Erhr. v. Mulzer. v. Pfeufer. v. Spirs.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der General-Secretär des Staatsrathes,

Seb. v. Kobell.



Geletz
für

Blatt
das

Königreich Vayern.

#

München, den 31

9.

.October 1861.

Inh a l i:

Gesetz, die Verlängerung der Ostbahnen in der Oberpfalz und Oberfranlen betresfend.

Geseh,
die Verlängerung der Ostbahnen in der Oberpfal;

und Oberfranken betreffend.

Maximilian II.
von Gottes Gnaden König von Vaye#n,

Pfalzgraf bei Uhein,
Herzog von Bayern, Franken und in

Schwaben 2c. 1c.

Wir haben nach Vernehmung Un-
seres Staatsrathes mit Belrath und Zu-
stimmung der Kammer der Reichsräthe

und der Kammer der Abgeordneten be-
schlossen und verordnen, was folgt:

Artikel 1.

Für den Fall der Herstellung einer
Eisenbahn von Schwandorf über Weiden
nach Bayreuth und von Weiden nach
Schwarzenbach oder Eger durch die Actien-
gesellschaft der bayerischen Ostbahnen ist
die Staatsregierung ermachtigt, die durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 19. März 1856,
den Bau von Eisenbahnen durch Drivat=

unternehmer von Nürnberg über Amberg
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nach Regensburg 2c. betreffend, gegebene
Gewährleistung eines jährlichen Zinsen-
ertrages von vier ein halb vom Hundert
auch auf das Bauz und Einrichtungscapital
dieser neuen Bahnstrecken in der Art aus-

zudehnen, daß die Zinsengewährschaft für
diese neuen Bahnstrecken erst mit dem Tage
der Betriebseröffnung derselben beginnt,
jedoch gleichzeitig mit der auf 35 Jahre
festgesetzten Zinsengewährschaft für die im
genannten Gesetze vom 19. März 1856
bezeichneten Bahnlinien zu erlöschen hat,
und daß das Bau= und Einrichrungscapital
für sämmtliche im Gesetze vom 19. März
1856 und im gegenwärtigen Gesetze aufge-
führten Bahnlinten den Gesammtbetrag von
60 Millionen Gulden nicht übersteigen darf.
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Artikel 2.

Die Bestimmungen der Artikel 3
und 5 des oben erwähnten Gesetzes vom
19. März 1856 finden auch auf die im
Arctikel 1 bezeichneten neuen Bahnstrecken

Anwendung.

Artikel 3.

Die für die Staatsbahn festgesetzten
Tarifmaximalsätze sind auch für die durch
das Gesetz vom 19. März 1856 und das

gegenwärtige Gesetz bezeichneten und con-
cessionirten Bahnen verbindlich; die Tarife
besagter Bahnen unterliegen der Genehmig-
ung des Staatsministeriums des Handels
und der öffentlichen Arbeiten.

GegebenBerchtesgaden den 29. October 1861.

Wax.

Arhr. v. Schrenk. v. Bwehl. v. Neumayr. 4#rhr. v. Mulzer. v. Pfeufer. v. Spies.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der General-Secretär des Staatsrathes,

Seb. v. Hobell.
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Gesetz-Vlatt
für das

Königreich Bayern.
— ——

München, den 18. Vovember 1861.

Inhalt:
Abschied für den Landlag des Könlgreichs Bayern.

Ab schied
fur den Landtag des Königreichs Bayern.

Maximilian II.
von Gottes Gnaden König von Payern,

Pfalzgraf bei Uhein,
Herzog von Payern, Franken und in

ISchwaben rc. 2c.

U mseren Gruß zuvor, Liebe und Getreuc!
Wir haben Uns bei dem nunmehr ein-

geiretenen Schlusse des Landtages über dic an
Uns gelangten gemeinschaftlichen Beschlüsse der
Kammer der Reichsräthe und der Kammer der

Abgcordneten, sowic über die Berathungen und

Verhandlungen beider Kammern ausführlichen
Vortrag erstatten lassen und ertheilen hierauf
nach Vernehmung Unseres Gesammt-Staats=
Ministeriums und Staatsrathes Unsere König-
lichen Entschließungen, wie folgt:

I. Abschnitt.
Beschlüsse der Kammern über die Gesehzentwürse

und andere Vorlagen der Staateregierung.

8. 1.

Die Gesetze:
1) einen weiteren Credit für die außcrordent

lichen Bedürfnisse des Hrcres,
2) die Aufhebung des Eingangezollcs für

rohes Zinn,
10
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3) die Abanderung einiger Bestimmungen des
Gesetzes vom 28. Mai 1852, die Feuer-
versicherungsanstalt für Gebäude in den
Gebietstheilen diesseits des Rheins,

4) die Aufhebung der Straffolgen.
5) die Vergütung der Steuern für ausge-

führten Rübenzucker, die Besteuerung des
Zuckers aus getrockneten Rüben, und die
Verzollung des Zuckers und des Syrupes,
einen weitern Credit für dic außcrordent-
lichen Militärbedürfnisse bis zum Schlusse
der VII. Finanzperiode 185 5/61.

7) die provisorische Erhebung der Steuern
pro 186 ½2 ketreffend,

haben Wir nach den von beiden Kammern ge-
saßten Gesammtbeschlüssen sanctionirt und hienach
dieselben durch die Gesetzblätter vom

20. August 1859.,

—

—

6

15. April 1861,
27. Mai „
15. Juli „

21. August „
9. October „

in den Gesetzblättern für 1859 II. Abtheilung;
dann für 1861 Stück 1—5, dann 8 verkün-
den lassen.

5. 2.

Die Verjährung der Forderungen aus Staats-
schuldurkunden der Staatsschuldentilgungs-

Anstalt betreffend.

Den Gesetz-Entwurf: die Verjährung der
Forderungen aus Staatsschuldurkunden der
Staataschuldentilgungs=Anstaltbetreffend,haben
Wir nach erfolgter Zustimmung beider Kammern
unter dem 29. September l. Is. zum Gesetze
erboben und letzteres im Gesetzblatt vom
4. October desselben Jahres Stück Nr. 7 ver-
künden lassen.
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Auf den dem Gesammtbeschlusse über die-
ses Gesetz von den Kammern angefügten
Wunsch:

„daß Unser Staatsministerium der Finan-
„zen ermächtiget werde, bezüglich der beim
„Erscheinen obigen Gesetzes bercits wegen
„Nichterhebung binnen drei Jahren er-
„loschenen Capitalien auf Ansuchen der
„Gläubiger die Wiedcraufnahme und nach-
„krägliche Bezahlung auch in jenen Fällen
„zu genehmigen, in welchen keine streng-
„(rechtlichen Restitutionsgründe bestehen,
„insoferne seit dem Eintritte der Verjähr-
„ung derselben nicht mehr als zwei Jahre
„verflossen sind —“

ertheilen Wir andurch die erbetene Ermächtigung
und weisen Unser Staatsministerium der
Finanzen an, hienach gegebenen Falles zu ver-
fahren.

#. 3.

Die Vervollständigung und Ausdehnung der
bayerischen Staatseisenbahnen betreffend.

Den Gesetz-Entwurf, die Vervollständigung
und Auadehnung der baperischen Staatseisen-
bahnen betr., haben Wir unter Genchmigung
der von den beiden Kammern vorgeschlagenen
Abändcrungen am 23. Sepxtember d. J#.
sanctionirt und das hienach ausgefertigte Gesetz
durch das Gesetzblatt vem 29. dreselben Monats
Stück 6 bekannt machen lassen

Wir ertheilen dabei auf die dem Gesammt-
beschlusse über den Eutwurf dieses Gesetzes an-
gereihten Wünsche und Anträge solgende Erklär-
ungen:

1) dem Wunsche:
die Erbauung einer Cisenbahn im Iller=
thale von Neuulm nber Memmingen
nach Kempten auf Kosten von Privaten
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dadurch zu ermoglichen, daß die Pachtung
des Betriebes dieser Bahn und die Amor=
lisirung des Bal#apitals zum Zwecke des
Heimfalls der Bahn an den Staat
durch die Verwaltung der Staatseisen=
bahnen gestattet werde, —

haben Wir bereits willfahrt, und der
Stadt Memmingen am 13. September l. Is.
die Concession zum Bau der genannten
Bahn ertheilt.
Mit dem Antrage:

den Bau einer Eisenbahn von der Stadt
Hof in der Richtung gegen Asch resp.
Eger auf Kosten von Privaten dadurch zu
ermöglichen, daß den Letzteren die Pach-
tung drs Betriebes und die Amortisirung
deo Baucapitalcs durch die Verwaltung
der Staatseisenbahn in Aussicht gestellt
und seiner Zeit gewährt werde, —

sind die Kammern den Intentionen der
Staatsregierung entgegengekommen; — Wir
werden daher die eingeleiteten Verhand-
lungen zur Herbeiführung dieser Eisen-
bahnverbindung fortsetzen und nach Mög-
lichkeit sördern lassen.
Wir hätten gerne gesehen, daß die von
der Staatsregierung vorgeschlagene Eisen-
bahnverbindung mit der Festung Ingolstadt
schon bri dem gegenwärtigen Landtage die
Zustimmung der Kammern erhalten hätte;
nachdem übrigens beide Kammern selbst die
Verbindung der Festung Ingolstadt mit dem
bayerischen Eisenbahmetze als nothwen-
dig erkannt, und nur noch die Wahl der
Richtung in Frage gestellt haben, so wer-
den Wir über die verschiedenen Richtungen
nähere Erhebungen auordnen und auf Grund
dieser Erhebungen eine geeigücte Vorlage
an den nächsten Landtag gelangen lassen.

4) Dem Antrage:
über die Verbindung des südöstlichen
Theiles von Bapern mit dem vaterlän-
dischen Eisenbahnnetze durch eine Eisen-
bahn Recherchen anzuordnen und dem
kommenden Landtage darüber Mitthei-
lungen zukommen zu lassen, —

werden Wir gerne willahren.

8. 4.

Die Vervollständigung des in Bayern besteh-
enden Telegraphennetzes betreffend.
Dem Gesetze über die Vervollständigung

des in Bayern bestchenden Telegraphennetzes
haben Wir nach dem darüber von deiden Kam-
mern gefaßten Gesammtbeschlusse Unsere Sanc-
tion ertheilt und demzufolge das unter Zisser 1. Beilagt I.
anliegende Gesetz aussertigen lassen.

8. 5.

Das Strafgesetzbuch, das Polizeistrafgesetzbuch
und das Einführungsgesetz hiczu betreffend.

Wir haben den Entwürsen,
1) eines Strafgesebuches,
2) eines Polizeistrasgesetzbuches,
3) eines Einführungsgesetzes hiezu —

in der von den beiden Kammern vorgeschlagenen
Fassung Unsere Sanction ertheilt, und ist das
hicnach ausgesertigte unter Zisser 11. mit zwei Bellage H.
Beilagen anliegende Einführungsgesetz crlassen.

8. 6.

Die Anstellung von Assessoren bei den Land-=
derichten in der Pfalz betreffend.

Nachdem der Gesetzennvurf: die Unstellung
von Assessoren bei den Landgerichten in der
Pfalz betreffend, die Zustimmung beider Kam-
mern erhalten hat, haben Wir denselben als
Gesetz sanctionirt, wie soiches unter Ziffer III. Be#ge Iu.
hier beifolgt.

10%
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8. 7.

Das Notariat betreffend.

Das Gesetz über das Notariat ist in der
von beiden Kammern vorgeschlagenen Fassung
von Uns sanctionirt, und das hienach ausge-

Beilage IV. fertigte unter Zifsfer IV. angefügte Gesetz erlassen.

8. 8.

Die Gerichtsverfassung betrefsend.

Den von den beiden Kammern beantragten
Modificationen zu dem von Uns an den Landtag
gebrachten Gesetzentwurse über die Gerichtsver-
fassung haben Wir Unsere Genehmigung er-
theilt, und das hienach ausgefertigte Gesetz unter

Bellage V. Ziffer V. hier beifügen lassen.

8. 9.

Die Verlängerung der Ostbahnen in der
Oberpfalz und Oberfranken betreffend.

Den von beiden Kammern beantragten
Modificationen zu dem Gesetzentwurfe, den Bau
einer Eisenbahn von Schwandorf über Weiden
nach Bayreuth und Eger betreffend, haben Wir
die Genehmigung ertheilt und das hienach aus-
gefertigte Gesetz, die Verlängerung der Ostbahnen
in der Oberpfalz und Oberfranken betreffend,
durch das Gesetzblatt vom 31. October d. Is.
Stück 9 verkünden lassen.

Auf die von den beiden Kammern bei der
Zustimmung zu diesem Gesetze gestellten Anträge
erwiedern Wir:

1) Wir werden, im Falle die Bahn von
Schwarzenbach nach Weiden nicht zur
Ausführung kommen sollte, die Herstellung
einer Zweigbahn von Schwarzenbach nach
Wunsiedel in Erwägung ziehen lassen.

2) Wir werden bei Ertheilung der neuen
Concession an die Ostbahngesellschaft Sorge
tragen, die Verhältnisse zwischen derselben
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und Unseren Verkehrsanstalten, sowie
die Stellung der von der Staatsregierung
ernannten Mitglieder des Verwaltungs-.
rathes und des k. Commissärs zu der
Gesellschaft in der Art ordnen zu lassen,
daß soweit möglich alle Anstände vermieden
und den Bewohuern der von den Ost-
bahnen durchschnittenen Landestheile in
Benützung der Post= und Telegraphen=
Anstalt dieselben Vortheile gesichert werden,
welche an den Staatsbahnlinien bestehen.

##10.
Die Zusammenlegung der Grundstücke be-

treffend.

Wir haben dem Gesetzentwurfe über die
Zusammenlegung der Grundstücke in der von
den beiden Kammern vorgeschlagenen Fassung
Unsere Sanction ertheilt und lassen das hienach
ausgefertigte Gesetz unter Zisser VI. hier felgen. Beilage àl.

5 .11.

Den Vollzug der Freiheitsstrasen durch
Einzelhaft betreffend.

Das Gesetz über den Vollzug der Freiheits-
strasen durch Einzelhaft ist in der von beiden
Kammern Uns vorgeschlagenen Fassung sanctio-
nirt und das hienach ausgefertigte unter Zisser
VII. anliegende Gesetz erlassen. Beilage VI|

8. 12.

Die Einführung der bayerischen Gesetze in
dem von Oesterreich erworbenen Gebietstheile

betreffend.

Nachdem der Gesetzentwurf, die Einführung
der bayerischen Gesetze in dem von Oesterreich
erworbenen Gebietstheile betreffend, die Zu-
stimmung beider Kammern erhalten hat, haben
Wir denselben als Gesetz sanctionirt, wie
solches unter Ziffer VIII. hier beifolgt. Beilagt VIll
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8. 13.

Die Ausdehnung des Eisenbahnnetzes der
Pfalz betreffend.

Dem Gesetzentwurfe, die Ausdehnung des
Eisenbahnnetzes der Pfalz) betreffend, ertheilen
Wir mit den von dem Landtage beantragten
Modisicationen Unsere Genehmigung und haben

Beiluge IX hienach das unter Zisser IX. beifolgende Gesetz
ausfertigen lassen.

8. 14.
Die Aufbringung des Bedarfs der deutschen

Schulen betreffend.
Wir haben dem GesammtbeschlussedesLand-

tages über den Gesetzentwurf, die Anfbringung
des Bedarfs der deutschen Schulen betr., Un-
sere Genehmigung ertheilt und demusolge das

Beilage X unter Ziffer N. beigefügte Gesetz erlassen.

s. 15.
Den Bau einer Eisenbahn von Würzburg an

die badische Grenze betreffend.
Wir haben der von beiden Kammern bean-

tragten Modification des Gesetzentwurfes, den
Bau einer Eisenbahn von Würzburg an die
badische Grenze bei Kirchheim betr., Unsere
Genehmigung ertheilt und demgemäß das Geseg,
den Bau einer Eisenbahn von Würzburg an die
badische Grenze betr., ausfertigen lassen, welches

Vellage XI. unter Ziffer Xl. hier beigefügt ist.
Auf die von den beiden Kammern bei der

Zustimmung zu diesem Gesetze ausgedrückten
Wünsche,

1) die Erbauung einer Zweigbahn von
Aschaffenburg nach Miltenberg in Erwäg-
ung zu ziehen,
anzuordnen, daß eine neue Etappencon-
vention mit der großherzoglich badischen
Regierung und zwar mit dem Ausgangs-
punkte Bruchsal-Germersheim abge-
schlossen werde, —

2 m

58

werden Wir geeignete Berücksichtigung nehmen
lassen.

s. 16.

Den Vollzug des Bundesbeschlusses vom 26.
Juli 1860 bezüglich der Einführung des
provisorischen Festungs-Reglements und Bau-
ragon-Regulativs in den Bundesfestungen

Ulm und Nastadt betreffend.

Das Gesetz über den Vollzug des Bundes-
beschlusses vom 26. Juli 1860 bezüglich der
Einführung des prorisorischen Festungs-Reglemento
und Bauraven-Regulativs in den Bundesfestungen
llm und Rastadt ist in der von beiden Kammern
vorgeschlagenen Fassung sanctionirt und das
hienach ausgesertigte unter Ziffer XII. angefügte Bellage All.
Gesetz erlassen.

8. 17.

Einen Credit für die außerordentlichen Mili-
tärbedürfnisse in den ersten zwei Jahren 1 1/,n

der VIII. Finanzperiodc betreffend.

Wir haben dem Gesammbbeschlusse des
Landtags über den Gesetzentwurf, einen Credit
für die außerordentlichen Militärbedürfnisse in den
ersten zwei Jahren 1861/63 der VIII. Finanz-
periode betr., Unsere Genehmigung ertheilt und
demzufolge das unter Ziffer XIII. beigefügte Meilage Ku
Gesetz erlassen. «

H.18.
Die Einführung des allgemeinen deutschen

Handelsgesetzbuches betreffend.

Dem von Uns an den Landtag gebrachten
Gesetzentwurfe, die Einführung des allgemeinen
deutschen Handelsgesetzbuches betr., haben Wir
auf erfolgte Zustimmung beider Kammern in der
von denselben deantragten Fassung Unsere
Sanction ertheilt und demzufolge das unter

Ziffer XIV. nebst einer Beilage mitfolgende Beilage Alv.
Gesetz ausfertigen lassen.
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8. 19.

Dem auf Antrag Unseres Staatsmini—
steriums der Finanzen gefaßten Gesammtbeschlusse
beider Kammern des Landtageo:

„Co sei die Zustimmung zu ertheilen,
„daß für bereits verlooste oder demnächst
„in die Verloosung fallende Staatwobli=
„gationen die Wiederanlage bei dem
„4% igen Eisendahn-Anlehen à conto
„des künftig geselich bestimmt werdenden
„Anlehenscredites eventucll zur Heimzahl-
„ung an der 5%/0 igen Cisenbahn=
„Schuld bis zum Marimalbetrage von
„3,300,000 fl. gestattet werde,"

haben Wir bereits unter'm 7. Juli l. Is.
Unsere Genehmigung ertheilt und ist unter'm
T. desselben Monats und Jahres die geeignete
Weisung an Unsere Staateschulden#lgungs-
Commission ergangen.

8. 20.

Wir genehmigen den Gesammtbeschluß
beider Kammern:

„Es sei dem Postulate von 100,000 fl.
„für Vollendung von Bergbau= und Bohr-
„versuchen auf Steinkohlen bei Crbenvorf
„zuzustimmen und seien die für Deckung
„dieses Credites nothwendigen Mintel
„vorbehaltlich des Rückersatzes aus der
„Unternehmung dem Getreidemagazinofond
„zu entnehmen."“

Zugleich weisen Wir Unser Staats-
ministerium der Finanzen an, das zum Vollzuge
Erforderliche zu versügen.

8. 21.

Nachdem die Kammern dem Vertrage des
Staates mit der Stadt-Gemeinde Moosburg
wegen Uebernahme der baulichen Unterhaltung

zweier Brücken auf Staatsfonds gegen Aufbeb
ung des zur Zeit dort bestehenden Brücken= und
Waaren,Zolles die Zustimmung ertheill haben,
so brauftragen Wir Unser Slaatsministerium
des Handelo und der öffentlichen Arbriten, die
erforderlichen Vollzugsanordnungen zu treffen.

s. 22.

Die Joll= und Handelsverhältnisse im Allge-
meinen und für die Zukunft betreffend.

A.

Wir haben die nachbezeichucten bereits pu-
blicirten Verordnungen über Zoll= und Tarifs-=
gegenstände, sowie über die mit auswärtigen
Staaten abgeschlossenen Verträge in Zoll-, Schiff-
fahrts= und Handelsangelegenheiten, als:

1) die Bekanntmachung vom 13. September
1859, den Handels= und Schiffahrts-
vertrag zwischen dem Zollverein und der
Argentinischen Conföderation betreffend;

2) die Vererdnung vom 26. October 1859,
die Abänderung des Vereinszolltarifs be-
treffend;

3) die Bekanntmachung vom 24. Dercember
1359, die Aufhebung des Verboles der
Pferde-Ausfuhr betr.;

4) die Bekanntmachung vom 19. Februar 1860,
die Additional-Convention vom 28. Octo-

ber 1859 zu dem Handels= und Schif-
fahrtsvertrage vom 23. Juni 1845 zwi-
schen den Staaten des deultschen Zoll= und
Hamelsvereines einerseits und Sardinien
andererseits betreffend;

und

5) die Verordnung vom 21. Februar 1861,
die Aufhebung der Durchgangozölle und
der die Stelle von solchen vertretenden

Auogangszölle betressend,
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den beiden Kammern zur Kenntnißnahme, be-
ziehungsweise zur nachträglichen Zustimmung in
den ihren verfassungsmäßigen Wirkungskreis be-
rührenden Punkten mittheilen lassen, welche durch
den Gesammtbeschluß beider Kammern erfolgt ist.

B.

Wir genehmigen den Gesammbbeschluß der
beiden Kammern in Ansehung rer die Zell= und
Handelsverhältnisse für die Zulunft betreffenden
Postulate, wodurch die Ermächtigung ertheilt ist:

1) die Verminderung oder auch Aukbebung,
sowie die Erhöhung der Zölle, der Rüben-
zuckersteuer und anderer Abgaben oder Ge-
bühren im Interesse der Landwirthschaft,
der Industrie und des Handels, wenn die
übrigen Zollvereinsstaaten nach den Bestim-
mungen der in Mitte liegenden Vereins-
verträge sich deßfalls für sich oder auch
zur Verständigung mit anderen Staaten
vereinbaren sollten, oder wenn für das
Könsgreich Bayern in Ansehung der Ge-
bühren, welche eine privative Einnahme
bilden, im Interesse der Landwirthschaft,
der Industric oder des Handels eine Herab-
sebung #der Verminderung derselben für
angemessen erachtet werden sollte, zu ver-
sügen;
nach Erferderniß hervortretender Umstände,
zum Zwecke der Befestigung und Erweit-
crung des Zollvereines sowohl, als zur
Ausführung der unter den Zollvereins=
staaten oder mil einzelnen derselben getrof-
fenen Bestimmungen über Handel, Verkehr
und Munzwesen, sowie zur Ausführung
des Münzvertrages vom ? 1. Jannar 1857
und seiner Separatartikel jene besonderen
sinanziellen Verfügungen oder Anordnungen

h —

sogleich treffen zu fönnen, wodurch dieser.
-Freck gesichertound erreicht wird;
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3) um Vollzuge von Zoll= und Handelsrer-
trägen, welche mit anderen Staaten unter
dem Grundsatze der Gegenseitigkeit abge-
schlossen werden, bezüglich der Anwendung
der bayerischen Zollstrafgesetze auf Ucber-
tretungen der Ein-, Aus= und Durchfuhr=
verbote, Zollgesetze und Zollordnungen
solcher anderer Staaten, dann bezüglich der
Anwendung der gegen Fälschung von
Banknoten und anderen öffentlichen Credit-
papieren in Bayern bestehenden Strafge-
setze auf Fälschung gleichartiger in solchen
anderen Staaten emittirter Papiere Be-
stimmungen im Verordnungswege zu er-
lassen, insbesondere die in §. 2 des Ge-
setzes vom 1. Juli 1834, die Errichtung
einer bayerischen Hppothelen= und Wechsel-
bank betreffend, enthaltene Strafbestimmung
auch auf Fälschungen der in solchen an-
deren Staaten emittirten Creditpapicre aus-
zudehnen. ,

Die nach Ziffer 1—3imVerordnungs-
wege getrofsenen Bestimmungen sind unbe-
schadet ihres sofortigen Volluges den Kam-
mern zu deren nachträglichen Zustimmung
bezüglich der ihren Wirkungskreis berühren-
den Punkte bei dem nächsten Wiederzusam=
mentritte des Landtages vorzulegen.

5S 23.

Finanzgesetz für die VIII. Finanzperiode
18%

Wir haben in Gemätzeit des Titel VII.
K 3 und 4 der Verfassungsurkundc den Kammern
das Budget für die VIII. Finanzpcriode zur
Prüsung vorlegen lassen, ertheilen dem auf der
Grundlage desselben entworfenen Finanzgesetze für
obigen Zeitraum in der von den Kammern be-
antragten Fassung hiemit Unsere Sanction,
und lassen befragliches Finanzgesetz nebst der
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darin als Beilage A und B allegirten Ge-
neralübersicht des voranschlägigen Betrages der
Staatsausgaben und Staatseinnahmen unter
Ziffer XV. folgen.

Uebrigens wollen Wir Uns für den Fall,
daß an den veranschlagten Staatseinnahmen sich
ein Ausfall ergeben sollte, die geeigneten Maß-
nahmen, insbesondere die im Titel VII. s. 8
und 15 der Verfassungsurkunde vorgesehenen
Auskunftsmittel ausdrücklich vorbehalten haben.

II. Abschnitt.

Uachweisungen.
A.

Verwendung der Staatseinnahmen-

Wir haben dem Landtage über die Ver-
wendung der den Centralfonds zugewiesenen
Staatseinnahmen in den Verwaltungsjahren
19 56/ mit 185369 genaue Nachweisung vor-
legen, und hiedurch den Bestimmungen im Titel
VII. §. 10 der Verfassungsurkunde Genüge
leisten lassen.

B.

Stand der Staatsschuldentilgungs-
Anstalt in den Jahren 18565; und

18 5 %

leber den Stand der Staatsschuldentil-
gungs-Anstalt, der Pensionsamortisations-Casse,
der Eisenbahnbau-Dotations=Casse,dannder
Grundrenten-Ablösungscasse des Staats in den
Verwaliungsjahren 185%7 und 18559 sind
dem Landtage genaue Nachweisungen vorgelegt,
und hiedurch die Bestimmungen dee Titel VII.
. 11 und 16 der Verfassungs-Urkunde erfüllt
worden.

III. Abschnitt.
MWünsche und Anträge.

Auf die Uns von den Kammern vorge-
legten Wünsche und Anträge, in so weit sie
nicht schon bei den Beschlüssen über die Gesetz-
Entwürfe ihre Erledigung gefunden haben, er-
wiedern Wir mit Rücksicht auf die Bestimmun-
gen der Verfassungs-Urkunde Titel VII. s. 19
und unbeschadet derselben, was folgt:

A.

Wünsche und Anträge zum Finanzgesetz
und Budget.

8. 1.

Die an Uns gestellte Bitte beider Kam-
mern des Landtags:

„es mögen die Frachtsätze für Steinkohlen,
Brennholn, Torf, Bausteine, Erze, Salz,
Getreide und ähnliche Rohprodukte bei
ganzen Wagenladungen soweit ermäßigt
werden, als es mit Rücksicht auf die Er-
tragsfähigkeit der Staatsbahnen zuläßig
ist — “

werden Wir in Erwägung nehmen, und der-
selben, soweit thunlich, Berücksichtigung zuwen-
den lassen.

8. 2.

Dem gestellten Antrage,
„die Niederschlagung des unverzinslich auf
die Karthause zu Nürnberg eingetragenen
Kaufschillings-Restes des Germanischen
Muscums an die Staatscasse anordnen zu
wollen,“

ertheilen Wir andurch Unsere Genchmigung,
und weisen Unser Staatsministerium der
Finanzen an, das zum Vollzug Erforderliche zu

rersügen. "
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K. J

Entsprechend der an Une gestellten Bitte,
anzuordnen,

„daß bei den außer der Berloosung statt-
findenden Heimzahlungen an der alten
Schuld diejenigen Gläubiger, welche noch
zweiprozentige Capitalien anliegen haben,
namentlich da, wo selbe noch die ursprüng-
lichen Darleiher oder deren Erben sind,
mit Hinsicht auf deren Bedürftigkeit einer-
seits und die disponiblen Mittel der Til-
gungscasse andererseits möglichst berücksich-
tigt werden,“

ertheilen Wir Unserem Staatsministerium der
Finanzen andurch die Ermächtigung, hlenach ge-
gebenen Falles zu verfahren und die geeigneten
Versugungen an die Staatsschuldentilgungs-
Commission zu erlassen.

5. 4.

Die an Uns gestellte Bitte,
„an den nächsten Landtag eine Gesetzes-
vorlage bringen zu lassen, welche die
annuitätenweise Rückzahlung der Boden-
zinscapitalien der Grundrenten: Ablosungs-
casse zu bewirken geeignet sei,“

werden Wir in reistiche Erwägung ziehen.

8. 5.

Es ist Unser Wille, daß dem Wunsche
des Landtages entsprechend die bereits eingeleitete
Revision der Bestimmungen über die Zeugen-
gebühren in Strassachen baldigst zum Abschlusse
ebracht werde.

s. 6.

Den an Uns gebrachten Antrag:
„durch eine entsprechende Rrorganisalion
des Stammgestütes und der Militärfohlen=
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höfe diesen Instituten auf Grund sachkun-
diger Erhebungen solche Einrichtungen ge-
ben zu lassen, welche das Landesinteresse
erheischt und welche geeignet sind, gleich
vortheilhaft für die Hebung der Landes=
pferdezucht, sowie insbesondere auch für
die Zucht der benöthigten Militär-Remon-
ten zu wirken,“

gedenken Wir in sorgsältige Erwägung zu
ziehen.

S. 7.

Dem gestellten Antrag ecnisprechend, hat
Unser Staatsministerium des Handels und der
öffentlichen Arbeiten Sorge zu tragen,

„daß der Artikel 12 des Gesetzes über
den Uferschutz und den Schutz gegen
Ueberschwemmungen vom 28. Mai 1852
künftighin pünktlichst vollzogen und dem-
nach an allen öffentlichen Flüssen, bei
welchen die Bestimmung des Artikel 2
dieses Gesetzes Platz greist, die vorgc-
schriebene alljährliche Uferbesichtigung und
die Erhebung der nöthigen Schutz= und
Unterhaltungsbauten durch Unsere Staals=
baubehörde vorgenommen werdc.“

r*t-e

Bei Besetzung der Lehrstellen an vollstan-
digen Studienanstalten sind die Lehrer den
isolirten lateinischen Schulen bisher schon
nach genügender Erprobung ihrer Tüchtligkeit
und Wuürdigkeit berücksichtigt, sowie denselben
hienach die für die zurückgelegte Dienstzeit tref-
senden Altersmulagen von Uns bewilligt worden
und Wir werden gerne diesen Grundsatz gleich-
mäßig für die Folge zur Anwendung kommen
lassen.

11
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8. 9.

Aus Anlaß der an Uns gestellten Bitte,
„dem nächsten Landtag einen Gesetzentwurf
zur prinzipiellen Umgestaltung der Gesetz=
gebung über die Häusersteuer vorlegen
zu lassen,"

tragen Wir Unserem Staateministerium der
Finanzen auf, den Gegenstand in Erwägung zu
ziehen und eine hierauf bezügliche Gesetzesvor-
lage vorzubereiten.

8. 10.

Die an Uns gestellte Bitte,
„anordnen zu wollen, daß größere Werk-
verbesserungsausgaben nur aus den Er-
tragsüberschüssen der Generalbergwerks-
Verwaltung zu bewerkstelligen, da aber,
wo unabweisliche Bedürfnisse sic erheischen
und die durch das Finanzgesetz gegebenen
Mittel nicht hinreichen, dieselben auf dem
verfassungsmäßigen Wege zu erholen scien,“

steht mit dem im Jahre 1856 an Uns ge-
brachten Antrage und dem Abschnitte III. s. 7
Unsers Landtags-Abschiedes vom 1. Juli 1856
im Zusammenhange. Wir beauftragen Unser
Staatsministerium der Finanzen, über diese An-
träge besondere Vorlage an Uns gelangen zu
lassen, und behalten Uns die weitere Ent-
schließung vor.

8. 11.

Dem an Uns gestellten Antrage,
„die durch die Lottoanstalt fur die Zeit vom
1. October bis 31. December 1861 an-

fallenden Einnahmen für Befriedigung der
rechtlich begründeten Pensionsansprüche des
Personals der Lottoanstalt, sodann zur Un-
terstützung des alimentalionsbedürftigsten
Lottopersonals und zur Aufbesserung der
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Wittwen= und Waisencafse der Lottoanstalt
nach Unserem Eimessen zu verwenden,"

ertheilen Wir die Genehmigung, und beauf-
tragen Unser Staatsministerium der Finanzen,
hienach zu verfahren.

8. 12.

Der gestellten Bitte,
„die Geldbesoldungen der ältern verdienten
Revierförster und das Dienstelnkommen der
Forstwärter, Triftmeister und Holzhofver-
walter und zwar, wo thunlich, durch Ver-
mehrung der Dienstgründe erhöhen zu lassen,“

werden Wir die geeignete Berücksichtigung zu-
wenden.

8. 13.

Auf die an Uns gebrachten Anträge,
„1) es möge die Veräußerung aller derjenigen

Gebäude, deren Beibehaltung zu dienst-
lichen Zwecken nicht absolut nothwendig
ist, durchgreifend bewirkt, und
bei den Gebäuden, welche Eigenthum des
Staates bleiben auf jedmögliche Min-
derung der Bauausgaben strengstens Be-
dacht genommen werden,
die Aufhebung des Regiebetriebes der
Würzburger Bräuerei und die Veräußer=
ung oder Verpachtung um jeden Preis
dieses ärarialischen Anwesens zu verordnen“

erwicdern Wir:

1) Auf die Veräußerung der entbehrlichen
Staatsgebäude ist schon bisher der geeig-
nete Bedacht genommen worden.

Wir tragen übrigens bei diesem An-
lasse Unserem Staataministerium der
Finanten auf, diesem Gegenstande ferl-
während die sorgsältigste Aufmerksamkeit

2 —

3 —
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zuzuwenden, und zur Veräußerung aller
fernerhin entbehrlichen oder entbehrlich
werdenden Staatsgebäude die geeigneten
Einleitungen zu treffen.

2) Wir tragen Unseren Staatsministerien
auf, bei allen Bauausgaben für Staats-
gebäude die möglichste Sparsamkeit im
Auge zu behalten.
Hinsichtlich der Würzburger Bräuerei wer-
den Wir die weiteren bemessenen Anord=
nungen treffen.

3
——

R.

Wünsche und Anträge zu den Nachwei-
sungen und iwar zu den Einnahmen.

8. 14.

Die an Uns gebrachten Anträge:

„1) Zur selbstständigen Wahrung der Inter-
essen des vaterländischen Bergbaues die
Ausübung der Berghoheit des Staates
von der Verwaltung der ckrarialischen
Berg= und Hüttenwerke als mit deren
Aufgabe unvereinbar, vollständig zu trennen,
In Anbetracht der aus den Rechnungs-
nachweisungen für die Jahre 185/89
sich ergebenden Unmöglichleit, die Berg-
und Hüttenwerke des Staats ohne Ge-
fährdung des Staatsguts und ohne fort-
währende nicht zu billigende Inanspruch-=
nahme der übrigen Staatseinnahmen in
der bisherigen Weise sortzuführen —
solche Anordnungen zu treffen, welche den
Fortbetrieb der lebensfähigen Werke mit
Aussicht auf ein entsprechendes Resultat
ermöglichen“

werden Wir in genaue Erwägung ziehen.

2

70

C.

Besondere Wuünsche und Anträge.

8. 15.

Dem an Uns gebrachten Gesammtbeschlune
vom 8. Mai d. Is. entsprechend verordnen
Wir mit Gesetzeskraft:

Die gemäß der S§. 12, 13 und 18
Absatz 1 des Ediktes vm 10. Juni 1813,
die Verhälltnisse der israelitischen Glaubens-
genossen betreffend, rücksichtlich der Ansäßzig-
machung und des Gewerbsbetriebes der
Jsraeliten in den Provinzen diesseits des
Rheines bestehenden Beschränkungen sind
aufgehoben.

S. 16.

In Rucksicht auf den Antrag beider Kam-
mern:

„die direkten Elsenbahnfrachten betref-
fend,“

beauftragen Wir Unser Staatsministerium des
Handels und der öffentlichen Arbeiten, geeignele
Anordnungen zu treffen, nach welchen bei der
Waarenfracht auf den Staatsbahnen den inlän-
dischen Handelstreibenden eine gleichmäßige Be-
rücksichtigung wie den Ausländern zugewendet
und Tarifermäßigungen auf dem Wege der di-
recten Frachtsätze nur da zugelassen werden, wo
besondere Verhältnisse solche absolut nothwendig
machen.

# 1.

Dem Antrage der Kammern, die in der
Pfalz gellenden Bestimmungen über die Heimat
einer Prüfung unterstellen und nöthigenfalln
dem Landtage eine darauf bezügliche Vorlage
machen zu lassen, werden Wir volle Rucksicht-
nahme zuwenden und nach gründlicher Wür;

115
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digung der Verhällnisse die geeignete Verfügung 2) als Gipfelpunkt des technischen Unterrichts
treffen.

s. 18.

Die dienstliche Stellung der Lehrer an den

nur eine einzige polytechnische Schule,
beziehungsweise eine technische Hochschule
mit Unterscheidung von Abtheilungen f#
besondere Fachwissenschaften, zu errichten,

Landwirthschafts-, Gewerbs= und Handelsschulen werden Wir die thunlichste Berücksichtigung zu-
betreffend, beabsichtigen Wir, dem von beiden wenden.
Kammern an Uns gebrachten Antrage ent-
sprechend,

1) Bei Besetzung der Professuren an den
neu zu errichtenden Realgymnasien die
seitherigen Lehrer der Landwirthschafts-
und Gewerbsschulen je nach ihrer Tüch-
ltigkeit und Würdigkeit unter Regulirung
ihrer Besoldungsverhältnisse nach den im
Dienste dieser Anstalten zugebrachten Ser-
ennien vorzugsweise zu berücksichtigen;

2) der nothwendig werdenden Abschließung
von Dienstverträgen zwischen den Lehrern
an den bereits bestehenden und Kraft des

8. 19.

Dem Antrage des Landtages:
es möge sobald als thunlich dem Land-

tage über Verfassung und Verwaltung der
Gemeinden der Pfalz der Entwurf eines
Gesetzes vorgelegt werden, welcher auf
dem Grundsatz der Selbstverwaltung be-
mhend, unter Aufhebung des Art. 20
des Gesetzes vom 28. Pluriose VIII.
eine freiere Wahl der Vorstände und eine
festere Stellung der Vertreter der Ge-
meinden sichert,

Ausscheidungsgesetzes vom 3. Juni 1846 werden Wir reiftiche Erwägung und die ent-
Art. I. von den Kreisen auch für die sprechende Berücksichtigung zuwenden lassen.
Zukunst zu unterhaltenden Gewerbsschulen
auf der einen, sowie der ftädtischen Ge-
meinden, beziehungsweise dem Landrathe
auf der andern Seite, Hindernisse nicht
entgegenstellen zu lassen;
die Errichtung neuer Gewerbsschulen ohne
vorherige Begrundung einer gesicherten
Subsisten; und Zukunft der Lehrer und
ihrer Relikten nicht zu gestatten.

Den hiebei an Uns gebrachten Wünschen:
1) den Eintritt in technische Staatsdienste
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8. 20.

Wir werden dem Antrage der Kammern:
„Anordnung zu treffen, daß einc ange-

messene Erleichterung der Ansäßigmachung
und Verehelichung auf Lohnerwerb und
überhaupt auf den im 8. 2 des An-
säßigmachungsgesetzes vom 1. September
1834 angeführten IV. Titel der An-
säßigmachungsbegründung in gesetzlicher
Weise ermöglicht werde,“

sortan nicht von dem Besitze eines Ab= die sorgfältigste Würdigung angedeihen lassen.
solutoriums der lateinischen Schule ab-
hüngig zu machen, unbeschadet des Rechtes
der Regierung, für bestimmte Fächer des
Staatsdienstes besondere Bestimmungen zu
treffen;

8. 21.

Dem Antrage der beiden Kammern:

„es möge die körperliche Ausbildung
der Jugend durch Turnen in entsprech-
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ender Weise in das System des öffent-
lichen Unterrichts eingereiht und das Be—
dürfniß dieses Unterrichtszweiges soweit
nöthig durch Gewährung bungetmäßiger
Miltel berücksichtigt werden,“

willfahrend, beanftragen Wir Unser Staats-
ministerium des Innern für Kirchen= und Schul-
Angelegenheiten, die ur Durchführung nach
Matgabe der gebotenen Mittel erforderlichen Ein-
leitungen sofort m treffen und die desfallsigen
Verfügungen Unserer Mllerhöchsten Genehmig-
ung zu unterstellen.

8. 22.

Den von beiden Kammern gestellten An-
lträgen: „die Besteuerung der landwirthschaftlichen
Brennereien resp. die Verwendung von Grün=
malt zum Zwecke der landwirthschaftlichen Bren-
nerei betr.“

1) Es sei den landwirthschaftlichen Bren-
nereien, wo es ohne Gefährde des Malz=
aufschlages geschehen könne, auf Ansuchen
die Anwendung von Grünmalz gegen
Entrichung des Maljaufschlages von
5 fl. 50 kr. von jedem bayerischen
Schäffel dam verwendeten Getreides,
oder nach Wahl der k. Staatsregierung
eines dieser Besteucrung entsprechenden,
temporär firirten Steucraversums für den
einzelnen Brennereibesitzer zu gestatten.
Es sei den Grünmalz verwendenden Bren-
nereibesitzern zu gestatten, unter Anwend-
ung entsprechender Controle durch die
Organe der k. Oberausschlagämter, sich
der dazu nsthigen Quetschmaschinen zu
bedienen.

Es sei unter Anwendung etwa für noth-
wendig erachteter Controle gegen Miß-
brauch den Brennereibesitzern die Ver-

2
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wendung von zur Erinteleit auf dem
Felde ausgewachsenem Getreide ohne Auf-
schlagsentrichtung, wie dieses in verschied:
enen Landestheilen bereits der Fall war,
im ganzen Königreiche diesseits des Rheins
gleichmäßig zu gestatten“

werden Wir, soweit es ohne Gefährdung des
Maltausschlagsgefälles geschehen kann, die thun-
lichste Berucksichtigung zuwenden lassen.

 *mv*zsv

Wir finden uns bewogen, dem an Une
gebrachten Antrage der beiden Kammern ent-
sprechend, folgende Abänderungen der Art. 8
und 35 der pfälzischen Brandversicherungsord#.
nung vom 26. November 1817 mit Gesetzes-
kraft zu treffen:

1) Werke und Maschinen in Fabriken können
in der pfälzischen Immobiliar-Brandver-
sicherungsanstalt nicht verfichert werden.

Bestehende Versicherungen vieser A##t#
sind zu kündigen und ecrlöschen nach 3
Monaten vom Tage der Kündigung an
gerechnet.
Die Staatsregierung ist ermächtiget, den
Gehalt des Rcchnungscommissärs dieser
Anstalt je nach Dienstesserennien bis zum
Marimalbetrage von 1100 fl. zu erhöhen.

7

#S. 24.

Zur Erfüllung der von den beiden Kammern
an Uns gebrachten Bitte:

„Königliche Staatsregierung wolle schon
jetzt und bis zum Zustandekommen eincs
neuen Gewerbegesetzes unter Aufhebung
der Vollzugs-Verordnung vom 17. De-
sember 1853 und der ihr vorausgegang-
enen, seit dem 1. Juli 1834 ergangenen
Vollzugs=Vorschriften,das Gesetz vom
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1 1. September 1825 in der seinem Wort-
laute und Geiste entsprechenden Weise
vollziehen;"“

besehlen Wir Unserem Staatsministerium des
Handels und der öffentlichen Arbeiten, die im
Sinne dieses Antrages bereits getroffenen Ein-
leitungen zur Ausarbeitung einer den gegen-
wärtigen Zeitverhältnissen angemessenen Gewerbs-
Or#nung für die sieben älteren Kreise des König-
reichs möglichst zu beschleunigen und Uns das
Ergebniß vorzulegen, um hienach die geeignete
Verfügung tressen zu können.

8. 25.

Der in dem Gesammtbeschlusse beider
Kammern vom 17. October d. Js. an Uns

gebrachte Antrag:
’den Bau einer Eisenbahn von Starn-

berg über Tutzing nach Penberg und an
den Peißenberg auf Kosten von Privaten
dadurch zu ermöglichen, daß die Pachtung
des Betriebes dieser Bahn und die Amor-
lsation des Baukapitals zum Zwecke des
Heimfalles der Bahn an den Staat, der
Verwaltung der Staats-Eisenbahnen ge-
stattet werde,"“

werden Wir in weitere Erwägung ziehen.

8. 26.

1) Wir werden dem an Uns gebrachten
Antrage auf Vorlage eines Gesetzent-
wurfes, wodurch die Befreiung der Bier-
fabrikation von polizeilichen Preduktions-
Vorschristen und Tarregulirungen herbei-
geführt, der Verkauf gesundheitswidrigen
und verdorbenen Bieres den allgemein
gesetzlichen Strafbestimmungen unterstellt
und das Rechtsverhältniß zwischen Bräu-
ern und Wirthen, soweit Abweichungen

l—
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von den allgemeinen Rechtsgrundsätzen
als angemessen erscheinen, in entsprech-
ender Weise geregelt wird, die sorgsältigste
Erwägung zuwenden lassen.
Inzwischen vcrordnen Wir, dem in dem
Gesammt- Beschlusse vom 21. October
I. Is. gestellten Antrage beider Kammern
des Landtages entspreckend, mit Gesetzes
kraft:

Die in den Landestheilen diesseits des
Rheins geltenden gesetzlichen Bestimmun-
gen über die Regulirung des Biersatzes

k# und die Verhältnisse zwischen Bräuern
und Wirthen und dem Publikum können
durch Verordnung außer Wirksamkeit ge-
sett werden

Eine solche Verordnung kann zwar je-
den Augenblick wieder zurückgenommen,
die Zurücknahme muß jedoch vor dem
1. Juli verkündigt werden und ist dann
vom Eimritte des nächsten definitiven
Winterbiersatzes an wirksam.

Die Verwendung anderer Stoffe oder
Strregate für Gerstenmal# und Hopfen
zur Bereitung von Braunbier bleibt ver-
bolen, und es finden auf Bräuer und
Wirthe die allgemeinen Strafbestimmun-
gen über Fälschung von Getränken und
über Verkauf und Besitz gefälschter, ver-
dorbener und gesundheitsschädlicher Ge-
tränke Anwendung.

Die Rechtsverhältnisse zwischen den
Bräuern und Wirthen sind unter Auf-
rechthaltung der Bestimmungen des Art.
23 bis 27 der Verordnung vom 25.
April 1811 und s. 11 und 12 des
Gesetzes vom 23. Mal 1816, die Re-
gulirung des Biersatzes und die Verhält-
nisse der Bräuer zu den Wirthen betr.,
nach in Mitte liegenden Verträgen und



77

den einschlägigen Civilgesetzen zu be-
messen.

#5 27.

Dem durch Gesammtbeschluß der Kammern
an Uns gebrachten Antrage auf Vorlage eines
Gesetzentwurfes zur Regelung der Stellvertrelung
im stehenden Heere in der Art, daß allen Be-
schwerden bei Anwendung des vierten Abschnittes
im Titel III. des Heeresergänzungsgesetzes rom
15. August 1828 und besonders im Betrefse

des §s. 55 vorgebeugt werde, sichern Wir die
entsprechende Bedachtnahme zu.

8. 28.

Einige Aenderungen im Civilrechte betreffend.

Wir finden Uns bewogen, dem an Uns
gebrachten Antrage der beiden Kammern ent-
sprechend, die in den nachstehenden Abschnitten 1
bis 1 enthaltenen Bestimmungen in der Art mit
Gesetzeskraft zu bekleiden, daß sie in dem ganzen
Umfange des Königreiches dlesseits des Rheins
in Wirksamkeit treten:

1. Die Geschlechtsvormundschaft
betreffend.

Die auf Gesetz oder Herkommen beruhen-
ren Bestimmungen, wodurch Frauenspversonen ledigt
lich ihres Geschlechtes wegen bei der Vornahme
von Rechtsgeschäften oder bei der Führung von
Prozessen an die Mitwirkung von Pflegern oder
Beiständen gebunden werden, sind aufgehoben.

Die zur Zeik noch bestehenden Vorschriften
über die Form der Intercessionen von Frauens-
personen erleiden durch gegenwärtiges Gesetz
leine Veränderung.

2. Die Einstandsrechte betreffend.
Alle Arten des gesetzlichen Retrakts-, Näher--,

Anfall-, Abtriché= oder Zugrechtre, sowic das
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Reunions' und das Redintegrationsrecht sind
aufgehoben.

Nicht begriffen hierunter ist das auf letzten
Willen oder auf Vertrag beruhende Vorkaufs-
recht. Auch steht dem Theilhaber an einer Ge-
meinschaft bei Veräußerung des Antheils eincs
anderen Theilhabers an einen Fremden das Vor-
kaufsrecht zu.

einiger Rechtsgeschäfte
betreffend.

Die in verschiedenen Statutarrechten ent-
baltenen civilrechtlichen Vorschriften, wonach Dar-
lehensverträge, Cessionen, Quittungen, Verträge
über Holzverkäufe außer Landes, Kauf“ und
Tauschverträge über Pferde und anderes Vl#h
gerichtlich errichtet oder vor Zeugen abgeschlossen
oder vor dem Gemeindevorsteher beschrieben wer-
den müssen, sind ausgehoben.

3. Die Form

4. Die Verletzung über die Hälfte be-
treffend.

Bei entgeltlichen Verträgen, Theilungen
ausgenommen, können aus dem Mißverhältnisse,
welches zwischen dem Werthe der Leistung und
dem der Gegenleistung stattfindet, für sich allein
weder ein Ansechtungsgrund, noch sonstige An-
sprüche abgeleitet werden.

Die hiemit in Widerspruch stehenden ge-
setzlichen Bestlmmungen sind aufgehoben.

Diese Bestimmungen treten unter den nach-
folgenden näheren Vorschriften mit der Verkün-
dung des gegenwärtigen Landtagsabschiedes im
Gesetzblatt in Kraft:

a) Die in Ziffer 1, 3 und 4 enthaltenen Be-
stimmungen finden auf Rechtegeschäfte, welche
vor dicsem Zeitpunkie abgeschlossen worden
sind, keine Anwendung;
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b) die in Ziffer 2 getroffene Bestimmung fin-
det keine Anwendung auf Retrakte, deren
Ausübung von dem Berechtigten in dem
bezeichneten Zeitpunkte in der gesetzlichen
Form bereits erklärt worden ist.

8. 29.
Die gesetzlichen Bestimmungen über das Recht
der Servituten und über die aus der außer-
ehelichen Geschlechtsgemeinschaft entspringen-

den Rechtsverhältnifse betreffend.

Dem an Uns gebrachten Antrage der
Kammern, dem Landtage, ohne die Vollendung
des im Entwurfe begriffenen Cinvilgesetzbuches
abzuwarten, einen Gesetzentwurf, wodurch das
Recht der Servituten für die diesseitigen Pro-
vinzen neu geregelt wird, desgleichen einen Gesetz-
Entwurs, welcher die aus dem außperehelichen
Beischlase, der außcrehelichen Schwängerung und
Geburt hervorgehenden Rechte und Verbindlich=
leiten im Zusammenhange regelt, vorlegen in
lassen, werden Wir die entsprechende Würdigung
iuuzuwenden nicht unterlassen.

#S 30.

Die Untersuchung und Aburtheilung der
Aufschlagsdefrandationen betresffend.
Dem an Uns gebrachten Antrage der bei-

den Kammern entsprechend verordnen Wir mit
Gesetzcskraft für die Landestheile diesseits des
Rheins, was folgi:

Die durch Defraudation von Malijauf-
schlagsgefällen verübten Uebertretungen werden
Lorbehaltlich der in Absatz 2 enthaltenen Be-
stimmung vom 1. Juli 1862 an durch die Be-
zirksgerichte in I. und durch die Appellations=
gerichte in II. und letzter Instan: und zwar in
der für die Behandlung der Vergehen vorge-
scbriebenen Weise abgeurtheilt, ohne hiedurch ihre
Cigenschaft ale Ucberiretungen zu vorlieren.
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Defraudationen, welche an gemeindlichen
Maliausschlagsgefällen bei der Ein= oder Aus-
fuhr von Bier aus einem beziehungsweise in einen
fremden Ort verübt werden, sowie Defraudationen
an sonstigen den Gemeinden bewilligten Auf-
schlagsgesällen werden von demselben Zeitpunkie
an durch die Stadt= und Landgerichte in I. und
durch die Bezirksgerichte in II. und letzter Instanz
abgeurtheilt.

Ausserdem ist in den Fällen von Absatz 1
und 2 die Nichtigkeitsbeschwerde nach den all-
gemeinen gesetzlichen Voraussetzungen zuläßig.

Vor der Verhandlung der Sache sind die
Alten zur Einsicht und Stellung ctwaiger An-
träge dem betreffenden Kreisfiskalate, wenn es
sich um Defraudationen der den Gemeinden be-:

willigten Aufschlagsgefälle handelt, det betreffen-
den Gemeindebehörde milzutheilen.

Ausserdem können sowohl in I. als II. In-
stanz als bei dem Kassationshose von dem be-
treffenden Kreisfiskalate, bezichungsweise der Ge-
meindebehörde abgeordnete Beamte oder bevoll-
mächtigte Vertreter der Verhandlung beiwohnen,
um die geeigneten Anträge zu stellen, und nack
Erforderniß sackgemäße Aufklärungen zu erthellen.

Die entgegenstehenden Bestimmungen des
Gesetzes vom 10. November 1848, die Unter-
suchung und Aburtheilung der Maljausschlags-
defraudationen betreffend, sind von obigem Zeil-
punkte an aufgehoben.

Wenden Wir den Blick auf die zahlreichen
und umfassenden Arbeiten dieses Landtages in
rück, se finden Wir Uns mit wahrer Befriedig-
ung veranlaßt, Unsern Lieben und Getreuen
für den besonderen Eifer und die bewährte Ein
sicht, mit der sie sich dem hochwichtigen Werke
der Gesetzgebung gewiomet, wie für die gründ
liche Prüfung und Würdigung des für dis
Slaatsbeduisnisse und zur Erleichterung des
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Verkehrs erforderlichen Staatsaufwandes, Unsere
volle Anerkennung auszudrucken.

Außerdem ist es Unserem landesväter-
lichen Herzen ein lebhaft gefühltes Bedürfuiß,
Unsere freudige Anerkennungder ächt baveri-
schen und zugleich deutschen Haltung laut aus-
zusprechen, welche die Vertreter Unseres Vol-
kes gegenüber von Bestrelungen dewährt haben,
die seine wohlbegründete Selbständigkeit gefähr-
den würden. Es bekundet sich auch darin das
zwischen Bayerns Könige und seinem Volke
glücklich bestehende innige Verständmß, auf wel-
ches Wir mit gerechtem Stolze blicken. In
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dieser vertrauensvollen Einigkeit wollen Wir den
Stürmen, welche die Zukunft vielleicht in ihrem
Schooße birgt, getrost entgegengeben.

Gerne geben Wir Uns der Honnung
hin, daß mit dem Segen des Allmächtigen vie
Ergebnisse der Arbeiten dieses Landtages, Un-
sern landespäterlichen Absichten entsprechend, die
Wohlfahrt de# Landes nach allen Richtungen
fördern werden, und bleiben, indem Wir die
gegenwärtige Versammlung schließen, Unsern
Lieben und Getreuen mit Königlicher Huld und
Gnade gewogen.

Gegeben zu Berchtesgaden den 10. November 1861.

(cdes) Maximilian.

rhr. v. Ichrenk. v. Zuehl. v. Menmayr. Erhr. v. Mulzer. v. Pfeufer. v. Spiee.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der General-Secretär des Staatsrathes,

Seb. v. Hobell.

12
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Gesetz Blatt
86

für das

Königreich Vayern.

M II.
 — — — — —

Mnchen, den 19. Movember 1861.

Inhalt:
Gesetz, die Vervollstanbigung deß in Bayern bestehenden Telegraphen- Netzes betr.

Gesehz,
die Bervollständigung des in Bayern bestehenden

Telegraphen-Netzes betr.

Maximilian II.
von Gottes Gnaden König von Payern,

Vfalzgraf bei Uhein,
Hecgog von Payern, Kanken und in

Schwaben rc. it.

Wir haben nach Vernehmung Un-
seres Scaatsraths mie Beirath und Zu-
stimmung der Kammer der Reichsräthe
und der Kammer der Abgeordneten be-
schlossen und verordnen, wie folgt:

Artikel 1.

Zur Vervollständigung des im König-
reiche bestehenden Telegraphen-Netzes sind
nach Maß zabe des Bedürfnisses und des
Uebereinkommens über den Anschluß mit
anderen Staaten folgende Telegraphen=
Linien in Ausführung bringen zu lassen:

1) von Lindau durch den Bodensee nach
Norschach;

2) von Landau über Edenkoben, Neu-
stadt, Kaiserslautern und Homburg
an die preußische Grenze bei Saar-
brücken mit Abzweigung von Neu-

13
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stadt nach Deidesheim und Dürkheim,
dann Homburg nach Zwei-
brücken und Pirmasens, sowie von

Homburg nach St. Ingbert;
3) von Aschaffenburg über Miltenberg

und Amorbach an die badische Grenze
bei Walddürn;
von Ansbach über Markibreit und

Kitzingen nach Würzburg;
von Nürnberg über Amberg nach
Regensburg mie Abzweigung von
Amberg über Schwandorf nach Furth
an die böhmische Grenze;
von Ingolstadt nach Regensburg mit
Abzweigung von Post= Saal nach
Kelheim;
von Rosenheim über Wasserburg und
Simbach nach Neuhaus und von
Reichenhall nach Simbach;
von Amberg über Weiden an die

Landesgrenze bei Eger und von
Weiden über Kemnath nach Baireuth.

Artikel 2.

Der Anschlag der Kosten hiefür ist

von

4

E“

t

.#

7
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auf den Marimalbetrag von 200,000 fl.

seligesetzt.
Artikel 3.

Die Mittel zur Deckung dieser Kosten
sind aus der nach den einschlägigen De-
tationsgesetzen für die Projectirung der
Ostbahnnien bestimmten, dermalen noch
verfügbaren Summe von 237,240 fl. zu
entnehmen.

Artikel 4.

Der hiernach noch verbleibende Rest-
betrag zu 87,240 fl. ist zur Anschaffung
von Fahrmaterial für die Staats-Eisen-
bahnen zu verwenden.

Artikel 5.

Das Staatsministerium des Handels
und der öffentlichen Arbeiten ist ermächtiget,
die sich bei Ausführung der in Arcikel 1
bezeichneten Linien gegenüber dem in Arei-
kel? festgesetzten Marimalbetrag ergebenden
Erübrigungen — insoweit nöthig — zur

Herstellung weirerer Telegraphen-Verbin-
dungen zu verwenden.

Gegeben Berchtegadenden10.November1861.

Max.
Ichr. — v. Zuehl. v. Wenmayr. Frhr. v. Mulzer. v. Pfeufer. v. Spies.

Nach dem Befehle Sr. Majestät des Königs:
der General-Seeretär des Staatsraths:

Seb. v. Kobell.
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Müaatt
für das

Königreich Bayern.

Alünchen, den 26. Vovember 1861.

Inhal t:
Finanz-Geset für die VIII. Finanzperlode 1861/67. (Beilage XV. zum Landtags-Abschiede.)

finanz- Geseh
für die VIII. Finanzperiode 1861/67.

Maximilian II.
von Gottes Gnaden König von Paye#rn,

Vfalzgraf bei Uhein,
Herzog von Bayern, Franken und in

Ichwaben 2c. 2c.

Wir haben auf den Antrag Unseres
Staatsministeriums der Finanzen, nach

Vernehmung Unseres Staatsrarhes mit
dem Beirathe und, soviel die Erhebung der
directen und die Veränderung der indirecten
Steuern, dann die Festsetzung der Marimal-
beträge der Tarife für den Transport auf
den Staatseisenbahnen und mittels der

Dampsschifffahrt auf der Donau, sowie der
Kanalgebühren auf dem Ludwigs-Donau-
Mainkanal anlangt, mit der Zustimmung
der Kammer der Reichsräthe und der Kammer

der Abgeordneren über die Staateeinnahmen
und Ausgaben für die VIII. Finanzperiode

11
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nämlich vom 1. October 1861 bis letzten
September 1867 beschlossen und verordnen
wie folge: "

Titr. 1.

Bestand der Vorjahre.
 iP

Die bieherige Ausscheidung der Ein-
nahmen und Ausgaben auf den Bestand der
Vorjahre der V. Finanzveriode ct retro,
dann der VI. und VII. Finanzperiode hat
von dem Beginne der VIII. Finangperiede
an auszuheören.

Die nachträglichen Einnahmen und
Auegaben, der VII. Finanzperiode sind mit
zenen der feüheren Jahre und Finanzperioden
zu vereinigen und auf den Bestand der
VII. Finanzperiode et retro vorzutragen.

Die Credite für Beträge, welche von
den auf die Ueberschüsse der erwähnten

Perioden hingewiesenen Verwendungen bieher
noch nicht vollständig zur Realistrung gelangt
sind, werden hiemit für wirkungelos und
aufgehoben erklärt, und sind in den Rech-
nungen abzuschreiben.

Auegenommen sind:
die in der VII. Finanzperiode für

Straßen-, Brücken= und Wasserneu-
banten ertheilten Credite, insoweit sic in
der genannten Periode nicht verwendet
wurden; diese werden während dee
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Ea#uses der„VIII.Finanzveriodeauf-
recht erhaleen und haben dem Be-
stande der Versahre zur Last zu
bleiben.

K. 2.

Von der Summe zu 300,000 fl.,
welche in Folge des §. 2 des Finanzgesetzes
vom 1. Juli 1856 der VII. Finanzperiode

zur Deckung des in dem ersten Jahre sich
ergebenden Entganges an Ausständen zuge-
wiesen worden ist, geht zu gleichem Zwecke
der Betrag von 200,000 fl. auf die VIII.
Finanzperiode über, wogegen am Schlusse
dieser Periode ein gleicher Betrag für den
Dienst der nächstfolgenden Periode verfügbar
zu stellen ist. Der Restbetrag von 100,000 fl.
geht den Mehreinnahmen der VII. Finanz=
periode et retro zu.

. J
Aus den Erübrigungen der VII. Finanz=

pexiode ist der Betrag von 610,095 fl.
44½ kr. (sechemal Hundert zehn Tausend
neunzig fünf Gulden vierzig vier und einen
halben Kreuzer), welcher aus dem Verkaufe
von Staatorealit4ten in den Verwaltunge-

fsahren 181660 und 18506 erlöst und in
Gemäßheic des Finanzgesetzee vom 25. Juli
1850 B. Tit. V. &amp;. 16 lit. e. (Gesetzblatt
1850 S. 457) vorbehaltlich dee Ersatzer
für den laufenden Dienst verwendet wurde
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an den Staale gier Aausschilingesend zuersetzen.

. 4.

Außerdem sind nachstehende Ausgaben
aus den Erübrigungen der VII. Finanz-
periode und zurück zu bestreiten:

1) Für diejenigen Districtsstraßen, welche
die Verbindung der Districte mit den
Eisenbahnen befördern, und insbe-
sondere für jene, welche zu den Post-
verbindungen benütt werden, nach
Vernehmung der Landräthe zur Be-
streitung von Kunstbauten, Straßen=
umlegungen oder anderen Verbesserun-
gen die Marimalsumme von 450,000 fl.,
und wenn die Anlage einer neuen
Districesstraße im Sinngrunde zu
Scande kömme, hiefür einen Staats-
beitrag von 50,000 fl. in Summa
500,000 fl.;

2) Für den Bau eines neuen Regierungs-
gebaudes in der Maximiliansstraße zu
München, und dessen gänzliche Voll=
endung nach Abzug des zu hoffenden
Erlösesaus demderzeitigen Regierungs-
gebeäude in München, welcher zur
Deckung in erster Linie hiemit be-
stimmt wird, die Maximalsumme
vggen 100,000 fl.

3) Für die Grunderwerbungen zur Ver-
bindung der Wiener= Staatsstraße
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mit der Maximilianssttaße in Munchen
der zur Zeit noch ungedeckte Aufwand
von in warimo 0,000 fl.;

4) die Bauausgaben und Kosten der
ersten Elnrichtung in Folge der neuen
Gerichesorganisation, und zwar:

I. für die Justizver-
waltung 1,677, 316 fl.,
für die innere Ver-
waltung P51,480 fl.,

—.——

im Gesammtbetcage von 2,128,796 fl.

5) Für unvermeldliche Beiträge dee
Srtaatedrars zu dringenden Culzus-
und Seiftungsbauten bis zu dem
Betrage vo. 194,772 fl.;
Außerordentlicher Zuschuß für die
Untversität Erlangen. 100,000 fl.;

7) Juschuß für das bayerische National=
musen 323)500 fl.;

6) Zuschuß für vas germanische Museum
in Nürnberg10,000 fl.;

9) Zur Deckung für die außerordent“
lichen Milirärbedürfaisse bis zum
Schlusse der VII. Finanzperiode nach

dem diebfalsgen Gesetze der Berrag
von 3,376,000fl.;
Zuschus an das Comité für Ab-

haltung einer Versammlung deutscher
Naturforscher und Aerzte in Speyer
im September 18601 2,000 fl.;

14*

6#

10#



95

11)

12)

Fur Herstellung und innere Ein—
richtung von Strafanstalten im Voll-
zuge der neuen Strafsgesetzbcher

1,210,000 fl.;

Die Getreidpreis" Differenz für die
außerordentlichen Heeresbedürfnisse in
den ersten zwei Jahren der VIII.

Finanzperiode nach dem dießfallsigen
Gesetze im voranschlägigen Bedarfe
von „ 522,209 fl.;

13)) Diek.Stesrsregierung ist ermachtiget,

14

16)

die Anlehens= und Aufbringungskosten
des nach Tit. III. 9. 10 lit. h. des

gegenwärtigen Gesetzes für außer-
ordentliche Heeresbedürfnisse in den
Jahren 18616z zu beschaffenden Mi-
litäranlehens aus den Erübrigungen
der VII. Finanzperiode zu entnehmen;

Für Errichtung neuer, oder für Ver-
legung einiger der bisherigen Rent-
dmter, dann für veränderte Ein-
theilung der bisherigen Rentamts=
bezirke. 100000 fl.;
Für Besoldung der Tarbeamten vom
1. October l. Is. bis zum 1. Juli

1862, sodann für Regiebedürfnisse
und sonstige Ausgaben der Tarbeamten

120,0o0 fl.;
Für den Ankauf von Hengsten Be-
hufs der Vermehrung des Pferde-
bestandes und der Starionen des
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Landgestütes und für Ankauf von
Zuchtpferden für das Stammgestüt

115,000 fl.;

dann für den Ankauf von Hengsten
für daspfälzische Landgestür

« 16,000 fl.;

Fur den Fall eines sich ergebenden
Passivrestes der Lottoanstalt, oder

soferne die Renten des Lotto im ersten

Vierteljahre 1881 nicht ausreichen
sollten, zur Deckung des Bedarfs fur
Pensionen und Ruhegehalte der Be—
amten der Lottoanstalt und ihrer Re-

licten, dann für Unterstützung hilfs-
bedürfriger Collecteure im Laufe der
VIII. Finanzperiode der Betrag von

275,000 fl.;
Als Zuschuß zum Credite für den
außerordentlichen Bedarf der Armce
für die Jahre 186/ 200,000 fl.

Die Erübrigungen der VII. Finanz-
periode bis zum Betrage von 16 Millionen
Gulden sind, soweit sie niche durch die vor-
stehenden Credite unter Ziffer 1 bis 18

erschöpft werden, zur entsprechenden Deckung
des Credits für die außerordentlichen Be-
dürfnisse des Militärs in den Jahren 1861½
zu verwenden und entweder an dem An-

lehensbetrage zu kürzen, oder zur Tilgung
des Militäranlehens von 1855 zu ver-

17#

18#
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Tit. II.

Festsetzung der Staatsausgaben.
C. 5.

Die sämmrlichen Staatsausgaben für
den laufenden Dienst sind auf die jährliche

Durchschnittssumme von 46, 720,597 fl.
(Vierzig sechs Millionen steben Hundert
zwanzig Tausend fünfhundert neunzig sieben
Gulden) festgesehzt. — Vorgriffe auf diese
Durchschnirtssumme für Rechnung nach-
folgender Jahre finden nicht statt.

g. 6.
Die besondere Verwendung und die

für die einzelnen Staatsministerien und
Staatsanstalten bestimmten Ecatssummen
enthält die Beilage lit. A.

Die Etars sind in der Regel unüber-
schreirbar. Jeder Sctaatsminister ist dafür
veramwortlich, daß die für seinen Ge-
schäftskreis festgesezten Summen zu den
bestimmten Zwecken verwendet werden; er
hat die Etats seines Ministeriums und der
demselben untergebenen Staatsanstalten
dann Stellen zu vertreten und für unver-

meidliche Mehrausgaben die nachträgliche
Genehmigung zu erwirken.

Der Etat der Landgerichte diesseits
des Rheins bis zum 1. Juli 1862 im
Betrage von 1,312,306 fl. ist aus dem
betreffenden Antheile der beiden Ansätze für

Landgerichte diesseits des Rhelnes im Ju-
stizetat zu 758,145 fl. und für Verwaltungs-
Amter zu 555,132 fl., zusammen zu
1,313,277 fl. zu decken.

6 7.

Zur Deckung des Bedarfes der Staats=
schuldentilgungs-Anstalt werden nachstehende
Dotationen bestimmt.

1. Für die alte Schuld.

a) Zinscasse. Der nach Abzug
eines voranschldgigen Zuschusses von
1,581,100 fl. zur Verzinsung der
neuen Schuld verblelbende Rest des
Reinertrages am Malzaufschlage im
veranschlagten Betrage von

4,618,600 fl.

Tilgungscasse. Ein Tilgungs-
sonds im Betrage von

1,450, 00 fl.

b

und zwar:

1) zur Tilgung von 3/9 Procent
der alten Schuld der bisheri-
gen Aversalsumme von

880,000 fl.
2) Zur Bestreitung der nach Art.

3. des Gesetzes vom 25. Juli
1850 bestimmten jährlichen Ab-
zahlung für Depossten an die
Nürnberger Bank der Betrag
von 150,000 fl.
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3) Zur Bestreitung der contraet-
maßigen Fristenzahlungen an der
rheinpfalzischen Schuld an Ba-
den eine jahrliche Durchschnitts-
summe zu 420,000 fl.

Soweit dieser Tilgungsfond nicht aus
dem Ueberschusse der Zinscasse, welcher der
Tilgungs-Casse zugewiesen wird, und aus
den übrigen disponiblen Mitteln der Casse
der alten Schuld gedeckt werden kann, ist
derselbe durch Zuschüsse aus der Central=
Staatscasse zu ergänzen.

Aus der sub 1 bestimmten Summe

von 880,000 fl. soll fährlich wenigstens
einmal Eine Endziffer der verloosbaren
alten Schuld auf Inhaber und Namen
mittelst Verloosung zur Heimzahlung ge-
bracht und hiefür, wie bisher, von der

Verwaltung der Schuldentilgungs-Anstal#t
wenigstens ein bestimmter Termin festgesetzt
werden.

Die Bestimmungen des Gesetzes vom
28. December 1831 Art. 15, „die Ablö-

sung der Jutzherrlichen Gerichtsbarkeiten
betr.“, soweit selbe die der Schuldentilgungs=
Casse aus den Taxen zu reichende Eneschä-
digung betreffen, sind aufgehoben.

2. Für die neue Schuld.

a) Zur Verzinsung der in Folge der
Gesetze vom 25. Juli 1850, 15.
Jannar 1854, 22. Febrnar und 16.

März 1855, dann vom 26. März
und 16. August 1859 bestehenden
neuen Schuld, sowie zur gesetzlichen
Tilgung des Betrages von 2 Pro=
cent der sämmtlichen Miliehranlehen

und zur Tilgung des Annuiréätenan-
lehens von 1852 ein Aversalzuschuß der
Centralstaats-Casse von jährlich

606,520 sl.
ein Zuschuß aus dem Ertrage des
Malzaufschlages nach Bedarf für die
Verzinsung im voranschlägigen Be-
trage von jährlich 1,581,400 fl.

Die — nach Art. 2 des Gesetzes —

einen Credit für die außerordentlichen Mi-
lirärbedürfnisse in den ersten zwei Jahren
1861/63 der VIII. Finanzperlode betr. —

bei etwa eintretendem Stande der Ankaufs-

preise für ein Schäffel Roggen unter 11 fl.
und für ein Schäffel Haber unter I fl. —

sich ergebende Nicheverwendung an dem
diesfallsigen Milirdr-Credite wird gegebenen
Falles der neuen Schuld zur weiteren
Tilgung am Militr-Anlehen des Jahres
1855 zugewiesen.

Die Heimzahlung des neuen Anlehens
vom Jahre 1855 zu 5 Procent (Gesetz
vom 16. März 1855, Gesetzblatt S. 74)
und des neuen allgemeinen Anlehens vom

Jahre 1857 zu 4 ½ Drocent (Art. 2 des
Gesetzes vom 16. März 1855) hat nach

b
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den diesfallsigen geseblichen Bestimmungen
aus den eingehenden Ablösungeschillingen
der Staatsgrundrenten zu erfolgen.

Ueber die Heimzahlung der Militär=
Anlehen vom Jahre 1859, dann 186 1/63,
deren Tilgung jedenfalls nicht vor Ablauf
der VIII. Finanzperiode beginnt, wird in
den künftigen Finanzgesetzen Bestimmung
getvoffen.

Der k. Staatsminister der Finanzen
wird ermächtiger, bezüglich des noch be-
stehenden Restes an dem neuen Anulehen
vom Jahre 1955 zu 5 Procent z Wege
der Verloosung oder der Kündung nach
dem Wunsche der Gläubiger entweder die
baare Rückzahlung oder die Umschreibung
auf das neue allgemeine Anlehen vom
Jahre 1857 zu 4½ Procent eintreten zu
lassen und nöthigen Falles die zur Baar=
vergütung erforderlichen Beträge durch Auf-
nahme neuer Anlehen zu beschaffen.

3. Für dia Pensions-Amortisations=
Casse.

Ein Derationszuschuß aus der Central=

Staatscasse im voranschlägigen Betrage
von jährlich 849,200 fl.

Außer den mit Schluß der VII. Fi-
nanzperiode bestehenden Pensionen werden
vom 1. October 1861 an auf die Pensions=

Amortisationscasse weiter Überwiesen:
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) an Pensionen und Bezügen des
S.euerkatasterpersonals im Marimal=
betrage zu 42,000 fl.
an solchen des Personals der k. Por-

zellanmanufaktur Nymphenburg im
Marimalbetrage zu 7,000 fl.
die Pensionen und NRuhegehalte des
Landgerichtspersonals bis zur Ein-
führung der Gerichtsorganisation im
voranschlägigen Betrage von

241,000 fl.

die den seinerzeitigen Hinterlassenen
dieser Penstonisten gebuhrenden Witt-
wen= und Waisen-Alimentationen.

eine lebenslängliche Rente für den
Akademiker und k. Ministerialrath
I)r. von Steinheil zu 1,000 fl.

1. Für die Eisenbahnbau-Dota-
tions-Casse.

Der Reinertrag der Bahnrente im
voranschlägigen Betcage von

5,003,256 fl.
Der nach Deckung des Bedarfes für

Verzinsung und gesetzliche Heingahlung
der Eisenbahn-Anlehen sich ergebende Ueber-
schuß der Bahnrente ist bis zu dem Be-
trage von 326,000 fl. zur allmählichen
Heimzahlung des Gutchabens der alten
Schuld an die Eisenbahnbaudotations=
Casse zu verwenden, weogegen die im Fi-
nanzgeseqe vom 1. Juli 1856 Tit. II.

b

—

d

·„
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6. 5 Abfs. 1 bis 6 bestimmte Tilgung die-
ses Guehabens mittelst einer Annuität von
2 Procent außer Wirkung gesetzt wird. —
Ueber den sich erwa ergebenden weiteren
Ueberschuß ist bereits in Art. 3 des Ge-
setzes, die Vervollständigung und Aus-
dehnung der bayerischen Eisenbahnen betr.,
Verfügung getroffen.

Das k. Staatsministerium des Han-
dels und der öffentlichen Arbeiten wird

ermächtiget, die nach Erfüllung der im
Abs. 2 der Eisenbahnrente zugewiesenen
Verwendungen sich ergebenden Mehrein-
nahmen aus dem Betriebe der Bahnen
während der Dauer der VIII. Finanz=
periode bis zum Marimalberrage von 5
Millionen Gulden auf Vermehrung des
Transportmaterials der bayerischen Staats-
Eisenbahnen zu verwenden.

Die im Gesetze vom 19. März 1856,
die Eisenbahnbau-Dotation betr., (Gesetz-
blatt S. 28) ausgesprochene und durch den
Landtagsabschied vom 26. März 1859 Ab-
schnitt III. lit. c. auf den Beginn der
VIII. Finanzperiode bestimmte Tilgung zu
jährlich 2) Procent des in Folge dieseo
Gesetzes ausfgenommenen Eisenbahn-An-
lehens vom Jahre 1856 zu 4½ Prozent
bleibt vorerst im baufe der VIII. Finanz-
periode ausgesetzt. Es wird jedoch der
hierauf treffende Tilgungsbetrag von 2#3
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Procent auf vermehrte Heimzahlung an
der dlteren Eisenbahnschuld verwendet und

bleibt den Besitzern der Obligationen des
vorbezeichneten Eisenbahn-Anlehens freige-
stellt, dieselben auf Verlangen in Obliga-
tionen des dlteren Eisenbahn-Anlehens vom
Jahre 1854 zu 4½ Procent umschreiben
zu lassen.

Das k. Staatsministerium der Finan-
zen wird ermachtiget, die weitere Reduction
der zur Zeit bestehenden Eisenbahnanlehen
im Wege der Verloosung oder der Kündi-
gung noch dem Wunsche der Gléubiger
durch baare Heimzahlung oder durch Um-
schreibung zu bewirken und nöthigenfalls
die zur baaren Rückzahlung erforderlichen
Mittel durch Aufnahme neuer Darlehen
beizubringen.

5. Für die Grundrentenablösungs-
" Casse.

a) ein Dotationszuschuß der Central-
Staatscasse als Ergänzung zur Ver-
zinsung der in Folge des Gesetzes
vom 4. Juni 1848 bestehenden
Grundremen-Ablösungeschuld im vor-
anschlägigen Betrage von

780,400 fl.;

b ein Dotationszuschuß der vorgenann-
ten Casse für Verwaltungs= und Er-
hebungekosten:
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an) der Grundrentencasse per 30,000 fl.
bb) bei den Rentämtern per 87,000 fl.

in Summa zhrlich #e897,400fl.
Alle Grundrenten der Privaten, Scif-

tungen und der Gemeinden, welche bis
zum 30. September 1861 zur Ueberwei-
sung an die Grundrenten-Ablösungseasse
nicht angemeldet sind, bleiben, wie im Fi-
nanzgesetze vom 1. Juli 1856 Tit. II.
6 5 Ziff. 5 Abs. 2 bezüglich der Privaten
und Stiftungen bereits bestimmt wurde,
von der Uebernahme auf die Geundrenten=
Ablösungscasse des Sraates ausgeschlossen.

In gleicher Weise hört die im Art.
25 Abs. 2 des Gesetzes vom 4.Juni 1848,
die Ablösung der Grundlasten betr., aus-
gesprochene Verpflichtung des Staatarars
zur Entschädigung der Siistungen der
Wohlthatigkeit, des Unterrichts und des
Cultus, welche ihre Renten und Ablösungs-
Capitalien an die Ablosungstasse nicht uber-
weisen, vom 1. October 1864 an bezüglich

dersenigen Gefälle auf, welche nicht bis zu
diesem Termine angemeldet worden sind.

Die für Ueberweisung der Grund-
renten und Entschädigungs-Ansprüche von

Seiftungen der Wohlehétigkeit, des Unter-
richts und des Cultus festgesetzten Prelu=
sivtermine finden selbstverständlich keine
Anwendung auf Ueberweisungen auf Grund
des Gesetzes vom 28. Mai 1852 „die
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Ausübung und Ablösung des Weiderechts
auf fremdem Grund und Boden betr.“

*
Dem Etat für die active Armee wer-

den die Preise der Naturalien fur die

daranier begriffenen und wirklich anzu-

schaffenden50,343 Schäffel Roggen zu 11 fl. und
106,935 Schäffel 4 Metzen 3 Vierling

Haber zu 5fl.
in der Art garantirt, daß geringere Preise
dem Reichsreservesonds zu gut, und höhere
demselben zur Last geschrieben werden
sollen.

Tit. III.

Staats-Einnahmen.
. 9.

Zur Bestreitung der sub Tit. 1l. be-
stimmten Staatsausgaben sind dem Staate-
ministerium der Finanzen die in der Bii-
lage lit. B. aufgeführten und einschließlich
der nach §. 2 aus dem Bestande der Vor-
sahre herubergehenden, von den seweiligen
Ausständen aufzubringenden 200,000 fl.
voranschlägig auf 16,120,507 fl. (Sechs
und vierzig Millionen, steben Hundert
zwanzig Tausend, fünfhundert neunzig und
sieben Gulden) festgesetzten Einnahmen zu-
gewiesen.

 0.

An directen Steucen s#nd für jedeo
15
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Jahr der VIII. Finanzperiode zu er— sechs Simpla der Areal= und
heben: zwei Simpla der Miethsteuer;

c) die Gewerbsteuer nach dem Gesetze
vom 1. Juli 1956;

die Capitalrentensteuer nach dem Ge-
setze vom 31. Mai 1856;

a)an Grundsteuer und zwar:

1) in denjenigen Landestheilen, wo a
das unrevidirte Definttivum
besteht, vier Simpla; e) die Einkommensteuer nach dem Gesetze

2) In den nach dem Gesetze vom vom 31. Mai 1856;

15. August 1828 definiriv be: () der Steuerbeischlag der Pfalz mit
steuerten oder während der VIII. 100, 000 fl. nach Artikel XII. des
Finanzperiode noch zu besteuern- Gesetzes vom 23. Mai 1846 über
den Landestheilen zwei ganze und die Ausscheidung der Kreislasten von
zwei Zehntel Simpla, vorbe- den Staatslasten und die Bildung
haltlich der Veränderung, welche der Kreisfonds;
sich erwa nach den Bestimmungen 8) Außerdem sind die bisherigen Ber-

des Gesetzes vom 1. Juli 1834, 1546n zu erheben «
densttsidesGkundsteuew Von der Grundsteuer:
gesetzes betr., ergeben konnte. 33½ Procent oder 20 kr. vom

Die Staatsregierung wird er- Gulden;
mchtige, mitdersuccessivenEin- bb. von der Haussteuer:
führung der definitiven Steuern 15 Procent oder 9 kr. vom

fortzufahren, sobald die neuen Gulden;
Kataster hiezu vorbereitet sind. ec. von der Gewerbsteuer:

Eine neue Berechnung der 5 Procent oder 3 kr. vom Gulden;
zu erhebenden Simplenzahl tritt dd. von der Capttalrentensteuer:
nur dann ein, wenn eine Ver- 5 Procent oder 3 kr. vom Gulden;

mehrung oder Verminderung ce. von der Einkommensteuer:
des gesetzlichen Gesammtbetrages 10 Procent oder 6 kr. vom
der Grundsteuer sich herausstelle, Gulden.
welche /10 des Gesammtsteuer: 3) Der k. Staatsminister der Finanzen
simplume erdkeicht; wird ferner ermächtiget, zur Deckung

5) an Haussteuer und zwar: der außerordentlichen Militärbedürf=
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nisse ein Anlehen von 10 Millionen

Gulden als Fortsetzung der Militär=
aulehen nach Maßgabe des Bedarfs
aufzunehmen, welches gleich den letz-
teren auf Staatsfonds versichert wird.

V. 11.
Die den Staatsdienern und anderen

Angestellten, dann den Quiescenten und
Pensionisten obliegenden Wittwen= und
Waisenfondsbeiträge sind nach den Be-
stimmungen der Verordnung vom 8. Juni
1807 zu enerichten.

5. 12.
Die Jollgefälle werden nach dem be-

stehenden Vereinszolltarife mit Rücksicht auf
die dießfalls vertragsmäßigen und gesetzlichen
Bestimmungen und Vorbehalte erhoben.

Die Erhebüng der übrigen indirecten
Abgaben hat nach den bisherigen Normen
oder einschlägigen Bestimmungen zu ge-
schehen.

. 13.
Für den Personen= Waaren= und

anderen Transport auf den Staatzeisen=
bahnen haben die unter dem 15. Mai 1845

(Regierungeblatt Seite 291) bekannt ge-
machten provisorischen Tarise mit Berück-
sichtigung der Bestimmung im Abschnitt 1#
H. 6 des Landtageabschiedes vom 26. März
1859 als Maxrimalsätze auch für die VIII.
Finanzperiode ihre Geltung beizubehalten.
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Dasselbe ist der Fall in Ansehung der
bisherigen provisorischen Tarise für die
Donaudampsschifffahrt.

Die Tarife der Kanalgebühren auf
dem Ludwigs-Donau-Mainkanale, wie solche
unter’m 8. October 1846 (Regierungsblatt
Seite 705) bekannt gemacht worden, haben
alo Marimalsätze für die VIII. Finanz=
periode gleichfalls ihre Geltung beizube-
halten.

Tit. IV.

Schlußbestimmungen.
G. 14.

Die noch unter Verwaltung der Re-
gierungen stehenden und die bei der Central-
Staatscasse vorhandenen Staatsactivcapi-
talien sind dem Staatsgi#ter-Kaufschillings-
sonde zuzuweisen. Die bisher gesondert
behandelten Bauausgaben auf die selbst-
ständigen Gebäude der rentamtlichen Ver-
waltung und für Gebäude der allgemeinen
Rentgefälle sind künftig zu vereinigen.

G. 15.
Die zur Aufbesserung der Gehalte der

Beamten in die verschiedenen Abtheilungen
des Budgets ausgenommenen Beträge fiad
zu diesem Zwecke erst vom 1. Juli 1862
an zur Verfügung gestellt und aus den

hiedurch entstehenden Erübrigungen sind
vorzugsweise die Besoldungen dersenigen
Beamten zu bestreiten, für welche im Budget

15
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Deckungemirtel nicht gegeben sind. Debei
bleibt es der Staatsregierung unbenommen,
die nach Deckung dieses Bedarfes verfügbar
bleibenden Mittel dazu zu verwenden, um

die Besoldungen der minder besoldeten
Beamren, insbesondere derienigen, deren
Gehale bicht 800 fl. erreicht, auch vor

dem t. Juli 1862 entsprechend zu erhöhen.

. 16.
Die den Landrichtern der Pfalz für

di im ersten Capitel des ersten Buches des
ersten kaiserlichen Decretes vom 16. Februar
(107 bezeichneten Geschäfte zugewiesenen
Gebuhren sind von dem Tage an aufge-
hoben, an welchem die Landrichter in die

dem Budget zu Grunde gelegten häheren
Gehaltebezüge eintreten. Die Bestimmung
darüber, eb und welche Gebühren die Land-
richter und Landgerichtsassessoren der Pfalz
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von demselben Tage an in dem Falle, daß
solche Geschafte außerhalb des Gerichtssitzes
vorgenommen werden, von den Betheiligten
zu beziehen haben, bleibt dem Verordnungs-
wege überlassen.

. 17.
Der Ertrag der Kreisamtsbldtter, wel-

cher schon bisher dem allgemeinen Unter-
stutzungsfonds für Staatsdiener zugewiesen
war, soll auch in der VIII. Finanzperiode
—ohne Aenderung der Narur dieser Ein-
nahmsquelle als Sctaateregale — diesem

Fonde zugewiesen bleiben.

Der in Folge des Gesetzes vom 27.
Mail. Je. festgestellte Beitrag für die Kosten
der Immobiliar-Brandversicherungsanstale
wird für die VIII. Finanzperiode auf
60,000 fl. festgesetzt.

Gegeben Berchtesgaden den 10. November 1861.

Marn.
F#rhr. v. Schrenk. v. Zwehl. v. Nenmayr. Fehr. v. Mulzer. v. Pfenser. o. Spies.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der General, Secretär des Staatsraths,

Seb. v. Kobell.
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Beilage A.

Voranschlag für ein Jahr
Ca Staatsausgaben. der VIII. Finanzperiode.

p. « , —-

partial. total.
ff. fl.

I Staatsschuld inc! weitere Erhöhung 13,556, 376
II. Erat des Königlichen Hauses und des Hofe #

Dermanente Civilliste Seiner Majestaät des *
Konigg. 29350,580

Unterhalt Seiner Keniglichen Hoheit des "
Kronprinzen......... —

Apanageu........... 620,000
Wittwengehaltte. ...

Pensionen . ... 25024l 2,995,604
III. Etat des esniglichen Sleaaterarhe . 74,905

IV. Etat der kondrass versammlung und desandtagsarchiveg 75,000

V. Etardesk. Stareministerinme dest.W.
und des Aeußern. . . .. 472,712

VI. Etat des k. Staar#eministe eiume der Justij 3,.373,192
VII. A. Etat des k. Staatsministeriums des Innern 1,650,000
VII.B.Etatdes k. StaatsministeriumedesInnern

für Kirchen= und Schulangelegenheiten 99,037
VIII. SEtat des k. Staatsministeriume des Han=

4 dele und der öffentlichen Arbeiten 252,846

IX. Etat des t. Staateministeriums der Fi—
nanzen . ... 879,7l2

X. Etat der Staatsanstalten:
Erziehung und Bildung.
Cultus und zwar:

A. katholischer
b. protestantischer

1 153, 02

4
433.623
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Beilage B.
 Voranschlag für ein Jahr

Cap. I Staatseinnahmen. der VIII. Binanzperiode.* F D total.

l. Directe Staateauflagen: nt. "#
A. Steuern:

 1½ Grundsteuer . .14,804,031
2 Haussteuer 7(7, 07
3 Gewerbsteuer 22, 91
4 Capitalrentensteuer 536,171
5 Einkommensteuer 232,708

B. Steuerbeischlage:
1 Geundsteuer „ . .1,601,244
2 Haussteuer .. . . 107, 564

3 Gewerbsteuer . 61,145
4 Capitkalrentensteuer . .. 26,808

5 Einkommensteer 223,271
"· , t,820,130

II« Indirecte Staatsauflagen: 8,333,037
1 Taxen ..... .4,500,000.

2 Stempelgefalle.. . .. 10, 343

3 Aufschtagsgefällel .6,200, 000
4 Zölle ....... .s,350,009»

III. Staatsregalien und Anstalten: 18,260,343
11 Salinen und Bergwerke:

a. Salinen 3, 10, 000
b. Bergwerke Liesseits des Rhein- . —

c. Bergwerke in der Pfat . 250,000
2 Eisenbahnen. ... .5,003,256
3 Post. . . .... 570,000
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Voranschlag für ein Jahr
Gap. Staatsausgaben. der VIII. lnanzperiode.

partial · total.
 1 ff..

3 Gesundheit.. 22388,850
4 Wohlthatigkeit... 2eis,iti
5 Sicherheit .. 11,304,504
6 Industrie und Cultur. . EEIII

7 Straßen- Brucken- und Wasserdau 2,594,887/

8 Besondere keistungen des Staates an die Ge-F meinden ... 95,484
9 Steuerkataster . ...... 290,000s«
10 Münzanstalt .. 11,328
11 Glasmalerei. .. . 2.000 8.399,036

XI. SBuschüsse an die Areisfende ...... 503,900

XII. Militáretat:
1 Aciive, Armene 99, 500, Ooo“
2 Gendarmerie 962,800

3 Topogfaphisches Buteau.. 50,000.
4 Zuschuß an den Milirär, Met und u ,

und Waisenfond 92,000“
5 Militarpensionen undMedatlenzulagen 700,000n

6 Auf außerordentliche Wilitarbedur fuise 95,2007 Auf Militarseelsorge . 15,000««,«5,000

xiu. kandbauetat ½40003
1XIV. ren dtz Wiltwen ½½ Waisen n% 716,000

xv. Reichsreservefond:
Allgemeiner Reichsreservefond 4

2 Zinsgaranrie:
für die pfälzische Maxbahn 25,000

53 für die Ostbahnen 450,000 1,483,274
Gesammtbetrag der Sraatsausgaben 46,720, 597
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Voranschlaq fur ein Jaht
Cap. . Staatseinnahmen. der VIII. Finanzperlode.

partisl. total.
. N. fl.
4 Donaudampsfschifffahrt. 25,149
5 kndwigs-Donau-Main-Canal. . . 286,133

6 Gesetz- und Regierungsblat.. 115,597
7 Telegraphenanstalt .... 30,000

b Die k. Bank in Nürnberg 41950,000
9 Uebrige Staatoregalen 8,656

9,204,791
IV. taatsdomdnen:

1 Aus Scaatsforsten, Jagden und Tristen ,7000, oo
2 Aus Oekonomieen und Gewerben 305,911

3 Lehen--, grund- und zinsherrliche Gesalle. . .4,116,234
4 Einnahmen an Zinsen aus Staatsactivcapitalien 1,543

9923,688
V. Besondere Abgaben 27,545
VI. Uebrige Einnahmen:

1 Entschädigung von der Krone **- 102,083
2 Sceuerbeischlag der Pfalz . 100,000

3 Wittwen= und Waisenfondsbeiträge 66,506
4 Erlös aus Mobiliarschaften. 1,604
5 Zufällige Einnahmen. 1,000.

27/193
Summa der Einnahmen des laufenden Jahres 46,520,597

iezu aus dem Bestande der VII. Finanz-
pertode und zwar:

Zur Deckung des Entganges an Rückständen im
ersten Jahre der VIII. Finanzperiode 200,000

Gesammrbetrag der Staatseinnahmen  446, 720,597
16
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Gesetz- Vlatt
für das

Königreich Bapern.

Künchen, den 27. Vodember 1861.

Inhalt:
Gese, dle Unstellung von Afesseren bel den Landgerichten in rer Pfalz betressend. (Bekage Ul. zum Londiagsabschlede.)

Gese,
die Anstellung von Afsessoren bei den Landgerichten

in der Pfalz betreffend.

Maximilian II.
von Gottes Gnaden König von Bayern,

Pfaltigraf bei Uhein,
Herzog von Payern, Franken und in

Schwaben 2c. 2c.

Wir haben nach Vernehmung Un-
seres Staatsraths, mit Beirath und Zu-
stimmung der Kammer der Reichsräthe
und der Kammer der Abgeordneten be-
schlossen und verordnen, was folgt:

Artikel 1.

Bei den Landgerichten in dem Re-

glerungsbezirke der Pfalz werden, insoweit
ein Bedürfniß hiefür besteht, Assessoren
angesiellt.

Das Gesetz vom 29. Ventose IX.

(20. März 1801), sowie alle weiteren ge-
sellichen Bestimmungen, welche die Er-
gänzungsrichter bei den Landgerichten be-
treffen, sind aufgehoben.

Artikel 2.

Die Landgerichtsassessoren sind Richter.
Ste haben diejenigen Geschäfte selbstständig

17
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zu erledigen, welche ihnen von den Land-
richtern übertragen werden.

Artikel 3.

Im Falle der Krankheit, Abwesenheit
oder sonstigen Verhinderung des Land-
richters haben die Assessoren dessen Stelle
zu vertreten. Sie können auch von dem
Bezirksgerichte mit der Srellvereretung des
Landrichters an einem anderen Landgerichte des

Bezirksgerichts-Sprengels beauftragt werden.

28

Artikel 4.

Gegenwärtiges Gesetz trict am 1. Juli
1862 gleichzeitig mit dem Strafgesehbuche
und dem Polizeistrafgesetzbuche für das
Königreich Bayern in dem Regierungs=
bezirke der Pfalz in Wirksamkeit.

Dasselbe ist im Gesetzblatte und in
dem Amtsblatte der Pfalz zu veröffent-
lichen.

Gegeben Berchtesgaden den 10. November 1861.

Wayx.

Krhr.v.Schrenk,v.Jwehl.v.Meumayr.Krhr.v.Mulzer. v. Pseuser. v. Spies.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Kömgs:
der General-Secretär des Staatsraths,

Seb. v. Kobell.
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Geschz
130

Blatt
Königreich Bayern.

Mnchen, den

14.

10. December 1861.

In
Gesetz, das Netariat detreffend. (Beilage IV. zum Landta

Gesezz,“
das Notariat betreffend.

Maximilian II.
von Gottes Gnaden König von Vayern,

Pfalzgraf bei Vhein,
Herzog von VBayern, Franken und in

Ichwaben rc. 2c.

Wir haben in Ansehung des Notariats
in den Landestheilen diesseits des Nheines
nach Vernehmung Unseres Staatsrathes
mit Beirath und Zustimmung der Kammer

h a I t
gabschiede.) — Berichugung.

der Reichsräthe und der Kammer der Ab-

geordneten beschlossen und verordnen, was
folgt:

Erster Titel.

Von der Bestellung der Notare.
Artikel 1.

Die Rotare werden vom Könige er-
nannt.

Sie find öffentliche Beamre.
Das verliehene Amt kann ihnen nur

durch strafrichterliches oder Diesciplinar"
Erkenntniß entzogen werden.
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Im Uebrigen richten sich ihre Dienstes-
verhältnisse nach den Bestimmungen des
gegenwärtigen Gesetzes.

Artikel 2.

Zum Notare kann nur dersenige er-
nannt werden, welcher «

I)diePküfnngfürdenJustizstaats-
dienst mit Erfolg bestanden, und

2) nach derselben wenigstens zwei Jahre
bei einem Notare gearbeitet hat.

Artikel 3.

Wer die Stelle eines Nichters,
Scaatsanwaltes, Gerichtssecretdrs oder
Rechtsanwaltes bekleidet hat, ist von der
Vorschrift des Artikels 2 ausgenommen.

Desgleichen ist die zweifährige No-
tariatspraris (Artikel 2 Ziffer 2) denjeni-
gen erlassen, welche die Prüfung für den
Justizstaatsdienst vor Verkündung des ge-
genwärtigen Gesetzes bereits bestanden
haben.

Artikel 4.

Ein Notar kann weder die Sitelle

eines Rechesanwaltes noch irgend ein af-
esentliches Amt bekleiden, mit Ausnahme
jener Gemeindeämter, mit denen ein Ge-

haltsbezug nicht verbunden ist.

Artikel 5.

Die Zahl, sowie die Sitze der No,
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tarc werden durch Regierungs-Verordnung
bestimmt.

Artikel 6.

Vor dem Anteitte des Amtes hat der
Notar in der öffentlichen Sitzung des Be-
jirksgerichtes, zu dessen Sprengel sein
Wohnsitz gehört, den Diensteid in folgen-
der Formel zu leisten:

„Ich schwöre, daß ich das Amt
eines Notars den Gesetzen gemäß
pünktlich und gewissenhaft versehen
werde, so wahr mir Gott helfe.“

Artikel 7.

Die Namensunterschrift des Notars,
sowie der Handzug, dessen er sich etwa zu
bedienen gesonnen ist, muß bei sämmelichen
Gerichten des Appellationsgerichtssp
hinterlegt werden.

Zu diesem Zwecke hat der Notar bei
der Eidesleistung die erforderliche Zahl von
Eremplaren bei dem betreffenden Bezirks-
gerichte zu übergeben und dieses hat die
Versendung derselben zu bewirken.

Artikel 8.

Will der Notar seine Unterschrift oder
den Handzug ändern, so darf dieß nur
nach vorgängiger Bewilligung des betref-
senden Bezirksgerichtes geschehen.

Sowohl bei einer solchen Aenderung
der Unterschrift oder des Handzuges, als

14

ri O
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bei der Versetzung eines Notars in einen
anderen Appellationsgerichtssprengel ist die
Unterschrift nebst dem Handzuge des No-
tars bei dem Bezirksgerichte seines Wohn-
sites behufs Miteheilung an sämmtliche
Gerichte des Appellationsgerichtssprengels
zu Übergeben.

Artikel 9.

Dem Notar ist untersage:
1) außerhalb des ihm nach Artikel 5

angewiesenen Sitzes zu wohnen,
2) außerhalb seines Wohnsitzes für sich

oder seine Gehilfen ein ständiges
Geschäftslocal zu haben,

3) außerhalb des Bezirksgerichtsspren-
gels, dem sein Wohnsitz angehört,
Amctehandlungen vorzunehmen.

Befindet sich jedoch am Wohnorte
des Notars der Sitz mehrerer Bezirks,
gerichte, so ist der Notar in dem Sprengel
eines jeden derselben Amtshandlungen vor,
zunehmen befugt.

Zuwiderhandlungen gegen die Vor-
schristen dieses Artikels werden mit Sus-
pension auf einen bis sechs Monate und
beim dritten Falle mit Entlassung vom
Amte bestrafe.

Artikel 10.

Dem Motare ist jeder Betrieb von
Handel in eigenem oder auf fremdem Na-
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men, unmittelbar oder mittelbar, unter-

sagt.
Insbesondere ist dem Notare nicht

gestattet:
1) Börsenspeculationen, Handels" Bank-

Disconto= oder Mäcklergeschäfee zu
machen,

2) die Verwaltung einer Handels, oder
Industriegesellschaft, oder einer ähn-
lichen finanziellen Unternehmung zu
führen,
Speculationen hinsichtlich des An-
kaufs und Wiederverkaufs von Im-
mobilien, des Kaufs von Forderungen,
Erbschaftsansprüchen und anderen
unkörperlichen Rechten zu unter-
nehmen,
sich unmictelbar oder mittelbar bei
einem Geschäfte zu betheiligen, für
welches er Dienste leister,
die ihm anvertrauten Gelder auf
seinen eigenen Namen anzulegen, sei
es auch unter der Verpflichtung, die
Interessen davon zu berichtigen,
sich unter was immer für einen Titel

als Gewährsmann oder Bürge für
Geschäfte zu verpflichten, welche durch
seine Vermittlung zu Stande ge-
kommen sind, oder welche er beur-
kunden soll,

7) unter seinem Namen fremde Ge-
scha#ste zu machen.

*—.

4 #

5

6

18“
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Zweiter Titel.

Von dem Wirkungskreise und von der
Geschäftsführung der Notare.

Artikel 11.

Der Wirkungskreis der Rotare um-
faßt die Geschäfte der nicht streitigen
Rechtspflege, insoweit dieselben nicht durch
den Artikel 18 des Gesetzes vom 10. No-

vember 1861, die Gerichtsverfassung betr.,
den Gerichren vorbehalten sind.

Innerhalb dieses Wirkungskreises ha-
ben die Notare:

1) alle auf Rechrsverhältnisse sich be-
Verhand-ziehenden Erklädrungen,

lungen, Verträge und Thatsachen zu
beurkunden, über welche entweder nach
gesetzlicher Vorschrist, oder nach dem
Willen der Bectheiligten eine öffent-
liche Urkunde zu errichten ist,

2) die Urschriften aufzubewahren,
3) Ausfertigungen und Abschriften zu

erkheilen,
4) den Ausfertigungen die Vollziehbar=

keitsklausel beizufügen.
Auch steht es bei den nach Artikel 18

des Gesetzes vom 10. November 1861, die

Gerichtsverfassung betr., den Gerichten vor-
behaltenen Rechtsgeschäften den Betheiligten
frei, ihre desfallsigen Erkldrungen durch
einen Notar aufnehmen zu lassen. Haben
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solche Erklärungen Bestandtheile gericht-
licher Acteu zu bilden, so hat sie der No-
tar, und zwar, wenn die Notariarsurkunde

nichts Weiteres enthält, in Urschrift, andern
Falls in beglaubigtem Auszuge dem betref-
senden Gerichte oder Hypothekenamte zu
übersenden.

Artikel 12.

Die Beurkundung von Verträgen,
bei welchen Minderfährige oder unter ge-
richtliche Curatel gestellte Personen bethei-
ligt sind, ist unter den nach Arrikel 11
Absatz 2 Ziffer 1 dem auoschließlichen
Wirkungskreise der Rotare zugewiesenen
Geschäften der nicht streitigen Rechtspflege
begriffen.

Gleiches gilt bezüglich der Beurkund-
ung von Verträgen und Schuldbekennt-
nissen, auf deren Grund ein Eintrag oder
eine Vormerkung im Hypothekenbuche
stattzufinden hat, oder eine Aenderung
eines Eintrages vorzunehmenist,oderdurch
welche die gänzliche oder theilweise Löschung
eines Eintrages bedungen wird.

Der Notar hat die von ihm aufge-
nommenen Urkunden der vorbezeichneten

Act zum Zwecke des Vollzuges in Urschrift
an das Hypothekenamt zu übersenden.

Artikel 13.

In denjenigen Fällen, in welchen nach
Artikel 18 des Gesetzes vom 10. November
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1361, die Gerichtsverfassung betr., eine
Notariatsurkunde dem Gerichte zur Prüf-
ung und Schlußfassung vorzulegen ist, hat
der Notar dem Gerichte die lUlrschrift zu
übersenden.

Das Gericht setzt seinen Beschluß auf
die Urschrist und sendet diese an den No-
tar zurück, welcher den Gerichtsbeschluß in
alle von ihm zu ertheilenden Ausfertigungen
und Abschriften aufzunehmen hat.

Artikel 14.

Ueber alle Verträge, welche die Be-
sitzreränderung oder das Eigenthum unbe-
weglicher Sachen oder diesen gleichgeachteter
Rechte, sowie über alle Verträge, welche
dingliche Rechte an unbeweglichen Sachen
betressen, sind bei Serafe der Nichtitgkeit
Notariatsurkunden zu errichten.

Artikel 15.

Von allen Verträgen, die eine Ver-
duderung des Besitzes unbeweglicher Sachen
oder diesen gleichgeachteter Rechte betreffen,
hat der Notar dem betreffenden Stadt-
oder Landgerichte Keuntniß zu geben.

Geht aus den Notarictsverhandlungen
über eine unbewegliche Sache hervor, daß
dieselbe im Hypoth kenbuche eingetragen
sel, so hat der Notar die Urschristen dem
Hopothekenamte mitzutheilen.
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Wenn der Notar von ihm aufgenom-
mene, das Hypothekenwesen berührende
Vertraäge oder Erkldrungen dem Hypotheken=
amte mittheilt, so ist, insoferne die vor

dem Notare stattgehabten Verhandlungen
den Anforderungen des Hypothekengesetzes
entsprechen, eine wiederholte Vernehmung
der Betheiligten vor dem Hypothekenamte
nicht erforderlich.

Im Falle des Artikels 12 Absatz 2
setzt das Hypothekenamt die Bestärigung
des Vollzuges oder falls demselben Hinder-
nisse im Wege stehen, seinen Beschluß auf
die ihm mitgetheilece Urschrist und sendet
dieselbe an den Notar zurück, welcher die
Bestätigung, beziehungsweise den Beschluß
des Hypothekenamtes in alle zu ertheilenden
Ausfertigungen oder Abschriften aufzuneh-
men hat.

Die Mittheilung hypothekenamtlicher
Beschlusse an den Notar auf die von ihm

gemachten Vorlagen vertritt die Stelle der
unmittelbaren Mittheilung dieser Beschlüsse
von Seite des Hypothekenamtes an die

Betheiligten.

Artikel 16.

Rechtsgescháfte, zu deren Giltigkeit
bisher zwar keine richterliche Prüfung oder
Bestärigung, jedoch eine gerichrliche Auf-
nahme oder siegelmäßige Fertigung erforder-
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lich war, konnen fortan giltig nur vor
einem Notare errichtet werden.

Artikel 17.

Wenn bei einem Rechtsgeschäfte, zu
dessen Giltigkeit die Mitwirkung eines Ge-
richts oder Notars nicht vorgeschrieben ist,
die Berheiligten die Errichtung einer öffent-
lichen Urkunde für angemessen erachten, so
ist für diesen Zweck die Zuziehung eines
Notars erforderlich.

Artikel 18.

Versteigerungen von Immobilien kön-
nen rechtsgillig nur von einem Notar vor-

genommen werden.

Artikel 19.

Vermögensinventare, sie mögen in
Folge gesetzlicher Bestimmung oder eines
richterlichen Beschlusses oder auf Antrag
eines Betheiligten erforderlich sein, werden
von den hiezu durch die Gerichte oder Be-

theiligten bestimmten Notaren errichtet.

Artikel 20.

Wo das Gesetz bei gewissen Rechts;
geschäften eine Belehrung (Certioration)
vorschreibt, kann solche von dem Notare,
welcher die Urkunde errichtet, ertheilt
werden.
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Artikel 21.

Vergleiche können vor einem Notare
errichtet werden, selbst wenn sie einen be-
reits anhängigen Streit betreffen.

Artikel 22.

Die Betheiligten können der über ein
Rechtsgescháft errichteten Privaturkunde
die Eigenschaft einer Notariatsurkunde da-
durch verleihen, daß sie die Privaturkunde
zu diesem Zwecke bei einem Notare hinter=
legen, welcher darüber eine Urkunde auf-
nimmt, und dieser die übergebene Privat=
urkunde beiheftet.

Die beiden Urkunden vereint bilden

sodann die Urschrist für das Rechts-
geschaft.

Eine solche Hinterlegung hat nur
Wirksamkeit gegen diejenigen Verpflichteren,
welche zu derselben mitgewirkt haben.

Artikel 23.

Ist die Zustellung einer Notariats=
Urkunde an eine Person, welche bei deren
Errichtung nicht zugegen war, gesetzlich
nothwendig, so läße der Notar diese Zustell-
ung durch das Gericht bewirken, von wel-
chem die desfallssge Bescheinigung dem No-
tare übergeben wird.

Areikel 24.

Die Vorschrift des Artikel 23 finder
auch Anwendung auf Ladungen, welche der
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Notar an einzelne Personen in Folge eines

gerichtlichen Auftrages erläßt.

Artikel 25.

betztwillige Verfügungen, welche vor
einem Notar errichtet oder demselben ver-

schlossen übergeben werden (Artikel 60 u. 61)
erhalten dieselbe Kraft, wie die vor dem
Eintritte der Wirksamkeit des gegenwarti-
gen Gesetzes gerichtlich errichteten oder
Übergebenen letztwilligen Verfügungen.

Artikel 26.

Die dem Notare übergebene letztwillige
Verfügung kann bei dem Notare hinter-
legt oder auch dem Disponenten sogleich
oder zu einer andern Zeit, jedoch nur auf

personliches Verlangen desselben zuruckge-
stellt werden.

Durch eine solche Zuruckstellung wird
die in Artikel 25 bezeichnete Kraft der

letztwilligen Verfugung nicht aufgehoben,
wenn dieselbe unversehrt und unverandert

geblieben ist.
Hierüber hat der Notar den Dis-

ponenten vor der Zurückstellung zu belehren
und daß dieß geschehen, in dem über die
Jurückstellung aufzunehmenden Notariats=
acte zu beurkunden.

Artikel 27.

Wenn ein Notar von dem Tode einer

Person, die eine letztwillige Verfügung bei
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ihm errichtet oder übergeben hat, Kenntniß
erhält, so hat er ungescumt dasjenige Stadt-
oder Landgericht, welchem die Behandlung
der Verlassenschaft zusteht, davon zu be-

nachrichtigen.
Gleiche Verpflicheung liegt ihm hin-

sichtlich der bei ihm errichteten Erbverträge
und der von ihm an den Disponenten zu-

rückgestellten letztwilligen Verfügungen ob.

Artikel 28.

Bringt das Stadt= oder Landgericht,
welchem die Behandlung einer Verlassen-
schast zusteht, in Erfahrung, daß eine letzt-
willige Verfägung des Erblassers von einem
Notare aufgenommen, ihm übergeben, oder
von ihm an den Disponenten zurückgegeben
worden sei, so beauftragt dasselbe den be-
treffenden Notar zur Mittheilung der letzt-
willigen Verfügung oder des über deren
Rückgabe aufgenommenen Actee.

Das Nämliche gilt von den durch
einen Notar aufgenommenen Erbverträgen.

Dievon dem Notare aufgenommenen
letztwilligen Verfügungen und Erbverträge
sind in Ausfertigungen, die verschlossen bei
ihm hinterlegten letztwilligen Verfügungen
in Urschrift und uneröffnet an das Gericht

abzugeben.
Befindet sich der Notar, bei welchem

die letzewillige Verfügung verschlossen hinter-
legt ist, nicht am Sitze des Verlassenschafts=
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gerichtes, so kann dieses den Notar mit
Eröffnung und Verkündung der letztwilligen
Verfügung beauftragen.

Der Notar hat in diesem Falle nach
Vornahme der Verkündung die urschrift
der letztwilligen Verfügung, von welcher
er eine beglaubigte Abschrift anzufertigen
und zu verwahren hat, an das Verlassen-

schaftsgeriche zu übersenden.

Artikel 29.

Ein Notar kann durch letztwillige Ver-
fügung zur Auseinandersetzung einer Ver-
lassenschaft (als Verlassenschaftscommissär,
Testamentar) ermächtigt werden.

Diese Ermächtigung kann dem No-
tarc selbst in solchen letztwilligen Verfüg-
ungen ertheile werden, welche von ihm auf-
genommen oder ihm übergeben worden
sind.

Artikel 30.

Im Falle des Artikels 29 hat das
Gericht, welchem außerdem die Behandlung
der Verlassenschaft zustehen würde, den
Nachlaß dem als Verlassenschaftscommissär
aufgestellten Notare zu Überweisen, welcher

1) auf der Grundlage letztwilliger Ver-
fügungen oder in deren Ermangelung
nach der Intestaterbfolge die Ver-
lassenschaft auseinandersetzt,
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2) die Verlassenschaft den Betheiligten
nach Erledigung der eiwa ange-
meldeten Forderungen ausantwortet
und

3) streitig gewordene Dunkte unter Beob-
achtung der nötrhigen Sicherheits-
maßregeln an die Gerichte verweist.

Das etwa erforderliche Inventar hat
der als Verlassenschaftscommissär aufgestellte
Notar selbst zu errichten.

Artikel 31.

Der Umstand, daß bei einer Ver-
lassenschaft minderjéhrige oder unter ge-
richtliche Curatel gestellte Personen bethei-
ligt sind, schließt die Behandlung der
Verlassenschaft durch den vom Erblasser er-
nannten Commissär nicht aus, jedoch bleibt
in einem solchen Falle der Curatelbehörde
vorbehalten, von der Geschäftsführung
Kennniß zu nehmen und zur Wahrung
der Interessen der minderjährigen und un-
ter Curatel gestellten Personen die erforder-
lichen Verfügungen zu treffen, wenn die
Curatelbehörde zugleich das Verlassenschafts-
gericht ist, entgegengesetzten Falls aber An-
träge bei dem Verlassenschaftögerichte zu
stellen.

Artikel 32.

Ist bei der Auseinandersehzung einer
Verlassenschaft eine der in Artikel 31 be-
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seichneten Persoren beeheiligt, so hat der
Werlassenschaftecommissär aber das ganze
Geschäft eine Verlassenschaftsrechnung an
das betreffende Sradt, oder Landgeriche zur
r#ufung vorzulegen.

In allen anderen Flllen hae der Ver-
lassenschafrscommissär den Betheiligten nur
auf deren Verlangen Rechnung zu stellen.

Artikel 13.

Beschwerden gegen den Verlassenschafts,
Commissär werden unabbrüchig seiner cioil-
rechtlichen Hastung von dem Verlassen-
schaftsgerichte erledigt.

Artikel J71.

Die VWorschriften der Arrikel 39—33
fünden auch auf andere Personen Anwend-
ung, welche die ihnen von dem Erblasser
zur Auseinandersetzung des Nachlasses er-
theilte Ermächtigung angenommen haben.

Die Aufnahme des etwa erforderlichen
Vermsögens-Inventars mus auch in diesem
Falle durch einen Notar geschehen.

Artikel 35.

Auch die Erben kännen die Aus-

einandersetzung der Verlassenschaft einem
Norare übertragen, in welchem Falle die
Bestimmungen der Artikel 30—13 glei.h-
mäáäßig Anwendung finden. Vormünder
und Curakoren minderjséhriger und unter

gerichtliche Curatel gestellter Erben bedürfen
zur Uebertragung der weiteren Behandlung
der Verlassenschaft an einen Notar der

Zustimmung der Curatelbehörde.

Artikel 36.

Zur Empfangnahme von Geldern oder
an den Inhaber lautenden Papieren für
die Bethetligten bedarf der Notar einer
Specialvollmacht, die ihm auch in einer
Hrivaturkunde ertheilt werden kann.

Will Jemand für einen Drieten bei
einem Notar Gelder oder auf den Inhaber

lautende Papiere hinterlegen, ohne daß der
Norar die in Adsatz: erwähnte Vohmache
besitzt, so darf Letzterer jene Gegenstände
nur nach B.kannabe dieses Umstandes

in Empfang nehmen.

Artikel 37.

Konnen die von dem Notare fur

einen Dritten wie immer in Empfang ge-
nommenen Gelder oder auf den Inhaber laut'

enden PYapiere binnen 11 Tagen an den da-

zu Berechtigten nicht adgeliefert werden,
so hat der Notar dieselben binnen weiterer
3 Tage bet der zur Aufbewahrung gericht"

licher Depositen bestimmten Behörde zu
hinterlegen, es sei denn, daß die Vollmacht
des Norars eine andere Bestimmung ent-

halt.
19
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Jede Zuwiderhandlung gegen die Wor-
schriften dieses Artikels wird mit elner
Geldstrafe bis zu hundert Gulden geahn-
det, und kann im Ruckfalle mit Suspension
oder Entlassung bestraft werden, vorbehalt-
lich der allenfalls begrundeten strafrechtlichen
Einschreitung.

Artikel 38.

Jeder Notar kann Gehilfen in seinen
Dienst nehmen, um sie unter seiner Auf-
sicht, keitung und Verantwortlichkelt in
Notartatsgeschästen zu verwenden.

Diesen Gehilsen kommt keine öffent-
liche Eigenschaft zu und sie dürsen Urkun-
den außer der Gegenwart des Notars

nicht aufnehmen.

Artikel 39.

Zur selbstständigen Ausnahme von
Notariatoverhandlungen und zur Ercheilung
von Ausfertigungen und Abschriften ist ein
Notariatsgehilfe nur dann berechtigt, wenn
er die Vorschrift des Artikels 2, beziehungs-
weise Artikels 3 erfüllt hat, von dem No-
tare bei dessen Krankheit oder Abwesenheit
mit Genehmigung des Staateministers der
Justi; als Amtsverweser bestimmt und als
solcher gerichtlich verpflichtet worden ist.

Den Vorschriften der Artikel 7 u. 8

ist auch in diesem Falle zu genügen.
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Artikel 40.

Für den Fall der Krankhen oder Ab-
wesenheit kann der Netar auch eirten al-
dern Notar desselben Ortes, und, wenn
ein solcher nicht vorhanden ist, einen Nol
tar der nächstgelegenen Orte des Bezirks=
gerichessprengels als Amtsverweser bestim-
men, worüber er dem Bezirksgerichtr Anr

zeige zu erstatten hat.

Artikel 41.

Hat der Rorar für die Dauer seiner
Abwesenheit oder Krankheit einen Ames-
verweser nicht bestimmt, so kann ein solcher
von dem Staatsminister der Jufsliz aus
der Zahl der Notare des Bezirksgerichts-
Sprengels oder der Notariatsgehilfen auf-
gestellt werden.

Bis zum Eintricee des Rotariatsver,
wesers in sein Amr hat derStadr= oder
Landrichter oder dessen Assessor die Aus-
fertigungen von früher errichteren Urschriften
entweder selbst zu besorgen oder einen No-
tar desselben Bezirksgerichrssprengels da-
mit zu beauftragen.

Artikel 42.

In allen Fallen der Amtsverwesung
werden die vom Amtsverweser ausgenom-
menen Urschriften, in welchen diese seine

.Eigenschaft anzuführen ist, in dem Geschäfts-
locale des verhinderten Notars aufbewahrt.
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Artikel 43.

Die Notare durfen ihre Dienste,
wenn sie darum von einem Betheiligten

ersucht oder vom Gerichte dazu beauftragt
wurden, ohne genugenden Ablehnungsgrund
nicht verweigern.

Ohne Ersuchen oder richterlichen Auf-
trag dürfen sie ihr Amt nicht ausüben.

Arctikel 44.

Die Wahl des Notars zur Vornahme
eines Geschästes ist den Betheiligten über-
lassen und dieselben sind hiebei nicht an
die Notare des Bezirksgerichtssprengels,
in welchem sse wohnen, oder in welchem
der Gegenstand der Beurkundung liegt,
gebunden.

Actikel 45.

Der Notar hat darauf Bedache zu
nehmen, daß der Inhalt der von ihm zu
errichtenden Urkunde weder mit der Ab-
sicht der Betheiligten, noch mit den Ge-
setzen im Widerspruche steht. Glaubt der
Notar, daß Letzteres der Fall sei, so ist er
verpflichtet, die Betheiligten hierüber zu
belehren und soferne dieselben dennoch auf
Errichtung der Urkunde beharren, berechtt-
get, in dieser hievon Meldung zu thun.

Der Notar darf keine Verhandlung
aufnehmen, deren Inhalt gegen ein Straf-
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gesetz, gegen die öffentliche Ordnung oder
gegen die guren Sitten verstößt.

Artikel 45.

Der Norar ist zum Amtegeheimnisse
verpflichtet und den Betheiligten für jeden
durch Verletzung oder Nichterfüllung seiner
Amtspflichten verursachten Schaden ver-
antwortlich.

Actikel 47.

Der Notar darf eine Verhandlung
nicht aufnehmen:

1) wenn bei derselben er seldsft oder seine
Ehefrau, oder eine Person betheilige
ist, welche mit ihm in gerader Linie
oder bis einschlüssig zum dritten Grade
der Seitenlinie nach civilrechtlicher
Berechnung verwandt oder verschwä,
gert ist;
wenn die Verhandlung irgend eine

Verfügung zum Vortheile dieser Per-
sonen enthält.

Die Bestimmung des Abs. 1
findet keine Anwendung auf Ver-
steigerungen, bei welchen ein Ver-
wandter oder Verschwägerter des

Notars sich als Steigerer bethelligt.

7P

Artikcl 15.

In dem Geschäftslocale eines jeden
Notars soll ein Verzeichnißh derjenigen Per-

19%
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sonen mit Vor- und Zunamen, Stand und
Wohnort offen liegen, welche in dem Um-
kreise des Bezirksgerichts, in welchem der
Motar sein Amt verrichten darf, wegen
Verschwendung, Geistes- oder Körperschwäche
von den Gerichten unter Curatel gestellt sind.

In gleicher Weise soll in jenen Ge-
bietseheilen, wo die Gütergemeinschaft den

gesetzlichen Güterstand bilder, bei jedem
Notare ein Verzeichniß offen liegen, in
welchem dicfenigen im Bezirksgerichtssprengel
wohnenden Cheleute einzutragen sind, welche
die Gütergemeinschaft öffentlicher Aus-
schreibung gemäß ausgeschlossen haben.

Die Einträáge in diese Berzeichnisse
sind unmittelbar nach dem öffentlichen Aus-
schreiben in dem dazu bestimmten amrlichen
Blatte oder nach den besonderen Mittheil-
ungen, welche dem Notare von den Ge

richten zugehen, zu machen.

Artikel 49.

Wird die Dienstleistung des Notars
von einer Person in Anspruch genommen,
über deren persönliche Befähigung zur
Vornahme von Rechtsgeschäften er Be-
denken hegt, so kann er zwar die Dienst-
leistung nicht verweigern, ist aber ver-
pflichtet, seine jenes Bedenken begründen-
den Wahrnehmungen in der über das
Rechtsgeschäft aufzunehmenden Urkunde zu
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Artikel 30.

Weigert sich der Rotar, die von ihm
verlangte Beurkundung vorzunehmen, so
findet hiegegen Beschwerde zum Bezirk-
gerichte statt, welches nach Wernehmung
des Morars endgiliig darüber enescheidet,
ob genügende Gründe der Wetgerung be-
stehen.

Artikel 81.

Die Stadt, und Landgerichte können
in Bezug auf die ihrer Amtsehaeigkein unter-
stellten Gegenstände der nicht streirigen
Rechespftege (Artikel 18 des Gesetzes vom
10. November 1861 die Gerichtsverfassung
betr.) die Verhandlungen einem Rotare
desselben Bezirksgerichtssprengels mit Zu-
stimmung der Betheiligten ganz oder eheil-
weise übertragen.

Der beauftragte Notar hat das Ge=
schaft so zu behandeln, als wäre ursprüng-
lich ein desfallsiges Ersuchen an ihn von
den Bethelligten gestellt worden.

Prüfung und Bestätigung des Rechts-
geschftes bleibe dem Stadt, oder Landge-
richte vorbehalten.

Artikel 52.

Versteigerungen, welche biêher den
Gerichten oblagen, sind mit dem Eintritte
der Wirksamkelt des gegenwärtigen Ge,
setzes von den Gerichten einem im Spren-
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gel des betreffenden Bezirksgerichtes wohn,
haften Rotare zu übertragen.

Der Notar hat, wenn es gesehlich
vorgeschrieben oder vom Gerichte angeordner
ist, den Werth des Wersteigerungsobjectes

zu erheben, wobei den Betheiligten, bezieh,
ungsweise dem Gerichte, die Wahl der bei-
zuziehenden Sachverständigen vorbehalten
bleibt; er hat Ort und Zeit der Versteig-
erung festzusetzen und die Bekannemachungen
in den vom Gerichte zu bezeichnenden Blät-
tern zu besorgen.

Artikel 33.

Außer den Fällen, in welchen das
gegenwärtige Gesetz die Zuziehung von
Jeugen gebietet, hat der Notar Hei Auf-
nahme der Urkunden zwei Zeugen zuzu-
ziehen, wenn ein Betheiligter es verlangt.

Die zugezogenen Zeugen müssen bay-
ertsche Staatsangehörige, dem Notare per-
sönlich bekannt, männlichen Geschlechrs,
vollährig, des Lesens und Schreibens
kundig sein und im Umkreise des Bezirks-
gerichtes, wo die Verhandlung vorgenommen
wird, ihren Wohnsitz haben.

Artikel 54.

Unfählg zur Zeugschaft bei der Er-
richtung einer Norartatsurkunde sind:

1) Gehilfen oder Dienstboten des No-
tars und Personen, welche im Dienste
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eines bei dem Geschafte Betheiligten
stehen;

2) diejenigen, welche zu dem Notare
oder zu einem Betheiligten in dem
durch Acrikel 47 bezeichneten Verhälr,
nisse stehen;

3) Personen, welche wegen irgend eines
Verbrechens oder wegen Vergehens
der Fälschung, des Betruges, des
Diebstahls, der Hehlerei oder der
Unterschlagung rechtskraftig verur-
theilt worden find. «

Artikel 55.

Statt der zwei Zeugen kann auch ein
zweiter Notar zugezogen werden, voraus-
gesetzt, daß derselbe nicht zu dem anderen
Notar oder zu einem Betheiligten in dem

durch Artikel 47 bezeichneten Verhälenisse
steht.

Artikel 56.

Die Gegenwart der beiden Zeugen
oder des zweiten Notars wird nur in dem

Augenblicke erfordert, wo die Urkunde vor-
gelesen wird und die Betheiligten solche
unterschreiben.

Von der Anwesenheit bei der Vor-

lesung können die Zeugen oder der zweite
Notar auf ausdrückliches Verlangen der
Parteien ausgeschlossen werden, in diesem
Falle haben die Betheiligten bei der Unter"
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schrist zu erklären, daß die Urkunde ihnen
vorgelesen oder von ihnen gelesen worden
sei, und ist, daß diese Erkldrung in Gegen-
wart der Zeugen oder des zweiten Notars
adgegeben worden sei, in der Urkunde zu
bemerken.

Artikel 57.

Ist bei der Errichtung einer No-
tartatsurkunde ein Blinder betheiligt, so
hat der Notar zwei Zeugen oder einen
zjweiten Notar zuzuziehen. Die Zeugen
oder der zugezogene zweite Notar müssen
bei der ganzen Verhandlung gegenwärtig
sein. «

Gleicheögilt,wennbeidckEkkichtung
derNotariatsukkundceinTaubck,Stum-
mer oder Taubstummer betheiligt ist, vorbe-
haltlich der Bestimmungen der Artikel 58
und 59.

Artikel 58.

Wenn der Taube lesen kann, so soll
er die Urkunde lesen, und dieselbe als ge-

lesen und seinem Willen entsprechend aus-
drücklich bestérigen, welche Bestätigung in
der Urkunde vor deren Unterschrift anzu-

führen ist.
Wenn der Taube nicht lesen kann, so

ist außer den Zeugen oder dem zweiten
Notare noch eine Vertrauensperson beizu-
ziehen, deren Zeichensprache der Taube
versteht.
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Als Vertrauenspersonen können selbst
Verwandte oder Verschwáägerte der Be=
theiligten oder solche Persouen, welche im
Dienste derselben stehen, zugezogen werden,
sie müssen aber im Uebrigen die Eigeaschaft
eines Zeugen besitzen.

Ueber das Verständniß der Zeichen-
sprache von Seite des Tauben hat sich der
Rotar Ueberzeugung zu verschaffen und dieß
zu beurkunden.

Artikel 59.

Ist bei der Errichtung einer Notariats=
Urkunde ein Stummer oder Taubstummer

bethetligt, so ist außer den Zeugen oder
einem zweiten Notar immer eine der Zeichen-
sprache desselben kundige Vertrauensperson
beizuziehen.

Der des Lesens und Schreibens kun-
dige Stumme oder Taubstumme hat die
Urkunde selbst zu lesen und darauf eigen-
händig zu schreiben, daß er solche gelesen
und seinem Willen entsprechend befunden
habe.

In der Stumme oder Taubstumme
des Lesens und Schreibens nicht kundig, so
sollen zwei seiner Zeichensprache kundige
Vertrauenspersonen zugczogen werden.

Die Bestimmungen der Absätze 3
und 4 des Artikels 58 finden auch in

diesem Falle Anwendung.
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Artikel 60.

Bei den von Notaren aufszunehmen=

den letztwilligen Verfügungen ist nebst den
gewähnlichen Förmlichkeiten einer Notariats=
Urkunde Folgendes zu beobachten:

1) Der Dieponent hat dem Notare
seinen letzten Willen mündlich zu er-
klären;

2) das ganze Geschäfe ist in Gegen-
wart zweier Zeugen oder eines zuge-
zogenen zweiten Notars vorzunehmen:

83) der Notar hat die Urschrift der Ver-
handlung sekbst vorzulesen;

4) die Beobachtung der unter 1—3 an-

geführten Erfordernisse ist ausdrücklich
zu beurkunden.

Die Beobachtung der im gegenwärt-
igen Artikel vorgeschriebenen Förmlichkeiten
ist bei Erbverträgen nicht erforderlich.

Actikel 61.

Wenn eine letztwillige Verfügung dem
Notar verschlossen übergeben wird, so ist
nebst den gewöhnlichen Förmlichkeiten einer
Notariatsurkunde Folgendes zu beobachten:

1) die Uebergabe muß durch den Die-
ponenten in Person und in Gegen-
wart zweier Zeugen oder eines zwei-
ten Rotars geschehen;

2) der Notar bestätigt auf der über-
gebenen letztwilligen Verfügung unter
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Beidruckung des Notariats-Siegels
durch seine und der beiden Zeugen,
oder des zugezogenen zweiten Notars
Unterschrift, daß der Disponent das
in dem Verschlusse Enthaltene als

seine letztwillige Verfugung erklart
habe.

3) Ist der Verschluß unvollstdndig, oder
kann die unter Ziffer 2 angeordnete

Bestatigung nicht auf die ubergebene
Verfugung gesetzt werden, so hat der
Notar uber dieselbe einen mit dem

Norariats-Siegel zu verschließenden
Umschlag zu machen, auf welchen die
Bestätigung zu setzen ist;

4) über die ganze Verhandlung wird
eine Notariats-Urkunde aufgenommen,
und

5) in derselben angeführt, daß die vor-
stehenden Bestimmungen beobachtet
worden seien.

Artikel 62.

In der Notariats-Urkunde muß be-
merkt werden, ob Namen, Stand und
Wohnorr der Betheiligten dem Norare be-
kannt sind.

Wenn der Notar dieselben nicht kennt,
so sind entweder zwei Zeugen oder ein zwei-
ter Notar, welchem die Betheiligten bekannt
sind, beizuziehen, oder Namen, Stand und
Wohnort der Betheiligten durch zwei Aus-
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kunstapersonen zu dem Motrariaksacte zu

bescheinigen.
Seellen sich keine solchen Auskunfes=

personen dar, so ist dieß in der Notariats-
Urkunde zu bemerken, und zugleich anzu-
führen, ob und welche andere Behelfe über
die Person des Bechelligten dem Notare
vorgelegen seien.

Artikel 63.

Jede Motartats=Ukundemußent-
halten:

1) den Vor' und Junamen, sowie den
Wohnsitz des Notars oder der No-
tarc, ç

2) den Vor= und Zunamen, Stand und
Wohnort der zugezogenen Zeugen,
Vertrauens= und Aueskunftspersonen,

3) den Vor' und Zunamen, Stand und
Wohnort der Betheiligten,

4) den Ort, das Jahr, den Monat, den
Tag und, wenn in einzelnen Fällen
die Gesetze es erfordern, die Tages-
jeit der stattgehabten Verhandlung.

Außerdem ist in jeder Notariats-Ue-
kunde über unbewegliches Eigenthum das-
selbe, soweit möglich, durch Anführung des
einschlägigen Sreuerdistricts.,, des Kataster-
soliums, der Haus= und Plannummer zu

bezeichnen.
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Artikel 64.

In den Notarlats-Urkunden i#st ein
den dritten Theil einnehmender Raum jur
Seite fcei zu lassen.

Auf die frei bleibende Seite der Ur-
kunde darf eine weitere Urkunde niche ge-

setzt werden.

Actikel 63.

Die Notarlats-Urkunden müssen deut-
lich und ohne Abkürzunz geschrieben und
bücken durch Seriche ausgefüllt werden.

Jeicbestimmungen und Angaben von
Zahlen sind mie Buchstaben zu schreiben.

Ausgenommensiad: Inventarten, Theil-
ungen, Liqutdationen, Rechnungen und Be-
rechnungen, Schäátzungs, und Versteigerungs-
protokolle.

In den Theilungen, kiquldattonen,
Rechnungen und Berechnungen müssen
jedoch die Schlußresultate, sowte die Be-
träge, welche hienach ein Betheilizter an
den andern zu fordern hat, in den Schätz-
ungsprotokollen die Gesammeschátzungssum-
men, und in den Protokollen über Ver-

steigerungen von Immobilien, Lieferungen
und Arbeiten die betztgebote mit Buchstaben
geschrieben werden.

Das Datum der Notariats-Urkunden

ist mit Buchstaben zu schreiben.
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Haus= und Katasternummern können
mit Ziffern geschrieben werden.

Bezilehe sich eine Urkunde auf eine
andere, so ist es gestattet, das Datum der
letzteren und deren etwa anzuführende Num-
mer mit Ziffern zu schreiben.

Artikel 66.
Am Schlusse der Urkunde ist aus-

drücklich zu bemerken, daß dieselbe den Be-
theiligten vorgelesen oder von ihnen selbst
durchlesen wurde.

Sind bei Aufnahme einer Urkunde

Zeugen zugezogen worden, so ist vorbehalt-
lich der Bestimmung des Artikel 56 Absatz 2
am Schlusse zu bemerken, daß die Ur-

kunde den Betheiligten in ihrer Gegen-
wart vorgelesen wurde.

Artikel 67.

Die Notariats-Urkunde wird mit Sei,

tenzahlen und auf sedem Blatec mit dem
Namenszuge des Notars versehen.

Dieselbe wird am Schlusse von den

Betheiligten und dem Notare unterschrieben
und mit dem Amtssiegel versehen.

Sind Zeugen zugezogen worden, so
haben auch diese am Schlusse der Urkunde
ihre Unterschrift beizusetzen.

Artikel 68.

Besteht die Urkunde aus einzelnen
Blättern oder mehreren Bogen, so find
dieselben mit einer Schnur zu heften, welche
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am Ende der Urkunde mie dem Notariats=

Siegel befestigt wird.
Auf gleiche Weise sind Vollmachten

oder andere Beilagen mit der Urkunde zu
verbinden.

Die Nichtbeachtung dieser Vorschrife
wird mit einer Ordnungsstrase von drei

Gulden beahndet.

Artikel 69.

Wenn ein Betheiligter wegen Uner-
fahrenheit im Schreiben sich eines Hand-
zeichens bedient, oder durch irgend einen
Umstand verhindert ist, zu unterschreiben,
so muß hievon in der Urkunde ausdrücklich

Erwähnung geschehen.
In diesem Falle ist die Zuziehung

zweier Zeugen oder eines zweiten Notars
nothwendig.

Artikel 70.

In einer Urkunde darf nichts über,
schrieben, oder zwischen die Linien einge-
schaltet werden, bei Strafe der Nichtigkeit
der überschriebenen oder eingeschalteten
Worte.

Artikel 71.

Wird in einer Urkunde eine Ver-

Anderung oder ein Zusatz für nöthig erachter,
so soll dieß durch ein Verweisungszeichen an-
gedeutet, der Zusatz oder die Veränderung
aber unter Angabe der Zahl der beigesetzten
Worte am Rande beigeschrieben und so, wie

20



163

es im Artikel 67 Absatz 2 verordnet ist, be-
sonders unterschrieben werden, bei Strafe der
Michtigkeit dieser Zusätze oder Veränderungen.

Nach Umständen kann die Aenderung
auch am Schlusse beigefügt werden; in
diesem Falle ist die Aenderung von den
Betheiligten ausdrücklich zu genehmigen.

Geschieht die Aenderung erst nach
der Unterschrift, so ist diese zu wiederholen.

Artikel 72.

In der Urkunde darf nichts radirt
werden bei Strafe der Nichrigkeit dessen,
was auf die radirte Stelle geschriceben ist.

Ist es nöthig, ein oder mehrere Worte
auszustreichen, so muß es in der Art ge-
schehen, daß das Durchstrichene noch leser-
lich bleibt.

Die Zahl der durchstrichenen Worte
ist am Rande oder am Schlusse der Ur-

kunde zu bemerken, und diese Bemerkung,
wie im Artikel 71 für die Zusäße ver-

ordnet ist, besonders zu unterschreiben.
Wird durch eine Radirung eine wesent-

liche Bestimmung des Rechts-Geschaftes
zweifelhaft, so bleibt es dem richterlichen
Ermessen vorbehalten, die Ungiltigkeit des
ganzen Actes oder des betreffenden Theiles
auszusprechen.

Artikel 73.

Die Notariats-Urkunden mussen in
deutscher Sprache abgefaßt werden.
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Artikel 74.

Wenn ein Betheiligter nicht deutsch
spricht, so sind bei Aufnahme der Notariats--
Urkunde zwei Zeugen oder ein zweiter
Notar zuzuziehen.

Sind der Notar, die Zeugen bezieh-

ungsweise der zweite Notar und die sämmt-
lichen Betheiligten der fremden Sprache
mächtig, so kann die Verhandlung auch in
dieser ausgenommen werden.

Der Notar hat sogleich eine deutsche
Uebersetzung beizufügen, welche gleich dem
Urtexte zu unterschreiben ist.

Artikel 75.

Ist die fremde Sprache einer der im
Artikel 74 Absah 2 genannten Personen
nicht bekannt, so muß ein Dolmetsch zu-
gezogen werden. Die ven den Betheiligten

in fremder Sprache abgegebene Erklárung
wird durch den Dolmetsch überseht und
die Verhandlung nach dieser Uebersetzung
in deutscher Sprache aufgenommen.

Ist die Erkldrung von den Betheiligten
in fremder Sprache schriftlich überreicht
worden, was der Notar nach Umständen

zu verlangen berechtige ist, so wird sie der
deutschen Verhandlung beigeheftet und wie
diese von den Betheiligten, dem Delmersch,
dem Notare und den Zeugen unterschrieben.
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Artikel 76.

In den Fällen der Artikel 74 und
75 Absatz 2 find die Urkunden stets in
beiden Sprachen auszufertigen.

Artikel 77.
Jeder Notar ist verpflichtet ein mit

Seitenzahlen und auf jedem Blatte mit
dem Namenozuge des Bezirks gerichte-Direc-
tors versehenes Register zu führen, in
welches sämmtliche von ihm aufgenommene
Urkunden in chronologischer Ordnung, mit
sfortlaufenden Nummern und unter Angabe
des Datums der Urkunde, der Natur des

beurkundeten Rechtsgeschäftes sammt kurzer
Bezeichnung des Gegenstandes der Ver-
handlung, sowie Angabe der Namen, des
Standes und Wohnortes der Betheiligeen
von Tag zu Tag einzutragen sind. Im Falle
gemeinschaftlicher Betheillgung einer Mehr-
zahl von Personen genügt deren Angabe unter
einer sede Verwechslung aueschließenden
Collectivbezeichnung oder die Angabe der
Namen, des Standes und Wohnortes eines

der Betheiligten nebst der Zahl der Mitbe-
thelligten. Bei Versteigerungenist die An-
gabe der Steigerer nicht erforderlich.

Auf jeder Verhandlung und seder
Ausfertigung ist die Nummer zu bemerken,
unter welcher die Urkunde in dem Register

eingetragen ist.
In dem NRegister darf nichts radirt,

noch zwischen den Linien eingeschaltet werden.
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Artikel 78.

Bei dem Beginne des Jahres hat
jeder Notar das im Artikel 77 bezeichnete

Register in Ur= und Abschrift dem Be-
#irksgerichts-Director vprzulegen, welcher
dieselben mit Angabe der Zahl der im ver-
gangenen Jahre eingetragenen Verhand-
lungen abschließt und unterschreibt und
hierauf die Urschrist dem Notare zurück-
gibt. «

Der Notar, welcher am achten Tage
des Monats Januar dieser Vorschrist nicht
nachgekommen ist, verfällt für jeden weiteren
Tag bis zur Vorlegung des Registers in
eine Strase von einem Gulden, welche
nach Ablauf einer Woche auf zwei Gulden
für seden folgenden Tag erhöht wird.

Artikel 7.
Bei Ausnahme von Wechselprotesten

hat der Notar lediglich die im Arrikel
88—90 der allgemeinen deutschen Wechsel-
ordnung enthaltenen Vorschriften zu beob-
achten.

Artikel 30.

Die Notariats-Urkunden haben die
Eigenschaft öffentlicher Urkunden.

Notariats-Urkunden, durch welche eine
Verbindlichkeit festgestellt ist und aus
welchen die Person des Berechtigten und
Veroflichteten,derSchuldgrund,derGegen-

20“
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stand und die Zeit der Leistung erhellen,
sind, wenn die Vollziehbarkeitsclausel auf
der Ausfertigung beigefügt ist, vollziehbar.

Die Gerichte können den von ihnen

auszufertigenden Urkunden der vorbezeich-
neten Art gleichfalls die Vollziehbarkeits-=
clausel beifügen.

Bei Ausnahme solcher Urkunden ha-
ben die Gerichte die Vorschriften der Ar-

tikel 61. 65. u6. 69. 70. 71 und 77.

des gegenwärtigen Gesetzes zu beobachten.

Artikel 81.

Das Verfahren beim Vollzuge solcher
Uekunden richtet sich, bis ein neues Gesetz-
buch über das Verfahren in bürgerlichen
Rechtsstreitigkeiten in Wirksamkeit tritt,
nach folgenden Bestimmungen:

. 1.

Die einer Urkunde beigefügte Voll-
ziehbarkeitsclausel hat die Wirkung, daß
von dem zuständigen Gerichte auf Antrag
des Berechtigten ohne vorgängiges Streir-
verfahren die Hilfsvollstreckung einzuleiten
ist, wenn die den Eintritt der letzteren be-

dungenden Thatsachen durch die vollziehbare
Urkunde und, in so weit es sich von dem

Nachweise einer den Vollzug mirbedingenden
Thatsache handelt, wenigstens durch eine
andere öffentliche Urkunde nachgewiesen sind.

Die vorgängige Angehung des Ver-
mittlungsamtes ist nicht erforderlich.

. 2.

Wirdv die Hilfsvollstreckung gemäß F. 1#
eingeleiret, so tritt das für den Vollzug
eines rechtskräftigen Urtheils vorgeschriebene
Verfahren mit folgenden ndheren Bestimm-
ungen beziehungsweise Abänderungen ein:

1) die nach dem Gesetze dem Verpflich-
teten zustehende vierzehntägige aus-

schließende Frist zum Vorschlage
anderer Erecutionsgegenstände und
zur Vorbringung der in diesem Ver-
fahren zuläßigen Einreden muß dem-
selben in dem Austrage, den Be-
rechtigten zufrieden zu stellen, womir
das Verfahren zu beginnen hat, aus-
drücklich vorgesetzt werden, widrigen-
falls er jene Einreden und Vor-

schläge bis zum Ablaufe der ihm für
die Zufriedenstellung selbst gesetzten
Frist geltend machen kann.

Der Verpflichtete ist nur mit solchen
Einreden zu hören, welche den Ge-
richtestand, die Statthaftigkeit und
Regelmäßigkeit des eingeleiteten Ver-
fahrens oder die Giltigkeit des be-
urkundeten Rechtsgeschäfts, bezieh-
ungsweise der Beurkundung betreffen
oder welche erst nach der Beurkund-

7*#
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ung durch neuerlich eingetretene That-
sachen zum Dasein gelangt sind, und
zwar, wenn ihn hiebei ein Beweis
trifft, nur in so ferne er diesen auf
der Stelle liefert.

Mit allen anderen Einreden, er

mag sie zur Zeit der Beurkundung
schon gekannt oder erst spater er-
fahren haben, ist er zur gesonderten
Austragung zu verweisen.

3) Den Beweis seiner Einreden kann
der Verpflichtete nur durch Urkunden
führen. Wird eine Privaturkunde
von dem Berechtigten nicht anerkannt,
so kann der Beweis ihrer Aechtheit
nur durch Abverlangung des Diffes-
sionseides geführt werden.

4) Bestreitet der Verpflichtere die Ueber-
einstimmung der Ausfertigung mit
der Urschrift, oder behauptet er, daß
diese Mängel enthalte, welche nach
Artikel 70, 71 und 72 des gegen-

wärtigen Gesetzes eine Nichtigkeit
begründen, so hat das Gericht
zwar die Vergleichung der Urschrift
zu veranlassen, inzwischen aber mit
derHilfsvollstreckung fortzufahren, in
so ferne das Vorbringen des Ver-

pflichteten nicht bescheinigt ist.

. 3.

Dem Werpflichteten bleibt vorbehalten,
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die in der Hilfsvollstreckung unzuläßigen
nicht vorgebrachten oder durch Urkunden
nicht erwiesenen Einreden in einem beson-
deren Verfahren bei demselben Gerichte
geltend zu machen.

Dieser Vorbehalt begründet keinen
Anspruch des Verpflichteten auf Sicher-
heitsleistung, unbeschadet seines Rechtes,
wenn die allgemeinen Voraussehungen dazu
gegeben sind, einen Arrestantrag selbst-
ständig zu begründen.

Wenn der Verpflichtete schon vor dem

Antrage des Berechtigten auf Hilfsvoll-
streckung oder während des Vollstreckungs-
verfahrens Klage darauf erhebt, daß das
Rechtsgeschäft, über welches die vollzieh-
bare Urkunde errichtet worden, für ungiltig
oder aufgehoben, oder daß der Berechtigte
wegen gänzlicher oder theilweiser Tilgung
der Verbindlichkeir, ihn zu quiktiren, für
schuldig erkannt werde, so wird der Ein-
tritt und Fortgang der Hilfsvollstreckung
durch eine solche Klage in so lange nicht
berührt, als auf dieselbe nicht mindestens
in erster Instanz definitiv zu Gunsten des
Verpflichteten erkannt ist.

Für eine solche Klage ist, wenn zur
Zeit der Klagestellung die Hilfsvollstreckung
schon eingeleiter ist, dasselbe Gericht zu-
ständig, bei welchem der Berecheigre die
Hilfsvollstreckung nachgesucht hat; — auf
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dieselbe ist jedoch in gesouderten Acten zu
verhandeln.

S. .

Ist wegen Fälschung einer vollzieh-
baren Urkunde oder im Falle des §5. 2
Ziffer 3 wegen Ableistung eines falschen
Diffessionseides auf Verweisung erkannt,
so kann die Hilfsvollstreckung bis zur Er-
ledigung des strafrechtlichen Hunktes weder
verfügt noch fortgesetzt werden.

In jedem anderen Falle, in welchem
eine solche Urkunde als falsch angefochten
wird, kann das Gericht nach Erwägung
der Umstände die Hilfsvollstreckung vor-

läusig sistiren.

9. .

Die auf Grund einer vollztehbaren
Urkunde erlangte Auspfändung oder Im-
mission in die Güter des Schuldners hat
dieselben rechtlichen Wirkungen, wie die
auf Grund eines rechtskräftigen Erkennt-
nisses erlangten-

Artikel 82.

Die Notare sind verpflichtet, von

allen Verhandlungen, die sie aufnehmen,
die Urschriften aufzubewahren.

Von dieser Bestimmung siud ausge-
nommen und werden in Urschrift hinaus-

gegeben:
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Verhandlungen, welche Bestandtheile
gerichtlicher Acten zu bilden haben, ferner
Wechselpreteste, Lebengarteste, Vellmachten
und Urkunden uber Zurücknahme von solchen,

Quittungen, Beglaubigungen von Ab-
schristen oder Unterschristen und sonstige
derartige Bescheinigungen.

Die Betheiligten können jedoch auch
bei Urkunden der letzteren Art die Aufbe-

wahrung der Urschrift bei dem Notare ver:

langen, sowie die hinausgegebenen Urkunden
später bei einem Notare zum Zwecke der
Ertheilung von Ausfertigungen hinterlegen.

Die Rotare haben die von ihnen

aufgenommenen oder bei ihnen hinterlegten
letztwilligen Berfügungen während der
bebenozeit der Disponenten unter persön-
lichem Verschlusse besonders zu verwahren.

Artikel 83.

Bei der notariellen Beglaubigung der
Abschriften von Urkunden ist die Aufnahme
einer mit den gesehlichen Erfordernissen
einer solchen versehenen Notariats-Urkunde
dann nicht erforderlich, wenn lediglich die
Uebereinstimmung mit der vorgelegten
Schrift festgestellt werden soll.

Areikel 84.

Auofertigungen von Urkunden kann
nur derjenige Notar vornehmen, welcher
die Urschrift besitzt, sedoch kann jeder Notar
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Abschriften von Urkunden fertigen, die ihm
vor gelegt worden sind.

Artikel 85.

Jeder Betheiligte, der den Vollzug der
Verhandlung zu beantragen berechtigt ist,
kann die Ertheilung einer mu der Voll-

ziehbarkeiteclausel versehenen Ausfertigung
vetlangen.

Artikel 86.

Die Formel der Vollziehbarkeiceclausl#
ist folgende:

Die Ueberschrift der Ausfertigung
lautet:

Im Namen Seiner Masestät
des Königs von Bayern.

Der Schluß der Ausfertigung
lautet:

Vorstehende dem N. N. er-

theilte Auefertigung wird hiemit
für vollziehbar erklärt.

Artikel 87.

Alle Auefertigungen, sowohl die mit
der Vollziehbarkeitsclausel versehenen, als
auch jene Auofertigungen, welche zwar
nicht mit dieser Clausel versehen, aber als
„erste Auefertigung“ bezeichnet sind, sind
unter Anführung des Datums und Ortes
der Ertheilung mit der Unterschrift des
Notars beziehungsweise des Gerichtsvor-
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standes und dem Notartate" beziehungsweise
Gerichtesiegel zu versehen und müssen den
Inhalt der Urscheift der Urkunde wortge-
treu wiedergeben.

Diese Ausfertigungen (Hauptaus-
fertigungen) haben gleiche Beweiekrast, wie
die Urschriften, vorautzgesetzt, daß darin
nichts ausgestrichen oder radirt, nichts ein-
geschaltet oder überschrieben ist.

Alle weiteren Ausfertigungen sind als
Abschriften zu bezeichnen, als welche sie
auch nur Wirksamkeit haben.

Artikel 68.

Auf der urschrife ist die Ertheilung
einer jeden Ausfertigung an die Be-

theiligten und auf jeder ersten Auefertigung
zu bemerken, wem dieselbe ertheilt wurde.

Demselben Betheiligren darf keine
weitere mit der Vollziehbarkeitsclausel ver-

sehene Ausfertigung ohne vorgängige Weis-
ung des Bezirksgerichtedirectors, die der
Urschrift beizuheften und die in der Aus-
fertigung zu erwähnen ist, ertheilt werden.

Vor Ertheilung dieser Weisung kann
der Bezirksgerichtsdirector nach Umständen
die Betheiligten vernehmen oder durch ein
Gerichrsmitglied vernehmen lassen.

Streitigkeiten bezüglich der weiteren
Ausfertigung entscheidet das Bezirksgericht.



175

Artikel 89.

Wenn die Urkunde mehrere selbststan-
dige Rechesgeschäfte umfaßt, sind die Be-
theiligten befugt, statt einer vollständigen
vollziehbaren Ausfertigung sich einen voll-
ziehbaren Auszug aus der Urkunde ertheilen
zu lassen. Der Auszug muß als solcher
bezeichnet werden.

Artikel 90.

Ist eine Urschrift zu Verlust gegangen,
so kann die Hauptausfertigung bei dem
Notare als Urschrift hinterlegt werden.
Dazu ist aber die Anordnung des Bezirks-
zerichesdirectors erforderlich.

Die Bestimmung des Arrikel 88 Ab-
satz 3 und 4 findet auch hier Anwendung.

Artikel 91.

Weigert sich der Notar, eine Aus-
sfertigung zu ertheilen, so entscheidet der
Director des Bezirksgerichts, gegen dessen
Beschluß Beschwerde an das Bezirksgericht
erhoben werden kann.

Artikel 92.

Der Notar darf nur in den von den

Gesetzen vorgesehenen Fällen oder kraft
eines richterlichen Beschlusses den Besitz
einer Urschrift aufgeben, muß jedoch vorher
eine vollständige Abschrift anfertigen und
unterschreiben, welche nach ihrer Beglau-
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bigung durch den Director des Bezirks-
gerichts, welchem der Wohnsitz des Notars
angehört, die Stelle der Urschrift bis zu
deren Rückkunft vertritt.

In einer solchen Abschrift müssen alle
Randbemerkungen, Aenderungen und der-
gleichen aus der Urschrift angeführt
werden.

Werden die Urschriften nach den Ar-
tikeln 13 und 15 an das Gericht zur Be-

schlußfassung oder nach Artikel 82 Absatz 2
an die Betheiligten abgegeben, so findet
die in dem gegenwärtigen Artikel angeord-
nete Zurückbehaltung einer Abschrift nicht
statt.

Artikel 93.

Ohne vorgängige Erlanbniß des Be-
zirksgerichesdirectors darf der Notar an-
deren Personen als den in eigenem Namen
Betheiligten, deren Erben und Rechrsnach-
folgern oder Bevollmächtigten, weder Aus-
fertigungen von Urkunden ertheilen, noch
deren Einsicht gestatten, unbeschadet der
Vollziehung der gesetzlichen Bestimmungen
über Verhandlungen, welche den Gerichten
mitzutheilen sind.

Artikel 91.

Von einer letztwilligen Verfügung
kann während der Lebenszeit des Dis=
poncnten nur diesem eine Ausfertigung er-

theilt oder die Einsicht gestattet werden.
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Artikel 95.

Für den Fall der Einsichtnahme von
Urschristen durch Privatpersonen hat der
Notar die nöthigen Vorsichtsmaßregeln zur
Sicherung der Urschrift zu treffen.

Artikel 96.

Jeder Notar führt ein Amtssiegel,
welches das königliche Wappen trägt und
den Namen und Wohnsitz des betreffenden.

Notars angibt.
Diese Siegel mussen, wenn die Amts-

führung des Notars aufhört, beim Bezirks-
gerichte abgegeben und vernichtet werden.

Artikel 97.

Souen Notariatsurkunden außer dem
Sorengel des Appellationsgerichtes benützt
werden, so ist die Unterschrift des Notars
vorher gerichtlich zu beglaubigen.

Die Beglaubigung geschieht tarx= und
stempelfrei durch den Director des Bezirks-
gerichts oder durch das Stadt= oder Land-
gericht, in deren Sprengel der betreffende
Notar seinen Wohnsitz hat.

Artikel 98.

Vor dem Antritte des Amctes hat je-

der am Sitze eines Bezirksgerichtes ange-
stellte Notar eine Caution von eintausend
Gulden, jeder andere Notar eine Caution
von fünfhundert Gulden in baarem Gelde
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zu leisten, welche für Ablisferung der
Taren, sowie für die Verurtheilungen zu
Schadenersatz, Serasen und Kosten haftet.

Artikel 99.

Ist die Caution zu einem der in Ar-
tikel 98 bezeichneten Zwecke ganz oder zum
Theil verwendet worden, so wird der No-
tar bis zur Vervollständigung der Caution
suspendirt.

Das Bezirksgericht verfügt auf An-
zeige der betreffenden Finanzbehörde die

Suspension und setzt zur Vervollständigung
der Caution eine Frist vor, nach deren

fruchtlosem Ablaufe die Entlassung des
Notars verfügt werden kann, und bei wie-
derholtem Säumniß erkannt werden muß.
Uebrigens werden diese Cautionen gleich
den Amtsbürgschaften anderer Beamten be-
handelt.

Artikel 100.

Nach dem Tode, der Entlassung oder
Bersehzung eines Notars sind die bis da-
hin in seinem Besitze befindlich gewesenen
Urschriften und Repertorien nebst dem
Amtssiegel von dem betreffenden Stadt-
oder Landgerichte zu verwahren, bis der
Bezirksgerichtsdirector einen Notar desselben
Sitzes oder, wenn an demselben Orte kein

anderer Notar seinen Sitz hat, einen No-
tar der nächstgelegenen Sitze vorsorglich
mit deren Uebernahme betraut hat.

21
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Die Urschriften und Repertorien eines
Notars, dessen Amtswirksamkeit durch den
Tod, Entlassung oder Versehzung aufgehöre
hat, bleiben am Sitze des Notariats, un-
beschadet der Befugniß der Staarsregierung,
diesen Siß zu verlegen, in welchem Falle
die Urschristen und Repertorten an den

neuen Sißz übergehen.

Befinden sich an einem Orte mehrere
Nortare, so steht dem Staateminister der
Justiz die Bestimmung darüber zu, an
welchen Notar die Urschriften und Reper-
torien des außer Amtsthätigkeit getcetenen
Notars übergehen sollen.

Artikel 101.

Der Notar, an welchen die Berhand=
lungen eines gestorbenen oder auf andere
Weise außer Amtsthátigkeit getretenen No-
tars übergehen, hat an seinen Amtsvor=
sfahrer oder dessen Erben für die ihm zu
übergebenden Acten keine Absindung zu
leisten.

Artikel 102.

Im Falle der Suspension eines No-
tars wird die Ausfertigung von Urkunden

aus den in dessen Besitze befindlichen Ur-
schristen einem andern Notare de,selben
oder des ndchstgelegenen Amtasitzes über-
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Die Uebertragung geschieht nach vor-
heriger Vernehmung des Suspendirten
durch den Director des Bezirksgerichts.

Artikel 103.

Will ein Notar sreiwillig von seinem
Amte zurücktreten, so hat er dasselbe bis
zum Dienstesantritte seines Nachfolgers
oder Amtsverwesers fortzuführen.

Drieter Titel.

Von der Belohnung der Notare und
von den Notariats-Taren

Artikel 104.

Die Notare und Notariatsverweser
beziehen keine Besoldung aus der Staats-
Cassa, sondern lediglich Notariatsgebühren
von den Parteien, welche ihre Amtsthätig"
keit in Anspruch nehmen; — die Staaks=

regierung ist jedoch berechtigt, wenn sie ee
in einzelnen Fällen mit Rücksicht auf die
örtlichen Verhältnisse des Notariatssitzes
für nothwendig findet, den betreffenden No-
taren ein dienstliches Einkommen von acht-
hundert Gulden zu sichern, bis zu welchem
Betrage es aus der Staatscassa ergänze
wird.

Die Notartatsgebühren werden im

Verordnungswege bestimmt. –
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Artikel 105.

Den Notaren liegt rücksichtlich der
von ihnen behandelten, Geschafre die Er-
hebung und Ablieferung der dem Staate
gebührenden Taren unter Aufsicht der
Finanzbehörden ob, an welche sie die Rück-
stände zur Zwangsbeitreibung überweisen.

Die Art und Weise der Erhebung
und Verrechnung der Staatstaren durch
die Notare wird durch Regierungsverord-
nung bestimmt.

Im Falle einer Abänderung der Tar-
und Sctempelansätze durch die Finanzbehör=
den ist die Nacherhebung oder Rückersatz=
leistung Sache der Letzteren.

Artikel 106.

Bezüglich der dem Scaate gebühren-
den Taxen findet auf die von den Notaren

behandelten Geschäfte das Targesetz vom
28. Mai 1852 mit folgenden Abdnderungen

Anwendung:
1) Eine Erhebung der in Artikel 8—18,

Artikel 12—17, Artikel 21 Absatz?2,
Artikel 25, Artikel 32—35 bezeich-
neten Protokolls= und Tagfahrtetaren
findet nicht statt.

2) Wenn im Falle des Artikels 20
Absatz 1 eine nach Maßgabe des
Artikel 19 taxrable Summe gar
nicht oder nur in dem Betrage ge-

3

4

5

6

4

m„
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geben ist, daß die Tare nicht 36 kr.
erreicht, so ist für den Staat statt
der in Artikel 20 Absatz 2 angege-
benen nur eine Tare von 36 kr. zu

erheben.
Fär Aufnahme oder Hinterlegung
einer letztwilligen Verfügung bei
einem Nokare ist für den Sctaat
eine Tare von 36 kr. zu entrichten.

Diesenigen Notartatsurkunden, für
welche nach den vorstehenden oder
sonstigen geseblichen Bestimmungen
eine Tare für den Sctaat nicht zu
erheben wäre, sowie jene, bei welchen
die Tare von 18 kr. nicht erreicht

wird, unterliegen vorbehaltlich der
Bestimmungen der Artikel 2 und 3
des Targesetes einer Tare von 18 kr.

für Rechnung des. Staates.
Für von dem Notare erstattete Be-

richte und geführte Correspondenzen,
für Mittheilungsschreiben mit oder
ohne Antragstellung, sowie für Ge-
suche um Vorladungen ist eine Tare
für den Staat nicht zu erheben, und
sind hiebei Stempel nicht anzu-
wenden.

Die Erhebung der in Areikel 38
und 39 bezeichneten Taren von Ab-

schriften und Beglaubigungen finder
nicht statt.

21*



Artikel 107.

Bis zur Entrichtung der Notariats=
gebühren, Tar= und Stempelgefälle kann
der Notar die Aushändigung der betreffen-
den Urkunden an die Betheiligten ver-

weigern.
Die Notare oder Notariarsverweser,

an welche die Verhandlungen eines ver-

storbenen oder auf andere Weise außer
Amtsthátigkeit getretenen Notars über-
gehen, dürfen von den betreffenden Ur-
kunden bis zur Entrichtung der Notariats=
gebühren, Tax= und Stempelgefälle keine
Ausfertigungen ertheilen.

Es ist denselben rechtzeitig ein Ver-
zeichniß derjenigen Urkunden zu übergeben,
von welchen die Notariatsgebühren, Tar-
und Stempelgefälle noch geschuldet werden.

Der Notar oder Notariatsverweser,
welcher Urkunden an die Betheiligten vor

Entrichtung der angesetzten Taren abgibt,
haftet dem Staate für die desfallsigen Be-
träge im Falle der Nichterhebbarkeit von
den Betheiligten.

Artikel 108.

Der Betrag der Notariatsgebühren,
Taxen und Stempel ist nebst der Nummer
des Eintrags in das Tarregister sowohl
auf die Urschrift, als auf die Ausfertigung
zu setzen.
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Artikel 109.

Ein Notar, welcher eine höhere als
die vorschriftsmáßige Notariatsgebühr an-
setbt, hat dem Betheiligten das zu viel
Erhobene zurückzuerstatten und wird, inse-
ferne nicht ein bloßer Irrthum oder eine
unrichtige Auffassung der Gebührenordnung
in Mitte liege, um den vierfachen Betrag
desselben gestraft.

Im Wiederholungsfalle kann auf eine
Geldstrafe bis zum achtfachen Betrage des
zu viel Erhobenen und nach Umstäánden
auf ein= bis sechsmonatliche Suspension
vom Amte und selbst auf Entlassung er-
kannt werden.

Artikel 110.

Ein Notar, welcher eine höhere Ge-
bühr erhebt, als auf der Urkunde angesetzt
ist, wird mit Suspension vom Amte auf
die Dauer von drei bis sechs Monaten

und im Wiederholungsfalle mit Dienstent-

lassung bestraft.
Artikel 111.

Durch die in den Artikeln 109 und

110 bezeichneten Disciplinarverfügungen
wird die strafrechtliche Einschreitung in den
dazu geeigneten Fallen nicht ausgeschlossen.

Artikel 112.

Wird die Größe der angesetzten No-
tariatsgebühren von den Bethelligten be-
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anstandet oder ist der Notar veranlaßt, auf
Bezahlung derselben Klage zu stellen, so ist
deren Betrag durch das Bezirksgericht des
Wohnsitzes des Notars festzusetzen.

Gegen diese Festsetzung kann Be-
schwerde an das Appellationsgericht ergriffen
werden, welche binnen 14 Tagen bei dem
Bezirksgericht einzureichen ist.

Vierter Titel.

Von der Ausübung der Disciplinar=
gewalt über die Notare.

Actikel 113.

Die Dieciplinargewalt über die No-
tare wird von den Bezieksgerichten, in

deren Sprengel sie ihren Sitz haben, aus-
geübt.

Die Zuwiderhandlungen gegen die
Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes,
welche nicht mit besonderen Strafen be-
droht sind, werden mit angemessenen Ord-
nungs= und Diseiplinarstrafen beahndet,
unbeschadet der strafrechtlichen Einschreitung
in den dazu geeigneten Fällen.

Als Ordnungsstrafen kommen zur An-
wendung:

1) Verweis,
2) Geldstrase unter fünf Gulden,

als Dicciplinarstrasen:
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1) Geldstrafe von fünf bis zu hundert
Gulden,

2) Suspension nicht unter einem Monate
und nicht über ein Jahr,

3) Enurlassung.

Artikel 114.

Zuwiderhandlungen gegen solche Vor-
schristen des Notariatsgesetzes, welche ledig-
lich die Förmlichkeiten der Beurkundung
und der Geschäftsführung betressen und
deren Außerachtlassung eine gänzliche oder
theilweise Richtigkeit des Notariatsactes
nicht zur Folge hat, werden mit Ordnungs-=
strafen beahndet.

Artikel 115.

Andere Zuwiderhandlungen gegen das
Notariatsgesetz werden, insoweit nicht nach
den in Titel I.—III. enthaltenen beson-
deren Bestimmungen oder nach den folgen-
den Artikeln eine höhere Strase zur An-
wendung zu kommen hat, mit Disciplinar=
geldstrafen belegt, deren Größe nach der
Schwere der Uebertretung zu bemessen ist.

Artikel 116.

Auch außerdienstliche Handlungen eines
Notars, welche ein die Ehre und Würde
des Standes gefährdendes Benehmen be-
kunden, können mit Diseiplinarstrafen be-
legt werden.
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Artikel 117.

Auf Suspension oder Enrlassung ist
außer den in diesem Gesetze besondere be-
stimmren Fällen dann zu erkennen, wenn:

1) ein Notar ohngeachtet wiederholter
Disciplinarstrafen in fahrläßiger oder
leichesinniger Verletzung oder Ver-
nachläßigung seiner Amtspflichten
verharrt und sich hiedurch des Ver-
trauens in seine Dienstleistung un-

würdig gemacht hat,
2 — wenn ein Notar ungeachtet wieder—

holter Disciplinarstrafen ein die Ehre
und Würde des Standes gefährden-
des außerdienstliches Benehmen fort-
setzt und sich hiedurch der öffentlichen
Achtung unwürdig gemacht har.

Auf Suspension oder Entlassung
kann erkannt werden:

–P(’ # wenn ein bereits zweimal wegen Zu-
widerhandlungen gegen die Arrikel
10, 36, 45 Absatz 2, 47, 88 Ab-
satz 2, 93 und 94 bestrafter Notar
sich neuerdings einer derlei Ueber-
tretung schuldig macht.

Die Serafe der Entlassung kann in
den vorgenannten Fällen nur dann verhängt
werden, wenn gegen den betreffenden No-
tar bereits früher auf Suspension erkannt
worden ist.
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Artikel 118.

Einen Notar, welcher nach rechtskräftig
ausgesprochener Suspension und nachdem
ihm das desfallsige Erkenntniß zugestellr
worden, oder nach Bekanntgabe der vom

Bezirksgerichte verhängten provisorischen
Suspension Amtohandlungen vornimmr,
teifft die Strafe der Entlassung.

Artikel 119.

Jeder neu ernannte oder auf eine an-

dere Stelle versetzte Notar ist verpflichter,
sich binnen drei Monaten nach Empfang
der seine Ernennung oder Versetzung kund-
gebenden Entschließung oder innerhalb der
auf sein Ansuchen verlängerten Frist bei
dem einschlägigen Bezirksgerichte zur Ver-
pflichtung zu stellen, die vorgeschriebene
Caution zu erlegen und seine amtliche
Thatigkeit an dem angewiesenen Orte zu

beginnen.
Hat der Notar diese Frist nicht einge-

halten, so hat ihm das Bezirksgericht eine
weitere Frist von vierzehn Tagen zum
Dienstantritte unter Androhung der Ent-
lassung vorzusetzen und ist nach fruchtlosem
Ablaufe dieser Frist gegen den Notar, wenn
er nicht ein dem Dienstantritte entgegen

gestandenes unnberwindliches Hinderniß
nachzuweisen vermag, auf Enrlassung zu
erkennen.
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Artikel 120.

Begibr sich der Norar auf die Dauer
von mehr als drei Tagen von seinem Wohn-
sitze zur Vornahme von Amtshandlungen
an einen anderen Ort des Bezirksgerichts-

Sorengels, so har er hievon dem Bezirke-
gerichte Anzeige zu machen.

Außer diesem Falle darf der Notar
sich auf die Dauer von mehr als drei

Tagen nur nach erholter Urlaubsbewillig-
ung von seinem Wohnsitze entfernen.

In dem Urlaubogesuche ist auch der
von dem Notare aufzustellende Amtsverweser
zu benennen.

Urlaub bis zu dreißig Tagen wird
von dem Bezirksgerichts-Director, auf
längere Zeit vom Staateminister der Justiz
ertheilt.

Ein Notar, welcher ohne Urlaub
länger als drei Tage von seinem Amtesitze
abwesend ist, unterliegt einer Disciplinar=
strafe von fünf bis zehn Gulden; — hat

die Dauer der Abwesenheit vierzehn Tage
überschritten oder ist der Notar vierzehn
Tage nach Ablauf des bewilligten Urlaubs
zu seinem Amtssitze nicht zurückgekehrt, so
hat das Bezirksgericht die Aufforderung
an ihn zu erlassen, binnen vierzehn Tagen
bei Vermeidung der Enrlassung in den
Dienst zurückzukehren und ist nach feucht-
losem Ablaufe dieser Frist gegen den No-
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tar, wenn er nicht ein der Ruckkehr in

den Dienst entgegengestandenes unuber wind-
liches Hinderniß nachzuweisen vermag, auf
Entlassung zu erkennen.

Artikel 121.

In wie weit in Folge einer strafge-

richtlichen Verurtheilung die Entlassung
eines Notars einzutreten hat „oder eintreten
kann, ist nach den Bestimmungen des
Strafgesetzbuches zu bemessen.

Artikel 122.

Ist ein Notar bereits zweimal mit
Disciplinarstrafen belegt worden, und be-
traf eine derselben einen Fall, dessen Schwere
dem Gerichte Veranlassung gab den Ro-
tar in dem Strafbeschlusse ausdrücklich auf

die Bestimmung des gegenwärtigen Arrikele
hinzuweisen, so kann der Notar, wenn

eine weitere Disceiplinarstrafe nachgefolgt
ist, aus administrativen Erwägungen ver-
setzt werden.

Ist die Versetzung im Laufe eines
Jahres vom Tage der Zustellung des letzten
Strafbeschlusses an gerechnet nicht erfolgt,
so kann sie erst dann wieder stattfinden,
wenn uber den Notar eine weitere Dis-

ciplinarstrafe verhängt worden ist.
Die in vorstehendem Absatze getroffene

Bestimmung findet auch bezüglich aller
weiteren nachfolgenden Disciplinarstrafen
Anwendung.
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Artikel 123.

Die Notariatsverweser werden in dis-
ciplindrer Beziehung gleich den Notaren
behandelt.

Ist ein Notariatsverweser auf Vor-
schlag des Rotars aufgestellt worden, so
haftet der betztere mit seiner Amtscaution
und nöchigenfalls mit seinem Vermögen für
die gegen den Verweser verhängten Geld-
strafen und demselben obliegenden Ent-
schädigungen.

In gleichem Maße haftet die Amts-
caution des Notars in dem Falle, wenn

er unterlassen hat, für die Dauer seiner
Abwesenheit einen Amtsverweser zu be-
stellen und in Folge dessen ein solcher ge-
mäß Artikel 4 von dem Staateminister
der Justiz aufgestellt worden ist.

Artikel 121.

Die Ueberwachung des Notariats=
wesens liegt den an den Bezirksgerichten
aufgestellten Staatsanwalten ob.

Sie haben die hiebei wahrgenommenen
Unregelmäßigkeiten, sowie die zu ihrer
Kenntniß gelangenden Thatsachen, welche
zu einer Einschreitung gegen den Notar
Anlaß geben können, dem betreffenden Be-
zirksgerichte anzuzeigen und in Fallen,
welche geeignet erscheinen, eine Disciplinar=
strafe eintreten zu lassen, mit der Anzeige
den entsprechenden Antrag zu verbinden.

192

Artikel 125.

Die Oberstaatsanwälte an den Appel-

lationsgerichten sind ermächtigt, von den
Geschaftsbüchern und insoweit es zur Be-
urtheilung darüber, ob den Vorschriften
des gegenwärtigen Gesetzes nicht zuwider-
gehandelt wurde, nöthig ist, auch von den
Acten der Notare des Appellationsgerichte-
Sporengels in deren Gegenwart zu jeder
Zeit Einsicht zu nehmen.

Gleiche Befugniß haben die Staats=
anwälte an den Bezirksgerichten rückslcht-
lich der in ihrem Bezieke angestellten
Notare.

Eine Einsichtsnahme von Erbverträgen
und letztwilligen Verfügungen ist unstatt-
haft.

Artikel 126.

Die Bezirksgerichtsdirectoren können
wegen zu ihrer Kenneniß gekommener Un-
regelmäßigkeiten an die Norare die geeig-
ner scheinenden Erinnerungen schriftlich oder
mündlich ergehen lassen.

Auch wegen außerdienstlicher Hand-
lungen der in Artikel 115 bezeichneten Art
sind die Bezirksgerichrsdirectoren Ermahn=
ungen und Warnungen an die Notarc zu

erlassen befugt.
Artikel 127.

Jede Behörde, welche in ihrem amt-
lichen Wirkungskreise Dienstwidrigkeiten
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eines Notars wahrnimmt, die ein Disci-

plinarverfahren gegen denselben veranlassen
konnen, hat ihre deßfallsigen Erfahrungen
nebst etwaigen Belegen dem betreffenden
Staatsanwalte mitzutheilen.

Artikel 128.

Ordnungsstrasen werden dom Bezirks-
gerichte in geheimer Sihung auf Vortrag
des Directors oder eines von ihm ernann-

ten Referenten verhängt.
Eine Voruntersuchung findet nicht

statt und es ist auch eine Vernehmung des
betheiligten Notars nicht erforderlich. Doch
kann das Bezirksgericht denselben zur Ab-
gabe einer schriftlichen Verantwortung auf-
fordern und die sonstigen etwa nöthigen
Erhebungen veranlassen.

Das Erkenntniß ist mit Gründen zu
versehen und dem Verurtheilten zuzustellen.
Demselben steht hiegegen die Berufung an
dao Appellationsgericht zu, welche binnen
14 Tagen vom Tage der Zustellung an bei
dem Bezirksgerichte anzumelden und aus-
zuführen ist.

Das Appellationsgericht hat über die
Berufung in geheimer Sitzung auf Vor-
trag eines Referenten zu entscheiden.

Artikel 129.

Wird vom Staatsanwalte der Antrag

auf Verhängung einer Diseiplinarstrafe
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gegen einen Notar gestellt, so ist Eetzterer
vor Allem aufzufordern, seine schriftliche
Verantwortung über die ihm zurd##ast ge-
legten Anschuldigungspunkte binnen einer
bestimmten Frist abzugeben.
"Nach Einlauf dieser Verancwortung

oder Ablauf der bestimmten Frist und nach
eingeholtem schriftlichen Antrage des Staats-
anwaltes erstattet der Director oder ein

von ihm ernannter Referent in geheimer

Sihbung Vortrag.
Erachtet das Bezirksgericht eine Vor-

untersuchung zur Aufklárung der Sache
für nothwendig, so ordnet es dieselbe an.

Andern Falls erkennt es entweder:

1) auf Einstellung des Verfahrens oder
2) auf eine Ordnungsstrafe, oder
3) auf Verweisung der Sache

mündlichen Verhandlung.
Dem Staatsanwalte ist von dem Er-

kenntnisse sofort durch die Gerichtskanzlei
Mittheilung zu machen und dem Notar
ist dasselbe im Falle der Ziffer 2 zuzu-
stellen. Dem Ersteren steht in den Fällen
der Ziffer 1 und 2, dem Notare im Falle
der Ziffer 2 die Berufung an das Appel-
lationsgericht binnen 14 Tagen vom Tage
der Mittheilung beziehungsweise Zustellung
an zu.

Im Uebrigen finden die Bestimmungen
des Artikels 128 Absatz 3 und 4 An—

wendung.

zur

22
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Artikel 130.

Hat das Bezirksgericht die Einleit=
ung einer Voruntersuchung angeordnet, so
beauftrage der Bezirksgerichtsdirector einen
Richter des Bezirksgerichts oder einen
Sctadt= oder Landrichter mit deren Führung.
Wird eine nochmalige Vernehmung des
Notars erforderlich, so ist er statt münd-
licher Vernehmung zur Abgabe seiner
schristlichen Verantwortung aufzufordern.

Nach geschlossener Voruntersuchung
werden die Acten dem Staatsanwalte mit-

getheilt, welcher denselben seinen schrift-
lichen Antrag beifügt, worauf nach Maß=
gabe der Bestimmungen des Artikel 129
Absatz 2, 4, 5 und 6 zu verfahren ist.

Artikel 131.

Ist die Sache zur mündlichen Ver-
handlung verwiesen, so wird hiezu ein Tag
festgesetzt und der Beschuldigee in die
Sitzung des Bezirksgerichts geladen.

Die Ladung, in welcher dem Be-
schuldigten die einzelnen Anschuldigungs-
punkte kurz bekannt zu geben sind, muß
demselben wenigstens drei Tage vor der
Verhandlung zugestellt werden, und ist diese
Frist, wenn der Beschuldigte nicht am
Sitze des Bezirksgerichts wohnte, um einen
Tag für je sechs Stunden der Entfernung
seines Wohnortes zu verlängern.
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Der Staatsanwalt kann die Ladung
von Zeugen zur Verhandlung beantragen,
welche dem Beschuldigten bekannt zu geben
sind.

Die namliche Befugniß steht, unter
den in Artikel 129 des Strafproceßgesetzes
vom 10. November 1844 bezeichneten Vor-

aussetzungen den Beschuldigten zu.

Artikel 132.

Der vom Director des Bezirksgerichte
ernaunte Referent erstattet bei der Verhand-
lung murdlichen Vortrag über die einzelnen
Anschuldigungspunkte.

Sind Zeugen oder Sachverständige
vorgeladen worden, so werden dieselben
nach erstattetem Vortrage einzeln vorge-
rufen und nach geleistetem Eide, wie solcher
für das Strafverfahren vorgeschrieben ist,
abgehort.

Nach beendigtem Beweisverfahren
wird der Beschuldigte mit seiner Erklárung
über die Anschuldigungspunkte vernommen.

Der Staatsanwalt stellt sodann seinen
Antrag, worauf der Beschuldigte seine
Vertheidigung vortragen, oder durch einen
von ihm gewählten Rechtsbeistand vor-
tragen lassen kann.

Hat der nicht erschienene Beschuldigte
eine schriftliche Erkl4rung eingesendet, so
ist diese abzulesen.
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Ein Vertheidiger darf jedoch fur ihn
im Falle seines Nichterscheinens nicht auf—-
treten.

Artikel 133.

Findet sich das Gericht durch die
Verhandlung nicht genügend aufgeklärt, so
kann es die Vorladung der ihm sachdienlich
schetnenden Zeugen verfügen oder weitere
Erhebungen anordnen.

Außerdem erläßt das Bezirksgericht,
auch wenn der Beschuldigte bei der Ver-

handlung nicht erschienen ist, unmittelbar
nach der Verhandlung oder spatestens
innerhalb der folgenden acht Tage das Er-
kenntniß, bei welchem dasselbe nach seiner
freien, aus der Verhandlung geschöpften
Ueberzeugung, zu beurtheilen hat, ob und
in wie weit die Anschuldigung für be-

gründet zu erachten sei.
In Betreff der Berathung, Abstimm-

ung und Stimmenzählung kommen die für
das Strafverfahren bestehenden Vorschriften
zur Anwendung.

Artikel 134.

Gegen die Entscheidung des Bezirks-
gerichts stehe sowohl dem Beschuldigten als
auch dem Staatêanwalte die Berufung an
das Appellationsgericht zu. "

Die Berufungeschrift ist binnen vier-
zehntägiger Feist bei dem Bezirksgerichte
einzureichen, welche für den Beschuldigten,
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wenn er bei der Verhandlung nicht an-

wesend war, vom Tage der Zustellung des
Erkenntnisses an zu laufen beginnt.

Artikel 135.

Wenn der Beschuldigee bei der Ver-
handlung nicht erschienen war, ist er auch
befugt, binnen 14 Tagen nach Zustellung
des Erkennintsses bei dem Bezirksgerichte
Einspruch gegen dasselbe zu erheben, wenn
er darzuthnn vermag, daß er durch ein

nicht zu beseitigendes Hinderniß abgehalren
worden sei, bei der Verhandlung zu er-
scheinen.

Die rechtzeitige Erhebung des Ein-
soruchs har eine neuerliche Verhandlung
der Sache nach Maßgabe der Arrikel 131
bie 133 zur Folge.

Wird der Einspruch als unzuläßig
verworfen, so findet gegen dieEntscheidung
des Bezirkögerichte nur bezüglich der Frage
der Zuläßigkeit des Einspruchs eine Be-
rufung an das Appellationsgeriche statt,
welche binnen vierzehntägiger Frist einzu-
reichen ist.

Artikel 136.

In Ansehung der Ladung des Be-
schuldigten, der Ladung von Zeugen, des
Verfahrens bei der Verhandlung und Be-
schlußfassung kommen auch in der Be-
rufungsinstanz die Bestimmungen der Ar-
tikel 131 bis 133 zur Anwendung.

r—i
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Gegen das Erkenntniß des Appel-
lationsgerichts kann der bei der Verhand-
lung in zweiter Instanz nicht erschienene
Beschuldigte nach Maßgabe des Artikels 135
Absatz 1 und 2 Einspruch erheben, falls
er nicht vorzieht, sofort die Nichtigkeitsbe-
schwerde zu ergreifen.

Artikel 137.

Bei der mündlichen Verhandlung nach
Artikel 131 und folgende ist die Oeffent-

lichkeit ausgeschlossen.
Artikel 138.

Gegen die von den Appellationsge-
richten in Disciplinarsachen erlassenen Er-
kenntnisse steht sowohl dem Verurtheilten
als auch dem Staatsanwalte die Nichtig-
keitsbeschwerde zu, wenn in zweiter Instanz
entweder eine wesentliche Föôrmlichkeit ver-

letzt oder das Gesetz unrichtig angewendet
worden ist.

Das Verfahren richtet sich nach den
bezüglich des Verfahrens in Vergehens-
sachen bestehenden Vorschriften.

In gleicher Art, wie bei Vergehen,
kann von dem Generalstaatsanwalte Be-

schwerde zur Wahrung des Gesetzes erhoben
werden.

Artikel 139.

Bei jeder Verurtheilung eines No-
tars in eine Disciplinarstrafe hat derselbe
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die auf das Disciplinarverfahren erwachsenen
Kosten zu tragen.

Die Verwerfung eines von ihm ein-
gewendetcen Rechtomittele hat die Verur-
theilung desselben in die Kosten zur
Folge.

Artikel 140.

Wenn gegen einen Notar auf Ent-
lassung erkannt wird, so kann das Gericht
zugleich dessen Suspension bis zum Ein-
tritte der Rechtskraft provisorisch an-
ordnen.

Ist ein Norar wegen Verbrechens oder
wegen eines Vergehens, welches im Falle
der Verurtheilung nach den Bestimmungen
des Strafsgesetzbuches die Dienstentlassung
zur nothwendigen Folge hat, rechtskräftig
vor das Schwurgericht, bezlehungsweise in
die öffentliche Sitzung verwiesen, so ist er
bio zur Erlassung eines rechtskräftigen Ur-
theils provisorisch vom Dienste zu suspen-
diren. Die nemliche Folge hat die Ver-
haftung eines Notars aus Anlaß einer
strafrechtlichen Untersuchung.

Auch in Folge der Einleitung einer
strafrechtlichen Voruntersuchung wegen eines
Verbrechens oder wegen eines Vergehens
der im Absatze 2 bezeichneten Art oder

einer Disciplinaruntersuchung nach Arrikel
129 Absatz 3 kann die provisorische Sus-
pension des Notars angeordnet werden,
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wenn das Interesse des Dienstes dieses er-

fordert.
Artikel 141.

Gegen die provisorische Suspension,
welche durch das nach Artikel 112 Absatz
1 zuständige Bezirksgericht ohne vorgängiges
Verfahren verfügt wird, findet zwar Be-
schwerde zum Appellationsgerichte statt, je-
doch hat dieselbe keine aufschiebende
Wirkung.

Artikel 142.

Die Strafbarkeit der Disciplinarüber=
tretungen erlischt durch Verjährung, wenn
von dem Zeitpunkte der zur Einschreitung

Anlaß gebenden Handlung oder Unterlassung
an zwei Jahre abgelaufen sind, ohne daß
eine Einschreitung stattgefunden hat, oder
wenn das eingeleitete Disciplinarverfahren
unterbrochen und während eines Zeitraums
von zwei Jahren nicht wieder fortgesetzt
worden ist.“

Ist wegen einer zur disciplindren Ein-
schreitung Anlaß gebenden Handlung ein
strafrechtliches Verfahren eingeleitet und die
disciplindre Einschreitung bis zu dessen Er-
ledigung ausgesetzt worden, so beginnt der
Lauf der Verjährung erst mit der Erledig-
ung des strafrechtlichen Verfahrens.

Artikel 113.

Auf Ordnungsstrafen, welche als
Zwangsmittel angewendet werden, um die
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Befolgung der den Notaren von den Ge-

richten ertheilten Aufträge herbeizuführen,
finden die vorstehenden Bestimmungen der
Artikel 113 bis 142 keine Anwendung.

Diese Strafen werden von den Ge-

richten, welche den Auftrag erlassen haben,
angedroht und verhängt.

Artikel 144.

Die Staatsregierung ist ermachtiget,
im Falle ein Pensionsverein für die Hinter-
bliebenen der Notare gebildet werden sollte,
die Geldstrafen der Notare diesem Vereine
zuzuwenden und den Anteitt des Amtes
der neu anzustellenden Notare von dem

Nachweise des Beltrittes zu dem Vereine

abhángig zu machen.

Artikel 145.

Die Oberaufsicht über das Notarlats-
wesen steht dem Staatsminister der Ju-
stiz zu.

Artikel 146.

Aus den Notaren werden in jedem

Appellationsgerichtssprengel eine oder meh,
rere Notariatskammern gebildet, welchen
die Vertretung des Standes in Bezug auf
seine inneren Angelegenheiten, die Erstatt-
ung von Gutachten an den Oberstaatsan-

walt und die Vermittlung dienstlicher
Streitigkeiten zwischen den Notaren über-
tragen ist.
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Diese Notariatskammern entwerfen
für die Behandlung der vorbemerkten Ge-
genstände eine der Genehmigung des
Staatsministers der Justiz unterliegende
Geschaftsordnung.

Artikel 147.

Der Staateminister der Justiz kann
eine Notariatskammer auflösen, muß aber
binnen sechs Monaten die Bildung einer
neuen Notariatskammer veranlassen.

Fünfter Titel.

Von den allgemeinen Folgen der Ver-
letzung des Notariatsgesetzes und von
der Haftung des Staates für Amts-

handlungen der Notare.

Artikel 148.

Urkunden, welche gegen die Bestimm-
ungen der Artikel 9 Ziffer 3, Artikel 47,
Artikel 53—61, Artikel 67 Absatz 2 und

3, Arrikel 69, Artikel 71—76 aufgenommen
wurden, gelten nicht als öffentliche Ur-
kunden. In wieferne solche Urkunden als
Privaturkunden rechtliche Geltung haben,
ist nach den bestehenden Gesetzen zu be-
messen.

Artikel 149.

Für den durch gesetzwidrige Hand-
lungen oder Unterlassungen der Notare
innerhalb ihres amtlichen Wirkungekreises
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verursachten Schaden hafter den Bethet-
ligten der Staat nur dann, wenn der Ro-

tar aus Auftrag des Gerichts sein Amt

auszuüben harte. (Artikel 19, 51, 52.)
In diesen Fällen wird die Hafeung

des Seaates so bemessen, als wenn die

Beschddigung durch das Gericht selbst ver-
ursacht worden wäre.

Für einen Notariatsverweser trifft die
Haftung den Staat nur dann, wenn der

Verweser nicht nach dem Vorschlage des
Notars ernannt wurde, jedoch in dem in

Artikel 123 Absatz 3 vorgesehenen Falle
nur nach Erschöpfung der in erster Reihe
haftenden Amtscaution.

Schlußbestimmungen.
Artikel 150.

Das gegenwärtige Geseh tritt mit
dem Gesetze vom 10. November 1861, die

Gerichtsverfassung betreffend, an einem und
demselben Tage in den Landestheilen dies-
seits des Rheines in Wirksamkeit.

Von diesem Tage an sind alle ent-
gegenstehenden Gesetze und Verordnungen,
namentlich das Gesetz vom 1. Juli 1856,
die executorischen Urkunden betreffend, dann
die §. F. 71— 75 des Grundsteuergesetzes
und beziehungsweise der F. 23 des Häuser=
steuergesetzes vom 15. August 1828, vor-
behaltlich instructiver Anordnungen“ der
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Staatsministerien der Justiz und der
Finanzen über das bei der Umschreibung
zu beobachtende Verfahren aufgehoben, und
hat das Vorrecht der Siegelmaßigkeit be-
züglich der nichestreitigen Rechrepflege auf-
zuhoren.

Die Befugnisse der bestehenden Wechsel-
notare werden durch das gegenwärtige Ge-

setz nicht aufgehoben.
Artikel 151.

Ausfertigungen von Urkunden rück-

sichtlich gerichtlicher Verhandlungen, welche
vor dem in Arrikel 150 bestimmten Ter-

mine gepflogen wurden, gleichwohl aber
nicht zu den in Artikel 18 des Gesetzes
vom 10. November 1861, die Gerichts-

verfassung betreffend, den Gerichten vorbe-
haltenen Rechtsgeschften gehören, können
auch nach jenem Termine nur von Seite
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des Gerichts erfolgen, bei welchem sich die
Urschriften befinden.

Artikel 152.

Urkunden, welche vor dem in Artikel
150 bestimmten Zeitpunkte bei Gericht oder
von Siegelmäßigen errichtet worden sind,
können und zwar erstere in Ausfertigung,
von den Betheiligten bei einem Notare zu

dem Zwecke hinterlegt werden, um als No-
tariatsurschriften zu gelten.

Die Bestimmung des Arrtikels 22
Absaßz 3 finder auch hier Anwendung.

Artikel 153.

Die Gescháftsordnung für die Notare
wird, insoweit hierüber nicht in gegenwr-
tigem Gesetze Bestimmungen enthalten
sind, durch Regierungs-Verordnung ge-
regelt.

Gegeben Berchtesgaden den 10. November 1861.

Marx.

Krhr. v. Schrenk. v. Jwehl. v. Meumayr. Frhr. v. Mulzer. v. Peufer. v. Spies.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der General-Secretär des Staatsraths,

Seb. v. Kobell.



Verichtigung.

In der Bellage lit. A. des Finanzgesetzes vom 10. November l. Is. (Gesetzblott Nro. 12 Seite 120) ist bei den
Staatsausgaben Cap. X. . 7 und zwar

Etat für Straßen-, Brücken= und Wasserbau
in elnigen Exemplaren eln Drucksehler enthallen, indem anstat des Betrages ven 2,594,887 fl. vorgetragen sein sellie
2,954,887 fl.
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Gesetz- Vlatt
Königreich Bayern.

 15.

München, den 16. December 1.

Inbalt:
Gesed, di# Gerichtsrerfassung bem. (Dellage V. zum vandtags-Abs

 ———.txpR
kie Gerichteverfassungbetreffend.

Maximilian II.
von Gottes Gnaden König von Bayern,

Pfalzgraf bei Uhein,
HBerzog von Banern, Franken und in

Schwaben te. u.

Wir haben in Ansehung der durch die
Trennung der Rechtspflege von der Ver-
waltung in den kandestheilen diesseits des

Rheines norhwendig werdenden Aenderung
der Gerichtsverfassung nach Vernehmung
Unseres Scgaaterathes mit Beirath und
Zustimmung der Kammer der Neicheräthe
und der Kammer der Abgeordneten be-
schlossen und verordnen:

1. Abebeil ung.
Von der Bestellung der Gerichte.

Artikel (. °

Di= Gerichtabarkeit wird auegeübt:
1) durch Stadt: oder Landgerichte,

23
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2) durch Bejirksgerichte,
3) durch Appellationsgerichte,
4) durch das Oberappellationsgericht.

Artikel 2.

Bei den Stadt= und Landgerichten
wird die Rechtspflege durch Einzelnrichter
verwaltet.

Die Verfassung der Bezirksgerichte,
der Appellationsgerichte und des Oberappel=
lationsgerichts ist das collegiale.

Artikel 3.

Die Stadt= und Landgerichte werden
mit einem Stadt, oder Landrichter, mit der

erforderlichen Zahl von Stadtgerichts= oder
Landgerichts-Assessoren und einem Gerichts-
schreiber besetzt.

Bei einzelnen Stadtgerichten können
mit Rücksicht auf den Umfang der Ge-
schäfte mehrere Stadtrichter und Gerichts-
schreiber ausgestellt werden.

Artikel 4.“

Ein Bezirksgericht besteht aus einem
Director und der erforderlichen Anzahl
von Räthen, Assessoren und Secretären.

Artikel 5.

Ein Appellationsgericht besteht aus
einem Präsidenten, einem oder mehreren
Directoren, dann der erforderlichen Anzahl
von Räthen, Assessoren und Secretären.

Artikel 6.2

Das Oberappellationsgericht bestehe
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aus einem Dräsidenten und der erforder-
lichen Anzahl von Directoren, Räthen und
Secretären.

Artikel 7.

Die Bestimmungen über die Zahl der
Gerichte, über die Gerichtssprengel und
die Gerichtssitze werden im Verordnungs-
wege getroffen.

II. Abthelung.

1. Von dem Wirkungskreise und dem
Geschäftsgange der Stadt= und Land-

gerichte.
Artikel 38.

Die Zuständigkeit der Stadt: und
Landgerichte in bürgerlichen Rechtsangele-
genheiten umfaßt:
) die Klagen wegen Ehrenverletzungen,

soweit solche nicht durch Artikel 64
des Gesetzes, die Einführung des

Strafgesetzbuches und des Polizei-
strafgesetzbuches für das Königreich
Bayern betreffend, aufgehoben sind.

Sind dieselben lediglich auf Er-
sab eines in Folge der Ehrenkränk-
ung erlittenen Vermögensnachtheiles
oder auf die Bezahlung eines
Schmerzengeldes gerichter, so ist die
Zuständigkeit nach Ziffer 15 zu be-
messen;
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2) die Streieigkeiten zwischen Hand-

3

4

5

werkemeilstern und Gesellen oder behr-
jungen, Dienstherren und Dienstboten
oder Taglbhnern, Gewerbsunter-
nehmern und ihren Arbeitern hin-
sichtlich der gegenseitigen dienstlichen
oder gewerblichen Verhälenisse;

Streitigkeiten zwischen Vermiethern
und Miethern von Wohnungs= und
anderen Räumen in Betreff des

Miethverhältnisses, solange dasselbe
noch besteht, dann Streitigkeiten,
welche sich nach Auflösung des
Miechverhältnisses wegen Forderungen
für das letzte Jahr oder wegen
Räumung der Miethwohnung er-
geben;
Streitigkeiten der Reisenden mie
Wirthen, Fuhrleuten, Schiffern oder
Flössern über Wirthszechen, Fuhrlohn,
Verlust oder Beschädigung der Habe
des Reisenden oder Verzögerung des
Transportes, desgleichen Streitig-
keiten der Reisenden mit Hand-
werkern über Forderungen, welche
aus Anlaß der Reise entstanden
sind;
Sereitigkeiten über Gegenstände des
Handelsverkehrs auf Messen und
Mäekten, soweit sie während der
Dauer der Messe oder des Marktes
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bei Gericht angebracht werden und
nicht den Handelsgerichten zugewiesen
sind;

6) Wandlungs= und Minderungsklagen
wegen verkaufter Thiere;

7) Klagen auf Entschädigung elner aus-
serehelich Geschwächten, auf Aner-
kennung der Vaterschaft außerehelicher
Kinder und alle Klagen auf Reich-
ung des Lebensunterhaltes;

3) die den Hypothekgläubigern gemaß
§. 15 des Hypothekengesetzes vom

1. Juni 1822 zustehenden Antrdge
auf Einhalt gegen die Verminderung
des Werthes der Sache durch Ver-
nachldssigung oder Verschlimmerung
von Seite des Schuldners;

9) die Beitreibung der aus den letzten
azwei Jahren rückständigen Zinsen nach
 52 desselben Gesetzes;

10) Sereitizkeiten in Ewiggeldsachen;
11) Klagen wegen Wildschadens und we-

gen anderer Beschädigung von Er-
zeugnissen des Bodens, insbesondere
wegen Beschädigung durch Ueber-
ackern, Ueberfahren, Biehweiden,
Grasen, Mähen, Ernten oder Ein-
herbsten;

12) Streitigkeiten wegen Beschädigung von
Einfriedungen, Wasserleitungen, Ab-
flüssen, Wässerungsanlagen, Pfaden
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und Wegen oder wegen des rechts-
widrizen Zustandes derselben und
wegen Verrückung von Grenzzeichen;

13 Klagen auf Festsetzung und Bezeich-
nung der Grenzen anliegender Grund-
stücke oder auf Unterhaltung oder
Erneuerung gemeinschaftlicher Mauern
und anderer Einfriedungen;

14 Klagen, welche den jungsten Besitz
oder den Einspruch gegen die Er-
richtung einee neuen oder die Aender-
ung einco bestehenden Werkes be-
ereffen, desgleichen Klagen, welche
auf Erwirkung einer vorsorglichen
Verfügung wegen verübter oder
drohender Selbsthilse oder des Auc-
bruches von Thätlichkeiten oder we-

zen anderer dringender Gefahr ge-
richtet werden;

15) alle Klagen, welche in der Haupt-
sache an Geld oder Geldeswerth nicht
über einhundertfünfzig Gulden ohne
Einrechnung der Zinsen, Kosten und
Nutzungen betreffen;

16) Concursprocesse, insoferne bei Veran-
lassung eines Beschlusses auf Eröff-
nung des Concurses kein Rechtsan=
spruch gegen den Gemeinschuldner
gerichtsbekannt ist, dessen Werth den
in Ziffer 15 bezeichneten Betrag
übersteigt.

Wird ein solcher Anspruch gleich
wohl im Laufe des Concursver-
fahrens erhoben und dessen Liquiditat
oder Prioritat oder das dafur ange-
sprochene Separationsrecht bestritten,
so ist die Sache nach Abhaltung der
Edictstage zum Zwecke der Erlassung
des Prioritatserkenntnisses und zur
weiteren Behandlung an das ein"

schlägige Bezirksgericht abzugeben,
wenn von dem Gemeinschuldner oder

einem Gläubiger der desfallsige An-
wag gestellt wird.

Artikel 9.

Die Zuständigkeit des Stadt: oder
Landgerichts kann durch Uebereinkunft der
Parteien (I. 3 Absatz ? des Gesetzes vom
17. November 1837, einige Verbesserungen
der Gerichtsordnung betreffend) auf Rechts-
streitigkeiten erstreckt werden, welche nicht
zu den im Artikel s aufgeführten ge-
hören.

Eine Ausnahme findet nur in An-

sehung derj#nigen Rechtsstreitigkeiten statt,
welche mit Rücksicht auf ihren Gegenstand
besonderen Gerichten zugewiesen fünd.

Artikel 10.7

Bei Anstellung der Klagen, welche
auf dem Grunde des Areikels 8 Ziffer 15

bei einem Stadt, oder #andgerichte erhoben
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werden, ist der Geldeswerth des Streit-

gegenstandes anzugeben.
Will der Beklagte behaupten, daß der

Streitgegenstand mehr als einhundertfunf-
zig Gulden werth sei, so hat er dieses in
der ersten auf die Klage abzugebenden Er-
kldrung vorzubringen.

In diesem Falle hat das Gericht vor
der Fortsetzung der Verhandlung den Werth
durch eine Schätzung nach Gerichtsordnung
Cap. XII. 9. 3 Nr. 2 festzustellen, deren
Kosten der Beklagte zu tragen hat, wenn
seine Behauptung sich als unbegründet er-
weist.

Das Ergebniß dieser Schätzung ist
bezüglich des in Frage befindlichen Streit-
gegenstandes für alle Gerichte soweit maß-
gebend, als es sich um die Zuständigkeir
oder um die Berufungssumme handelt.

Artikel 11.7
In dem Falle einer nach den Be-

stimmungen der Civilproceßordnung zulssi-
gen Häufung mehrerer nach Artikel 8 Ziffer
15 an ein Stadt= oder Landgericht geheri-

gen Klagen wird die Zuständigkeit desselben
nicht durch den Umstand ausgeschlossen, daß
die mehreren Klagen zusammen einen
höheren Geldbetrag oder Geldeswerth als
einhundertfünfzig Gulden betreffen.

Artikel 12.

Eine Widerklage, welche nicht schon
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an sich gemäß der Bestimmung in Arrikel
8 zur Zustándigkeit eines Stade= oder
Landgerichtes gehört, ist bei diesem nur
dann zu verhandeln und zu entscheiden,
wenn die Parteien hierauf übereinkommen,
oder wenn die Vor= und Widerklage aus
ein und demselben Rechtsverhältnisse ent-
springen, oder wenn die mit der Wider-

klage verfolgten Gegenansprüche zugleich
gegen die Vorklage als Einrede geltend ge-
macht werden.

Artikel 13.7

Die Stadt= und Landgerichte haben
das Vermittlungsamt nicht nur in den zu

ihrer Zuständigkeit (Artikel 8) gehörigen
Rechtsstreitigkeiten, sondern auch in denjeni-
gen Fällen auszuüben, in welchen der Kl-
ger vor Anstellung der Klage bei dem Be-
zirksgerichte den Beklagten unter allge-
meiner Bezeichnung des Klagegegenstandes,
vor das Stadt; oder Landgericht, bei wel-

chem der Beklagte oder, wenn es mehrere
sind, einer derselben seinen persönlichen Ge-
richtsstand hat, zum Versuche der Vermitt-
lung vorladen läßt.

Wenn an dem hiezu bestimmten Tage
der Kläger oder der Beklagte nicht erscheint,
so ist das Stadt= oder Landgericht zu einem
Vermittlungsversuche nicht verpflichtet.

Eine Verpflichtung, vor der Anstellung
der Klage bei dem Bezirksgerichte das
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stade- oder landgerichtliche Vermicelungsamr
anzugehen, besteht nicht.

Artikel 14.

Bel den durch die Stadt= und kand-

gerichte zu erledigenden Rechtsstreitigkeiten
kommen, vorbehaltlich der Bestimmung des
Actikels 15, die in den 5. 9. 7— 15 des
Gesehes vom 17. November 1837, einige
Verbesserungen der Gerichtsordnung be-
treffend, über das beschleunigte Verfahren
im mündlichen Verhöre gegebenen Vor-
schriften in Anwendung.

Artikel 15.

Bei den im Artikel 8 Ziffer 9 und

10 bezeichneten, sowie bei allen zum Execu-
tiv", Mandat-, Arrest= und Concursprocesse
sich eignenden Sachen hat es bei dem für
dieselben vorgeschriebenen Verfahren sein
Verbleiben.

Artikel 16.

Den Stadt= und Landgerichten steht
die Aburtheilung der Uebertretungen zu,
soweit nicht durch die Gesehze vom 10. No-
vember 1861, die Einführung des Straf-
gesetzbuches und des Polizeistrafgesetzbuches
für das Königreich Bayern betreffend, und
vom 10. November 1861, die Einführung

des allgemeinen deutschen Handelsgeseß-
buches betreffend, ein Anderes festgesetzt ist.

Artikel 17.

Die Seadt, und Landgerichte sind ver-
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bunden, in den nicht zu ihrer Zuständigkeit
gehörigen Srrafsachen

1) die Anzeigen aufzunehmen und so,
gleich dem Staatsanwalte am ein-

schlägigen Bezirksgerichte zuzusenden,
auch denselben von jedem ihnen be-
kannt gewordenen Verbrechen oder
Vergehen unverzüglich in Kenntniß
zu setzen;

2 die gecigneten Maßregeln für unver-
rückte Erhaltung der von einem Ver-

brechen oder Vergehen zurückgelassenen
Spuren anzuordnen;
in denjenigen Fällen, in welchen we-
gen Entfernung des Untersuchungs-
richters die Veränderung der Spuren
des Verbrechens oder Vergehens zu
besorgen ist, diese unverzüglich zu er-
heben und die gepflogene Verhand-
lung dem Staatsanwalte zuzustellen;

4) schleunige Anstalten zu treffen, daß
der Thater entdeckt und die Fluche

des Verdächtigen verhindert werde;

jeder gesehmäßigen Aufforderung zur
Verfolgung und Ergreifung des
Thäters zu entsprechen, auch den-
selben in dringenden Fällen selbst
ohne vorhergegangene Aufforderung
des Untersuchungerichters ergreifen
und unverzüglich an den Unter-

suchungsrichter abliefern zu lassen;

3

5
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6) die dienstlichen Ansinnen zu erledigen,
welche der Staatsanwalt oder der

Untersuchungerichter, jeder in seinem
Wirkungskreise, an sie stellt.

Artikel 18. “

Die Zuständigkeit der Stadt= und

kandgerichte umfaßt folgende Gegenstände
der nichtstreitigen Rechtspflege:

1) das Hypotheken= und Grundbuchwesen,
nebst den Ewiggeldsachen;

2) das Vormundschafts= und Curatel-
wesen;

3) die Verlassenschaften;
4) alle übrigen Geschäfte der nicht streiti-

gen Rechtspflege, welche nach den
bestehenden Gesetzen eine gerichrliche
Prufung, Bestätigung oder überhaupt
eine Beschlußfassung erfordern.

Die nähere Ausscheidung des Wirk-
ungskreises der Gerichte von dem der No-

tare wird durch das Notariatsgesetz be-
stimme.

Die Behandlung der Familienfdei-
commisse richtet sich nach besonderen Ge-
setzen.

Artikel 19.

Wenn über einen bei einem Stadt-

oder andgerichte gemäß Artikel 18 vorge-
nommenen Act der nicht streitigen Rechts-
poflege ein Sereit enesteht, so kann der Be-
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amte, welcher den Act ausgenommen oder
bestätigt hat, bei Vermeidung der Nichtig-
keit keine richterliche Thätigkeit bezüglich
jenes Rechtsstreites ausübem

Artikel 20.

Der Stadt; oder Landrichter ist Vor-
stand des Stadt= oder Landgerichtes.

Wenn bei einem Stadtgerichte meh-
rere Stadtrichter aufgestellt sind, so ist
der im Dienste dltestederselben der Vor-
stand des Gerichts, wenn nicht von dem

Staatsministerium der Justiz eine andere

Anordnung getroffen wurde.
Bei Verhinderung des Vorstandes

oder Erledigung der Stelle sind die übri-
gen Gerichts-Mitglieder nach ihrem Range,
und wenn dieser gleich ist, nach ihrem
Dienstalter zur Stellvertretung berufen,
wenn nicht von dem Bezirksgerichte eine

andere Anordnung getroffen wurde.

Artikel 21.7

Für diesenigen Landgerichte, an welchen
neben dem Landrichter kein Landgerichts-
Assessor angestellt ist, wird von dem Be-
jirksgerichte ein Richter oder Assessor eines
benachbarten Stadt; oder Landgerichts oder
ein Mitglied des Bezirksgerichtes ständig
mit der Stellvertretung des Landrichters
beauftrage, und die Aufstellung im Amts-
blatte des Kreises veröffenrlicht.
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Außerdem kann das Bezirkögericht
Lan solchen Landgerichten für den Fall länger
dauernder Verhinderung des Landrichters
einen geprüsten Rechtspraktikanten auf-
stellen, welcher jedoch zur Entscheidung in
streitigen Civilrechtssachen, zur Beschluß-
fassung in Gegenständen der nicht streitigen
Rechtspflege und zur Aburtheilung von
Uebertretungen nicht zuständig ist.

Artikel 22.

Das Richteramt in bürgerlichen Rechrs-
streieigkeiten und die Aburtheilung der
Uebertretungen bilden die ordentliche Ge-
schäfrsausgabe des Stade: oder Land-
richters.

Wenn bei einem Stadtgerichte mehrere
Scadtrichrer aufgestellt sind, so trifft der
Vorstand des Gerichtes die Ausscheidung
der Geschäste nach Districten oder nach
Fächern, soferne dieselbe nicht von dem
Staateministerium der Justiz angeordnet
wird.

Die Ausscheidung ist in dem Gerichts-
bezirke zu veröffentlichen.

Artikel 23.7

Die Stadt= und Landgerichreassessoren
haben in der ordentlichen Geschäftsaufgabe
der Stadt; und kandrichter Aushülfe zu

leisten.
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Außerdem haben dieselben alle von
dem Vorstande des Srtadt= oder Land-

gerichtes ihnen nach Fächern oder nach
Districten oder einzeln zugetheilten Rechts,
sachen zu besorgen.

Artikel 21.

Die Stadt= und Landrichter, dann die

Stadt= und bandgerichtsassessoren haben die
von ihnen zu behandelnden Rechtssachen
selbstständig zu erledigen, wogegen dieselben
die dafür gesetzlich oder instructionsmäßig
bestehende Haftung und Dienstesverantwort-
lichkeit trifft.

Artikel 25.

Die Ausfertigungen der Stadr= und
bandgerichte sind von dem Gerichtsvor-
stande zu unterzeichnen; in Sachen der

nichtstreitigen Rechtopflege müssen dieselben
sedoch zugleich mit der Unterschrift des da-
für verantwortlichen Beamten versehen
werden.

Wenn bei einem Stadtgerichte eine
Ausscheidung der Gescháfte in Gemäßheit
der Bestimmung des Artikele 22 zwischen
mehreren Stadtrichtern stattfinder, so unter-
zeichnet jeder Stadtrichter die Ausfertig-
ungen in seinem Geschlftebereiche.

1I. Von dem Wirkungskreise und dem
Geschäftsgange der Bezirkögerichte.

Artikel 26.

Den Bezirksgerichten steht die erst-
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richterliche Verhandlung und Entscheidung
aller Streitigkeiten in bürgerlichen Rechrs-
angelegenheiten zu, welche nicht durch das
Gesetz anderen Gerichten zugewiesen sind.

Artikel 27.

Wenn in einem Falle, in welchem
die Zuständigkeit des Bezirksgerichts von
dem Werthe des Streitgegenstandes ab-
hangt (Artikel 3 Ziffer 15) von dem Be-
klagten in der ersten auf die Klage abzu-
gebenden Erkldrung die Einwendung erho-
ben wird, daß dieser Werth nicht über
einhundertfünfzig Gulden beträgt, so hat
das Bezirksgericht vor der Fortsehung der

Verhandlung den Werth durch eine Schät-
ung nach Gerichtbordnung Cap. XII. F. 3
Nro. 2 festzustellen, deren Kosten der Be-
klagte zu tragen hat, wenn seine Behaupt-
ung sich als unbegründet erweist.

Das Bezirksgericht kann in dem
Falle, wenn es über seine Zuständigkeit
mit Rücksicht auf den Werth des Streit-
gegenstandes in Zweifel ist, in seiner ersten
Verfügung auf die Klage die Schätzung
auch von Amtewegen anordnen.

Die gemäß Absatz 1 und 2 vorge-
nommene Schätung hat die in Artikel 10

Absatz z bezeichneten Wirkungen.
Artikel 28.

In den bei den Bezirksgerichten an-

hängigen Rechtsstreitigkeiten kann das ein-

schldgige Stade, oder kandgericht mit Vor-
nahme einzelner Handlungen beauftragt
werden.

Insbesondere haben die Bezirksgeriche
darauf Bedacht zu nehmen, bei Concurs-
processen, welche nicht von besonderer
Wichtigkeit oder Schwierigkeit sind, wenn
der Sitz des Bezirksgerichts weiter von
dem Wohnorte des Schuldners entfernt ist,
als der Sitz des einschlägigen Kandgerichet,
das Letztere mit Abhaltung der Edictstage
und mit der Einleitung zur Einwerthung
und Verdußerung der Concursmasse zu be-
auftragen.

Artikel 29.

Die Bezirksgerichte sind die den
Stadt-- und Lbandgerichten vorgesetzte Amtt-
behörde.

Artikel 30.
In den bei den Stadt: und Landge—

richten angebrachten Rechtsstreitigkeiten
(Artikel 8 und 9) und in den zu ihrer
Zuständigkeit gehörigen Gegenständen der
nicht sireitigen Rechtspflege (Artikel 19)
geht die Berufung oder Beschwerde an
das Bezirksgericht.

Artikel 31.

Die Bezirksgerichte erkennen in zweitzer
und letzter Instan; uber die von den

Stadt= und Landgerichten abgeurtheilten
Uebertretungen.

24
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Artikel 32.

Zur Führung der Voruntersuchungen
über Verbrechen, Vergehen und jene Ueber-
tretungen, welche nach dem Gesetze vom
10. November 1861, die Einführung des
Strafgesetzbuches und des Polizzeistrafgesetz=
buches für das Königreich Bayern betr.,
sleich den Vergehen zu behandeln sind,
werden bei jedem Bezirksgerichte ein oder
mehrere Räthe oder Assessoren als ständige
Untersuchungsrichter aufgestellt.

Die Aufstellung der ständigen Unter-
suchungsrichter erfolgt durch das Staats-
ministerium der Justiz.

Für entferntere Theile der Bezirke
können durch Regierungsverordnung be-
sondere Criminalbezirke gebildet und in den-
selben einer entsprechenden Zahl der gemäß
Absatz 1 und 2 aufgestellten ständigen Un-
tersuchungsrichter die Wohnsitze angewiesen
werden.

Nach Ablauf von zwei Jahren ist je-
der Untersuchungsrichter befugt, die Ent-
hebung von seiner Stelle zu verlangen,
derselbe kann jedoch nach Verlauf von
weiteren zwei Jahren neuerdings als Unter-
suchungsrichter ausgestellt werden.

Artikel 33.

Wenn bei einem Bezirksgerichte die

Aufstellung mehrerer ständiger Untersuchungs-

richter nothwendig wird, hat der Director
des Bezirksgerichts die Geschäfte ständig
nach Districten unter die einzelnen Unter=
suchungsrichter zu vertheilen.

Im Falle der Berhinderung eines
Untersuchungsrichters wird dessen Stelle
durch den im Dienste dltesten Untersuchungs-
richter ersetzt, und im Falle der Verhinder-
ung sämmtlicher Untersuchungsrichter wird
ein Stellvertreter von dem Director des

Bezirksgerichts bestimmt.
Artikel 34.

Der Untersuchungsrichter kann Unter-
suchungshandlungen, welche außerhalb seines
Wohnsitzes vorgenommen werden muüssen,
dem betreffenden Stadt= oder Landgerichte
übertragen.

Auch steht es dem Bezirksgerichte zu,
auf Antrag des Untersuchungerichters die
Führung von Voruntersuchungen über Ver-
gehen und jene Uebertretungen, welche nach
dem Gesetze vom 10. November 1861, die

Einführung des Strafgesetzbuches und des
Polizeistrafgesetzbuches für das Königreich
Bayern betreffend, gleich den Vergehen zu
behandeln sind, wenn besondere Gründe da-

für bestehen, dem betreffenden Stadt= oder
Landgerichte zu übertragen.

Artikel 35.7

In Ansehung der Behandlung der
Voruntersuchung, sowie der Aburtheilung
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von Strafsachen treten die Bezirksgerichte

in den Wirkungskreis, welcher durch die
Srraforozeßordnung den vormaligen Kreis-
und Stadtgerichten und durch das Gesetz
vom 10. November 1861, die Einführung
des Stratgesetzbuches und des Poljzeistraf=
gesetzbuches für das Königreich Bayern
berreffend, den Bezirksgerichten zuge-
wiesen ist.

Artikel 36.

Die Berathung und Beschlußfassung
der Bezirksgerichte geschieht in Senaten,
welche aus drei Gerichtsmitgliedern zu-
sammengesehzt sind, vorbehaltlich der für be-
sondere Fälle gesetzlich vorgeschriebenen, zahl-
reicheren Besetzung.

Artikel 37.

Wenn in einzelnen Fällen bei einem
Bezirksgerichte die zur Beschlußfassung er-
forderliche Anzahl von Gerichrsmitgliedern
nicht vorhanden ist, so können ausnahms-
weise Mitglieder der nächstgelegenen Be-
zirks-, Stadt= oder Landgerichte zugezogen
werden.

Artikel 38.

Der Bezirksgerichtsdirector hat die
Einhaltung der Geschäftsordnung zu über-
wachen.

Ec eröffnet den Einlauf, vertheilt die
Geschäfte, unterzeichnet die Ausfertigungen
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des Bezirksgerichtes, bestimmt die Geriches-
mitglieder, welche den Sitzungen beiwohnen
sollen, und beauftragt einzelne derselben,
wenn dies nothwendig wird, zu der Aus-
hilfe und Seellvertretung des Sraatsan--
waltes.

Artikel 39.

In den Bezirksgerichtssitzungen führt
der Director oder das im Dienste tlteste
der an der Sitzung theilnehmenden Ge-
richtsmitglieder den Vorsitz.

Artikel 40.“

Der Vorsitzende hat die Verhandlung
und Berathung zu leiten, die Gerichtspo-
lizei während der Sitzung auszunben und
das Urtheil auszusprechen.

Artikel 41.

Bei Verhinderung des Bezirks-
gerichtsdirectors hat das im Dienste alteste
Gerichtsmitglied, wenn von der vorgesetzten

Stelle keine andere Anordnung getroffen
wird, die Stelle des Bezirksgerichtsdirectors
zu vertreten.

III. Von dem Wirkungskreise und dem
GeschäftsgangederAppellationsgerichte.

Artikel 42. 7

Die Aopellationsgerichte verbleiben in
ihrem bisherigen Wirkungskreise, soweit
nicht durch das gegenwärtige Gesetz etwas
Anderes verordnet ist.

24“
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Actikel 43.
In den von den Bezirksgerichten in

1. und II. Instanz behandelten Rechts-
sachen geht die Berufung oder Beschwerde
n die Aopellationsgerichte, welche darüber
tu II. beziehungsweise III. und letzter In-
Ktenz erkennen.

Artikel 44.
Die Appellationsgerichte theilen sich

in Senate, welche aus funf Gerichtsmit—
sliedern zusammengesetzt sind, vorbehaltlich
der für besondere Füälle gesetzlich vorge-
schriebenen anderweitigen Besetzung.

Artikel 45.

Dem Präsidenten des Appellations=
gerichts steht die Geschaftsleitung nach den
im Artikel 38 enthaltenen Vorschriften zu,
soweit diese hieher anwendbar sind. Bei
Verhinderung desselben sind die Directoren
und Räthe nach ihrem Nange und be-
zklehungsweise Dienstalter zur Stellvertret-
ung berufen.

Artikel 46.
In einem der Senate des Appellations=

gerichts wird der Vorsitz mit den im Ar-
tikel 40 aufgeführten Rechten von dem
Dräsidenten, in den anderen von den

Directoren geführe, welche im Verhinderungs=
falle durch das im Dienste 4Alteste der an

der Sitzung tbeilnehmenden Gerichtemit-
slieder ersetzt werden.
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Artikel 47.

Der Prästdent ist berechtigt, dem von
ihm gelelteten Senate ausnahmsweise einen
Director als Mitglied zuzuweisen.

IV. Von dem Wirkungskreise und dem
Geschäftsgange des Oberappellations=

Gerichtes.
Artikel 48.

Das Oberappellationsgericht verbletbt
in seinem bisherigen Wirkungekreise, so-
serne nicht durch gegenwärtiges Gesetz et:
was Anderes verordnet ist.

Artikel 49.

In den von den Appellationsgerichten

in zweiter Instanz entschiedenen Rechtsstreitig-
keiten gzeht die Berufung an das Ober-

appellationsgericht.
In Strassachen kommen die Be-

stimmungen der Strafprozeßordnung und
des Gesetzes vom 10. November 1861, die
Einführung des Strafgesehbuches und des
Polizeistrafgesetzbuches für das Königreich
Bapern betreffend, zur Anwendung.

Artikel 50.

Das Oberappellationsgericht theilt sich
zur Entscheidung der an dasselbe gelangen-
den Berufungen und Beschwerden in
bürgerlichen Rechtssachen in Genate, welche
für jedes Jahr durch das Directorium fest-
zusehen und ohne besondere Nothwendigkeir
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während des Jahres nicht zu 4ndern
sind. ·

Im Falle vorubergehender Verhinder-
ung einzelner Senatsmitglieder ist der
Prasident befugt, andere Mitglieder des
Oberappellationsgerichtes zur Ergänzung der
berreffenden Senate abzuordnen.

Am Schlusse des Jahres tritt wenig-
stens die Hälfte der Mitslieder aus elnem
Senate in einen anderen über.

Die Bildung der Senate zur Cnt--
scheidung der Competenzconflicte und der
Bergrechtsstreitigkeiten, dann des ständigen
Senates in Strassachen richtet sich nach
den besonderen hiefür bestehenden gesetz-
lichen Vorschriften.

Artikel Ssl.

Ein Senat des Oberappellattonsge-
richtes besteht aus einem Vorstande und
sechs Räthen, vorbehaltlich der für beson-
dere Jälle gesetzlich vorgeschriebenen Ab-
weichungen.

Artikel 52.

Der Vorsitz in den einzelnen Sena-
ten des Oberappellationsgerichts steht dem
Präsidenten und den Directoren, wenn
aber ein Senat nur aus Räthen bestehe,
dem dltesten Rathe zu.

Der Dräsident kann abwechselnd den
Vorsitz in jedem Senate nehmen, und von
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Jett zu Zeit einen Wechsel der Directoren
in dem Vorsitze anordnen.

Artikel 53.7
Die Vorschriften der Artikel 38, 40,

45, 46 und 47 gelten auch für das Obec-
appellationsgericht, soweit sie auf das-
selbe anwendbar sind.

V. Von der Zuständigkeit und dem Ver-
fahren in Ansehung der Gerichtsab-
lehnung und der Verweisung einer Sache
an ein anderes Gericht in bürgerlichen

Rechtsstreitigkeiten.
Actikel 54.

Wenn auf Ablehnung eines Stadt-
oder Landrichters oder eines Stadt= oder

Landgerichtsassessors angetragen wird, so
entscheidet das Bezirksgericht.

Kann in Folge der Entscheidung die
Sache bei dem Stadt= oder Landgerichte
nicht erledigt werden, so verweist das Be-
zirksgericht die Sache an ein anderes nahe
gelegenes Stadt= oder Landgericht desselben
Bezirkes.

Die vor ein Stadt= oder Landgericht
gehörige Rechessache, in welcher ein Mit-
glied dieses Gerichtes als Partei erscheint,
ist von dem betreffenden Bezirksgerichte
an ein anderes Stadt= oder Landgericht

zu verweisen.
Artikel 55.F 7

Wird ein Mitglied eines Appellations=
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oder Bezirksgerichtes abgelehnt, so hat der
Gerichtsvorstand entweder das betreffende
Gerichtsmitglied nicht zur Verhandlung
und Entscheidung der Sache zu berufen,
oder das Ablehnungsgesuch der Entscheid-
ung eines Senates des Appellationsgerichtes,
beziehungsweise des Bezirksgerichtes zu
unterstellen.

Artikel 56. 7

Werden in dem durch Artikel 55 be-

zeichneren Falle so viele Gerichtsmitglieder
abgelehnt, daß zur Entscheidung über das
Ablehnungsgesuch kein vollständiger Senat
gebilder werden kann, so wird dasselbe dem
unmittelbar vorgesetzten Gerichtshofe zur
Enescheidung vorgelegt. «

Findet dieser das Ablehnungsgesuch
begrundet, so verweist er die Sache an ein
anderes gleichstehendes Gericht.

Artikel 57.

Wenn ein Ablehnungsgesuch gegen
ein Mitglied des Oberappellationsgerichtes
erhoben wird, so wird entweder die Rechts-
sache, auf welche sich das Ablehnungsgesuch
bezieht, oder dieses Gesuch selbst in einem
Senate, welchem das betreffende Gerichts-
mitglied nicht angehört, zur Entscheidung

gebracht. "

Artikel 58.

Was über Ablehnungsgesuche verord-
net ist, kommt auch in denjenigen Füällen

zur Auwendung, in welchen sich ein Richter
aus eigenem Antriebe der Ausübung des
Nichteramtes wegen persönlicher Beziehungen
enthalten zu müssen glaubt.

Artikel 59. “

Wenn mehrere, verschiedenen Gerichten
unrerworfene Beklagte mit einer und der
nimlichen Klage belangt, oder mehrere in
den Sprengeln verschiedener Gerichte ge-
legene Objecte mit einer und derselben ding-
lichen Klage in Anspruch genommen wer-
den, so ist die Klage bei dem ndchsten ge-
meinschaftlichen Obergerichte einzureichen,
welches sofort die Sache an eines jener
Gerichte zur Verhandlung und Enescheidung
verweist.

Wo außerdem nach den Bestimmungen
der Civilprozeßerdnung die Verweisung
einer Sache zur Verhandlung und Ent-
scheidung an ein anderes Gericht zulässig
ist, wird dieselbe von demjenigen Oberge-
richte beschlossen, welchem das an sich zu-
ständige Gericht zunächst unrergeordnet ist.

Fehlt es an einem solchen Obergerichte,
so wird die Verweisung von dem Oberappel=
lationsgerichte beschlossen.

III. Abtheilung.
Von den Staatsanwälten.

Artikel 60.“

Bei dem Oberappellationsgerichte wird
ein Generalstaaksanwalt, bei jedem Appel-
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lationsgerichte ein Oberstaatsanwalt, und
bei jedem Bezirksgerichte ein Staatsanwalt
ausgestellt. Denselben wird die erforderliche
Anzahl von Staatsanwälten als Gubsti-
turen beigegeben.

Bei den Stadt= oder kandgerichten
werden die Geschäfte der Staatsanwalt-
schaft entweder von besonders hiefür er:-

nannten Staatsanw#lten versehen, oder es

werden mit denselben durch die einschlägi-
gen Staatsministerien andere geeignete
Beamte oder Bedienstete beauftragt. Es
können diese Geschäfte auch an Functiondre
übertragen werden.

Die Verwendung von Gemeindebe-
diensteten kann nur unter Zustimmung der

gesetzlichen Vertreter der Gemeinde statt-
finden.

Artikel 61.7

Der Generalstaatsanwalt am Ober-

appellationsgerichte und die Oberstaatsanwälte
an den Afppellationsgerichten stehen un-
mittelbar unter dem Staateminister der

Justiz, die Staatsanwälte an den Bezirks-
gerichten unter dem Oberstaatsanwalte an

dem einschlägigen Avplrlationsgerichte,
dann die Staatsanwälte an den Stadt-

und Landgerichten unter den Staatsan=

wälten an den Bezirksgerichten.

Die mit dem staatsanwaltschaftlichen

Dienste bei den Stadt= und andgerichten

238 — — Ô “

beauftragten Beamten oder Bediensteten
aus anderen Dienstzweigen stehen in Be-
zug auf den staatsanwaltschaftlichen Dienst
unter Aufsicht und Leitung der an den be-

treffenden Bezirks= und höheren Gerichten
aufgestellten Staatsanwälte.

Sämmtliche Beamte des staatsan-:
waltschaftlichen Dienstes sind verpflichtet,
den von ihren Oberen erhaltenen Weisungen
zu gehorchen.

Artikel 62.

Dem ersten staatsanwaltschaftlichen
Beamten an jedem Gerichte steht die Ver-
theilung der in den Bereich der Staats-
anwaltschaft gehbrenden Geschadfte zu. Er
wird im Verhinderungsfalle durch den im
Diensie ältesten Substituten vertreten.

Artikel 63.

Die Staatsanwälte an den Collegial=
gerichten haben die durch das Gesetz vom
10. November 1848, die Abänderungen
des II. Theils des Strafgesetzbuches vom
Jahre 1813 betreffend, und durch das Ge-
setz vom 10. November 1861, das No-

tariat betreffend, sowie durch sonstige Ge-
setze ihnen übertragenen Geschäfte zu be-
sorgen.

Außerdem haben sie die Stadt= und
kondgerichte in den ihnen durch Artikel 18
zugewiesenen Gegenständen der nicht streiti-
gen Rechtspflegezuüberwachen, sie sind
aber nicht befugt,den betreffenden Beam-



239

ten Weisungen über die Art der Behand=
lung dieser Gegenstände zu geben, sondern
haben von den wahrgenommenen Gebrechen
lediglich dem vorgesehten Gerichte behufs
der competenzmäßigen Einschreitung Anzeige
zu machen.

Erlangen sie Kenntniß von Thatsachen,
welche eine disciplindre Einschreitung gegen
Richter, gerichtliche Beamte oder Diener
ihres Amtssprengels zu veranlassen geeignet
sind, so haben sie diese Thatsachen den be-
treffenden Amtovorständen oder Collegial=
gerichten, welchen die Handhabung der
Disciplin in erster Instan; zustehr, unter
Mittheilung der ihnen zu Handen ge-
kommenen Beweismittel zur Anzeige zu

bringen.
Der Wirkungskreis der bei den Stadt-

und Landgerichten aufgestellten Staatsan-
wälte wird durch das Gesetz vom 10. No-

vember 1861, die Einführung des Straf-
gesetzbuches und Polizeistrafgesetzbuches für
das Königreich Bayern betreffend, be-
stimmt.

Artikel 64.
Die Staatsanwälte können die Gen-

darmerie und nöthigenfalls auch die übrige
bewaffnete Machr zum Vollzuge der Gesetze
auffordern.

Artikel 65. 7

Bei Verhinderung der Staatsanwalte
an den Collegialgerichten haben die Gerichts-
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mitglieder, welche der Gerichtsvorsland da-
zu bezeichnet, die Aushilfe zu leisten.

Im Falle länger dauernden Bedürf
nisses geschieht die Aufstellung der erforder:
lichen Aushilfsbeamten durch den Staats-
minister der Justiz.

Artikel 66.

Bei Verhinderung des ordentlichen
Vertreters der Staatsanwaltschaft bei den

Sradt= und Landgerichten hat der Staats-
anwalt des einschlägigen Bezirksgerichtes
einen Substituten auszustellen.

Bei plötzich eintrerender Verhinderung
des ordentlichen Vertreters der Staatsan"
waltschaft an den Stadt= und kandgerichten
hat der Gerichtsvorstand den Stellvertreter
desselben für besonders dringende Füälle zu
bestellen, hievon aber ungesäumt dem Staats-
anwalte am Bezirksgerichte Anzeige zu er-

statten.

Iy. Abtheilun.g.
Von dem Notariate.

Artikel 67.

Zur Vornahme von Geschäften der
nichtstreitigen Rechtspflege, insoweit dieselben
nicht den Gerichten vorbehalten sind (Ar-
tikel 18), wird die erforderliche Anzahl
von Notaren angestellt. Die näheren Be-
stimmungen über den Wirkungskreis und
die Gescháäftsführung der Notare bleiben
einem besonderen Gesetze vorbehalten.
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V. Abtheilung.

Von dem Wirkungekreise der Gerichts-
schreiber und Secretäre, dann von den das
Tax= und Depositenwesen betreffenden

Geschäften.
Artikel 68.

Bei allen Gerichten haben die Ge-
richtsschreiber und Seccetäre unter der

beitung des Gerichtsvorstandes, beziehungs-
weise des Vorsitzenden, die Sißungsproto-
kolle aufzunehmen und außerdem alle ihnen
durch specielle Gesetze oder durch die
Dienstesinstruction zugewiesenen Geschäfte
nach Anordnung des Gerichtsvorstandes zu
besorgen.

Die Gerichtoschreiber und Secretchre
haben insbesondere die Canglei-, Expeditions,
Registratur= und Regiegeschäfte, soweit hie-
für bei einzelnen Gerichten nicht besondere
Beamte aufgestellt sind, zu besorgen.

Auch liegt denselben unter Aufsicht
der Finanzbehörden die Erhebung und Ab-
lieserung der bei dem Gerichte anfallenden
Taren, Geldstrafen und sonstigen dem
Staate zu verrechnenden Geldbetráge ob,
insoferne nicht hierüber entweder durch be-
sondere Gesetze etwas anderes vorgeschrieben
ist, oder eine anderweitige Anordnung im
Verordnungswege getroffen wird.

Die Rückstände überweisen sie an das
Rentamt zur Zwangsbeitreibung.
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Artikel 69.

Die im vorhergehenden Artikel bezeich-
neten Geschdste werden, wenn der für die-

selben aufgestellte Beamee durch Krankheit
oder Abwesenheit verhindert ist, durch einen
verpflichtetenRechtspraktikanten, und, wenn
dieses niche thunlich ist, durch einen ver-
pflichteten Schreiber besorgt.

Artikel 70.

Den Rotaren liegt rücksichrlich der
von ihnen behandelten Geschdste die Er-
hebung und Ablieferung der für den
Staat zu verrechnenden Gebühren unter
Aussicht der Finanzbehörde ob.

Die Rückstände verweisen sie an das
Rentame zur Zwangsbeitreibung.

Artikel 71.“

Das Depositenwesen wird sowohl in
der streitigen als auch in der nichtstreitigen
Rechtspflege von den Gerichten besorgt.

Artikel 72.

Die Anordnungen über die Erhebung
und Verrechnung der im Arctikel 68 Ab-
satz 3 und Artikel 70 bezeichneten Gefülle,
sowie über die Behandlung des Depositen-
wesens werden im Verordnungswege ge-
troffen.

VI. Abtheilung.
Schlußbestimmungen.

Artikel 73.7

Für die Behandlung und Enescheid-
ung von Handels= und Wechselstreitigkeiten

25
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werden, soweit es das Bedürfniß erfordert,
Handelkgerichte errichtet.

Die näheren Bestimmungen über die
Organisation dieser Gerichte, über deren
Zuständigkeit und über das für dieselben
gelcende Verfahren werden in dem Ein-
führungsgesetze zum allgemeinen deutschen
Handelsgesetzbuche getroffen.

Artikel 74.

Für Ehesachen der Katholiken behal-
ten die geistlichen Gerichte der letzteren,
und für Ehesachen der rotestanten die

protestantischen Ehegerichte ihren bisherigen
Wirkungskreis.

Durch Regierungsverordnung werden
als protestantische Ehegerichte erster In-
stanz mehrere Bezirksgerichte und ein
Appellationsgericht als zweite und letzte
Instanz bezeichnet.

Sowohl in erster als auch in zweiter
Instanz ist der entscheidende Senat, wenn
nicht in einzelnen Fällen besondere Hinder-
nisse eintreten, aus solchen Gerichtsmit-
gliedern zusammenzusetzen, welche der pro-
testantischen Confession angeheren.

Artikel 75.7
Zur Verhandlung und Entscheidung

streitiger Bergrechtsgegenstände in erster
Instanz ist das betreffende Bezirksgericht
ohne Rücksicht auf die Streitsummen zu-
ständig.
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Bei Erlassung eines Erkenmmisses in
Bergrechtsstreitigkeiten wird der bezirksge-
richtliche Senat aus zwei Mitgliedern des
Bezirksgerichtes, von welchen das dlieste
der Vorstand des Senates ist, und dem

einschlägigen Bergbeamten gebildet. Dem
letzteren kömmt eine entscheidende Stimme zu.

Ist der Fiscus bei einem Bergreches-
streite betheiligt, so ist bei Enescheidung
desselben zu dem bezirksgerichtlichen Senate
der einschlägige Bergbeamte zwar beizu-
ziehen, jedoch kommt ihm lediglich eine be-
rathende Stimme zu.

Das Verfahren in Bergrechtsstreitig-
keiten richtet sich nach den Vorschriften im
organischen Edicte vom I4. September 1809,
die Berggerichtsverfassung im Königreiche
Bayern betreffend.

Artikel 76.

Die dermal bestehenden allgemeinen,
sowie die in diesem Gesetze nicht auedrück-
lich beibehaltenen besonderen Gerichte sind
aufgehoben.

Dasselbe gilt in Ansehung der bevor-
zugten Gerichtestände der Standesherren,
der erblichen Reicherdthe, der Adeligen,
der Geistlichen, der höheren Staatsbeamten,
des Fiscus, sowie der Officiere und der

im Officiererange stehenden Militcrbeamten,
soweit denselben ein bevorzugter Gerichts-
stand durch das Gesetz vom 15. August
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1828, die Militärgerichesbarkeit in bürger-
lichen Rechtssachen betressend, verliehen
war.

Den Standesherren bleibt die Be-

fugniß, Berlassenschaftsverhandlungen, welche
Mirglieder der Familie betreffen, so lange
kein Rechtsstreit darüber ene#teht, durch
ihre Domänenkanzlei vornehmen und erle-
digen zu lassen. An den Bestimmungen
des 9. 10 der IV. Verfassungsbeilage
wird durch das gegenwärrige Gesetz nichts
gedndert.

Artikel 77.

An die Stelle der gemdß Artikel 76
aufhörenden Gerichte und Gerichtsstande
treten diejenigen Gerichte und Gerichts-
stände, welche nach den über die Zuständig-
keit im gegenwärtigen Gesetze gegebenen
Vorschriften und nach den allgemeinen Grund-
sätzen über den Gerichtsstand zuständig
sind.

Artikel 78.7

Ueber die Berufung gegen ein erst-
gerichtliches Urtheil, welches in einer bürger-
lichen Rechtsstreitigkeit vor der Wirksam-
keit des gegenwärtigen Gesetzes verkündige,
beziehungeweise den Parteien zugestelle wor-
den ist, wird von dem Appellationsgerichte
und, wenn gegen dessen Ausspruch die Be-
eufung zur dritten Instanz ergriffen wird,
von dem Oberappellationsgerichte

schieden.
ent-
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In beiden Fällen wird die Berufungs"
summe nach den vor dem Eintritte der

Wirksamkeit des gegenwäretigen Gesehzes
geltend gewesenen Bestunmungen beurtheilt.

Gehen Rechrssachen, welche bis zu
dem Tage der Einführung des gegenwärti-
gen Gesetzes in der Form des gewöhnlichen
Verfahrens verhandelt worden sind, in die

Zuständigkeit cines Eimzelnrichters über, so
ist die bisherige Verhandlungsform bis
zum Schlusse des ersten Verfahrens, oder
wenn an jenem Tage eine Beweisantretung
vorlag, bis zum Schlusse des Beweisver-
fahrens beizubehalten.

Artikel 79.O “

Bei Berufungen, welche von den
Stadt= und Landgerichten in bücegerlichen
Rechtssachen an das Bezieksgericht als
zweite, und an das Appellationsgericht als

dritte Instanz ergriffen werden, beträgt die
Berufungssumme zum Bezirksgerichte fünf-
zig Gulden, zum Appellationsgerichte ein-
hundertfünfzig Gulden bei ungleichförmigen
und dreihundert Gulden bei gleichförmigen
Erkenntnissen der Vorinstanzen.

Hinsichtlich der Berufungen, welche
in solchen Rechtssachen von den Bezirksge-
richten an die Appellationsgerichte als
zweite, und an das Oberappellationsgericht

als dritte Instanz ergriffen werden, beträgt

die Berufungssumme zur weiten Instanz
25
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einhundert fünfzig Gulden und zur dritten
dreihundert Gulden bei ungleichförmigen,
und sechshundert Gulden bei gleichförmigen
Erkenntnissen der Vorinstanzen.

Die besonderen gesetzlichen Bestimmun=
gen hinsichtlich der Berufungssumme in
Defraudattonssachen werden hiedurch nicht
gedndert.

In Bergrechtsstreitigkeiren sind die
Berufungen an das Appellationsgericht als
zweite, und an das Oberappellationsgericht
als dritte Instanz bei dem Vorhandensein
der im Absatz 1 bezeichneten Berufungs-
summen zuldssig.

In Streitsachen über Liegenschaften
und dingliche Rechte ist die Berufung von
dem Stadt= oder Landgerichte an das Be-

zirksgericht ohne Rücksicht auf die Summe
zuldssig.
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Artikel 80. 7

Gegenwärtiges Gesetz tritt mit dem
1. Juli 1862 in den Landestheilen dies-

seits des Rheins gleichzeitig mit dem Ge-
setze über das Notaritat in Wirksamkeit.

Mit demselben Tage tritt das Gesetz
vom 1. Juli 1856, einige Bestimmungen
über die Gerichtsverfassung und das ge-
richtliche Verfahren in den Landestheilen
diesseits des Rheines betreffend, mit Aus-
nahme der Bestimmungen desselben in Ar-
tikel 12, 13 Absatz 2 und 3, Artikel 15,
16 und 17 außer Wirksamkeit.

Das Gesetz vom 25. Juli 1850, die
Gerichtsverfassung betreffend, und das Ge-
setz vom 28. Mai 1852, einige Be-
stimmungen über die Gerichtsverfassung in
den Landestheilen diesseits des Rheines be-
treffend, sind mit dem Tage der Einführung
des gegenwärtiges Gesetzes aufgehoben.

Gegeben Berchtesgaden den 10. November 1861.

Manxx.

Arhr. v. Ichrenk. v. Zwehl. v. Meumayr. Frhr. v. Malzer. v. Peuser. v. Spies.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der General-Secretär des Staatsrathes,

Seb. v. Robell.
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Geset-Blatt
für ras

Königreich Bayern.

K 16.

Mnchen, den 17. December 1861.

Inhalt:
Gesep, die Zusammenlegung der Grunkstücke betr. (Bellage VI. zum Lanrtags= Abschiede.)

Gesetz,
die Zusammenlegung der Grundstucke betreffend.

Maximilian II.
von Gottes Gnaden König von Fayern,

Vfalzgraf bei Uhein,
Herzog von VPayern, Franken und in

Ichwaben rc. 2c.

Wir haben nach Vernehmung Un-
seres Scaatsrathes, mit Beirath und Zu-
stimmung der Kammer der Reichsräthe und
der Kammer der Abgeordneten und in An-

sehung der Art. 1, 2, 5, 6 und 9, unter
Beobachtung der in der Verfassungs-Ur-
kunde Tit. X. H. 7 vorgeschriebenen Formen
beschlossen und verordnen:

I. Absech nit
Grundsätze der Zusammenlegung.

Artikel 1.

Der Umtausch von Grundstücken
einer ganzen Ortsmarkung zum Zwecke der
Zusammenlegung kann gegen den Willen
einzelner Grundeigenthümer dann stattfinden,
wenn

26
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1) wenigstens 10 Grundeigenthümer
hlebei betheiligt und8Fihntheile
derselben über die Art und Weise
des Umrtausches unter sich einig
sind;
diese Mehrzahl zugleich im Besitze
von wenigstens 4 Fönstheilen des
Flächen-Inhaltes der zusammenzu-
tauschenden Grundstücke sich befindet,
und wenigstens 4 Fünftheile der be-

züglichen Grundsteuer auf diese Mehr-
heit fallen;

3) der Umtausch zur Erzlelung einer für
die Bewirthschaftung günstigeren
bage der Grundstücke stattfindet, und
dieser Zweck ohne Beiziehung der
Grundstücke der Minderheit der
Grundeigenthümer scch nicht erreichen
läßt;
jedem Eigenthümer, der mit dem
Umtausche nicht einverstanden ist, cin
vollständiger Ersaß für den abzu-
tauschenden Grundbesitz durch An-
weisung eincs seinen bieherigen wirth-
schaftlichen Verhältnissen entsprechen-
den, wirthschasftlich gut gelegenen
und mit zweckmäßigen Zugängen ver-
sehenen Grundbesitzes von meöglichst
gleicher Bodengüte und Fläche, so
wie durch Vergütung eines vorüber-
geh nden Mehrwerthes in Gelo ge-
leistet wird.

2

4
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Artikel 2.

Die Bestlmmungen des Areikel #1
kommen unter den daselbst angegebenen

Voraussetzungen auch dann zur Anwendung,
wenn ein Umtausch:

1) der sämmrlichen Aecker oder Wiesen

2

3#

einer Ortsflur, oder
einer zusammenhängenden, wenigstens
den dritten Theil einer Ortsstur be-
tragenden Grundfläche derselben, oder
einer zusammenhängenden, wenigstens
den dritten Theil der Aecker oder

der Wiesen einer Ortsflur betragen-
den Acker= beziehungsweise Wiesen-
stäche vorgenommen werden will.

Artikel 3.

Bei Berechnung der in Artikel 1 und
Artikel 2 Ziffer 2 bezeichneten Grundflächen
werden nur die in der Ortsflur liegenden

Aecker und Wiesen, sodann Oedungen, die
nicht Bestandtheile einer Waldung sind,
in Betracht gezogen.

Artikel 4.

Dem in Art. 1 und 2 bezeichneten

Zwange können nicht unterworfen werden:
1) Grundstucke, welche ihrer Lage nach

als Bauplätze zu betrachten sind;
2) die mit den Gebäuden eines Eigen-

thümers zusammenhängenden Grund-
stücke desselben;

3) Gärten, Obstbaumpflanzungen, Wein-
berge, zur Wiederanlage bestimmte
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4)

*

6t

7)
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ehemalige Weinberge, in der Nähe
von Weinbergen gelegene, zu deren
Bewirthschaftung dienliche Felder
und Oedungen, Hopfen= und Weiden=
anlagen, Waldungen, Fischteiche,
dann Gewässer, welche zu gewerb-
lichen oder industriellen Anlagen
dienen, oder von besonderem Werthe
für den Oekonomie= und Wirthschafts-
betrieb sind;

Kies: #ehm' Mergel= und Sand-
gruben, Stein= und Schieferbrüche,
Grundstücke, in denen sich Torf= Stein-
kohlen= Braunkohlen: Gypslager
oder Mineralquellen befinden, sowie
Grundstücke, die zum Bergbau oder
zur Gewinnung von Fossilien oder
zu gewerblichen oder zu industriellen
Anlagen dienen;

Grundstücke von so besonderer Be-
schaffenheit, daß ihr Werth durch
Zuweisung einer andern Bodenfläche
nicht ausgeglichen werden kann;

zusammenhängende Grundstücke eines
Grundeigenthümers von wenigstens
zehn Tagwerken;
Grundstücke, über deren Besitz,
Eigenthum oder Grenzen ein Rechts-
streit besteht, oder die einer Gant-

masse angeheren.

Artikel 5. .

Bei Berechnung der in Art. 1 und2
bezeichneten Mehrheit werden die Miteigen-
thümer eines und desselben Grundstückes
für eine einzige Person gezählt, und die
Besitzer von Lehen, Fideicommissen und von

Familiengütern, welche im Erbverbande
stehen, den vollen Eigenthümern gleichge-
achtet.

Besteht bei den Miteigenthümern
eines und desselben Grundstückes eine
Meinungsverschiedenheit, so ist die Zu-
stimmung für gegeben zu erachten, wenn
wenigstens die Hälfte derselben, nach dem
Theilnahmsverhältnisse berechnet, sich für
den Umtausch ausspricht.

Grundeigenthümer, welche nicht in der
betreffendenOresmarkung wohnen (Gemeinde=
sorensen), sind bezüglich ihrer in derselben
gelegenen Grundstücke den daselbst wohnen-
den gleich zu achten.

Artikel 6.

Wenn zwei oder mehrere Grund-
eigenthümer durch Austausch von Grund-
stücken, die der landwirthschaftlichen Be-
nützung zugewendet sind, ihren ganzen
Grundbesitz oder einen Theil desselben be-
hufs günstigerer Bewirthschaftung in Zu-
sammenhang bringen, so steht den bezüglich
des von ihnen vertauschten Grundbesitzes
betheiligten Lehen: Grundrenten= und

26“
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Erbfolge-Berechtigten, Hypothekglaubigern,
Hächtern und Nuthznießern ein Widersoruchs-
recht gegen den Tausch nicht zu, wenn der

eingetauschte Grundbesitz, auf welchen die
Verpflichrungen des ausgerauschten zu über-
nehmen find, mindestens gleichen Werth
wie der letztere bat.

An den Bestimmungen des Arr. 6
#bs. 4 und 5 des Gesetzes vom 22. Febr.

(1855, „die landwirthschaftlichen Erbguter
betreffend“, wird hiedurch niches geändert.

Bei den im Fidelcommißverbande

slehenden Grundstücken haben die Appel-
lationsgerichte die Genehmtgung des Tau-
sches (K. 19 deo Fideicommiß-Edictes) in
dem Falle nicht zu verwetgern, wenn durch

Vorlage eines Zeugnisses der Districtever:
waltungsbehörde die der Bewirthschaftung
günstigere Lage des eingetauschten Grund-
stückes nachgewiesen und außerdem darge-
than wird, daß letzteres einen mindestens
gleich großen Werth als das vertauschte
Grundstück hat. In diesem Falle ist die
Vernehmung der Anwarter nicht erforder-
lich.

Wird nach Art. 1 Ziff.4 die Ver-
gütung eines vorübergehenden Mehrwerthes
in Geld geleistet, so können die in Abs. 1

des gegenwärtigen Artikels genannten Per-
sonen die Hinterlegung der zu leistenden
Summe bei Gericht verlangen.
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Artikel 7.

Sind die vertauschten Grundstücke
(Art. 1, 2 oder 6) im Hypothekenbuche
unter einem elgenen Hypothekenfolium vor-

getragen, und mit anderen Hypotheken=
eintrdgen als der ubrige Grundbesitz des
Eigenthümers belastet, so sind bei Ermang,
lung einer anderweitigen Uebereinkunffs, so-
weit es zur Sicherung der Rechte der ver-

schiedenen Hppothekgläubiger erforderlich
ist, die an die Stelle kerselben tretenden

Grundstücke oder die entsprechenden Theile
davon ausdrücklich auszuzeigen, zu ver-

marken, und im Steuerkataster: Plane mit
besonderer Nummer zu bezeichnen.

Artikel BZ.

Sind Grundstucke verpachtet, und
kommt bezüglich ihrer der Umtausch (Arc. 1,
? oder 6) während des Laufes der Pacht-
leit zu Stande, so ist der Pächter in Er-
manglung der zunächst maßgebenden Be-
stimmungen des Pachtvertrages oder des
anderweitigen gütlichen Uebcreinkommens
befugt, den Pachtvertrag in der Art zu
künden, daß derselbe mit Beendigung des
laufenden Pachtiahres sich löst.

Ein Anspruch auf Entschádigung aus
dem Grunde, weil der Pachtvertrag in
Anwendung dieser Bestimmung vor der be-
dungenen Zeit ausgelst wurde, sindet nicht
statt.
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Allenfallsige Ansprüche auf Entschädig=
ung wegen Düngung, Aussaat, Erndee,
Verbesserungen oder anderer geseßlicher
oder vertragsmäßiger Titel bleiben vorbe-
halten.

Artikel 9.

Ein Umtausch von Grundstücken der
in Art. 1, 2 oder 6 bezeichneten Art ist

als Besitzveränderung im Sinne des Art.
15 des Ablösungsgesetzes vom 4. Juni

1848 nicht zu erachten, und es sindet da-
her eine Röthigung zur Ablösung und zur
Entrichtung der Besitzverdnderungs Abgabe
— des Aequivalents für das Obereigen-
thum — aus diesem Anlasse überhaupt

nicht start.
Es sind jedoch, soferne dies nicht be-

reits geschehen ist, die Aequivalente jeden-
falls noch vor dem Vollzuge des Umtausches
zu berechnen und definitiv festzustellen.

Artikel 10.

Fischerei: Weide= und Servitutberech-
tigten steht ein Widersoruchsrecht gegen
Tauschunternehmungen (Art. 1, 2 oder 6)
nicht zu, ihre Rechte bleiben nach Maß-
gabe der einschlägigen Gesetzesbestimm-
ungen unverändert auf dem bieherigen
Grundbesitz.

Dienstbarkeiten, welche in Folge der
Zusammenlegung entbehrlich werden, er-
löschen ohne Enrschädigung.

i. Abschnitt.

Zustandigkeit und Verfahren.

Artikel 11.

Wenn die Anwendung der Art. 1 bis
5 in Frage kommt, so hat darüber die
Districtsverwalt de, in deren Be-
zirk die Grundstacke liegen, in erster —
und die vorgesetzte Kreisregierung, Kammer
des Innern, auf eingelegte, an eine 30tagige
Nothfrist gebundene Berufung nach colle-
gialer Berathung in zweiter und lehzter
Instanz zu entscheiden.

Zu diesem Behufe ist von denjenigen
Grundeigenthümern, welche den Umtausch
betreiben, ein von einem geprüften und
verpflichteten Geometer entworfener oder
revidirter Plan, sowie ein Verzeichniß der-
zenigen Grundstücke, bezüglich welcher der
Tausch betrieben werden will, bei der

Districtsverwaltungsbehörde zu übergeben,
und Antrag dahin zu stellen, daß der Um-
tausch auch ohne Zustimmung der Wilder-
sprechenden vollstreckbar erklärt werde.

Das Verzeichniß muß diejenigen
Grundstücke, bezüglich welcher dieser An-
trag gestellt wird, sowie jene, welche an
deren Srelle treten sollen, genau bezeichnen
und die Hausnummer, den Namen des
Eigenthümers, Kataster-Plannummer, den
Flächeninhalt, die Bonitkätsclasse und die

Khehten
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Steuerverhaltnißzahl der betreffenden Grund-
stucke, sowie allenfallsige besondere Umstande
des Tausches erschen lassen.

Artikel 12.

Die Districesverwaltungsbehörde hat
sämmtliche bei dem Umtausche detheillgte
Grundeigenthümer zu einer Verhandlungs-
Tagsfahrt vorzuladen und zwar die wider-
sprechenden unter dem Rechtsnachtheile,
daß sie im Falle des Nichterscheinens in
Person oder durch einen Bevollmächtigten
als dem gestellten Antrage zustimmend er-
achtet würden.

Zugleich ist denselben zu eröffnen, daß
sämmtliche auf den Umtausch bezügliche

Actenstücke bis zur Tagsfahrt im Amts-
locale der Behörde zur Einsicht der Be-

theiligten aufliegen.
Die Antragsteller sind unter dem

Rechtsnachtheile vorzuladen, daß diejenigen,
welche weder in Person, noch durch Be-
vollmächtigte, erscheinen, den Erschienenen
gegenüber zur Vergütung aller auf das
Tauschunternehmen erwachsenen Auslagen,
sowie zur Tragung der Kosten der ver-
eitelten Tagsfahrt verpflichter seien, und
daß das Uncernehmen vorläufsig als be-
ruhend erklärt werde.

Die Vorladung ist jedem Beeheiligten
mindestens 30 Tage vor der Verhandlungs-
Tagsfahrt besonders zuzustellen.

Die Werhandlung ist an dem Orte,
wo die Mehrzahl der Grundstücke liegt,

abzuhalten.

Im Falle der Srellvertretung genügt
eine von dem Gemeindevorstande ausge,

stellte Vollmacht.

Artikel 13.

Wird widersprochen, daß die Voraus-
setzungen zur Anwendung des Gesetzes ge-
geben seien, so hat sich die Entscheidung
der Verwaltungsbehörde auf das Gut,
achten von drei eidlich zu vernehmenden

Sachverständigen zu gründen.

Die Sachverständigen sind bei der
Verhandlungs-Tagsfahrt oder innerhalb
einer von der Behörde zu setzenden Frist
von den Betheiligten durch freiwillige
Uebereinkunft, und soweit eine solche nicht
zu Stande kommen sollte, durch die Ver-
waltungsbehörde zu ernennen.

Artikel 14.

Wird von der Verwaltungsbehörde

dem Antrage stattgegeben, so vertritt der
mit der amtlichen Bestdtigung über die
beschrittene Rechtskraft versehene Beschluß
die Stelle der legal abgegebenen Zustimm-
ung der Widersprechenden zu dem betresfen-
den Tauschgeschäfte.
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Artikel 15.

Die sämmrtlichen Verhandlungen sind
mit Ausschluß jeden Schriftenwechsels un-
ter Zulassung von Rechesanwälten und

sachkundigen Beiständen zu führen.

Artikel 16.

Das Verfahren in erster Instanz ist
tax- und stempelfrei.

Jene Kosten, welche durch ein abweis-
lich verbeschiedenes Zusammenlegungsproject
oder durch unbegründete Einsprache veran-
laßt werden, können nach dem Ermessen
der Behörde denjenigen zur Last gelegt
werden, welche das Project beantragt, oder
die Einsprache erhoben haben.

Artikel 17.

Wird in Anwendung der Arrt. 1 bis
5 dem Antrage entsprochen, so haben die
widersprechenden Grundeigenthümer zu den
für Anfertigung der Pläne und Herstellung
des Tauschunternehmens an Gemeter,
Sachverständige, Hilfspersonen und an das
Rentamt erwachsenen Kosten nach Verhält=
niß der Grundsteuer der in das Tausch-
Unternehmen gezogenen Grundstücke beizu-

Derselbe Maßstab wird auch für die
Antragsteller zur Anwendung gebracht,
wenn unter denselben keine anderwelitige

Uebereinkunft besteht.
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Die Feststellung der Kosten har durch
die Verwaltungsbehörde zu geschehen.

Artikel 18.

Wenn die in Art. 6 Abs. 1 genannten
Personen sich weigern, zu einem Tausche
der dort bezeichneten Art ihre Zustimmung
mit der Wirkung zu geben, daß ihre auf
dem ausgetauschten Grundstücke bestehen-
den Rechte auf das eingetauschte Grund-
stück übergehen, so har vorbehaltlich dessen,
was in Art. 21 Abs. 2 bestimmt ist, die
Districtsverwaltungsbehörde, in deren Be-
zirk das ausgetauschte Grundstück liege, in
erster — und die vorgesehte Kreisregierung,

Kammer des Innern, auf eingelegte, an
eine 30tdgige Nothfrist gebundene Beruf-
ung nach collegialer Berathung in zweiter
und letzter Instanz zu entscheiden, ob
die Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 1
gegeben seien.

Ist dies der Fall, so ist die Ein-
willigung der genannten Personen zu dem
Tausche mit der im Absk. 1 bezeichneten
Wirkung zu suppliren.

Zu diesem Behusfe ist von denGeyz-
eigenthümern ein nach Art. 11 Abs. 2 und
3 gefertigter Plan nebst Verzeichniß zu
übergeben, und Antrag auf Supplirung
der Einwilligung zu stellen.
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Arctikel 19.

Sind bei einem Tausche mehrere
Grundeigenthümer oder mehrere der in
Arc. 6 Abs. 1 genannten Personen be,

theiligte, so kann der Antrag auf Supp-
lirung der Einwilligung von allen und
gegen alle dabei betheiligte Personen ge-
stelt und zur gemeinsamen Verhandlung
und Beschlußfassung gebracht werden.

Artikel 20.

Die Districtsverwaltungsbehörde hat
die im Antrage bezeichneten Personen zu
einer Verhandlungs-Tagsfahrt unter dem
Rechrenachtheile vorzuladen, dah sie bis
zum Termine ihre Erinnerungen schriftlich
einzureichen, oder am Termine dieselben
persönlich oder durch Bevollmächtigte vor-
zubringen haben, widrigenfalls ihre Zu-
stimmung zu dem gestellten Antrage ange-
nommen werden würde.

Der Aneragsteller ist unrer dem
NRecchtsnachtheile vorzuladen, daß er im

Falle seines Nichrerscheinens in die Kosten
der vereitelten Tagsfahrt verurtheilt, und
der Antrag als vorläufig beruhend erklärt
würde.

Zugleich ist allen Betheiligern zu er-
öffnen, daß sämmtliche auf den Amtausch
bezügliche Accenstücke bis zur Tagsfahrt
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im Amtslocale der Behörde zur Einslcht
der Becheiligten aufliegen.

Die Vorladung ist jedem Bethetligten
mindestens 30 Tage vor der Verhandlungs-
Tagsfahrt besonders zuzustellen.

Im Falle der Srellvertretung genügt
eine von dem Gemeinde-Vorstande ausge-
stellte Vollmacht.

Artikel 21.

Wird von den Betheiligten wider-
sprochen, daß ein Tausch von — der land

wirthschaftlichen Benützung zugewendeten
Grundstücken, durch welchen die Grund-
eigenthümer ihren ganzen Grundbesitz oder
einen Theil desselben behufs günstigerer
Bewirthschaftung in Zusammenhang bringen,
vorliegt, so ist nach den Bestimmungen des
Art. 13 zu verfahren.

Wird dagegen von Seite eines Be-

theiligten die Verpflichtung zur Ertheilung
des Consenses aus dem Grunde, weil der

eingetauschte Grundbesitz, auf welchen die
Verpflichtungen des ausgetauschten zu über-
nehmen sind, nicht mindestens gleichen
Werth wie der letztere habe, oder aus
einem anderen Rechtstitel bestricten, so
steht die Entscheidung darüber, ob der
Consens zu suppliren sei, den Gerichten
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Steht die Entscheidung daruber, ob
der Consens zu suppliren sei, den Gerichten
zu, so sind in den Fallen der Art. 1 und
2 die dem Umtausche zustimmenden Grund-

eigenthümer zur Klage auf Supplirung
des Consenses vor den Gerichten gegen

diejenigen dritten Personen berechtigt, die
bezüglich der Grundstücke der widersprechen-
den Grundeigenthümer nach Art. 6 Abf. 1

betheiligt sind.

Artikel 22.

Sind bei einem nach Art. 11 ge-
stellten Antrage Rechte der in Art. 6
Abs.1 genannten Personen bethelligt, und
wird von diesen oder von einzelnen der-

selben die Ereheilung des Consenses ver-
weigert, so ist mit dem gegen die wider-
sprechenden Grundbesitzer gerichteten An-
trage zugleich der Antrag auf Supplirung
der Einwilligung gegen diese Personen zu
verbinden.

Diese Personen sind zu der Verhand-
lung unter dem in Art. 20 bestimmten

Rechtsnachtheile vorzuladen.
In der Tagsfahrt ist sowohl über den

Widerspruch der Grundeigenthümer als,
insoferne die Verwaltungsbehörde zuständig
ist, über jenen der in Art. 6 Abs. 1 ge-
nannten Personen zu verhandeln und
darüber Beschluß zu fassen.

Ist in Gemäßheit der Art. 13 und
21 ein Guchtachten erforderlich, so ist das-
selbe von fünf Sachverständigen zu er-
holen, welche von sämmrlichen Betheiligten
mit Einschluß der im Art. 6 Abs. 1 ge-
nannten Personen durch freiwillige Ueber-
einkunft, und so weit eine solche nicht zu
Stande kommt, durch die Verwaltungsbe-
hörde zu ernennen sind.

Artikel 23.

Wird die Einwilligung von der Ver-
waltungsbehörde oder dem Gerichte fupp-
lirt, so ist auf Grund des mit der amt-

lichen Besttigung über die beschrittene
Rechtskraft versehenen Beschlusses oder
Urtheils die Uebertragung der Rechte der
in Art. 6 Abs. 1 genannten Personen von

dem ausgetauschten auf das eingetauschte
Grundstück in den öffentlichen Büchern zu
bewerkstelligen.

Mit dieser Eintragung erlöschen die
Rechte der genannten Personen auf den
ausgetauschten Grundstücken.

Die Rechte des Pächters und Nust-
nießers gehen mit der Rechrskraft des Be-
schlusses oder Urtheils und mir der Besitz=
einweisung von dem ausgetauschten auf das
eingetauschte Grundstück über.

27
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Artikel 24.

Die Bestimmungen der Art. 15 und
Art. 16 Abs. 1 finden in den Fällen der
Act. 18 bis 23 bei dem Verfahren vor

den Verwaltungsbehörden erster Instanz
gleichmaßige Anwendung.

Die Kosten der Sachverständigen und
allenfallsige Reisegebühren der Verwaltungs-
behörden haben die Antragsteller zu tragen,
soferne nicht die Behörde erhebliche Gründe
findet, wegen muthwilligen Widerspruchs
einen Theil der Kosten den Widersprechenden
zu überbürden.

III. Absch niet.
Tax= und Stempel-Plicht.

Artikel 25.

Wenn zwei oder mehrere Grundeigen-
thümer durch Tausch von Grundstücken,
die der landwirthschaftlichen Benützung
zugewendet sind, ihren ganzen Grundbesitz
oder einen Theil desselben behufs günstigerer
Bewirthschafrung in Zusammenhang bringen,
so sind für die Beurkundung des Tausch-
vertrags und für die daraus sich ergeben-
den Hypothek= Umschreibungen procentable
Taxen nicht zu erheben, und Gradations-
stempel nicht anzuwenden.
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Die Kosten der Ummessung und Be-
richtigung des Katasterplanes, sodann der
rentamtlichen Umschreibungen haben die
Betheiligten zu tragen.

Eine allenfallsige Geldaufgabe, sowie
überhaupt jeder Mehrwerth des einge-
tauschten Grundbesitzes gegenüber dem ver-
tauschten Besitze unterliegt der procentablen
Tax= und Stempelgebühr, und gelten für
die Feststellung dieses Mehrwerthes die Be-
stimmungen des Art. 29 des Tax-Gesetzes
vom 283. Mai 1852.

Bei dem Umtausch von Grundstücken
in der Pfalz unter den im Abf. 1 festge-
stellten Voraussetzungen soll nur von der
Herausgabe oder dem Mehrwerth des
einen der vertauschten Grundstücke die
Einregistrirungs-Gebühr nach Vorschrift
des Art. 69 H. 7 Ziff. 5 des Gesetzes
vom 22. Primaire VII. erhoben werden.

Entsteht ein Streit darüber, ob auf
einen Tausch die Bestimmungen des gegen-
wärtigen Artikels anwendbar seien, so hat
die Districtsverwaltungsbehörde, in deren

Bezirk das ausgetauschte Grundstück liege,
in erster — und auf binnen 30 Tagen

einzulegende Berufung die vorgesetzte Kreis-
Regierung, Kammer des Innern, nach
collegialer Berathung in zweiter und letzter
Instanz zu entscheiden.
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Schlußbestimmungen.
Artikel 26.

Die Grundeigenthümer jener Orts-
markungen, in denen die Zusammenlegung
der Grundstücke (Art. 1, 2 oder 6) bereits
in Angriff genommen, jedoch noch nicht
vollständig bereinigt ist, sind berechtigt, die
Ergänzung der bezüglichen Verhandlungen
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nach den Vorschriften dieses Gesetzes in
Anspruch zu nehmen.

Das gegenwärtige Gesch tritt mit
dem Tage seiner Verkündung durch das
Gesetzblatt in den Landestheilen diesseits
des Rheins, und mit dem Tage der Ver-
kündung durch das Amtsblatt der Pfalz,
in diesem Kreise jedoch nur bezüglich der
Vorschrift des Art. 25, in Wirksamkeit.

Gegeben Berchtesgaden den 10. November 1861.

Max.

Krhr. v. Ichrenk. v. Zwehl. v. Meumayr. Arhr. v. Mulzer. v. Pfeufer. v. Spireo.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der General-Secretär des Staatsraths,

Seb. v. Kobell

27-
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Geseh-Mlatt
Königreich Bapvern.

—..—..—

 I7.

AMünchen, den 23. Becember 1861.

Inbalt:
Geses, den Volliug der Freiheitsstrafen durch Einzelnhaft beim. (Beilage VlI. jum Landtagsabschiede.)

 .
den VPollzug ker Freiheitsstrafen durch GEinzeluhbaft

betreffend.

Maximilian II.
mon Gottes Gnaden König von Payern,

Pfalsgraf bei Uhein,
Herzog von Bayern, Franken und in

Ichwaben rc. 2c.

Wir haben nach Vernehmung Unseres-
Staatsrarhes mit Beirath und Zustimmung
der Kammer der Reicheräthe und der

Kammer der Abgeordneten beschlossen und
verordnen, was folgt:

Artikel 1.

An Mannspversonen, welche zu einer
die Dauer von zwei Monaten, aber nicht

die von fünf Jahren übersteigenden Ge-
sängnißstrafe verurtheilt sind, ist diese
Strafe mittelst Einzelnhaft in den zu diesem
Behufe herzustellenden Zellengefängnissen,
soweit es der Raum derselben gestatte
und keiner der im Artikel 2 bezeichneten

Hinderungsgründe entgegensteht, nach Maß.
gabe des gegenwärrigen Gesetzes zu vollziehen.

Artikel ?2?.

Richt geeignet zur Aufnahme in die
Zellengesängnisse sind Strflinge, welche
das sechzigste Lebenssahr bereits zuruckge-
legt haben oder während der Erstehung der
gegen sic erkannten Gefängnißstrafe zurück:
legen würden, desgleichen diejenigen, welche

28
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nach ihrer körperlichen oder geistigen Be,
schafsenheit zur Ertragung der Einzelnhaft
nicht beschigt erscheinen, endlich diejenigen,
welche krafe des Gesetzes oder nach Inhalt
des Strafurtheils die gegen sie erkannte

Gesüngnißstrase in einem Bezirksgerichts-
gesangnisse, im Zuchthause, in einer Festung
eder in einer Gefangenanstalt fur jugend-
liche Personen (Artikel 18 Absatz 2 und 3,
Artikel 21 und Artikel 80 des Strasge:

Chuches) zu erstehen haben.
Artikel 3.

Jeder zur Einzelnhaf' bestimmte
Sträfling wird getrennt von aller Gemein-
schaft mit anderen Sträflingen in einer
besonderen Zelle verwahrt, die er — vor-

behaltlich der Bestimmungen der Arrikel
s8 und 9 — nur während derjenigen Zeit

verlassen darf, welche für die tägliche Be-
wegung im Freien, für den Gottesdienst
und Unterricht oder für cinzelne ausnahms-
weise außerhalb der Zelle vorzunehmende
Arbeiten oder sonstige Verrichtungen er-
sorderlich ist.

Artikel 4.

Die Siräflinge werden in ihren Zellen
angemessen beschäftiget und zu diesem Be-
hufe wenn nsthig, in einem Gewerbe oder

in sonstiger Handarbeit, welche ihnen nach
ihrer Entlassung aus der Strafanstalt zu
threm Fortkommen in der bürgerlichen Ge,
sellschaft dienlich sein kann, unterrichtet.
Ste werden zum Gottesdienste und, soweit
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ste des Schulunterrichtes dedürsen, zur
Schule angehalten.

Arrttkel 35.

Jeder Sträfling ist in seiner Zell-
von den det der Strafanstalt angestellten
Personen, insbesondere von dem Vorstande,
dem Geifllichen, dem Arzte und Lehrer,
östers zu besuchen.

Artikel 6.

Die Zeit der täglichen Bewegung tm
Freten beträgt für seden Sträáfling wenig,
stens eine Stunde cinschlüssig des für das
Fin= und Zurückführen erforderlichen Zeit,
aufwandes.

Artikel 7.

Die Bewegung der Sirdflinge im
Freien ist so einzurichten, daß dleselben
nicht miteinander in Berührung kommen.

Das Gleiche ist, soweit thunlich, zu
beobachten, wenn der Stiräfling ausnahmo-
weise zu cinzelnen Arbeiten außerhalb der
Zelle verwendet wird.

Artikel #.

Diesenigen Sträflinge, welche ein
Jahr Einzelnhaft erstanden und Beweise
fFon Besserung gegeben haben, können,
soweit es die Verhältnisse gestatten und
auf die Dauer ihrece Wohlrerhaltens,
zur Arbeit in Gemeinschast mit andern
Sträflingen verwendet werden Hiebei ist
auf sorgfaältige Auswahl der gemeinschaft-
lich zu beschäftigenden Sträflinge Bedacht
zu nehmen.
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Artikel 9.
Muß aus Rücksicht auf den körper.

lichen oder geistigen Gesundheitszustand
eines Seraflings die Einzelnhaft nach ärzt=
lichem Gutrachten für eine Zeit lang unter,
drochen werden, so finden für diese Zeit die
Worcchriften des Arrikels 3 auf denfelben
keine Anwendung. Er ist in das für solche
Falle bestimmtt gemeinsame Hase“ oder
Krankenlocal zu verdringen und dort bis

zu seiner Wiederherstellung oder definitiven
Entsernung aus der Anstalr (Artikel 11)
in gerignete Behandlung zu nehmen.

Artikel to.

Soweit in den Artikeln 3—9 nicht

besondere Bestimmungen gegeben ünd,
richter üch die Behandlung der Steflinge
nach den Beslimmungen des Stracsgesetz
buches und der durch das Regierungsblatt,
beziehunge'weise in dem Amtsöblarte der

Pfalz, zu veröffentlichenden Hausordnung.
Artikel 11.

Ergibe sich während des Strafooll-
luges, daß ein Sträfling aus Rücksicht
auf seine Körpers oder Geistesbeschaffenheit
sich zur Erstehung der Einzelnhaft nicht
mehr eigne, so ist derselbe, wenn nicht seine
Verbringung in eine Heilanstalt gedoten
erscheint, sosort zur Erstehung des Restes
seiner Straszeit in eine für gemeinsame
Haft eingerichtete Gefangenanstalt abzu-
liesern.

Die hierauf bezugliche Anordnung
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wird auf Bericht des Worftandes des
Zellengesngnisses und nach erholtem ärzt
lichen Gutachren durch das Staats,

ministerium der Justiz erlassen, vorbehalt
lich der Befugnih des genannten Vorstan-
des, die im Artikel 9 dezeichneten Maß-
regeln einstweilen vorzukehren.

Artikel 12.

Die in Einzelnhaft erstandene Straf-
zeit ist dem Seräfling an der ihm jzuer-
kannten Strase in dem Verhültnisse an-

jzurechnen, daß zwei Tage Einzelnhaft drei
Tagen gewöhnlicher Straszeit gleichgeachter
werden. Doch findet dieß keine Anwend-
ungauf die ersten sechs Monate der Einzeln-
hase, welche dem Stirdflinge lediglich so#
angerechnet werden, als hätte er sie in ge
wöhnlicher Strafhaft erstanden.

Die Zeie, während welcher ein Stras-
ling in Folge der Bestimmung des Ar-
tikels 5 zu gemeinsamer Arbeit verwendet

wird, oder der im Artikel 9 vorgeschriebenen
Behandlung unterllege, wird als in Einzeln-
haft erstanden betrachtet.

Artikel 13.

Die Auswahl der in die Zellenge-
füngnisse abzuliesernden Sträflinge aus der
Zahl der hiezu geeigneten Personen (Ar-
tikel1und 2) hat nach Maßgabe der
vom Staatsministerium der Justiz hierüber
zu erlassenden Vorschriften zu geschehen.

Strflinge, die bereits einen Theil

ihrer Strafe anderweitig erstanden haben
28
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können nur dann in ein Zellengefängniß
verbracht werden, wenn die noch zu erstehende

Strafjeit mindestens zwei Monate betragt.
Artikel 14.

Auch in den nicht als Zellengefäng-
nisse eingerichteren Strafanstalten ist je
nach Thunlichkeit und Bedürfniß für die
Herstellung einer enesprechenden Anzahl von
Einzelnhaft-Localen Sorge zu tragen.

In diesen Hasftlocalen
Strasgesangenen ohne Unterschied des Ge-
schlechres bei ihrem „Eintritte in die Anstalt
einer Einzelnhaft bis zur Dauer von seche
Monaten unterworfen werden, wenn die

Behörde der betreffenden Anstalt solches
für dienlich erachter, und der körperliche
und geistige Zustand des Sträflinge hiezu
geeignet erscheint.
Unter gleicher Voraussetzung kann

diese Einzelnhaft auch auf längere Dauer
und selbst auf die ganze Straßzeit erstreckt
werden, wenn und so lange der Sträfling
selbst sich hiemit einverstanden erklärt.

können die
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Eine solche Einzelahaft schlieht die
Vereinigung der Sirdflinge bei der Be-
wegung im Freien nicht aue.

Die im Arrtikel 12 bezeichnete Ab-
kürzung der Straszeit ist mir ihr nicht ver-
bunden.

Im Uebrigen richte' sich die Be-
handlung solcher Sträflinge nach den Be,
stimmungen des gegenwärtigen Gesehzes.

Artikel 15.

Der Zeitpunkt, mit welchem die in
den Artikeln 1—13 des gegenwärtigen, für
den ganzen Umfang des Koönigreiches gilt.
igen Gesetzes enthaltenen Bestimmungen
in Anwendung zu treten haben, wird durch
Anordnung dee Staatsministeriums der
Justiz bestimmt.

Die im Artikel 14 enthaltene Vor-
schrift tritt mit dem Tage der Verkündung
des gegenwärtigen Gesetzes durch das
Gesetzblatt, beziehungsweise durch das Amts-
blatt der Pfalz in Wirksamkeit.

Gegeben Berchtes gaden den 10. Rovember 13861.

Max.
Krhr. v. Fchrenk. v. Zwehl. v. Menmayr. Frhr. v. Alulzer, n. Pfeufer. v. Inpies.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs
der General-Secretär des Staatsratbs.

Trb. v. Kobel.
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Gcseth- Matt
für das

Königreich Bayern.

MiE

riesWmçseem-.

18.

HKAüänchen, deu 23. Pecember 1861.

Inhalt:
Geset# Enihrung der daderschen Geseher ia d# darch Staate##rtrag ve# 2. Dreember 1851 ves Crferretch

er#werben Gebletsthelle und die Deckung der durch Vollzut senr“ Staats#er####es erwochsenen A#sgabe brttrosfer?.
„(S#lotz# VIII.manttagsabschied.)

Sesek,
dieEinführung der baverischen Gesetze in dem durch
Staatsv#errag vom 2. December 1851 ven Oester=

reich erworbenen Gebictetdeile und die Deckung der
durch Vollzug jenes Staatsvertrages erwachsenen

Auogabe betreffend.

Maximilian 11.
von Gottes Gnaden Känig von Payern,

Pfalzgraf bei Uhein,
Oerzog von Bayern, Kranken und in

Schwaben rc. 2c.

Wir haben in der Absichr, die durch
Staatsvertrag mit der Krone Oesterreich
vom 2. December 1851 neuerwordenen

Staatsangehörigen Unseres anderen Un-
terthanen, soviel thunlich, in den Gesetzen
gleichzustellen, nach Vernehmung Unseres
S.taatsraths, mit Beirath und Zustimm-
ung der Kammer der Reichsräthe und
der Kammer der Abgeordneten, beschlossen
und verordnen, was folgt:

Artikel 1.

Mirt dem Tage der Verkündung dieses
Geseczes werden in dem bereits im Nor
vember verigen Jahres auf Grund des
Staatsvertrages vom 2. December 1851,

einige Territoriol, und Grenzverhalmtsse
29
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berressend, in Besitz genommenen und dem
Gemeindeverbande von Gmain, im Bezirke
des Landgerichtes Reichenhall einverleibten
Gebietstheile, der Spitz am Hallehurm ge-
nannt, alle daselbst destandenen österreich-
ischen, das dürgerliche und Strafrecht und
das gerichtliche Verfahren in bürgerlichen
und Strafrechrssachen betreffenden Gesetze,
sowie die österreichischen Polizei= und
Finanzverordnungen außer Kraft und Wirk-
samkeit gesetzt.

Artikel 2.

Mit diesem Tage treten in dem ge-
nannten Gebietstheile in gesetzliche Kraft
und Wirksamkeit:

1) das dayerische Landrecht (Codex
Maximilianeus Civilis) vom Jahre
1756 und hilfsweise das gemeine
Recht, die im Kreise Oberbayern
eingeführten Novellen zum bayer-
ischen Landrecht und alle weiteren
für die sieben bayerischen Kreise
diesseits des Rheins erlassenen all-
gemeinen gesetzlichen Bestimmungen
über Gegenstände des bürgerlichen
Rechtes,
die bayerische Gerichtsordnung vom
Jahre 1753 mit den im Kreise

Oberbayern eingeführten Novellen,
die Priormätsordnung vom 1. Junt
1822 und die weiteren für die sieben

f

6)

7)

rs-

bayerischen Kreise diesseits des Rheins
erlassenen gesetzlichen Bestimmungen
über das Verfahren in bürgerlichen
Rechtsstreitigkeiten und über die

Vorzugsrechre der Gldubiger;
das dayerische Hypothekengesetz vom
1. Juni 1822 mit den dazu ge-

hörigen Instructionen;
alle Bestimmungen des Gesetzes vom
1. Juni 1822 über die Einführung des

Hopothekengesetzes und der Prioritäts=
ordnung, mit Ausnahme der im F. 1
dieses Gesetzes ausgesprochenen drei,
dhrigen Frist;
die in den sieben bayerischen Kreisen
diesseits des Rheins geltenden Gesetze
über Bestrafung von Verbrechen und
Vergehen und über das Verfahren in
Strafsachen mit allen in den Regier-
ungs= und Gesetzblättern erschienenen
Nachterägen, Erlduterungen und Ab-
anderungen;
sammtliche in den Kreisen diesseits
des Rheins uberhaupt und in den
anderen oberbayerischen Gebietstheilen
insbesondere bestehenden allgemeinen
Polizeistraf und anderen Dolizei=
und Verwaltungzsgesetze;
sämmtliche in den Kreisen diesseits
des Rheine und in dem Kreise

Oberbayerne insbesondere giltigen
allgemeinen Gesetze und Verord-



aungen, welche directe und indirecte den Reichsreservefond des Jahres 1860/61

Staatsauflagen, Staatsregalien und ju ubernehmen.
sinanzielle Staatsanstalten betreffen. Artikel 4.

Artikel 3. Gegenwärtiges Geset soll im Gesey,
Die durch den Vollzug des Staats= blatte und außerdem noch im oberbayerischen

vertrages vom 2. December 1351 er: Kreisamtsblarte verkündigt werden.

wachsene Ausgabe von 3,125 fl. ist auf

Gegeben Berchresgaden den 10. November 1 3861.

Wax.

Arhr. v. Schrenk, v. Zwehl. v. Meomayr. ALrhr. v. Mul#er. v. Pleufer. v. Spies.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der General-Serretär des Staatsraths:

Seb. v. Kobell.
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Blatt
für das

Königreich Bapern.

W[ 19.

Muchen, den 27. December 1861.

Inhalt:
Geset. Ausde#ung des Cisenbahnuches der Pfaty betressend. (Bellage IX. zum #andtagsabschlede.)

 set,
dlie Auedehnung Essenbahnnetzes der Pfalz betr.

Maximilian II.
ven GotnaeKnig von HPayern,

Pfalzgraf bei Uhein,
Oerzeg von Bayern, Kranken und in

ISchwaben rc. 2c.

WirhabennachVernehmungUnseres
Staterathes mit Beirath und Zustimmunz
der Kammer der Neichsräthe und der

Kammer der Abcordneten beschlossen und
verordnen, was solgt:

Actikel 1.

Für den Fall der Herstellung einer
Eisenbahn von Speyer nach Germersheim
sowie von Homburg oder von Schwarzen-
acker, oder von Einsd nach St. Ingbert
bis an die dortigen drarialischen Kohlen-
gruben, serners für den Fall der Herstellung
einer Eisenbahn vom Bahnhofe in Ludwigs-
hasen an den Rhein in Verbindung mit
einer stehenden Ensinbahnbrücke zwischen
kudwigehafen a. Rh. und Mannheim durch
die Actiengesellschaft der pfälzlschen Kudwigs=

30
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bahn wird tie k. Scaatsschuldenellzungs=
Commisston ermächtizet, dle durch Arttk.1###
des Gesetzes vom 25. Auzust 1813 für
die Ludwi#zgshafen-Berbacher-Eisenbah# be-
willizte Gewihrleistung eines jährlichen.
Zinsenertrages von vier vom Hundert auch

auf das Bau= und Einrichtungecapital für
die genannten neuei Bahnstrecken und sur
tie Eisenbahnbrucke als mit der rfalzischen
kudwigzsbahn vollstandig vereinigte und
gleichzeitiz mit dieser an den Staat un-

entgeltlich heimfallende Zweigbahnen und
Bestandtheile auszudehnen.

Artikel 2.

Für den Fall der Herstellung der
Eisenbahnen von Speyer nach Germereheim
und von Homburg- oder Schwarzenacker,
oder Einsd nach St. Ingbert bis an die
dortigen 4rarialischen Kohlengruben ist die
Sctaatsregierung ermächtiger, für Geltend-
machung des ihr zustehenden Rechtes, nach
Ablauf der GewährschaftezeitkasEiden=
thum der ofälzischen Ludwizebahn und
ihrer Zugehörungen durch Vergütung des
Alagecapitals abzulösen, den Termin um
fünf und zwanziz Jahre vom Ablaufe der
Gewährschaftezeit beginnend, hinauezuver:
legen und zur Crbauung der Homburgs
St. Ingberter-Bahn eincn unre zinslichen
und nicht zurückzuerstattenden Zurchuß von
einhundert al##igtausend Gulden in sechs

gleichen Jahresraten von je 30,000 fl.
zahlbar und mit dem Jahre der Betriebs,
eröffnungbegindend aus der k. Bergwerks,
casse von St. Ingbert zu leisten.

Artikel 3.

Für den Fall der Herstellung einer
Eisenbahn von dem Bahe#he# bei Winden
oder Nohrbach-Steinweller bls an den

Nh.inbeiMaximilians-Au (.4 Verbindung
mit ciner Ueberfahrtsanstalt für Eisenbahn--
wdgen durch die Actiengesellschaft der
pfälzischen Marimiliansbahn wird tie
königl. Staaksschuldentilgungs-Commissen
ermachtiget, die durch Art#ik.l 1 des Geses
vom 7. Mai 1832 für die Neustadt Lan-

tauer= WeissenburgerFEisenbahn bewilligte
Gewährleistung eines jährlichen Zinsen-
ertragzes von höchstens vier cin halb vom

Hundert aus dem Bau= und Einrichtungs=
capuale auch auf das Bau= und Eturichtungs-
capital für die neue Bahnstrecke und den
baye ischen Antheil an der Ueberfahrts=
anstalt als einer mit der pfälzischen Maxi-
milinobahn vollständig vereinigeen und
Fleichzeiti) mit di ser an den Staat un-
entgeltlich heimfallenden Zweigbahn und
U. berfahrt##anstalt auszudehnen.

Artikel 4.

Für den Fal der Herstellung
a) ei#er Eisenbahn von Kaiserslautern

 g der Hochspeyer durch das Alsenzehal
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bis an die Landesgrenze bei Kreuz=
nach, wenn deren Anschluß an

die Nahebahn gesichert s.in wird,
und

b) einer Eisenbahn von Neustadt aH.
nach Dürkheim durch Actiengesell-
schaften

wird die k. Staateschuldentilgungs-Com,
misson ermächtiget, die Gewährleistung
eines jährlichen Zinsenertrages von vier
vom Hundert aus dem Bau“ und Ein-

richtungscapitale für jede dieser Bahnen,
vom Tage der Vollendung und Eröffnung
gerechnet, auf fünf und zwanzlg Jahre zu
übernehmen, wogegen jedenfalls nach neun
und neunzig Jahren jede dieser Bahnen
unentgeltlich dem Staate heimzufallen hat.

2941

Als Marimalgröße des Bauauf-
wandes wird für die Eisenbahn von Kat-
serslautern oder Hochspey#er durch das
Alsenzthal bis an die Landesgrenze bii
Kreuznach die Summe von 7,700, oo fl.;
für die Eisenbahn von Neustade nach Dürk,
heim die Summe von 1,450,000 fl. an?

genommen, und hiefür die Zinsengewähr-
schaft mit 4% übernommen.

Aectikel 5.

Die Miteel zum Vollzuge der in den
Ae#ikeln 1, 3 und 4 bezeichneten Gewähr.
schaftsleistungen sind im Falle und nach
Maßgabe des Bedarses in dem sewelligen
Budget auszuwersen.

Gegeben Berchtesgaden den 10. November 1861.

Marx.

4rhr. v. Schrenk, v. Zwrhl. v. Uermayr. Erhr. v. Mulzer. v. Pfeuser. v. Spies.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der General:Scretat des S:aatdra: ha:

Scb. v. Kobell.

30“
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Gesetz-
798

Blatt
Königreich Bapern.

München, den 27. December 1861.

In hal t:

Geset, dle Aufbringung des Bedarses für die reutschen Schulen betressend.

## —— ## —NNN "

(Bellaße X. zum Landtageabschiebe.)

Gesehz,
dle Auftringung des Verarfes für die reutschen

Sckulen brireffend.

Maximiliam IV.
von Gottes Gnaden #ömg“ von Bayern,

Vfalzgraf dri Uhein,
Herzog von Boyern, Franken und in

Schwaben rc. #c.

Wir haben nach Vernehmung' Um
seres St##atsrathes mit Beirath und
Justimmung“ der Kammet der Reichstäh#

und der Kammer der Abgeordneten be-
schlossen und verordnen, was folgt:

Artikel 1.

Die deutshen Schulen sind Ge—
melitdeAnstalten und es liegt deshalb die
Verpflichtung zur Bestreitung des ge-
sammten Aufwur#des für die Errichrung
und für den Unterhalt derselben vorbrhalt“
lich der BestimmungenderArtikel 6 und?
deir polltischen Gemelhden insoweit ob, als
nichr dieset Aufwand von Driteen vermöge

41
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privatrechtlicher Verpflichtung geleistet wer-
den muß oder aus den für Schul-

zwecke bestehenden örtlichen Stiftungen,
dann aus den für diese Zwecke bestimmten

besonderen Einnahmen gedeckt ist.

Artikel 2.

Erreicht die Zahl der Schüler an
einer deutschen Schule, an welcher sich
nur eine behrerstelle befindet, nach einem

fünffährigen Durchschnict fünfzig, so muß
diese mit einem Schullehrer, andernfalls
wenigstens mit einem Schulverweser besetzt
werden.

Bestehen an einer Schule zwei oder
drei Lehrerstellen, so darf hievon eine mit
einem Schulverweser bestellt werden; be-
stehen an einer Schule mehr als drei

Lehrerstellen, so sind hievon mindestens zwei
Dritthetle mic Schullehrern zu besetzen.

Wenn die Zahl der Schüler unter

einem Lehrer nach einem fünfféhrigen
Durchschnitte hundert übersteigt, so kann
die Gemeinde zur Errichtung einer neuen

Lehrersteile angehalten werden. Eine Ab-
hilfe durch Aufstellung von Hilfslehrern
oder zweckmäßige Zutheilung zu anderen
Schulsprengeln ist hiedurch nicht ausge-
schlossen.

Befinden sich in einer Gemeinde oder
einer Ortschaft oder in mehreren im Um-
kreise einer Stunde gelegenen Gemeinden
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oder Ortschaften zusammen nach einem fünf-
jährigen Durchschnitt fünf und zwanzig
oder mehr schulpflichtige Kinder, welche
eine über eine Stunde entfernte Schule
besuchen müssen, so können die betreffenden
Gemeinden zur Errichtung einer neuen
Schule angehalten werden.

Klosterschulen, desgleichen die soge-
nannten Schulbrüder oder Schulschwestern
können in einer Gemeinde ohne Zu,
stimmung der Gemeinde nicht eingeführt
werden.

Artikel 3.

Der geringste Gehalt eines Schul-
lehrers wird:
) bei Gemeinden von mehr als 10,000

Seelen auf fünfhundert Gulden,
2) in Gemeinden von 2,500 bis 10,000

Seelen auf vierhundert fünfzig
Gulden,

3) in Gemeinden von einer geringeren

Einwohnerzahl auf dreihundert fünf-
zig Gulden

jährlich festgesetzt. In der Pfalz bleibt es
für die Gemeinden von 2000 bis 2500

Seelen bei der bisherigen Congrua von
400 fl.

In den unter Ziffer 3 begriffenen
Gemeinden ist dem Schullehrer in der

Regel eine für den Bedarf einer Familie
ausreichende Wohnung nebst den erforder-
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lichen Wirthschaftsräumen zu eeschaffen,
welche mit einem Anschlage von zwölf
Gulden in den Gehalt einzurechnen ist.
Wenn in den unter Ziffer 1 und 2 be-

zeichneten Gemeinden dem Schullehrer eine
Wohnung eingerdumt wird, so darf sie in
dem Gehalte desselben im ersteren Falle
nicht höher als zu fünfzig Gulden, im
zweiten nicht höher als zu fünf und zwan-
zig Gulden veranschlagt werden.

In Gemeinden, in denen die Lehrer
in verschiedene Gehaltsclassen nach dem
Dienstesalter vorrücken, hat es dabei zu
verbleiben, wenn der Durchschnitt der Ge-

haltsclassen den im Absatze 2 bezeichneten
niedrigsten Gehalt erreicht oder die Ge-
haltsclassen hienach abgeändert werden.

Der geringsie Bezug eines Schul-
verwesers hat den jährlichen Betrag von
zweihundert fünfzig Gulden zu erreichen
ohne Einschluß der demselben zu gewähr-
enden freien Wohnung oder Entschädigung
hiefür im geringsten jährlichen Betrage
von fünf und zwanzig Gulden.

Furx einen Schulgehilfen sind wenig-
stens zweihundert Gulden jährlich zu ver-
abreichen, wovon einhundert zwanzig Gul-
den die dem Schullehrer für die Ver-
Postegung des Gehilfen gebührende Ent
schädigung bilden.

802

Artikel 4.

Die mit dem Schuldienste verbundenen
Bezüge, insbesondere die mit dem Schul-
dienste verbundenen Bezüge als Kirchen-
diener, Meßner, Cantoren, Chorregenten
und Organisten werden in die im Arrikel 3

bestimmten geringsten Gehalte eingerechnet.
Ebenso wird das Schulgeld da ein-

gerechner, wo es dem Lehrer als Gehalts-
theil zugewiesen ist. ·

Etwaige Bezuge als Gemeindeschreiber
oder aus ahnlichen Verhaltnissen werden
in den Gehalt nicht eingerechnet.

Artikel 5.

Das Schulgeld kommt da zu erheben,
wo keine Freischule besteht und insoweit
dasselbe nicht aus anderen Quellen ersetzt
wird, dasselbe ist fur alle im Schulsprengel
wohnenden Schulpflichtigen zu entrichten.
Ausgenommen sind diejenigen, welche eine
andere nicht in die Classe der deurschen

Schulen gehörige öffentliche Lehranstal#,
oder wegen Mangels einer Schule ihrer
Confession am Wohnorte eine benachbarte

ihrer Confesston angehbrige deutsche Schule
besuchen, sowie die Kinder und Waisen der

Schullehrer.
Die Gemeinde-Behörde kann Unbe-

mittelte vom Schulgelde ganz oder theil:
weise befreien.

31“
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Besuchen Kinder, welche in einer an-

deren Gemeinde heimathberechtige sind, die
Schule, so ist für sie das Schulgeld g#
diesenige Gemeinde, deren Schule sie be-
suchen und zwar, wenn sie unvermögend
sind, durch die Gemeinde oder Armencasse
ihrer Heimath zu bezahlen.

Das Werktags Schulgeld beträgt
vierteljährig vier und zwanzig Kreuzer,
das Sonntags-Schulgeld viertelfährig
zwelf Kreuzer.

Dasselbe kann, wenn nicht schon ein
höheres Schulgeld eingeführt ist, auf An-
trag der Gemeinde-Behörde mit Genehmig-
ung der Kreieregierung bis höchstens zum
doppelten Betrage erhöhr werden.

Die Gemeindeverwaltungen haben die
Schulgelder einzuheben.

Die Anordnungen über die zweck-
mäßigste Art der Einhebung deeselben
bleiben den Gemeinden nach örtlichen Wer-
hältnissen überlassen, außerdem ist es nach
den gesetzlichen Bestimmungen über die
Perceprion der Gemeinde-Umlagen einzu-
heben.

Ist das Schulgeld dem Lehrer als
Gehaltstheil zugewiesen, so ist ihm das-
selbe am Schlusse jeden Quartales auszu-
bezahlen. In diesem Falle sind rückständige
Schulgelder aus der betreffenden Schul-
oder Gemeindecasse vorzuschießen und der
nach Absah 2 veranlaßte Ausfall aus der
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betretenden Localarmen= eber Gemeinde=
calse zu ersetzen.

Artikel 6.

Der Bedarf der deutschen Schulen,
welcher durch die in Artikel 1 und 3 bis

5 aufgezählten Mittel nicht gedeckt wird,
ist, soweit nicht andere Einnahmen der
Gemeinde die Deckungemirtel bieten, durch
Umlagen nach den für diese gesetzlich gel-
tenden Bestimmungen aufzubringen.

Densenigen Gemeinden, welche den
vollen Bedarf für die Bedürfnisse der
deutschen Schulen ohne Ueberbürdung auch
durch Umlagen nicht aufzubringen ver-
mögen, werden nach Matzgabe des Ar-
tikel VIII. des Gesetzes vom 23. Mal

1846 „die Ausscheidung der Kreislasten
von den Staatslasten und die Bildung

der Kreisfonds betrefsend“ Unterstützungen
aus der Kreisschuldotarion gewährt.

Reichen auch die Mittel der Kreis-
schuldotation zur vollständigen Bestreit=
ung der Bedürfnisse eines Kreises nicht
aus, so hat der Landrath die ent-
sprechenden weiteren Zuschüsse auf die
Dauer der nachgewiesenen und von ihm
für begründet erachteten Bedürfnisse aus
Kreisfonds zu gewähren. Die Kreisregier-
ung har ihm zu diesem Behufe genaue
Ausweise über den gesammten Zustand der
eine Unterstützung ansprechenden Gemeinden,
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sowie eine Zusammenstellung der aus der

Kreisschuldotation gewährten Unterstütz
ungen vorzulegen.

Artikel 7.

Fälle der Schulsprengel einer deutschen
Schule mit dem Umfange der politischen
Gemeinde nicht zusammen, so geschieht die
Ermittlung und Feststellung des Aufwandes
für die Schule, sowie die Vertheilung des
durch die in Artikel 1 und 3 bis 5 auf-

gezahlten Mittel nicht gedeckten Theiles
desselben auf die einzelnen Bestandtheile
des Schulsprengels nach dem Verhältnisse
der von den Betheiligten in der Gemeinde
zu entrichtenden Grund= Haus= und Ge-
werbesteuer durch den Magistrat dezieh-
ungsweise die Gemeindeverwaltung der-
jenigen Gemeinde, in welcher die Schule
ihren Sitz hat, unrer Zuziehung der Bürger-
meister, beziehungsweise Vorsteher oder
Pfleger der übrigen ganz oder theilweise
zum Schulsprengel gehörigen Gemeinden,
sowie eines weitern Abgeordneten einer
seden solchen Gemeinde. Lehterer wird
von dem betreffenden Magistrate oder der

betreffenden Gemeindeverwaltung auf drei
Jahre, und zwar in dem Falle, daß nur
ein Theil der Gemeinde zum Schulsprengel
gehört, aus den Gliedern dieses Theiles
der Gemeinde gewählt. Uebersteige die
Zahl der aus auswärtigen Gemeinden zu-

zuziehenden Mieglieder die Zuhl der Mit-
glirder des Magistraces oder der Gemeinde-
verwaltung der Grareinde, in wetcher die
Schule ihren Si#t hac, so sind lechtece dur#ch
von ihnen auf drei Jahre zu wählende
Gemeindeglieder bis zur Zahl der aus-
wäctigen Mutglieder zu vorstärken.

Der in Absatz 1 bezeichneren Ber-

sammlung steht bezuglich der Erhöhung
des Schulgeldes das in Arkikel 5 Absetz 5
der Gemeindebehörde eingerdumte Rechr zu.

Für die Aufbringung des von den

einzelnen Bestandtheilen des Schulsprengels
für die Schule zu leistenden Beicrages hat
die berrefsende Gemeindebehörde zu sorgen,
und es finden hiebei die Bestimmungen
des Artikel 5 und 6 Anwendung.

Artikel 8.

Den wegen unverschuldeter Dienst,
untauglichkeit vom Dienste enthobenen
Schullehrern ist ein Unterhaltsbeitrag zu
gewähren, welcher nicht unter zweihundert
Gulden betragen darf. Derselbe ist aus
Unterstützungsvereinen zu schöpfen, welch-
in jedem Kreis als Kreisanstalten zu errichten
sind. Sammtliche Schullehrer sind zum
Beitritt verpflichtet. Die Satzungen wer—
den nach Vernehmung des Landrathes durch
konigliche Verordnung festgesetzt.

Die Centralfonds leisten an den Un-

terstützungsverein jeden Kreises einen im
31°%
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jewelligen Finanzgesehe festzusetzenden Zu-
schuß, welcher wenigstens so groß ist, daß
nach dem Durchschnitt der vorhergegangenen
Finanzperiode auf jeden zu unterstützenden
Schullehrer der Betrag von hundert Gul-
den trifft. Dieser Zuschuß ist an die Un-
terstützungsvereine der einzelnen Kreise nach
Verhältniß der in denselben im Vorjahre=
unterstützten Schullehrer durch das Staats=
ministerium des Innern für Kirchen= und
Schulangelegenheiten zu vertheilen.

Reicht die Jahreseinnahme eines Un-
terstützungsvereines mit Ausnahme der dem
Stammvermögen einzuverleibenden Eln-
trittsgelder zur Bezahlung des im Absatz #
bezeichneten Unrerhalts, Beltrages nicht aus,
so hat der Landrath aus Kreisfonds das
Fehlende beizuschießen.
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An den in manchen Orten bestehenden
besonderen Pensions' oder Unterstützungs-
cassen, sowie an den in einzelnen Kreisen
bestehenden Unterstützungsvereinen wird
durch das gegenwärtige Gesetz nichts ge-
dndert; jedoch bleibr den Berheiligten vor-
behalten, sich mit den als Kreisanstalten
zu errichtenden Unterstützungsvereinen durch
fretwilliges Uebereinkommen zu vereinigen.

Artikel 9.

Gegenwärriges durch das Gesetzblatt
und Kreisamtsblatt der Pfalz zu verkün-
dende Gesetz tritt mit dem 1. October
1862 in Kraft und werden von diesem Zeit-
punkte an die hiemit im Widerspruche stehenden

Bestimmungen außer Wirksamkeie gesetzt.
Die Arrikel 5 und 7 finden auf die

Pfalz keine Anwendung.

Gegeben Berchtesgaden den 10. November 1861.

NM r*?d

Krhr.v.Schrenk. v. Zwehl. v. Menmayr. EKrhr. v. Malzer v. PMenufer. v. Spies.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der General-Secretär des Staatsrathes,

Seb. v. HKobell.
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Gesetz-
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Blatt
fur das

Königreich Bayern.
————.

 21.

—
«

Mnchen, den 27. December 1861.

Inhalt:
Gesetz, den Bau einer Elsenbahn ven Wärzburg an die badische Grenze beneffend. (Bellage X.. zum Lanttags-

abschiede.) .

Eises-,
denBaueinekCisenbahnvonWünburgan

die badische Grenze belreffend.

Maximilian 11.
von Gottes Gnaden König von Vayern,

Pfallzgraf bei Uhein,
Herzog von BPaye, Franken und in

Schwaben tr. 2c.

Wir haben nach Vernehmung Un-
seres Staatsrathes mit Beirath und Zu-
stimmung der Kammer der Reichsräthe und

der Kammer der Abgeordneten beschlossen
und verordnen, was folgt:

Artikel 1.

Für den Bau einer Eisenbahn von

Würzburg an die Landesgrenze zum An-
schlusse an eine badische Eisenbahn nach
Heidelberg wird der Baubedarf einschließ-
lich der dadurch veranlaßten Erweiterung
der Bahnhofslocalit4ten in Würzburg auf
den Marimalberrag von drei Millionen
Gulden festgesetze.
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Artikel 2. sehes vom 23. September 1861, die Ver-

Bezüglich der Aufbringung, Ver= wollstcndigung und Ausdehnung der bayer-
uUnsung und Tilgung cbiger Summr von ischen Seatsbahner betreffend, gleichmäßige
drei Millionen Gulden finden die Be= Anwendung-
stimmungen von Artikel 2 und 3 des Ge

Gegeben Berchtesgaden den 10. November 1861.

Max.

Krhr. v. Schrenk, v.Joohl. v. Menmayr. rhr. v. Aüulzer. v. Pfeufer. p. Spies.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der General-Secretär des Staatsrathes,

Seb. v. Kobell.
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Gesetz-Vlatt
für das

Königreich Bayern.
——

M 22.

Mnchen, den 27. December 1861.

Inhalt:
Geses, den Vollzug des Bundssbeschlusses vem 26. Juli 1860 dezügiich rer Einföbrung des vrerlorlschen Festunga=

regliments und Bauravonregulatlos in den Bunresfestungen Uim und Raan berefend. (Beiloge All. zum
 Kanrtagsabschiede.).

Gesehz, Wir haben nach Vernehmung Un—
den Vollzug des Bundesbeschlusses vom 26. seres Staatsrathes, mit Beirath und Zu-
Jult 1860 bezüglich der Einführung des pro stimmung der Kammer der Reicherathe

viserischen Pestungoreglemems und Baurayon= und der Kammer der Abgcordneten und
regulatios in den Bundesfestungen Ulm und · « ,-

Rastanbcmssew unkcchobachtungdckstiITtkclK.I.7
derVerfassungs-Urkundevorgeschkicbsncn

Maximilian 11. Formen beschlossen und verordnen, wie folge:
von Gottes Gnaden König von Bayern,

Pfalzgraf bei Uhein, Artikel 1.
Herzog von Bayern, Franken und in Das durch den Beschluß der deutschen

Ichwaden c. c. Bundesversammlung vom 26. Juli 1860
33



provisorisch genehmigte Festungsreglement
unb Festungsbauregulativ fur die Bundet-
sestungen Ulm und Raldatt erlangen durch
ihre Verkundung mittelst kont, licherVer-
ordnung auch in denjenizen Bes.immun en,
welche Abweichungen von den B'stimm-
ungen der Verfassungen kunde und enderer
Gesetze enthalten, für den auf bayerischem
G.biett gelegenen Theil der Bundee feslung
Ulm und dessen Rayonbezitk bis zum 81.
December 1864 Wirksamkeit.

Artikel 7.

Die feühere gänzliche oder th ilweise
Aufh. bung ieser Wirksamkeit im Wege
köntlicher Vero dnung bleibt sederzeic vor-
behelten, wora'fdann die (insck lägizen
Bepimmungen der Verfassungsn kuntde und

.Gesize ds Königreichs von selbst wi der
in ung'schmilerte Anwenrung kommen,

beziehungeweise
langen.

gesezliche Geltunz er-

Gegeben Berchresgaden den 10. November 1867.

Marx.

Krhr. v. Schrenk, v. Iwehl. v. Me#mayr. Ahhr. v. Mutör. #v. Pfeufer. v. Spies.

Nach dem Bftle Sel er Majestät des Königs:
der General, Secrerär des Sraatsrathes,

FSeb. v. Kodl.
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Gesetz-Blatt
Königreich Bayern.

Mãnchen, den 27. Pecember 1961.

Inhalt:
GEese eintn Credit fur die auser##e# t ichen Miültärb-därfalste in den ercten zwel Jahren 1861/97 rer VIII. Finanz=

Periebe betreffend. (Beila### Ull. zum kandiageadschlede)

SEisetc,
einen Credit für die außererdentlichen Milltär=
bedürfnisse in den ersten zwei Jahren 186 1/03

der VIII. Finangperiode bektteffend.

Maximilian II.
von Sottes Gnaden König von Bayern,

Pfalgraf dei Uhein,
Herz#g von Payern, franken und in

Ichwaden 2c. 1.

Wir haben nach Vernehmung Un-
seres Sctaaksrathes mit Beirath und Zu-

stimmung der Kammer der Rrichsräthe
und der Kammer der Ageordneten be-
schlossen und verordnen, was felgt:

Artikel 1.

Es wird ein Credit eröffnet:
I. für die auf Rechnung des laufenden

außerordentlichen Militärbudzets zu
bestreitenden Auszaben in den ersten
zwei Jahren der VIII. Finarz Pe-
riode und zwar für jedes der Jahre
1501/3:
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a. für den laufendten Unterhalt des
höheren Staldes an Ofsfitieren,
Maunschaften und Terden der
activen Arme 3,200,00fl.

b. für die Mehrausgabe auf männ"
lide Milirärpensionen und Mer
daillenzulazern 435.000 fl.

demnach für die genam tn zwei
Eratejhre zusammen ad 7.

6,670,000 fl.

II. für die Ausgaben auf arßerordent-
liche Auerüstlungsbedürfnisse und
Neubauten in jenen ersten zw.
Jahren der VIII. Finanz-Perlode:

1,671,500 fl.

B. für Garnisons-Reubaut'en und für
Erwerbung resp. Erweiterung von
Schießplazen . 550,000 fl.

A. der activen Arm:e

220

C. für die Festungsdocarionen
1,261,000 .

zus mmen rd II. 3,187,,500 fl.
im Gesamme, Betrage von 10,157,5 0 fl.

Artike! 2.

Dem gaßerordentlichen laufenden Un-
terhaltsetat der aceiven Armee (Artikel 1
Ziffer 1. I. a.) werden die Derise der
Narnralien für die darunter hegtissene#
und wirklich arzuschaffenden 18,911 Sckdsel
Korn zu 11 fl., und 57,700 Schissel
4 Mebßen 2 Vierling Haber zu 5 fl. in
dter Art garantict, daß geringere Preise
dem gezenwärtigen Credite zu Gut und
höhere Preise demselben zur kast geschrieben
werden sollen.

Artikel 3.

Bezüzli der Deckung des vorsteh'
enden M.hrbeda'ses wird im Finanzgeset
Bestimmung getroffen werden.

Gegeben Berchtesgaden den 10. November 1861.

Max.

4rhr. v. Schrenk. v. Zwehl. v. Ueumayr. F. hr. v. Mulzer. v. Pseuser. v. Spies.

Nab dem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der G.neral, Secretär des Staatsrathes,

Stb. v. Kobill.
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Gesetz-Blatt
Königreich Bayern.

 — —

 24.

Mänchen, den 9. Jannar 18862.

Inhalt:
Geset,

(Bellage II. zum Landtagsabschlede.)
die Elaführung des Strasgesetztuches und rdes Pelizelstrafgesetzbaches für das Koalgreich Bavern bekres##end.

Geseh,
die Einführung des Strafgesetzbuches und des
Polizeistrafgesetzbuches für das Königresch Bayern

betreffend.

Maximilian II.
von Gottee Gnaden König von Bayern,

Vfallgraf bei Uhein,
Herzog von Bayern, Franken und in

Ichwaben 2c. 1c.

Wir sinden Uns in der Absicht, der

Serafrechtspflege in Unserem Reiche eine
zeitgemäße Verbesserung zuzuwenden, be-

wogen, nach Vernehmung Unseres Staats-
rathes, mit Beirath und Zustimmung der
Kammer der Reichsräthe und der Kammer
der Abgeordneten das anbei folgende
Strafgesetzbuch und Polizeistrafgesezbuch
für das Königreich Bayern zu erlassen und
uber die Anwendung dieser neuen Gesetz-
bücher zu verordnen, was folgt:

Allgemeine Bestimmungen.
Artikel 1.

Das neue Strafgesetzbuch und das

neue Polizeistrafgesetzbuch für das König-
35



reich Bayern treten mit dem 1. Juli 1862
im ganzen Umfange des Konigreichs in
Krast.

Artikel 2.

Mit diesem Zeitpunkte verlieren alle
dermalen geltenden Bestimmungen, deren
Uebertretung bisher mit Strase bedrohe
war, soweit sie nicht durch den Inhalt der
neuen Strafsgesetzbbücher oder das gegen-

wärtige Geseh als fortbestehend bezeichnet
sind, ihre Giltigkeit und Wirksamkeit.

Insbesondere treten außer Krafte:

1) der erste Theil des Strasgesetbuches
für das Königreich Bayern vom
Jahre 1813 und das in der Pfalz

geltende französische Strafgesetzbuch
(code pénal) nebst allen auf dieselben
bezüglichen Gesetzen und Verord-
nungen;

das Gesetz vom 24. Dezember 1849,
den Schutz der Telegraphenanstalten
betreffend;
von dem Gesetze zum Schutze gegen
den Mißbrauch der Presse vom 17.
März 1850 die Art. 2,4—7, 10—36,
49 und 50;

das Gesetz vom 21. Mai 1851, die

Verleitungvon Militärpersonen oder
von Landwehrmännern zur Untreue

oder zum Ungehorsame betreffend;

1#

3t

4

. 8

5)

6

7

9)

10)

824

die gesetzlichen Vorschriften uber Be-
strafung des Zinswuchers, jedoch mit
Aufrechthaltung der auf diesen Ge-
genstand bezüglichen civilrechtlichen
Bestimmungen;
das Gesetz vom 28. Mai 1852 über

die gewerbsmäßigen Gutszertrümmer=
ungen;
das Gesetz vom 28. October 1831,

die Anwendung der Waffengewalt
bei der Vollzichung der sanitätspoli=
zeilichen Maßregeln zum Schutze
gegen die Verbreitung der asiatischen
Cholera betreffend;
Art. 298 des in der Pfalz geltenden
Civilgesetzbuches, soweit er die Ver-
hängung einer Scrafe gegen die ehe-
brecherische Frau enthält, dann die
Art. 308 und 309 desselben Gesetz-
buches;
die Art. 438, 439, 479 und 555

des in der Pfalz geltenden Handels-
gesetzbuches—letzterer, soweit er von
der gerichrlichen Verfolgung der Ehe-
frau des Falliten als Mitschuldiger
eines betrügerischen Bankerottes han-
delt,— ferner die Art. 556, 586—597
und 598 Ziff. 2 desselben Gesetz-
buches;
die Art. 7 und 65 des Gesetzes vom

23. Mai 1846, das Executionsver=

verfahren in der falz betreffend.



1)

2)

3)

4) die in der fur die Landestheile dies-Actikel 58.

Aufrecht bleiben erhalten:
alle Bestimmungen in Bezug auf
Suspension oder Einziehung von
Gewerbsrechten oder Privilegien;

alle Bestimmungen über Kontra-
ventionen und Defraudationen in

Bezug auf Regalien, auf Zolls,
Steuer“, Stempel-, Post-, Aufschlags-
und ähnliche Gefälle, soweit nicht in
den neuen Strafgesetzbüchern oder

dem gegenwärtigen Gesetze Abän=
derungen getroffen sind; dann die
Bestimmungen über unbefugte Ver-
weigerung des Eintrites in einen

Steuerausschuß;
alle Disciplinarstr fbesti gen, wo-
bei jedoch gegen Staatsdiener, auf
welche die Disciplinarstrafbestimmun-
gen der IX. Verfassungsbeilage An-
wendung finden, statt der in Art. 50
des französischen Decrets vom 20. April
1810 bezeichneten Strafen auf Ver-
weis, auf Geldbuße von fünf bis zu
fünfzig Gulden oder auf ein bis
achttagigen Haus- oder Civilarrest
zu erkennen ist, ferner die Strafbe=
stimmungen, welche in den Gesetzen
über das Civil= und Strafverfahren
enthalten sind, sowie die Strafbe-
stimmungen über Winkelagentie;

5

6

—
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seies des Rheins geltenden Gemeinde-
wahlordnung vom 3. August 1818
und in der pfälzischen vom 25. No-

vember 1816 enthaltenen Strafbe=
stimmungen, soweit deren Vollzug
dem Wahlausschusse zusteht, dann
die Bestimmung des Art. 11 Ziff. 2
lit. c. des Gesetzes vom 28. Mai

1852 über die Bewsserungs= und
Entwasser s-Unt zum

Zwecke der Bodenkultur;
alle zu Recht bestehenden Gesetze und
Verordnungen, welche die Bestraf=
ung milit4rischer Verbrechen, Ver-
gehen oder Uebertretungen, Uebertrer-
ungen der Landwehrordnung, dann
das Kriegsrecht, den Kriegs= oder
Belagerungszustand betreffen;
die gesehlichen Bestimmungen über
Scandrecht, wobel dasjenige, was #m
Strafgesetzbuche für das Königreich
Bayern vom Jahre 1813 Th. II.
Art. 441 Ziff.1und Art. 443 von
dem Aufruhre zweiten Grades gesage
ist, auf alle in dem neuen Straf=
gesetzbuche (Arc. 104, 109, 139 und
154) vorgesehenen Fälle des Auf-
ruhrs, der staatsgefährlichen Zu-
sammenrottung, des Aufstandes und
der Störung des öffentlichen Friedens
Anwendung findet, in welchen die

35“
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verbrecherische Unternehmung an Um-
fang oder Hartnäckigkeit so weit ge-
diehen ist, daß die Ruhe nur durch
außerordentliche Gewalt wieder her-
zestellt werden kann;
die Gesehe:

vom 25. August 1828 über die

Ergänzung des stehenden Heeres;
vom 15. April 1840 über den

Schutz des Eigenthums an Er-
zeugnissen der Literatur und Kunst;

vom 4. Juni 1848 über die

Verantwortlichkeit der Minister;
vom 26. Februar 1850 über

die Versammlungen und Vereine;
vom 4. Mai 1851 über das

Einschreiten der bewaffneten Macht
zur Erhaltung der gesehlichen
Ordnung;

von dem Gesetze zum Schutze gegen
den Mißbrauch der Presse die Art. 1,
3, 8, 9, 37—48 und 51—55, wo-
bei die in den Art. 46 und 52 ge-

nannten Gesetzes enthaltene Allegation
der Art. 4 und 27 nunmehr auf
die Art. 84 und 150 des Strasgeset
buches zu beziehen ist und die Be-
stimmungen des Art. 48 des genann-
ten Gesehzes auf alle Fdlle Anwend-
ung zu finden haben, in welchen ge-
gen den Herausgeber oder Verleger

einer Zeitung oder periodischen Schrift
wegen einer durch die Presse verübten
strafbaren Handlung eine Verur-
theilung erfolgt.

Artikel 4.

Sctatt der in den Art. 68, 156, 157,
192 und 193 des in der DPfalz geltenden
Civilgesehbuches dem betceffenden Ciovil-
standsbeamten angedrohten Strafen ist in
den dort vorgesehenen Fdllen auf die in
Art. 391 des Sctrafgesetzbuches bestimmee
Strafe zu erkennen, vorbehaltlich der Ver-
bindlichkeit des schuldigen Beamten zum
Ersahe des Schadens und Gewinnentganges,
wo das Ciwvilgesetzbuch eine solche Verbind"
lichkeit festsetzt.

Die Strafbestimmungen, welche in
einigen der oben angeführten Artikel des
Civilgesetzbuches gegen die Kontcahenten
oder die Personen, unter deren Gewalt

dieselben gehandelt haben, vorgeschrieben
sind, treten außer Geltung.

Artikel 5.

Wo das gegenwärtige Gesetz den Aus-
druck Uebertretungen gebraucht, sind
darunter, falls nicht in dem betreffenden
Falle etwas Anderes bestimmt ist, sowohl
die nach den Grundsähen des Strafsgesetz-
buches zu beurtheilenden Uebertretungen,
als auch die Polizeiübertretungen zu ver-

stehen.



329

Artikel 6.

Wo in einem der neuen Strafgesetz-

bücher, im gegenwärtigen Gesetze oder in
einem neben den genannten Strafgesetz-
buchern in Wirksamkeit verbleibenden Special=
gesehe der Ausdruck Monat gebraucht ist,
sind darunter dreißig Tage zu verstehen.

Artikel 7.

Handlungen, welche bisher nach einem
der durch Art. 3 oder durch den Inhalt
der neuen Strafgesehbücher als fortbe-
stehend bezeichneten Gesetze die Eigenschaft
von Uebertretungen an sich trugen, behal-
ten, insoferne das gegenwärtige Gesetz
nicht anders bestimmt, auch künftig diese
Eigenschaft, wenn gleich die hiefür in dem
einschlägigen Gesetze angedrohte Strafe das
höchste Strafmaß übersteigt, welches in den
neuen Strafgesetzbüchern für Uebertretungs-
sälle bestimmt ist. Statt der etwa ange-
drohren Gesängnißstrase ist jedoch auf
Arreststrafe von gleicher Dauer zu er-
kennen.

Soweit nicht in dem betreffenden
Specialgesetze ein Anderes bestimmt ist
oder nicht die sonstigen Bestimmungen des-
selben ein Anderes nöthig machen, finden
auf diese Handlungen die allgemeinen Be-
stimmungen der in Art. 1 genannten Ge-
sehbücher, und zwar je nach der Natur
der Handlung jene des Strafgesetzbuches

oder jene des Dolizeistrafgesetzbuches An-
wendung.

Die Vorschrift, daß bei Uebertretungen
die an die Stelle einer uneinbringlichen

Geldstrase tretende Arreststrafe die Dauer
von zwei und vierzig Tagen nicht über-
schreiten dürfe, findet auf Uebertretungen,
die mit einer hundert und fünfzig Gulden
überstelgenden Geldstrafe bedrohr sind, keine
Anwendung. Doch soll die Arreststrafe
nicht über drei Monate erstreckt werden,
soferne nicht das betreffende Spectalgesetz
ausdrücklich etwas Anderes hierüber be-
stimmt.

Artikel 8.

Die in den 96. 55 und 68 des Heer-
erganzungsgesetzes vom 25. August 1828
vorgesehenen Handlungen sind Polizeiüber=
tretungen, die in 9. 69—72 sowie die in
. 77 vorgesehenen sind Vergehen. Be-
züglich der Desertion bleibt es bei den be-

stehenden Bestimmungen.
Artikel 9.

Die in Art. VI. und VIII. des Ge-

sehes vom 15. April 1840 über den Schutz
des Eigenthums an Estzeugnissen der
Literatur und Kunst vorgesehenen Hand-
lungen sind in Zukunft Vergehen.

Artikel 10.

Die in Art. 20 des Gesetzes vom

26. Februar 1850 über die Versammlungen
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und Bereine bezeichneten Handlungen sind
Polizeiübertretungen, die in Art. 21 und

22 bezeichneten Vergehen. Wird jedoch
in den letzteren Fdllen wegen Vorhanden=
seins mildernder Umstände auf Geldstrafe

erkannt, so nimmt die Handlung mit der
Verurtheilung die Natur einer Uebertret
ung an.

Artikel 11.

An die Stelle der in Art. 39 Abs.

2 des Gesetzes zum Schutze gegen den
Mißbrauch der Presse vom 17. März 1850
angedrohten Geldstrafe bis zu zweihundert
Gulden tritt eine solche bis zu hundert
und fünfzig Gulden.

Die in den Art. 37—41 und 43—48

des so eben angeführten Gesetzes vorgesehenen
Handlungen sind Polizeiübertretungen.

Artikel 12.
Die in Art. 13 des Gesetzes vom

4. Mai 1851 über das Einschreiten der

bewaffneten Macht zur Erhaltung der ge-
setzlichen Ordnung bezeichnete Handlung
ist Polizeiübertretung und in Zukunft mit
Arrest bis zu vierzehn Tagen oder an Geld
bis zu fünfzig Gulden zu bestrasen. Die
übrigen in dem angeführten Gesetze vorge-
sehenen Handlungen sind Vergehen.

Artikel 13.

Die in Art. 7 des Gesetzes vom 1.

Juli 1856, die Abgaben von den Berg-
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werken diesseits des NMheines betressend,
bezeichnete Handlung ist Vergehen und mit
einer dem vierfachen Betrage des beab-
sichtigten Gewinnes enesprechenden Geld-
strafe zu belegen, soferne nicht in Gemäß-
heit anderer geseblichen Bestimmungen
eine schwerere Strase verwirkt ist.

Anstatt der in Art. 96 des in der

Pfalz geltenden Gesetzes vom 21. Aoril
1810, die Bergwerke betreffend, ange-
drohten Strafen ist auf Geldstrafe bis zu
dreihundert Gulden, womit im Wieder-
holungsfalle Gefängniß bis zu einem Jahre
verbunden werden kann, zu erkennen, und

die betreffenden Zuwiderhandlungen find
Vergehen.

Artikel 14.

Anstatt der in Art. 5 des in der

Pfalz geltenden Konsularbeschlusses vom
17. Prairial IX. (16. Juni 1801) gegen
Postdefraudationen angedrohten Strafe hat
Geldstrafe bis zu fünfundzwanzigGulden
oder Arrest bis zu acht Tagen einzutreten,
und die Handlung ist Polizeiübertretung.

Artikel 15.

Anstatt der in den Art. 1 und 2 des

in der Pfalz geltenden Dekretes vom 4.

Mai 1812, die Bestrafung der Jagdaus-=
übung ohne Erlaubnißschein betreffend, an-
gedrohten Strasen ist auf Geldstrafe bis
zu fünf und zwanzig Guldenzu erkennen,



und die Handlung hat die Eigenschaft
einer Polizeiubertretung. Art. 3 des ge-
nannten Dekrets ist aufgehoben.

Jeder, der wegen Michtlösung eines
Erlaubnißscheines bestraft wird, soll außer
der gesetzlichen Strafe noch zur Zahlung
einer dem Dreise des Erlaubnißscheines
Fleichkommenden Summe verurtheilt werden.

Artikel 16.
Anstatt der in den 5H. 4 lit. b und

e, 6 lit. d, g, b und k, 13, 14, (5, 16
und 17 der in der Pfalz geltenden Jagd-
verordnung vom 21. September 1815 an-

gedrohten Geldstrafen ist auf Geldstrafe
bis zu fünf und zwanzig Gulden zu er-
kennen. Die in diesen Paragraphen vor-

gesehenen Handlungen sind Polizeiübertret=
ungen.

Anstatt der in . 9 der Jagdverord-
nung angedrohten Strafen ist auf Geld-
strafe bis zu fünf und zwanzig Gulden,
wenn aber der Beschuldigte bereits früher
wegen Jagdfrevels oder Wilddiebstahls
verurtheilt, oder wenn der Jagdfrevel bei
Nachte oder an einem Sonn; oder Feier=

tage oder während der Seß= und Hegezeit
begangen worden ist, auf Geldstrafe bis
zu fünfzig Gulden oder auf Arrest bis zu
vierzehn Tagen zu erkennen. In weiteren
Straffällen tritt Gesängniß bis zu drei
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Monaten oder Geldstrase bis zu zweihun-
dert Gulden ein.

Anstatt der in F. 10 der Jagdverord=
nung angedrohten Strafen ist dann, wenn
der Beschuldigte früher noch nicht wegen
Jagdfrevels oder Wilddiebstahls bestrafr
worden ist, auf Arrest bis zu vierzehn
Tagen oder Geldstrase bis zu fünfzig
Gulden, andernfalls auf Gefängniß bis zu
sechs Monaten oder Geldstrase bis zu drei-
hundert Gulden zu erkennen.

Die in den Absätzen 2 und3bezeich-
neten Handlungen find je nach Art und
Größe der angedrohten Strafen Vergehen
oder nach den allgemeinen Bestimmungen
des Strafgesetzbuches zu beurhheilende
Uebertretungen.

Die in H. 18 der Jagdverordnung vor-
gesehenen Falle sind nach Art. 70 des
Polizeistrasgesetzbuches, die in §. 20 vorge-
sehenen nach den Bestimmungen des Straf-
gesetzbuches zu beurtheilen.

Die in der Jagdverordnung erwähnten
Pfandgebühren sind aufgehoben.

An den Bestimmungen über Konfis=
kation der Gewehre, beziehungsweise Er-
legung des Werthes derselben, wird nichts
geändert.

Artikel 17.

Wo beslehende Gesehze oder Verord-
nungen auf Bestimmungen des bisherigen
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Strafrechts verweisen, ist diese Verweisung
nunmehr auf die entsprechenden Vorschriften
der in Art. 1 genannten Gesetzbucher und
zwar, wenn es sich um allgemeine Be-
stimmungen handelt, auf jene der ersten
Abtheilung des Strafgesetzbuches zu be-
niehen.

Wo ein in der Pfalz geltendes Ge-
setz uber die Folgen einer ausgesprochenen
oder in Aussicht stehenden Verurtheilung
in eine Leibes- oder entehrende Strafe Be-
stimmungen trifft, sind diese Bestimmungen,
soweit sie nach Maßgabe des gegenwartigen
Gesetzes uberhaupt noch in Wirksamkeit
verbleiben, kunftig von der Verurtheilung
zur Todes= oder Zuchthausstrase zu ver-

stehen.
Die gesetzlichen Bestimmungen, wo-

durch Personen, die sich nicht im Genusse
der Civilrechte befinden, in der Pfalz von
gewissen Funktionen und Befähigungen
ausgeschlossen sind, finden, soweit nicht für
einzelne Fälle besondere Bestimmungen ge-
troffen sind, auf diejenigen Anwendung,
welchen in Folge einer rechtskräftigen Ver-
urtheilung die in Art. 28 des Strafgesetz-
buches bezeichneten Rechte und Fähigkeiten
oder einzelne derselben entzogen sind.

Artikel 18.

In den Fällen, für welche die Art.
609, 616 und 618 der in der Pfalz

geltenden Strafproceßordnung eine Straf-
einschreitung wegen willkührlicher und
eigenmächtiger Verhaftung vorschreiben,
kommen die Bestimmungen des Art. 378
des Strafgesetzbuches gegen die betressenden
Beamten oder Bediensteten zur An-
wendung.

Artikel 19.

Die Art. 635—640 und 643 des.in
der Pfalz geltenden Strafproceßgesehbuches
sind aufgehoben, jedoch kann, wenn die
gerichtliche Verfolgung einer strafbaren
Handlung verjährt ist, der durch diese
Handlung Beschädigte auch sernerhin keine
Eneschaddigungsklage vor dem Civilgerichte
mehr erheben.

Artikel 20.

Wo in einem in Wirksamkeit ver-

bleibenden Specialgesehze Strafarbeitshaus
angedroht ist, tritt an die Stelle dieser
Strase Gefängniß nicht unter einem Jahre
und die Handlung nimmt die Eigenschaft
eines Vergehens an.

Actikel 21.

Wer wegen eines Verbrechens oder
wegen Vergehens des Diebstahls, der Un-
terschlagung, des Berrugs, der Hehlerei
oder der Fllschung verurtheilt worden ist,
oder in Folge rechtskräftiger Verurtheil=
ung wegen eines anderen Vergehens die
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in Art. 28 Ziff. 4 und 5 des Strafgesetz-

buches bezeichneten Fahigkeiten oder einzelne
derselben verloren hat, kann weder Ge-

schworener noch Mitglied eines Magistrats
oder einer Gemeindeverwaltung, noch Ge-
meindebevollmächtigter oder Gemeinderath,
noch Mitglied einer Kirchenverwaltung,
eines Armenpflegschaftsrathes,einesDistrikes-
oder Landrathes sein, noch an einer Ge-

meinde-, Kirchenverwaltungs-, Armenpfleg=
schaftsraths-, Distrikts= oder Landrathe-
Wahl theilnehmen.

Alle encgegenstehenden gesetzlichen Be-
flimmungen, insbesondere Art. 16 Ziff. 3
der Gemeindewahlordnung vom 5. August
1818, 6. 78 lit. c. des revidirten Ge-
meindeedikts und Art. 76 Ziff. 6 des Ge,

sches vom 10. November 1848, Abänder=

ungen des II. Theils des Strafgesetbuches
von 1813 betreffend, sind aufgehoben.

Artikel 22.

In den zur Zuständigkeit der Schwur-
gerichte gehörigen Sachen gehört die Ent-
scheidung darnber, ob einer der in den
Art. 68, 69, 73, 74, 229 Abs. 2, 230
Abs. 2, 235 Abs. 2 und 236 Abs. 2 des

Strafgesetzbuches bejeichneten die Straf-
barkeit mildernden Gründe vorliegt, zur
Tharfrage und es darf die Stellung der
betreffenden Frage an die Geschworenen un-
ter Strafe der Nichtigkeit dann nicht ver-
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weigert werden, wenn nach Beendigung
des Beweisverfahrens und vor dem Schlusse

der gegenseitigen Verhandlungen (Arr. 170
der Strafproceßnovelle und Arrt. 335 des

code d’instruction criminelle) das Vor-
handensein eines solchen Grundes auesdrück-
lich geltend gemacht worden ist.

Ink in sonstigen Fällen gestartet, we-
gen Vorhandenseins mildernder Umstände
oder weil der Fall ein leichterer ist oder

aus ähnlichen Gründen, eine gelindere als
die gewöhnliche Strase eintreten zu lassen,
 steht mit Ausnahme des Falles des

Art. 54 des Gesetzes vom 17. März 1850

zum Schutze gegen den Mißbrauch der
Presse, an welchem durch gegenwärtiges
Gesetz nichts geändert wird, die Entscheid=
ung darüber, ob ein solcher Fall gegeben
sei, dem Gerichte zu, welches die Strafe

auszumessen hat.
Artikel 23.

Erklären die Geschworenen eine Per-
son, welche zur Zeit der That# das 16.

Lebensjahr noch nicht zurückgelegt hatte,
lediglich aus Grunde für nicht
schuldig, weil ihr die zur Unterscheidung
der Strafbarkeit ihrer That erforderliche
Ausbildung gefehlt hat, so müssen sie dies
bei ihrem Auespruche angeben und der
Schwurgerichtspräsident har ste darauf, daß
dies geschehen musse, auedrucklich aufmerk-
sam zu machen.

dem
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Artikel 24.

Gegen jedes Erkenntniß, welches über
die Unterbringung eines Angeschuldigten,
der zur Zeit der That das 16. Lebensjahr

noch nicht zurückgelegt hatte, in einer Er-
ziehungsanstalt für verwahrloste jugendliche
ersonen entscheidet, steht dem Staatsan-
walte, dem Angeschuldigten und derjenigen
Herson, welche das Recht der Erziehung
des letzteren hat, das Rechtsmittel der Be-

rufung beziehungsweise der NRichrigkeitsbe-
schwerde zu. Ist das Erkenntniß gelegen-
heitlich der Einstellung des Verfahrens in
geheimer Sitzung erlassen worden, so läuft
dem Angeschuldigten und demjenigen, dem
das Recht der Erziehung desselben zusteht,
für die Anmeldung der Berufung be-
ziehungsweise der Nichtigkeitsbeschwerde
auch in diesem Falle eine Frist von drei
Tagen, von dem Tage an gerechnet, an
welchem ihm das Erkenntniß eröffnet
wurde. Ein Recht des Einspruches besteht
in diesem Falle nicht.

Artikel 25.

Die Strafbarkeit einer Handlung,
welche vor dem in Art. 1 bezeichneten Tage
begangen wurde, aber erst an oder nach
diesem Tage zur Aburtheilung kömmt, wird
vorbehaltlich der unten (Art. 66) bezuüglich
der Ehrenkränkungen gegebenen besonderen
Vorschrift nach den Bestimmungen der
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neuen Strafgesetbücher bezlehungsweise des
gegenwärtigen Einfährungsgesebes beureheilt,
es sei denn, daß die früher einschlágigen
Gesehe oder Verordnungen eine mildere
Strafbestimmung enthalten, in welchem
Falle diese zur Anwendung zu kommen
hat. »

Ist es zweifelhaft, ob die Handlung
vor dem oben bezeichneten Tage begangen
worden sei, so ist bei der Entscheidung das
mildere Geselz anzuwenden.

War die Handlung zur Zeit ihrer
Verubung mit einer Strafe bedroht, welche
unter den in den neuen Strafgesetzbuchern

aufgefuhrten Strafgattungen nicht mehr
vorkommt, so ist, wenn die genannten Ge-
setzbucher eine mildere Strafe festsetzen, auf
diese, andernfalls aber auf diejenige Strafe
zu erkennen, welche der fruher angedrohten
nach dem nunmehr geltenden Strafsysteme
zunachst entspricht. Insbesondere hat an
die Stelle des Verlustes der staatsbürger-
lichen Rechte (code penal. Art. 8 Ziff. 3)
Gefängniß bis zu drei Monaten mit den
in Art. 28 des neuen Sctrafgesetzbuches be-
zeichneten Straffolgen, — an die Stelle

des Strafarbeitshauses (Strafgesetzbuch vom
Jahre 1813, Theil I. Art. 4 Ziff. IV.)
Gefängniß nicht unter einem Jahre und
in Fällen, wo Strafarbeitehaus nicht unter

vier Jahren angedrohr ist, Zuchthausstrafe
bis zu acht Jahren, — an die Sielle der
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körperlichen Züchtigung Arrest bis zu
dreißig Tagen und an die Stelle des Ver-
weises Geldstrafe bis zu drei Gulden zu
treten.

Artikel 26.
Was in den neuen Strafgesetzbüchern

über die Behandlung der Zuchthaus-, Ge-
fängniß und Arreststräflinge bestimmt ist,
findet auch auf diesenigen Sträflinge An-
wendung, welche in Folge einer schon vor
dem in Art. 1 bezeichneten Tage ergangenen

Verurtheilung wegen Verbrechen, Vergehen
oder Polizeiübertretung eine Freiheitsstrafe
zu ersiehen haben.

Die Vorschriften dee Strafgesetzbuches
vom Jahre 1813, Theil 1. Art. 12, 13
Abs. 2 und Art. 16 Abs. 2 bleiben bezug-

lich dieser Sträflinge in Kraft.

Artikel 27.

Bis die bauliche Herstellung der durch
die neuen Strafgesetzbucher gebotenen Straf-
Anstalten vollendet sein wird, bleibt der
Staatsregierung die Befugniß vorbehalten,
nöthigenfalls verschiedene Kategorien von
Strafgefangenen in einer und derselben
Anstalt unterzubringen, wobei jedoch die
einzelnen Kategorien innerhalb der Anstalt
sorgfaltig von einander getrennt zu halten
sind.

Bis zu diesem Zeitpunkte ist es auch
gestattet, auf den Grund eines mit der

Gemeinde getroffenen Uebereinkommens die
dermalen bestehenden gemeindlichen Arrest-
lokale zum Volzuge ven Arreststrafen und

die in einigen Städten bestehenden Zwangs-
beschäftigungsanstalten zur Unterbringung
derjenigen, deren Verwahrung in einer
Polizeianstalt angeordnet worden ist, zu
verwenden. «

Artikel 28.

Die Polizeibehorden sind befugt, Ver—-
fugungen, die sie innerhalb ihrer Zustandig-
keit zum Volzuge von Gesetzen, deren
Uebertretung nicht mit Strafe bedroht ist,
an bestimmte Personen erlassen und diesen
eröffnet haben, durch Anwendung gesehzlicher
Zwangemittel zur Ausführung zu bringen.

Zu diesem Zwecke sind die Polizeibe=
hörden inobesondere berechtige, die Nichtbe-
folgung einer Verfugung der in Abs. 1
bezeichneten Art mur Ungehorsamsstrafen zu
bedrohen und diese im Falle des Ungehor-
sams füur verwirkt zu erklären, und zwar
die Gemeindeverwaltungen in den Landge-
meinden dieoseito des Nheins und die
Bürgermeister der Landgemeinden in der
Pfalz bis zu drei Gulden, die Magistrate
der einem Landgerichte untergeordneten
Städte und Märkte in den Kreisen dies-

seito des Rheineé und die Bürgermeister
der Städte in der Pfalz bis zu fünf Gul-

den, die ubrigen Polizeibehörden bis zu
fünf und zwanzig Gulden.

a6*
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Unterläßt Jemand innerhalb der da-
für besiimmten Frist dasjenige zu thun,

was ihm durch eine Verfügung der in
Abs. 1 bezeichneten Art durch die Polizei-
behörde auferlegt ist, so ist letztere befugt,
diese Handlung auf Kosten des Ungehorsamen
vornehmenzulassenund den von ihr fest-
gestellten Kostenaufvand vorbehaltlich der
Verpflichtung zum Schadensersatze nach den
gesetzlichen Bestimmungen über Beitreibung
von Untersuchungskesten, in der Pfalz auf
dem Wege des administrativen Zwangsvoll-
zugo zu erheben.

Gegen die Androhung oder Vorkehr-=
ung der nach Maßgabe des gegenwärtigen
Artikels zuléssigen Vollzugsmaßregeln ist
Beschwerde an die höheren Stellen zulässig.
In dringenden Fällen haben solche Be-
schwerden keine aufschiebende Wirkung.

Die von einer Gemeindebehörde in

ihrer Eigenschaft als Polizeibehörde ver-
hängten Ungehorsamestrasen fließen in die
Kasse der betreffenden Gemeinde.

Arctikel 29.

Für die Anwendung des Art. 28 find
den Gesetzen nicht allein die zur Zeit be-

siehenden giltigen Verordnungen, sondern
auch diesenigen Verordnungen gleichgestellt,
welche kunstig zu einem Gesetze auf den
Grund eines in diesem enthaltenen Vorbe-

haltes erlassen werden.
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Dasselbe gilt von Verordnungen,
welche künftig zum Zwecke der Revision
einer dermalen bestehenden giletgen Ber-
ordnung erlassen werden, insoweit diese
lehtere nicht unter Zustimmung des Land-
tages zu Stande gekommen ist oder sonst
die Natur eines Gesetzes an sich trägt.

Die Bestimmungen der Art. 36 und
39 des Polizeistrafgesetzbuches finden auch
auf gegenwärtigen Artikel Anwendung.

Arrikel 30.

Enthälr ein Specialgesetz eine Mehr-
heit von Anordnungen und itt in demselben
nur die Uebertretung eines Theiles der ge-
troffenen Anordnungen unter Strafe ge-
stellt, so sinder Art. 28 auf die Uebertret“
ung der nicht mit Strafe bedrohten An-
ordnungen dieses Gesetzes Anwendung.

Enthält dagegen in Fäallen, wo das

Pelizeistrafgesetzbuch auf Verordnungen Be-
zug nimmt, eine Berordnung eine Mehr-
heit von Anordnungen und ist in der be-
treffenden Verordnung nur die Uebertret=
ung eines Theiles der getroffenen Anord-
nungen unter Strafe gestellt, so finder
Art. 28 auf die Uebertretung der nicht
unter Strafe gestellten Anordnungen dieser
Verordnung so wenig als auf die übrigen
in derselben enthaltenen Anordnungen An-
wendung.
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Besondere Bestimmungen.

I. Zuständigkeit und allgemeine Be-
stimmungen über das Verfahren in

Strafsachen.
Artikel 31.

Die Schwurgerichte urtheilen über alle
Verbrechen und über diejenigen Vergehen,
welche mittels eines Preßerzeugnisses (Art.
8 Abs. 1 des Strasgesetzbuches) begangen
werden.

Alle übrigen Vergehen werden von
den Bezirksgerichten in Senaten, welche
einschlüssig des Vorstandes mit drei Rich-
tern besetzt sind, in erster, und von den

Appellarionsgerichten in Senaten, welche
einschlüssig des Vorstandes mit fünf
Richtern besetzt sind, in zweiter Instanz
abgeurtheilt.

Die Uebertretungen werden, insoweit
nicht im gegenwärtigen Gesetze Ausnahmen
gemacht sind, in erster Instanz durch die
Einzelnrichter, in zweiter durch die Be-
zirksgerichte in Senaten, welche einschlüssig
des Borstandes mit drei Nichtern besetzt
sind, abgeurtheilt.

Diejenigen Uebertretungen, welche mit
einer das in Art. 20 und 26 des Straf-

gesetzbuches und in Art. 5 und 6 des Po-

lizeistrafgesetzbuches bestimmte höchste Maß
üborsteigenden Serafe bedroht sind, werden
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in erster Instanz von den Bezieksgerichten,
in zweiter Instanz von den Afpellations=
gerichten und zwar ganz in der für die
Behandlung der Vergehensfälle vorge-
schriebenen Weise abgeurtheilt. "

Das Oberappellationsgericht bildet in
allen Verbrechens-, Vergehens= und Ueber-
tretungssachen den Kassationshof für das
ganze Königreich.

Bei den Einzelngerichten in den
Landestheilen diesseits des Rheins werden
die Geschäfte der Staatsanwaltschaft ent-
weder von besonders hiefür ernannten
staatsanwaltschaftlichen Beamten oder
Functiondren oder von denjenigen Staats-
oder Gemeindebediensteren, welche damit von
den einschlägigen Staatsministerien, und
zwar insoweit, als es sich um Verwendung
von Gemeindebediensteten handelt, nach vor-
heriger Vereinbarung mit der betreffenden
Gemeinde, beauftragt sind, unter Aufsicht
und Leitung der an den betreffenden Be-

zirks= und Obergerichten aufgestellten Staats-
anwälte versehen.

An der Zuständigkeit und Einrichtung
der Forststrafgerichte des diesseitigenBayerns
und der Pfalz sowie an dem bei diesen
Gerichten bestehenden Verfahren wird durch
das gegenwärtige Gesetz nichts gedndert.

Soweit das gegenwärtige Gesetz in
Betreff des Verfahrens keine besonderen
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Bestimmungen enthält, bleibt es bei den
Vorschriften der dermalen in den verschie-
denen Landestheilen über das Verfahren
in Strafsachen geltenden Gesetze.

Artikel 32.

Uebertretungen der das Postregal be-
treffenden Strafbestimmungen werden nach
Maßgabe der Bestimmungen des vorher-
gehenden Artikels durch die Gerichte abge-
urtheilt.

Artikel 33.

Die Aburtheilung der Zuwiderhand-
lungen gegen das Zollstrafgesetz vom 17.
November 1837 findet, unbeschader der

durch H. 33 dieses Gesetzes begründeren
Zuständigkeit der Zollbehörden, durch die
Gerichte statt, und zwar sind bezüglich der
in den 99. 1, 2, 3 und 17 aufgezählten

Ueberererungen, soferne die Geldbuße, welche
gegen den Angeschuldigten, oder, wenn

deren mehrere sind, gegen einen derselben
erkannt werden kann, den Betrag von
hundert Gulden nicht übersteigt, die in
Act. 31 Abs. 3, bezüglich aller übrigen
Uebertretungen die in Art. 31 Abs. 4 be-

zeichneten Gerichte zuständig. Außerdem
ist Nichrigkeitsbeschwerde (Kassationsrekurs)
au den Kassationshof unter den allgemeinen

gesetzlichen Voraussetzungen gestattet.
Die Strafbarkeit der Theilnehmer an

einer Kontrebande oder Jolldefraudation ist
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nach den allgemeinen Bestimmungen des
Strafgesetzbuches zu beurtheilen. Wer sich
in Bezug auf eine solche Handlung der
Begünstigung schuldig machr, ist an Geld
bis zu fünf und zwanzig Gulden zu
strafen.

Vor Verhandlung der Sache sind die
Akten zur Einsicht und Stellung erwaiger
Anträge der betreffenden Zollverwaltungs-
stelle mitzutheilen. Außerdem können so-
wohl in erster und zweiter Instanz als auch
bei dem Kassationshofe die von der betref-

senden Zollverwaltungsstelle damit beauf-
tragten Zollbeamten der gerichtlichen Ver-
handlung beiwohnen, im Namen der ZJoll-
verwaltung die geeigneten Anträge stellen
und nöthigenfalls dir vom Gerichte ver-

langten Erläuterungen über die Natur und
Eigenthümlichkeiten der in Frage stehenden
Uebertretung ertheilen.

Die im F. J## des Zollgesetzes vom

17. NRovember 1837 vorgesehene Haus-
suchung kann von dem Einzelurichter, in

dessen Bezirke sie stattsinden soll, angeord-
net und geleitet werden, wenn es sich auch

um eine zur Zuständigkeit des Bezirksge-

richtes gehörige Uebertretung handelt.
In den Fällen des F. 39 des Zollge-

setzes und des F. 28 Abs. 2 des Zollstras-
gesetzes hat die Vorführung vor den ncch-
sten Einzelnrichter zu geschehen. Dieser
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hat im letzteren Falle die Legitima-
tion des Vorgeführten zu prüfen und ein-
tretenden Falles über die Größe und die

Annehmbarkeit der zu leistenden Sicherheit
zu entscheiden, sowie je nach den Umstän=
den die Freilassung des Festgenommenen
anzuordnen. Findet er diese nicht für zu-
lassig, so hat er, falls die Sache nach Abs.
1 des gegenwärtigen Artikels zur Zuständig-
keit des Bezirksgerichtes gehört, die Ab-
lieferung des Festgenommenen an den be-
treffenden Untersuchungsrichter oder Staats-
anwalt zu verfügen.

Artikel 34.

Von den in

haltenen Bestimmungen abgesehen, erleiden
die Kompetenzbestimmungen, welche derma-
len bezüglich der in Art. 3 Ziff. 1—6 be-
zeichneten Sachen bestehen, serner die Be-
stimmungen über die Zuständigkeit der Mi-
litärgerichte und Militárbehörden in Straf-
sachen, sowie diesenigen Kompetenzbestimm-
ungen, welche in dem Gesetze vom 30. März
1850, den Staatsgerichtshof und das Ver-
fahren bei Anklagen gegen Minister betr.,
enthalten sind, durch die Vorschriften des.
Art. 31 keine Veränderung.

Artikel 35.

Fällc, welche an dem in Art. 1 be-

jeichneten Tage bereits rechtekräftig vor
das Schwurgericht oder vor das Bezirks-

Art. 32 und 33 ent-
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gericht verwiesen sind, werden von den ge-
nannten Gerichten — und zwar von den

Bezirksgerichten diesseits des Rheins in
der dem Verweisungsbeschlusse entsprechenden
Senatsbesetzung — abgeurtheilt, wenn auch

die Handlung, wegen welcher die Verweis-
ung erfolgt, nach Maßgabe der neuen Ge-
setzbücher blos als Vergehen, beziehungs-
weise blos als Uebertretung zu bestrafen
ist. Die Zuständigkeit der höheren In-
stanzen bemißt sich in diesen Fällen nach
der Qualität des Gerichtes, welches die

erste Instanz bildet.

Die an dem in Art. 1 bezeichneten

Tage in der Pfalz vor das Specialgericht
verwiesenen Fälle sind, falls die Handlung,
wegen welcher die Verweisung erfolgte,
auch nach dem neuen Strafgesetzbuche Ver-
brechen ist, durch das Schwurgericht, an-
dern Falls durch die nach Maßgabe der
neuen Gesehbücher und der Bestimmungen
des Art. 31 zuständigen Gerichte abzuur-
theilen. Der Verweisungssenat des Appel-
lationsgerichtes hat hienach eine neue Ver-
weisung vorzunehmen.

Schwebende Voruntersuchungen über
Handlungen, welche bisher als Verbrechen
oder Vergehen zu beurtheilen waren, nun-
mehr aber die Eigenschaft von Uebertret=
ungen an sich tragen, sind mit Eintritt des

obengenaunten Tages an den Staatsanwalt
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bei dem einschlägigen Einzelngerichte zur
weiteren Behandlung abzugeben.

Das Gleiche gilt von allen wegen Ue-

bertretungen geführten Untersuchungen,
welche an dem bezeichneten Tage noch bei
Peolizeibehörden anhängig sind. Ist in
einer solchen Untersuchungssache bereirs das
Erkenneniß erster Instanz von der Polizei-
behörde gesällt, so kommt die Aburtheilung
in zweiter Instanz dem betreffenden Be-
zirksgerichte zu. Die Berufung kann in
diesem Falle innerhalb der nach der bis-
berigen Gesetzgebung bestehenden Frist so-
wohl bei der Behörde, welche das Erkennt-
niß gefällt hat, als bei dem nunmehr in
der Sache zuständigen Einzelurichter ange-
meldet und aucageführt werden.

Artikel 36.

Die den Vorschriften der Art. 31—35

entgegenstehenden gesetzlichen Bestimmungen,
insbesondere die Art. 137—143, 166—171,
179, 553—599 des in der Pfalz gelten-
den Strafproceßgesetzbucheo sammt den da-
zu gehörigen Gesetzen und Verordnungen
sind aufgehoben.

Artikel 37.

Die Entscheidung der in F. 88 der
Instruktion für die Polizeidirektionen der
Städte vom 24. September 1808 ange-

führten Streitigkeiten, welche in den Landes=
theilen diesseits des Rheins dermalen den

Landgerichten als Polizeibehörden, der Po-
lizeidirektion München und den Magistraten
der unmittelbaren Städre zustehr, geht in-
soweit, alo es sich um Civilrechtsfragen
handelt, auf die Civilgerichte über.

II. Untersuchungshaft.
Artikel 38.

Sobald sich gegen Jemanden wegen
eines mit Todesstrafe oder mit Zuchthaus-
strase von mehr als acht Jahren bedrohten
Verbrechens dringender Verdacht ergibt, ist
er in Untersuchungshaft zu bringen.

Artikel 39.

Wenn das Alopellationsgericht nach
durchgeführter Voruntersuchung Anklage
und Verweisung vor das Schwurgericht
erkennt, weil sich genügende Verdachts-
gründe wegen eines Verbrechens gegen eine
bestimmte Person ergeben haben, so verfügt
es zugleich die sofortige Verhaftung des
auf freiem Fuße befindlichen Angeschuldig-
ten, und zwar selbst in dem Falle, daß
während der Voruntersuchung dessen Frei-
lassung mit oder ohne Sicherheit angeord-
net worden ist.

Artikel 40.

Außer den Fällen der Art. 38 und

39 findet in der Regel Untersuchungehaft
nicht statt gegen Inländer, welche im König-
reiche ihren ordentlichen Wohnsitz haben und
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außerdem entweder im Besitze hinreichender
liegender Gründe sich befinden, ein ordent=
liches Gewerbe selbsiständig betreiben, ein
hinreichendes Einkommen versteuern, odet
im Dienste des Sctaates, der Kirche, einer
Gemeinde oder einer öffentlichen Korporation
ständig angestellt sind oder dem Stande
der Rechtsanwälte, Notare, Gerichtsboten
oder praktischen Aerzte angehören.
 Auenahmsweise ist bei solchen Per-

sonen wegen geringerer als der im Art. 38
bezeichneten Verbrechen, sowie wegen Ver-
gehen, welche mit Gefängnißstrafe von
mehr als einem Jahre bedroht sind, Unter-
suchungshaft zulässig:

1) wenn sie die Flucht ergriffen oder
Anstalten zur Flucht gemacht haben
oder nach vorliegenden besonderen
Umständen ihre Flucht mit Grund
zu besorgen ist;

wenn sie auf schrifeliche Vorladung
vor dem Untersuchungseichter nicht
erschienen ind und auch keine ge-
nügende Enrschuldigung vorgebracht
haben;

2–

3 wenn sie auf eine die Ermittlung
der Wahrheit hindernde Art auf

JZeugen oder Milbeschuldigte einge-
wirkt heben;

4 wenn see bereits früher in eine Ver-
brechenestrase oder wegen Vergehens
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des Diebstahls, der Unterschlagung,
des Betruges, der Hehlerei oder der
Fälschung in eine Gefängnißstrase
von mehr als einem Jahre verurtheilt
worden find.

Artikel 41.

Andere als die in Art. 40 Abs. 1

bezeichneten Personen können wegen jeden
Verbrechens und in den in Art. 40 Absf.

2 aufgeführten Fällen wegen seden mit
Gefängnißstrafe bedrohten Vergehens in
Untersuchungshaft genommen werden.

Ist gegen eine solche Person auf Ver-
weisung in die öffentliche Sitzung wegen
eines mit mehr als zweijdhriger Gefängniß-
strafe bedrohten Vergehens erkannt, so
kann auch außer den Fällen des Art. 40

Abs. 2 die VerhaftungdesBeschuldigten
von dem Gerichte, welches über die Ver-
weisung zu entscheiden hat, ofrfügt werden.

Gegen Heimathlose und kandstreicher,
desgleichen gegen Ausländer, bei welchen
darlüber, daß sie sich auf Vorladen vor
Gericht stellen und dem Urtheile Genüge
leisten werden, gegründeter Zweifel bestehr,
ist wegen jeder strafbaren Handlung Unter-
suchungshaft zuldssig.

Finder eine Verhaftung wegen einer
Uebertretung statt, deren Aburtheilung dem
Einzelurichter zusteht, so ist letzterer auch

· 37 *
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zur Erlassung des Verhafts= beziehungs-
weise Verwahrungsbefehls befugt.

Artikel 42.

In den Fällen der Art. 40 und 41

ist die Verhaftung nur dann anzuordnen,
wenn nicht durch Beschlagnahme von Le-

gitimationsurkunden, besondere Ueberwach-
ung, schleunige abgesonderte Vernehmung
von Mitbbeschuldigten oder Zeugen oder

sonstige gelindere Mittel die Erreichung
desselben Zweckes mit Sicherheit zu er-
warten ist.

Artikel 43.

Jeder zu den in Art. 40 Abs. 1 be-

leichneten Personen nicht Gehörige, der in
eine Gefängnißstrafe von wenigstens zwei
Jahren verurtheilt worden ist, kann schon
vor Eintritt der Rechtskraft des Urtheils

auf Anordnung desjenigen Gerichts, welches
die Verurtheilung ausgesprochen hat, in
Haft genommen werden.

Wer, nachdem er in eine Gefängniß=
strefe verurtheilt worden ist, auf der Flucht
betreten wird, kann ohne Rücksicht auf die
Größe der gegen ihn erkannten Srrafe und
seine sonstigen Verhältnisse, und zwar,
wenn er durch einen Schwurgerichtshof

verurtheilt worden ist, auf Anordnung des
Begzirksgerichts des Ortes, wo das Schwur-
gericht gehalten wurde, andernfalls des Be-
lirksgerichts, das in erster Instanz in der
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Sache erkannt hat, in Haft genommen
werden. Er kann auch ohne richterlichen.
Befehl von Polizeibehörden, Gendarmen.
und anderen Dienern der öffentlichen Ge-
walt festgenommen, muß aber dann unver-
züglich dem zuständigen Gerichte vorgeführt
werden. Ist leßteres weit entfernt, so muß
der Fesigenommene, wenn er es verlangt,
dem nächstgelegenen Bezirksgerichte vorge-
führt werden, das, falls es die Annahme,
daß er auf der Flucht begriffen gewesen
sei, als unrichtig erkennt, seine Freilassung,

andernfalls seine Ablieferung an das zu-
standige Gericht verfugt.

Artikel 44.

Außerdem ist bei allen strafbaren
Handlungen die provisorische Festnahme
derfenigen, welche auf frischer That betre-
ten werden, dann gestattet; wenn sie sich

über ihre Person nicht befriedigend auezu-
weisen vermögen oder die Festnahme noth-
wendig ist, um die Fortsetzung der straf-
baren Handlung zju verhindern. Diese
Festnahme kann auch ohne richterlichen Be-
sehl von Polizeibehörde, Gendarmen und
anderen Dienern der öfentlichen Gewalt
vorgenommen werden. Dieselben müssen
jedoch den Festgenommenen, falls er nicht
von ihnen selbst wegen Wegfalls der Ur-
sachen der Festnahme wieder alsbald frei-
gegeben wird, ohne Verzug dem zuständigen

5
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Staatsanwalte, Untersuchungsrichter oder
Einzelnrichter vorfuhren oder vorfuhren

lassen. Der Untersuchungs= oder Einzeln-
Richter kann den in solcher Weise Vorge-
führten wegen jeder strafbaren Handlung
in Untersnchungshaft nehmen und Verhafisz,
beziehungsweise Verwahrungsbefehl gegen
ihn erlassen, muß ihn aber, wenn ein an-
derer Grund der Verhaftung nicht besteht,
unverzüglich wieder in Freiheit setzen, so-
bald er sich über seine Person befriedigend
ausweist, beziehungsweise eine Fortsetzung
der strafbaren Handlung nach den Um-
ständen mit Grund nicht mehr zu be-
fürchten ist. Ist die Haft nur zu dem
Zwecke angeordnet worden, um die Fort-
setzung der strafbaren Handlung zu verhin-
dern, so darf dieselbe in keinem Falle über
24 Stunden fortgesetzt werden.

Artikel 45.

Der auf Befehl des Untersuchungs-
richters oder eines Einzelnrichters in Un-
tersuchungshaft Gebrachte hat das Recht,
sich jeden Augenblick wegen seiner Verhaftz.
ung beim Bejirksgerichte zu beschweren und
seine Freilassung zu verlangen.
die Beschwerde schriftlich selbst oder durch
einen Anwalt oder sonstigen Bevollmächtig-
ten einreichen, oder dem Gerichtschreiber
(Seererär) des Bezirké= beziehungsweise
Einzelngerichtes zu Protokoll geben. Des:

Er kann
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Bezirksgericht entscheidet darüber in ge-
heimer Sitzung nach schriftlicher oder münd-
licher Vernehmung des Staatsanwalts.
Ein Rechtsmittel ist gegen diese Enescheid-
ung nicht zulässig.

Hat auf den Grund der Bestimm-
ungen des Art. 43 ein Bezirksgericht die
Verhaftung eines durch dasselbe zu eineo
Gefängnißstrase Verurtheilten angeordnet,
so stehr Letzterem hiegegen die Berufung
an das Appellationsgericht dann zu, wenn

er auch in der Hauptsache Berufung ein-
gelegt hat und über diese noch nicht ent-
schieden ist. Das Appellationsgericht kann
in einem solchen Falle selbst vor Verhand-
lung der Hauptsache durch einen nach
schristlicher oder mündlicher Vernehmung
des Oberstaatsanwaltes in geheimer Sitz-
ung zu erlassenden Beschluß die Unter-
suchungshaft aufheben, wenn es dieselbe
nicht für angemessen erachtet. In allen
übrigen Fällen sind Rechtsmittel gegen die
auf den Grund der Bestimmungen des
Act. 43 erlassenen Verfügungennicht ge-
stattet.

Die in Gemäßheit der Bestimmungen
des gegenwärtigen Artikels stattfindenden
Verhandlungen sind tar= und stempelfrei.

Artikel 46.

Der in Haft Genommene kann auf
Freilassung gegen Sicherheitsleistung ver-

357“
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langen, ausgenommen, wenn die Verhaft=
ung auf Grund der Art. 38 oder 39 oder
deshalb angeordnet ist, weil eine die Er-
minlung der Wahrheit hindernde Ein-
wirkung auf MitbeschuldigteoderZeugen
stattgefunden hat.
15 Dem Gesuche muß entsprochen wer-
den, wenn im betreffenden Falle die Ver-
haftung einer der im. Art. 40 Abs. 1 be-

zeichneten Personen nicht zuldfssig gewesen
wär#In allen andern Fällen ist es dem
Gerichte überlassen, nach sorgfältiger Er-
wägung aller Umstände und der persön-
lichen Verhältnisse dem Gesuche zu ent-
sprechen oder dasselbe abzuweisen.

Die Enrscheidung steht dem berreffen-
den Bezirksgerichte und, wenn die Unter-
suchungöhafc von einem Einzelnrichter an-

geordnet wurde, diesem selbst zu. Das
Gericht entscheidet in geheimer Sitzung
nach schriftlicher oder mündlicher Ver-
nehmung des Staatsanwaltes. Wird dem
Gesucheentsprochen, so bestimmt das Ge-
richt zugleich die Summe, für welche
Sicherheit zu leisten ist. Dieselbe darf,
wenn die Verhaftung wegen Verbrechens
erfolgt ist, nicht unter fünfhundert und
nicht über zehnrausend Gulden betragen.
Ist die Verhaftung wegen eines mit mehr
als zwei Jahren Gefängnißstrafe bedrohten
Vergehens erfolgt, so ist die Summe, für
welche Sicherheic zu leisten ist, zwischen
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dreihundert und funftausend Gulden, bei
geringeren Vergehen zwischen hundertfünfzig
und zweltausend Gulden festzusctzen. Bei Ue-
bertretungen ist die Summe der zu leisten-
den Sicherheit nach Verhaltniß der Strafe,
mit welcher die Uebertretung bedroht ist,
und unter Hinzufügung eines enesprechen-
den Berrages für die muthmaßlichen Kosten
und den etwaigen Schadensersatz zu b-
stimmen.

Gegen den das Gesuch abweisenden
Beschluß, sowie zu dem Zwicke, um eine
Minderung der festgesetzten Sicherheits—
summe zu bewirken, ist dann, wenn die
Haft vor erfolgter Verurcheilung angeord-
net wurde, immer, wenn die Verhaftung

nach erfolgter Verurtheilung angcordnet
wurde, aber nur in dem Falle, daß auch
in der Hauptsache appellirt wurde, Beruf-
ung an das nächst höhere Gericht gestat-
ter. ketzteres entscheidet über die Beruf-
ung in geheimer Sitzung nach schriftlicher
oder mundlicher Vernehmung des Staats-
anwaltes. Nichtigkeitsbeschwerde ist nicht
zulassig.

Die Sicherheit kann durch baare Er-
legung des Betrages, durch Deponirung
bayerischer Staats= oder sonstiger volle
Sicherheit gewährender Werthpapiere, durch
Verpfändung von in Bayern gelegenen.
Immobilien oder durch Stellung eine#s.
zahlungsfähigen Bürgen geleistet weiven.
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Ueber die Annehmbarkeit der Sicherheits-
leislung entscheidet das betreffende Gericht
und es finden hiegegen keine Rechtsmittel
statt.

Dem Bürgen steht weder die Rechts-
wohlthat der Vorausklagung noch beim
Vorhandensein mehrerer Bürgen die Rechts-
wohlthat der Theilung zu.

Die Freilassung gegen Sicherheit hin-
dert eine spätere nochmalige Verhaftung
nicht, wenn verdnderte Verhältnisse eine
solche nothwendig oder angemessen er-
scheinen lassen. Insbesondere bildet sie in
den in Art. 43 aufgezählten Fällen kein
Hinderniß, die Verhaftung anzuordnen.
Ist jedoch im betreffenden Falle die Ver-
hastung der in Art. 40 Abs.1bezeichneten
Personen unzulássig, so kann auch eine
sonstige Person nicht verhaftet werden,
wenn sie bereits früher eine der ihr zur

bast liegenden That entsprechende Sicher-
heit geleister hat.

Die in Gemäßhheit der Abs. 3 und
4 stattfindenden Verhandlungen fiund tarx-
und stempelfrei, die zur Stellung der
Sicherheit erforderlichen Verhandlungen
aber find tar; und stempelpflichtig.

Artikel 47.

Der Untersuchungsrichter ist, wenn
er eine von ihm angeordnete Untersuchungs-
hafe nach der Lage der Untersuchung oder
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den Resultaten, welche dieselbe ergeben
hat, für nicht mehr gerechrfertigt halt, be-
fugt, den Verhafts= oder Verwahrungsbe=
fehl zurückzunehmen. iD8

Außerdem ist das Bezirksgericht be-
sugt, die von dem Untersuchungerichter an-

geordnete Untersuchungshaft nach vorheriger
schristlicher oder mündlicher Vernehmung
des Staarsanwalts von Amtswegen dann
aufzuheben, wenn es dieselbe nach den in:

den vorhergehenden Arrikeln enthaltenen-
Bestimmungen oder den Resultaten, welche-
die Untersuchung ergeben hae, nicht für-
gerechtfertigt hält.

Gleiche Befugniß steht dem Vir-
weisungssenate des Appellationsgerichtes
zu. Auch kann derselbe in solchen Fällen,
in welchen nach Maßgabe des gegenwärti=
gen Gesetzes Untersuchungshaft eintreten
muß, die einstweilige Aufhebung derselben
nach schriftlicher oder mündlicher Vernehm-
ung des Oberstaatsanwalts dann verfügen
wenn der körperliche odergeistige Zustand
des Verhafteten dieses unabweislich noth-
wendig macht.

Der Kassationshof kann, wenn er
ein Verweisungserkenntniß vernichtet und
zugleich selbst die geeignere Verfügung oder
Verweisung ausspricht, sowie dann, wenn
er ein Strafurtheil vernichtet, zugleich die
Haft des Angeschuldigten von Amtswegen
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aufheben, wenn er dieselbe nach den nun-

mehrigen Verhältnissen oder den betreffen:
den gesehlichen Bestimmungen nicht für
gerechtfertigt hält.

Artikel 48.
In der Pfalz muß, wenn es sich um

die Freilassung eines Verhafteten handelt,
der in der Sache aufgetretenen Civilpartei
Mittheilung gemacht und Gelegenheit ge-
geben werden, ihre Erinnerungen vorzu-
bringen. Rechtsmittel stehen der Civil=
partei jedoch nicht zu. Wird die Frei-
lassung gegen Sicherheitsleistung gestartet,
so ist bei Festsetzung der Sicherheitssumme
auf die Ansprüche der aufgetretenen Civil-
partei geeignete Rücksicht zu nehmen.

Artikel 49.

Die nach Maßgabe der Bestimmungen
des gegenwärtigen Gesetzes angeordnete
Freilassung eines Beschuldigten hindert den
Beschädigten nicht, für seine Ansprüche
alle Sicherheitsmaßregeln zu ergreifen,
welche nach sonstigen Gesetzen zulssig
find.

Artikel 50.

Wird der gegen Sicherheit in Frei-
heit Gesetzte im daufe der Untersuchung
oder nach ergangenem Urtheile wieder ver-

haftet, so erlischt damit die geleistete
Sicherheit.
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Außerdem erlischt die Sicherheit, wenn
das Verfahren eingestellt oder der
schuldigte freigesprochen worden ist, oder
wenn er dem gegen ihn ergangenen Urtheile

Genüge geleistet hat.
Die Zurückgabe der hinterlegten Be-

träge oder Werthpapiere und die Löschung
der geschehenen Hypothekeinträge sindet
auf amrliches Zeugniß des betreffenden Ge-
richts oder Untersuchungsrichters statt.

Artikel 51.

beistet derjenige, welcher gegen Sicher-
heitsleistung in Freiheit gesetzt worden ist,
dem gegen ihn ergangenen Urtheile nicht
Genüge, so haftet die Sicherheit vorerst
für die Kosten, sodann für die dem Be-
schädigten etwa gebührende Entschädigung,
und zwar hiefür selbst in dem Falle, daß
der Beschädigte nicht als Civilpartei auf-
getreten ist, und endlich für die Geldstrafe.
Der etwaige Ueberschuß ist der Staatskasse
verfallen.

Artikel 52.

Alle mit den Vorschriften der Art.
38—51 im Widerspruche stehenden gesetz-
lichen Bestimmungen, insbesondere die
Art.: 113, 114, 115 Abs. 2, 116,

(10— 122, 131— 110, 461 und 463
Theil II. des Strasgesetzbuches von 1813
und Art. 113—119, 121 Abs. 1 und 126
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des in der Pfalz geltenden Strafproceßge=
seßbuches sind aufgehoben. Die Art. 91,
94, 100, 129, 130 Abs. 2, 131, 134,
193, 230 Abs. 2, 231—233, 239 und
506 des zuletzt erwähnten Gesetzbuches
sind in Zukunft mit den aus den Be-
stimmungen der Art. 38— 51 des gegen=
wärtigen Gesetzes sich ergebenden Be,
schränkungen und Abänderungen zu voll-
ziehen. Insbesondere werden die Vor-
schriften des angeführten Gesetzbuches über
Erlassung von beibverhaftsbesehlen, sowie
#alle darauf sich beziehenden Bestimmungen
für jene Fälle anfgehoben, in denen in Ge-
maßheit. des gegenwärtigen Gesetzes eine
Verhaftungdes Beschuldigten nicht statt-
finder.;Unrerbleibt in Folge dessen in
einem Falls, wo das Bezirksgericht die
Mittheilung der Akten an den General-

staatsprokurator verordnet, die Erlassung
eines keibverhaftsbefehls,soist in dem Be-
schlusse, die dem Beschuldigten zu Last
liegende That auseinander zu sehen und
deren Eigenschaft unter Anführung der

auf dieselbe anwendbaren Strafbestimmingen
Anzugeben.
III. Wahrheitobeweis in Verläumdungo-

fällen.
Actikel 53.

 Bezüglich des in Verläumdungsfällen
Jeinäß Art. 259 des Strafgesehbuches zu-

ldsigen Wahrheitsbeweises gelten bis zum
Erscheinen eines allgemeinen Gesetzbuches
über das Strafverfahren die Bestimmungen
der folgenden Areikel.

Artikel 54.

Besteht die angebliche Verldumdung
in der Nachrede einer als Verbrechen,

Vergehen oder Ucbereretung strafbaren
That, so kann der Beweis der Wahrheit
dieser Nachrede vorbehaltlich der in Act.
56 enthaltenen Bestimmung nur auf
Grund einer wegen sener That erfolgten
rechrokräftigen Verurtheilung des durch die
Rachrede Betroffenen geführt werden.

Artikel 55.

biegt keine solche Verurtheilung vor,
vermag jedoch der der Verlumdung Be-
schuldigte solche Behelfe anzugeben, welche
geeignet scheinen, eine Untersuchung gegen
den von ihm Bezichtigten zu veranlassen,
so ist das Verfahren wegen Verldumdung
einstweilen auszusetzen.

Ist wegen der Verldumdung eine
Voruntersuchung eingeleiter, so hat der
Beschuldigte diese Behelfse dem Unter-
suchungsrichter innerhalb einer von diesem
festzusetzenden Frist bei Vermeidung des
Ausschlusses anzugeben.

Diese Frist ist in einem Verhere fest-
zusetzen, und darf nicht weniger als acht



67

Tage betragen. Der Untersuchungsrichter
ist verpflichter, hiebei den Beschuldigten auf
den durch vorstehende Bestimmung ange-
drohten Rechtsnachtheil ausdrücklich auf-
merksam zu machen, und es muß dies im
Protokolle bemerkt werden.

Ist der der Verläumdung Beschuldigte
ohne vorgängige Voruntersuchung sogleich
zur öffentlichen Verhandlung vorgeladen
worden, so hat er bei Vermeidung des
Ausschlusses die im Abs. bezeichneten
Behelfe vor dem Schlusse der öffentlichen
Verhandlung anzugeben.

Das Verfahren wegen Verldumdung
ist so lange auszusetzen, bis entweder fest-
steht, daß kein Grund zur Einleitung
einer Untersuchung gegen den durch die
Nachrede Betroffenen vorliege oder bis die
gegen denselben eingeleitete Untersuchung
ihre Beendigung gefunden hat. Während
dieser Zeit ruht die Verjährung rückssche
lich der Anschuldigung der Verlaumdung.

Artikel 56.

Wenn die That, welche den Gegen—
stand der Rachrede bildet, keine mit Strafe
bedrohte oder wenn aus einem andern

Grunde die Einleitung eines Strafoer-
fahrens gegen den durch die Nachrede Be-
trossenen unmöglich ist, so kann der Be-
weis der Wahrheit der Nachrede durch alle
im Strafverfahren stafthaften Beweismittel
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geführt werden; doch ist, wenn eine Vor-
untersuchung gegen den der Verläumdung
Beschuldigren eingeleitet wurde, die Zuldssig=
keit dieses Beweises dadurch bedingt, daß
der Beschuldigte dem Untersuchungsrichter
innerhalb einer Ausschlußfrist die zu be-
weisenden Thatsachen und die hiefür
sprechenden Beweismittel genau bezeichnet.

Die Vorschrift des Art. 55 Abs, 3

findet auch hier Anwendung.
Wurde der der Verldumdung Be-

schuldigte ohne vorgängige Voruntersuchung
sogleich zur öffentlichen Verhandlung vor-
geladen, so ist die Zuldssigkeit des Wahr-
heitsbeweises in den zur Zuständigkeic der
Schwurgerichte gehörigen Fälleu dadurch
bedingt, daß der Beschuldigte wenigstens
fünf Tage vor dem zur Verhandlung be-
stimmten Tage

4) eine genaue Aufstellung der zu be-
weisenden Thatsachen,

2) Abschrist der als Beweismittel
dienenden Urkunden,

3) die genaue Verzeichnung der Zeugen,
deren Abhörung er wünscht, nach
Namen, Gewerbe und Wohnort

in den Landestheilen dicsseits des Rheins
dem Gerichtsvorsitzenden mittheilt, in der
Ofalz aber dem Staatsprokurator sowie
der etwa aufgetretenen Civilpartei zustellen
läße, worauf sodann das weitere Verfahren
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nachMaßgabe der bestehenden Strafproceß=
gesehe einzutreten hat. Von den unter
Ziff. 1—3bezeichneten Aktenstücken ist in
den Landestheilen diesseits des Rheines
durch den. Gerichtsvorsitzenden sowohl dem
Staatsanwalte, als dem allenfallsigen Civil-
kläger, wo das Auftreten eines solchen
statthaft ist, alsbald Miteheilung ju
machen.

1

Gehört die Sache zur Zuständigkett
des Bezirksgerichis, so müussen in dem in
Abst 3 angegebenen Falle die zu beweisen-
den Tharsachen und die hiefür sprechenden
Beweismittel durch den Beschuldigten vor
dem Schlusse der öffentlichen Verhandlung
angegeben werden. Dem Gecichte steht,
falls es die angegebenen Thatsachen und
bezeichneten Beweismittel für erheblich
hält und letztere nicht sofort zur Hand sind,
frei, die Sache entweder zur Vorbringung
der Beweiemittel in eine andere Sitzung

zu hertagen oder zur Einleltung einer Vor-
untersuchung an den Untersuchungsrichter
zu verweisen.

Artikel 57.
Die Art. 11 und 12 des Gesetzes

vom 18. November 1849, das Verfahren

bei Preßvergehen in der falz betreffend,
sind aufgehoben.

IV. Einige Bestimmungen in Betreff
de5 Verfahrens in Preßstrafsachen.

Artikel 58.

Die in Art. 35 des Steafgesehbuches
bezeichnete Verfügung kann wegen des ge-
setzwidrigen Inhalts eines Preßerzeugnisses
auch in den Fällen eintreten, wenn eine

Verurtheilung nicht erfolge oder eine Per-
son, gegen welche eine Anklage gerichtet
werden könnte, nicht gegeben ist.

Letzteres darf nur dann angenommen
werden, wenn derjenige, welcher nach dem
Gesetze strafrechtlich haftbar wére, dem
Gerichte unbekannt geblieben ist oder sich
dem Bereiche der Wirksamkeit der bayeri-
schen Strafgesetze entzogen hat oder wegen
eines in Mitte liegenden, die Strafbarkeit
oder die Strafperfolgung ausschließenden
Grundes (VI. und VIII. Hauptstück des
Strasgesehbuches) nicht strafrechtlich ver-
folgt werden kann.

Die in Abs.1 bezeichnete Verfügung
ist in dem ersteren der dort angeführten
Falle durch den Schwurgerichtshof, be-
ziehungsweise das mit der Aburtheilung
besaßte Gericht, im letzteren durch das"
jenige Gericht zu erlassen, welches über
die Verweisung zu entscheiden hat. Dem
Betheiligten stehen gegen diese Verfügung
je nach der Eigenschaft des Gerichtes, das sle

38.
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erlassen hat, die Rechtsmittel der Beruf-
ung oder Nichtigkeitsbeschwerde zu, sowie
die Nichtigkeitsbeschwerde gegen das die

Berufungverwerfende Urtheil. Diese Rechts-
mittel sind binnen vierzehn Tagen bei dem
Gerichte, welches das Urtheil erlassen hat,
mundlich zu Protokoll oder schriftlich an-
zumelden und auszuführen. Ist das Ur-
theil auf den Grund einer Verhandlung,
zu welcher der Betheiligte vorgeladen war,
erlassen worden, so läuft die erwähnte
Feist, gleichgiltig ob der Betheiligte er-
schienen war oder nicht, vom Tage der

Verkündung des Urtheils, in den übrigen
Fllen von dem Tage, an welchem die in

Abs. 1 bezeichnete Verfügung im Kreis“
amtsblaite veröffentlicht oder dem Bethei-

ligten besonders kund gemacht, beziehungs-
weise, wenn es sich um ein auf Berufung
gegen eine solche Verfügung erlassenes Ur-
rtheil handelt, von dem Tage, an welchem
das die Berufung verwerfende Urtheil dem
Betheiligten mitgetheilt wurde.

Artikel 59.

Mie jeder Verurtheilung, welche durch
den Inhalt einer im Auslande erscheinen-

den Zeitung oder Zeitschrift veranlaßt
wurde, kann das aburtheilende Gericht
zugleich das Verbot der Zeitung oder Zeit-
schrift entweder schlechehin oder auf be-
stimmte Zeit, im lehtceren Falle nicht auf
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weniger als ein Jahr aussprechen. Das
Verbok ist von demselben Gerichte wieder
aufzuheben, sobald das Urtheil nach seinem
ganzen Inhalte vollzogen oder Begnadigung
eingetreten ist.

Artikel 60.

Wenn ein im Auslande erschienenes
Preßerzeugniß den Gegenstand eines Unge
horsams- (Kontumazial:) Verfahrens bilder,
so hat sich dieses Verfahren nach den hier-
über bestehenden gesetzlichen Vorschrifter
zu richten, jedoch mit folgenden Modi-
fikationen:

1. bei Verbrechen:

1) in den Landestheilen diesseits des
Rheines hat sowohl bei der Ediktal=
ladung als dem Urtheile der An-
schlag an dem Wohnorte ober
letzten Aufenthaltsorte zu unter!
bleiben;

2) in der Pfalz sind das Verwelsungs=
Urcheil und die inArt. 465 bre
Strasfproceßordnung erwähnte Or-
donnanz, sowie das Kontumazial-
Urtheil am Sitzungssaale des ab-
urthcilenden Gerichts anguhefsten
und außerdem auczugsweise im
Amtsblatte des Kreises und in

einem andern dazu geeigneten 5s#6
fenrlichen Blatte bekannt# zul
machen.
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Die übrigen in den Art. 463,
446 und 472 der Serafproceß=

Ordnung vorgeschriebrnen Förmlich-
keiten haben zu unterbleiben.

II. bei Vergehen:

1) die Zustellung der ersten Vorlad-
ung und des Kontumazialurtheils
geschiehr durch Anhestung am
Site des berreffenden. Gerichtes
und durch auszugsweise Bekannt-
machung im Amtsblatte des Krei-
ses und in einem anderen dazu ge-
eigneten offentlichen Blatte;

2) die sonstigen Zustellungengeschehen
durch bloße Anhefrung am Sitze
des Gerichtes. Auf diese Be-
stimmung ist bei der ersten Vor-
ladung ausdrücklich aufmerksam
zu machen;

3) zwischen der Justellung der Vor-
ladung und der Verhandlung mus-
sen wenigsteus dreißig Tage in
Mitte liegen;

4) die Frist, binnen welcher der Ber-
unrtheilte gegen das Kontumazial=

Urtheil Einspruch erheben kann, wird
für diesen Fall gleichfalls auf
dreißig Tage festgesetzt.

1 - .

—.
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V. Strafverfolgung wegen Ehren-
kränkungen.
Artikel 61.

Wegen Ehrenbr#nkungen mit Aus-
nahme derjenigen, bei welchen die Straf-
verfolgung gemaß Art. 264 des Straf-
gesehbuches ohne Antrag des Betheiligten
einzusrceten har, findet eine gerichtliche
Einschreitung nur dann statt, wenn der

Beleidigte oder dessen gesetzlicher Vertreter
#eeer die in Art. 265 des Strafgesehzbuches
genannten Personen bei dem Strafgerichte
Klage erheben und die erforderlichen Be-
weismittel beibringen beziehungsweise an-
zeigen.

In den Landestheilen diessei's des
Rheines har das Gericht die vom Fläger
oder vom Berlagten benaunten Zeugen
vorladen zu wern ise detressende
Parrei dien ind 5 n sonr

wohl für die Vorladn#nn al- die

EntschäbigungderZeugenbaae erlegt.
Ist derKläger ein Ausländer, welcher

in Bayern Kegende Güter nicht besitzt, so“
kann auf Antrag des Staatsanwalts oder
des Beklagten die gerichtliche Einschreitung
so lange ausgesetzt werden, bis der Kläger
für die ihn nach Art. 62 allenfalls rrefsen-
den Kosten eine entsprechende Kaution, deren
Betrag vom Richter festzusetzem ist, geleistet hat-

38•

laf en,

verlaugt
1½ „
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Der Klager und der Beklagte konnen
sich vor Gericht durch einen Bevollmachtig-
ten vertreten oder auch durch einen Rechts-

kundigen verbeistanden lassen.
Die Urcheilsfüllung erfolgt nach An-

hörung des Staatsanwaltes.

Eine Berufung steht dem letzteren
nicht zu, wohl aber dem Kläger und dem

Veklagten.
Hat nur der Beklagte Berufung ein-

zelegt, so kann das Urtheil nicht zu seinem
Nachtheile abgedndert werden.

Artikel 62.

Wird der Beklagte verurtheilt, so ist
dieler, wird er freigesprochen, so ist der
Kläger, vorbehaltlich der Bestimmung des
Art. 263 Abs. 2 des Strasgesetzbuches in
alle Kosten zu verurtheilen. Wurden
Rechesmittel ergriffen, so fallen die hiedurch
entstandenen Kosten, wenn der hiebei unter-

liegenre Theil selbst das Rechtemittel er-
zri # hat, diesem, andernfalls dem in der
Hauptsache Unterliegenden zu Last und sie
können nur in dem Falle, daß beide Theile

Rechtsmittel ergriffen haben und unterlegen
sind, verglichen werden.

In die Kosten sind auch diesenigen,
welche dadurch, daß sich die Partelen oder
eine derselben durch einen Bevollmächtigten
vertreten oder durch einen Rechtskundigen
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verbeistanden ließen, entstanden sind, sowie
entsprechende Reiseentschsddigungen der Par--
teien für den Fall, daß sie den außerhalb
ihres Wohnortes stattgehabten Gerichts-
verhandlungen persönlich beigewohnt haben,
aufzunehmen.

Artikel 63.

Die bezüglich des Armenrechts gelten-
den Bestimmungen finden auch auf die
vor den Strafsgerichten zu erhebenden
Klagen wegen Ehrenkränkungen Anwendung.

Artikel 64.

Alle in der bisherigen. Tioilgesetz=
gebung begründeten Klagen aus solchen
Injurien, deren Aburtheilung nunmehr den
Civilstrafgerichten zustehr, sind aufgehoben,
ausgenommen soweit dieselben lediglich auf
den Ersatz eines in Folge der Ehrenkeänk=
ung erlittenen Vermögensnachtheiles oder
auf die Bezahlung eincs Schmeczensgeldes
gerichtet sind.

Artikel 65.

Ehrenkränkungen, welche vor dem in

Art. 1 des gegenwärtigen Gesetzes bezeich
neten Tage in den Landestheilen diesseits
des Rheines verübt worden sind, sind ledig-
lich nach der zur Zeit ihrer Verübung
geltenden Gesetzgebung zu beurtheilen, und
können auf Grund derselben nur die nach
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der bisherigen Gesetzgebung zustehenden
Klagen angestellt werden.

vi. Verfahren in Uebertretungssachen
in den Landestheilen diesseits des

Rheines.

Artikel 66.

Bis zum Erscheinen eines allgemeinen
Gesetzbuches über das Strasoerfahren hat
sich in den Landestheilen diesseits des
Nhelnes das Verfahren in den zur Zu-

ständigkeit der Einzelnrichter gehörigen
Uebertretungssachen, soweit für dieselben
nicht durch Spezialgesetze besondere Eigen-
thümlichkeiten vorgeschrieben sind und vor-
behaltlich der im gegenwärtigen Geseh,
namentlich in den Art. 67—78 enthaltenen
besonderen Bestimmungen im Allgemeinen
nach deu für das Verfahren in Vergehens-
sachen, welche. nicht zur schwurgerichtlichen
Zusiandigkeit gehören, vorgezeichneten Grund-
schben zu richten.

Artikel 67.

Eine Voruntersuchung findet bei den
ein Art. 66 bezeichneten Uebertretungen
nicht statt. Ist eine Uebertretung ange-
zeigt, so hat der Staatsanwalt die an ihn
gekommene oder von ihm kurz aufge-
nommene und nöthigenfalls durch weitere

Erkundigung vervollständigte Anzeige dem
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Richter mit dem schriftlichen oder mund-
lichen Ancrage auf Festsetzung der Haupt-
verhandlung zu übergeben. Sowohl dem
Richrer als dem Staatsanwalte stehr die
Befugniß zu, wenn sie Aufschlüsse oder
Erhebungen für nöthig erachten, dieselben
von den Polizeibehörden oder der Gen-

darmerte zu erholen.

Artikel 68.

Ist der Beschuldigte verhaftet, so#
muß der in Art. 67 bezeichnete Antrag
längstens binnen vier und zwanzig Stunden
gestellt und falls nicht besondere Hinder"
ungsursachen entgegenstehen, sogleich zur
Hauptverhandlung geschritten werden, zu
welcher der Beschuldigte ohne weitere Bor-
ladung vorgeführe wird. Ist er der That
geständig oder sind die Schuld= und Ver-
theidigungsbeweiemittel sogleich zur Hand,
so soll in der Regel auf der Stelle die

Hauptverhandlung vollständig gepflogen
und das Urtheil gefällt werden. Wenn
dieß nicht thunlich ist, so soll jedenfalls der
verhastete Beschuldigte sogleich über die
Anschuldigung und über seine allenfallsigen
Vertheldigungsbeweismittel vernommen und

hienach zur Fortsehzung der Hauptverhand-
lung ein möglichst naher Termin anbe-
raumt werden.

Artikel 69.
Nicht verhaftete Beschuldigte sind
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75 zur Hauptverhandlung durch schriftlichen
Befehl vorzuladen, welcher die deutliche
Bezeichnung des den Gegenstand der An-
schuldigung bildenden Uebertretungsfalles
mit dem Beifügen zu enthalten hat:

1) daß es dem Beschuldigten freistehe,
seine allenfallsgen Vertheidigungs-
beweismittel mitzubringen oder solche
dem Gerichte so zeitig anzuzeigen,
daß sie noch zur Verhandlung bei-
geschafft werden können;
daß im Falle des Ausbleibens des
Beschuldigten die Verhandlung und
Aburtheilung dennoch stattfinden
werde.

Erlassung von Steckbriefen oder Ediktal-
ladungen findet nicht statt.

2)

Artikel 70.

Der Beschuldigte kann sich bei der
Hauptverhandlung durch einen Bewvoll=
mächrigten vertreten lassen. Die in Gegen-
wart eines solchen Vertreters gepflogene
Verhandlung hat gleiche Wirkung mit der
in Gegenwart des Beschuldigten gepflogenen.
Zur begitimation des Bevollmachtigten ge-
nugt eine vom Gemeindevorsiande be-
glaubigte Privatvollmacht.

Auch kann sich der erschienene Be-
schuldigte durch einen Rechtskundigen ver-
beistanden lassen.
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Artikel 71.

Zeugen und Sachverständige sind auf
Handgelsbniß an Eidesstatt, Beamte und
eidlich verpflichtete öffentliche Diener, wenn
sie über eine von ihnen bei Ausübung
ihres Amtes oder Dienstes wahrgenommene
Thatsache aussagen, unter Erinnerung an
ihren Diensteid zu vernehmen. eetzteres
hat auch bei jenen Sachverständigen zu
geschehen, die ein für allemal als solche
beeidigt sind.

Ob und welche Aktenstücke bei der
Hauptverhandlung zu verlesen seien, bleibt
dem Ermessen des Nichters anheimgestellt.

Artikel 72.

Ungehorsam der Zeugen und Sach-
verständigen sowie ungebührliches Benehmen
derselben oder des Beschuldigten vor Ger
richt kann mit Arrest bis zu drei Tagen
oder an Geld bis zu zehn Gulden, —

ungebührliches Benehmen des Vertreters
oder Vertheidigers mit Verweis oder Geld,
strafe bis zu zehn Gulden von dem Ein-

zelnrichter beahndet werden.

Artikel 73.

Ueber die Hauptverhandlung führt
der Protokollführer ein von ihm und dem

Richter zu unterzeichnendes Sitzungsprotot
koll, in welchem der wesentliche Inhalt der
Verhandlung kurz vorgemerkt wird. Die
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Uktbeiiesind mit urzen Gründen über
die That- und Rechtsfrage in fortlaufende
Register niederzuschreiben und in der
Sitzung zu verkünden. Die Verkundung
erfolgt in der Regel unmittelbar nach der
Verhandlung. Nur ausnahmsweise kann
sie auf einen der nächsten Tage verschoben
werden, in welchem Falle am Schlusse der
Verhandlung dem Beschuldigten oder seinem
Wertreter die Zeit, wann die Urtheilsver-
kündung startfinden wird, genau angegeben
werden muß.

Artikel 74.

Wenn der Beschuldigte ungeachtet
richtig geschehener Ladung weder in Person
noch durch einen bevollmächtigten Vertreter
erscheint, so kommen die für das Ungehor--
samsverfahren in Vergehenssachen geltenden
Vorschriften zur analogen Anwendung, je-
doch mit der Ausnahme, daß es dem Be-

schuldigten freisteht, statt des ihm zustehen-
den Einspruchs sogleich die Berufung zu
ergreifen.

Artikel 75.

In allen Fdllen, in welchen der Be-

schuldigte nicht verhaftet ist, kann der
Nichter, wenn er die Uebertretung für ge,

nügend bescheiniger erachtet, auf staatsan-
waltschaftlichen Antrag sofort ohne vor-
gängige Vernehmung des Beschuldigten
die entsprechende Strafoerfügung erlassen.
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Dieselbe ist dem Beschuldigten schrifelich
zugustellen, wenn sie aber in Haupt, oder
Nebensache einen anderen als den vom
Staatsanwalte beantragten Ausspruch ent-
halc, so soll sie zundchst dem Staatsan-
walte mitgetheilt und dem Beschuldigten erst
danngugestelltwerden, wenn der Staatsanwalt
seine Beruhigung hiebei erklärt oder binnen
drei Tagen vom Tage der geschehenen Mie-
theilung an gerechnet, einen Antrag auf
Einleitung der Hauptverhandlung nicht ge-
stellt har.

Artikel 76.
Die in Art. 75 erwähnte Sprafoer-

fügung hat zu enthalten:
1) die deutliche Bezeichnung des den

Gegenstand der Bestrafung bildenden
Uebertretungsfalles;
die Festsetzung der Strafe, der et-
waigen Straffolgen und des Kosten-
punktes mit kurzer Angabe der Be-
weisgründe und der gesetzlichen Vor-
scheisten, worauf sich der Ausspruch
zründet; ·-

die Eröffnung, daß der Beschuldigte,
wenn er sich durch die Verfüguug
beschwert erachte, innerhalb der auf
den Tag der Zustellung zunachst
folgenden acht Tage bei Vermeidung
des Eintritts der Rechtskraft der
Verfügung seinen Einspruch gegen
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dieselbe bei Gericht schriftlich oder
zu Protocoll anzumelden und zugleich
seine allenfallsigen Vertheidigungs-
beweismittel anzugeben habe.

Bringr der Beschuldigre innerhalb
der festgesetzten Frist Einwendungen gegen
die Strafverfugung vor, so ist dieselbe
als nicht erlassen zu betrachten und die
Hauptverhandlung in gewöhnlicher Weise
festzusetzen. Anderen Falles hat die Straf-
verfügung die Wirkung eines rechtskräftigen
Urtheils.

Artikel 77.

Die Berufung gegen das Urtheil
erster Instanz ist binnen acht Tagen bei
dem Gerichte erster Instanz mündlich zu
Protokoll oder schriftlich anzumelden und
auszuführen.

Hat die Verhandlung in Gegenwart
des Beschuldigten oder seines Vertreters
stattgesunden und ist das Urtheil unmittel-
bar nach der Verhandlung oder zu der
amSchlusse derselben bestimmten Zeit ver-
künder worden, so läuft die Berufungsfrist
vom Tage der Verkündung, in den übrigen
Fällen vom Tage der Zustellung des Ur,
thells an.

Artikel 78.

Eine Wiederaufnahme des Strafoer=
fahrens gegrn Endurtheile ist in Ueber-
netungsfüällen nicht zulädssig.
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Einige besondere Bestinimungen
für die Pfalz.
Artikel 79.

Der Wahrspruch der Geschmorenen
kann bezüglich der Hauprfrage, ob der An-
geklagte sich der That schuldig gemacht
habe, dann über die Frage, ob dieselbe
unter einem eine erschwerende Qualifikation

des Verbrechens begründenden Umstande
begangen worden sei, gegen den Angeklag-
ten nur mit einer Mehrheit von wenigstens

acht Stimmen gebildet werden.
Bezüglich der Strafmilderungsgründe

entscheidet die einfache Stimmenmehrheir,
bei Stimmengleichheit die dem Ange-
klagten günstigere Meinung. 6

Art. 347 und 351 der in der Pfalz

geltenden Strafproceßordnung sind aufge-
hoben.

Artikel 80.

Wen sich eine zum Tode verurtheklte
Weibsperson schwanger befindet, so bletbr
der Vollzug des Urthells bis nach ihrer
Encbindung ausgesetzt.

Artikel 81.

Wenn Jemand wegen einer strafbaren
Handlung zur Entrichtung von Geldstrafe
und Untersuchungskosten, nebstdem aber
auch zur Entschábigung des durch die
Handlung Beschädigten verurtheilt ist und
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das Vermogen des Verurtheilten nicht
aus reicht, diesen sämmtlichen Leistungen zu
genügen, so haben die beiden erstgenannten
Hosten dem Anspruche des Beschädigten

nachzustehen. ·

Verurtheilungen zu Wiedererstattungen,
zum Ersatz des Schadens und entbehrten
Gewinnes und zu den Kosten können,
wenn dieselben zu Gunsten einer Civil=

partei ergangen sind, mittels persönlichen
Arrestes vollstreckt werden.

Sind solche Verurtheilungen zu
Gunsten des Staates ergangen, so ist die
Vollstreckung derselben mittels persönlichen
Aerestes ausgeschlossen.

Desgleichen können Verurtheilungen
zu Geldstrafen, Enrschédigungen und Ge-
richtskosten, welche in Forstsachen zu
Gunsten des Staates oder einer Gemeinde

ergangen sind, nicht mittels persönlichen
Arrestes vollstreckt werden und es treten
die betreffenden Bestimmungen des Forst-
strafgesetzes für die Pfalz, insbesondere die
Art. 82—84, außer Kraft und werden durch
nachstehende Bestimmungen erseht:

Die wegen Forstfrevel erkannte Geld-
strafe wird in Arreststrase umgewandelt,
wenn durch ein Zeugniß des Erhebungs=
beamten festgestellt ist, daß sie weder von
dem Verurtheilten, noch von den als civil-

verantwortlich erklarten Personen beige-
trieben werden kann.
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Diese Umwandlüng findet ohne wei—
teren Urtheilsspruch nach folgendem Maß=
stabe statt:

1) an die Stelle von Geldstrafe bis zu
einem Gulden tritt vierundzwanzig-
stündiger Arrest;

2) bei höheren Geldstrafen trite
a) an die Stelle der ersien zehn

Gulden ein Tag Arrest für
jeden Gulden,

b) an die Stelle des weiteren Be-
b ttrages ein Tag Arrest für je

zwei Gulden.
Die in den Faällen der Ziffer 2 sich

ergebenden Bruchtheile eines Tages bleiben
außer Ansatz.

Der Arrest, welcher an die Stelle
der wegen eines oder wegen mehrerer Frevel
in einem Urtheile erkannten Geldstrafe tritt,
darf nicht über einen Monat dauern.
Hiebei kömmt jedoch die bei einer Mehr-
heit von Freveln in Verbindung mi einer
Geldstrase erkannte Arreststrafe nicht in

Berechnung. ·

Dem Gefangenen bleibt jederzeit die
Befugniß, sich durch Erlegung des Straf-
betrages, soweit derselbe durch die erstandene
Freiheitsstrase noch nicht getilgt ist, von
der letzteren frei zu machen.

Artikel 82.

Voruntersuchungen finden in Ueber-
39
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tretungssachen, welche zur Zuständigkeit
des Einzelnrichters gehören, nicht statt.
Die Polizeirichter, sowie die das öffentliche
Ministerium bei dem Polizeigerichte ver-
tretenden Beamten sind jedoch, wenn sle

Aufschlüsse oder Erhebungen für nöthig
erachten, befugt, dieselben von den Polizel-
behörden oder der Gendarmerie zu erholen.

Artikel 83.

Gegen Ureheile, welche in den zur
Zuständigkeit der Einzelnrichter gehörigen
Uebertretungsfällen von den Gerichten erster
Instanz erlassen werden, steht vorbehaltlich
dessen, was in Art. 61 Abs. 6 des gegen-
wärtigen Gesetzes bestimmt ist, sowohl dem
Verurtheilten als auch dem öffentlichen
Ministerium und der Cioilpartei das
Recht der Berufung unbeschränkt zu.

Artikel 84.

Die Bestimmungen des kaiserlichen
Dekrers vom 17. Mai 1809 über die Ver-

wendung der Geldstrafbetrdge nebst den
hiezu ergangenen Erlduterungen und Voll-
zugsvorschriften sind aufgehoben.

Das Gleiche gilt von den Vorschriften
über die Verpflichrung der Gemeinden zur
Herstellung und Unterhaltung der Cantons-
gefängnisse, zur Besoldung der Cantons=
gesängnißwärter, Beköstigung der Polizei-
sträflinge und Anschaffung der Gefängniß=
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requlsiten, dann zur Herstellung, Unterhalt-
ung, Beheizung und Beleuchtung der
Landgerichtslocale.

VIII. Bildung der Schwurgerichte in
der Pfalz.

Artikel 85.

Zu den Verrichtungen eines Ges
schworenen können, vorbehaltlich der in
Art. 86 festgesetzten Ausnahmen, alle
Staatsbürger berufen werden, welche ent-
weder

1) das Amt eines Bürgermeisters, Ad-
junkten oder Gemeinderaths bekleiden
oder in den lehten zehn Jahren be-
kleidet haben, oder

2) auf einer deutschen Hochschule den
Doktorgrad erlangt haben oder sich
durch ein amtliches Prüfungszeugniß
über ein mit günstigem Erfolge voll-
endetes Universicctsstudium ausweisen
können, oder

3) vollständige Kunststudten an einer
deutschen Akademie der bildenden
Künste gemacht haben und durch
Zeugnisse derselben ihre volle Kunst-
besähigung nachzuwetsen im Stande
sind, oder

4 jährlich an direkten Steuern einen
Gesammtbetrag von wenigstens zwanzig
Gulden entrichten.
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Artikel 86.

Geschworene können nicht sein:
4) sämmeliche in Aktlvit4kt stehende be-

soldete Staatsdiener und Militär-
personen;

2) alle Indivtduen, welche ein geistliches
Amtbekleiden oder geislliche Funktionen
verrichten;

3) die Advokaten an den Gerichten des
Ortes, wo die Schwurgerichtssitzungen
gehalten werden;

4) Personen, welche das dreißigste Jahr
noch nicht zurückgelegt haben;

5) Personen, welche wegen körperlicher
oder geistiger Gebrechen außer Stand
sind, den Pflichten eines Geschwornen
nachzukommen.

Endlich sind
6) ausgeschlossen die in Art. 21 Abf.1

des gegenwärtigen Gesetzes bezeichne,
ten Personen.

Artikel 87.

Die Perrichtung eines Geschwornen
kann wegen sechzigjährigen Alters für im?
mer abgelehnt werden.

Artikel 88.

Für jede Gemeinde soll eine Liste der
in derselben wohnhaften, zu den Verricht-
ungen eines Geschworenen befähigten Indi-
viduen von dem Bürgermeister unter Zu-

ziehung zweier Mitglieder des Gemeinde=
raths angefertigt werden.

Diese Eiste (Urliste) ist während vier-
zehn Tagen im Gemeindehause zu Jeder,
manné. Einsicht aufzulegen oder anzuheften,
und daß dieses geschehen sei, ist öffentlich
bekannt zu machen.

Artikel 89.

Jeder vollidhrige Staatsangehs.,ige
ist berechtigt, innerhalb des im vorhergehe:
den Artikel bezeichneten Zeitraumes gegen
die aufgelegte oder angeheftete iste wegen
Uebergehung befähigter oder Eintrezung
unbeshigter Indiolduen Einsprache zu er-
heben, worüber sodann in voller Versamm-
lung des Gemeinderaths in öffentlicher
Sitzung verhandelt und entschieden wird.

Gegen diese Entscheidung stehr den
Betheiligten das Recht der Beschwerde an
die betreffende Distriktspolizelbehörde zu.

Die Beschwerde ist binnen acht Ta-
gen vom Tage der Eröffnung des Be-
scheides an gerechnet ein= und auszuführen,
und sodann von der zuständigen Behörde
in kürzester Frist gleichfalls in öffentlicher
Sitzung zu erledigen.

Artikel 90.

Mindestens vier Wochen vor Zu-
sammentrite des Landrathes mussen sämme-
liche Urlisten jedes Distriktspolizeibezirkes

39°
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an den betreffenden Amtsvorstand einge-
sendet werden.

Dieser beruft sofort aus jedem Canton
seines Bezirks:

1) die Bürgermeister der vier bevölkert-
sten Bürgermeistereien, dann

2) jene fünf Wahlmänner, welche bei
der vorausgegangenen Wahl der
Landtagsabgeordneten die meisten
Stimmen in fünf verschiedenen Ge-
meinden ihrer Wahlbezirke erhalten
haben,

damit dieselben unter seiner Leitung aus
den Urlisten diejenigen Personen ihres
Cantons auswählen, welche wegen erprobter
Einsicht und Ehrenhaftigkelt der Gesinnung
zu dem Amte von Geschworenen am geeig-

netsten erscheinen.
Die Wahl geschieht in der Weise,

daß für je 500 Einwohner des Cantons
Ein Geschworener ausgewählt wird.

Ergibt sich bei dieser Berechnung eine
Bruchzahl über die Hälste, so wird ein
Geschworener mehr genommen; geringere
Bruchzahlen werden dagegen außer Auschlag
gelassen.

Artikel 91.

Aus den in jedem Districespoltzeibe=
zirke Gewahlten wird eine Liste gebildet
und an den Präsldenten der Kreisregierung

eingesendet, welcher nunmehr aus den ver-

schiedenen Bezirkslisten die Kreisliste an-
fertigen laßt.

Demselben steht hiebei die Befugniß
zu, auch noch solche Personen aus den Ur—
listen, welche nicht aus den in Art. 90

bezeichneten Wahlen hervorgegangen sind,
auf die Kreisliste zu setzen.

Die Zahl dieser Personen darf jedoch
in keinem Falle den zehnten Theil der Ge-
wählten überschreiten.

Artikel 92. "

Vierzehn Tage vor Zusammentritt des
Landraths ist die Kreisliste jedem etnzelnen
Mitgliede desselben zuzustellen. Der ver-
sammelte Landrath hat sodann die Zahl
der auf derselben befindlichen Personen auf
die Hälfte, jedoch in keinem Falle unter
sechshundert Ramen herabzusehen.

*2½ Artikel 93.
Bei der im vorhergehenden Artikel

angeordneten Reduktion har der Landrath
sorgfälttg darauf Bedacht zu nehmen, daß
nicht nur incelligente und durchaus unbe-
scholtene Maänner, sondern auch, daß wo
möglich Befähigte aus allen Gegenden des
Kreises und daß insbesondere Befähigte
aus dem Orte, wo die Schwurgerichtssit-

ung regelmaßig gehalten wird, in ange-
messener Anzahl der diste einverleibt
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Mitglieder des Landraths selbst durfen
nicht auf der Liste stehen.

Artikel 94.

Aus den auf solche Weise vom Land-
rathe ausgewählten Personen bildet sich
die Hauptliste der bei den Schwurgerichts-
sihungen zu verwendenden Geschworenen,
und die Abgänge, welche sich auf derselben
durch Todesfälle, Verlust der zum Amte
eines Geschworenen erforderlichen Eigen-
schaften oder in Folge der in Art. 108

enthaltenen Bestimmung ergeben, werden
in nachstehender Weise ergänzt.

Artikel 95.

In jeder Gemeinde werden jährlich
am Anfang des Monats März auf die in
Art. 88 bezeichnete Art diejenigen Personen
aus der feüheren Urliste gestrichen, welche
während des abgewichenen Jahres mit
DTed abgegangen find oder die zum Ge-
schworenenante erförderliche Befähigung
verloren haben. In gleicher Weise sind
diejenigen, welche während des Jahres diese
Befdhigung erlange haben, zur biste hin-
zuzusetzen. Die Bestimmungen über Be-
kanntmachung der Urlisten, über Anbring-
ung und Verbescheidung von Einsprüchen,
sowie über die Einsendung der Listen an
die Distriktspolizeibeamten finden auch hie-
her Anwendung.

Artikel 96.

Nachdem diesen Beamten zuvor vom
Regierungsprdsidenten das Verzeichniß der-
jenigen Personen ihres Bezirkes zugefertige
worden ist, welche auf der Hauptliste ein-
getragen sind, sowie derjenigen, welche we-
gen bereits geleisteren Dienstes für das
ndchste Jahr nicht wieder auf dieselbe ge-
sebt werden dürfen (Art. 108), schreiten
dieselben nach Maßgabe der in dem Art.
90 enthaltenen Vorschristen zu einer neuen
Auswahl, wobei jedoch nur für je zwei-
tausend Einwohner ein Geschworener gewähle
wird.

Artikel 97.

Die im Art. 90 bezüglich der Bruch-
zahlen enthaltene Bestimmung kommt auch
bei den in Gemäßheit des vorhergehenden
Art. 96 vorzunehmenden Wahlen zur An-
wendung. Die Auswahl kann sowohl die
erst neuerdings wählbar gewordenen, als
auch die früher schon gewählten, aber vom-
Landrathe der Hauptliste nichrt einverleibten.
Staatsbürger treffen.

Artikel 98.

Die Befugniß des Regierungspräst-
denten, bei Anfertigung der Kreisliste auch
noch andere Personen als die in den Di-

striktspoltzeibezirken gewählten als Ge-
schworene in Vorschlag zu bringen, finder
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auch bei der jährlichen Ergänzung der
Hauptliste, jedoch nur unter der im Art.

91 bezeichneten Beschränkung, Anwendung.

Artikel 99.

Dem versammelten Candrathe wird
nach vorgangiger Zustellung der Kreisliste
an die einzelnen Mitglieder (Art. 92) das
Verzeichniß der unterdessen abgängig ge-
wordenen Geschworenen der früheren Haupt-
liste mitgerheilt und dieser ergänzt sofort
dieselbe durch Hinzusetzung der dem Ab-
gange entsprechenden Anzahl neuer Ge-
schworenen.

Artikel 100.

Wenigstens vierzehn Tage vor Eröff-
nung der Schwurgerichtssizung hat der
Negierungspräsident die vom Landrathe
angefertigte Hauptliste dem Präsidenten des
Appellationsgerichts mitzutheilen.

Von diesem werden sodann in Gegen-
wart von vier Mitgliedern des Gerichts-
hofes und unter Zuziehung des Staatsan=
walts aus den in eine Urne zu legenden
Namen sämmtlicher auf die Hauptliste ge-
setzten Staatsbürger für die bevorstehende
Sibung fünf und vierzig hervorgezogen.

Artikel 101.

In gleicher Weise findet nach Be-
endigung der allgemeinen Ziehung eine be-

sondere Ziehung zur Bestimmung von neun
Ersatzgeschworenen statt.

Hiebei sind nur die Namen der an

dem Orte, wo die Schwurgerichessitzung
abgehalten wird, wohnhaften auf der
Hauptliste stehenden Staatsbürger in die
Urne ju legen.

Artikel 102.

Das Verzelchniß sämmtlicher gezogenen
Geschworenen ist in kürzester Frist dem er-
nannten Präsidenten des Schwurgerichts-
hofes mitzutheilen und dieser ist verpflich-
tet, binnen vier und zwanzig Stunden die
fünf und vierzig Namen auf dreißig, die
neun auf sechs herabzusehzn.

Artikel 103.

Das auf solche Weise herabgesetzte
Verzeichniß ist ohne Verzug an den Re-
gierungsprdsidenten einzusenden und durch
diesen jedem einzelnen Geschworenen von
seiner Berufung und dem Tage und Orte,
wo er zu erscheinen hat, durch eine schrift-
liche Ausfertigung unter ausdrücklicher
Bemerkung der auf das Ausbleiben ge-
sehten Strafen (Art. 105) Nachricht zu
geben.

Die Zustellung der Ausfertigung ist
wenigstens acht Tage vor dem zur Ersff-
nung der Sitzung bestimmten Tage durch
die geeignete Behörde entweder an den
Geschworenen in Person oder in dessen Ab-
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wesenheit an die in seiner Wohnung be-
findlichen Familienglieder oder Diener oder
endlich, wenn in der Wohnung Niemand
zu finden ist, an den Bürgermeister oder
Adjunkten zu bewerkstelligen, welcher so-
dann verpflichtet ist, die ihm übergebene
Ausfertigung ohne Aufschub an den Be-
rufenen gelangen zu lassen. Die Zustellung
ist zu bescheinigen und die Bescheinigung
sogleich an den Regierungspräsidenten ein-
zusenden.

Artikel 104.

Wenn an dem zur Eröffnung der
Sitzung bestimmten Tage von den vorge-
ladenen Geschworenen nicht wenigstens vier
und zwanzig erscheinen, so haben für die
abgngigen sofort die nach Art. 101 be-
stimmten Ersatzgeschworenen und zwar nach
der unter diesen durch die Ziehung geord-
neten Reihenfolge einzutreten.

Sind von den einberusenen Ge,
schworenen und Ersaßgeschworenen so viele
ausgeblieben, daß die Zahl von vier und
zwanzig nicht erreicht wird, so hat der
Hräsltdent des Schwurgerichtshofes die
Namen der übrigen am Sittungsorte
wohnhaften, auf der Hauptliste eingetragenen
Geschworenen in eine Urne zu legen und
so viele herauszuziehen, als zur Ergänzung
obiger Zahl erforderlich find.

Artikel 105.

Jeder Geschworene, welcher auf die
ihm zugestellte Ladung weder erschienen ist
noch sein Ausbleiben auf zulängliche Weise
entschuldigt hat, verfällt in eine Geldstrafe
von einhundert bis zweihundert Gulden.

Bei dem dritten Straffalle tritt nebst
doppelter Geldstrafe der Verlust der Fdhig-
keit zur Ausübung der Verrichtung eines
Geschworenen ein; das Urtheil ist durch
das Amtsblatt des Kreises auf Kosten des
Straffälligen bekannt zu machen und dessen
Name in der Hauptliste der Geschwerenen
zu streichen.

Artikel 106.

Gleicher Bestrafung unterliege jeder
Geschworene, der zwar auf die ergangene
Ladung erschienen ist, aber vor dem
Schlusse der Schwurgerichessitzung s#ch
ohne eine als giltig anerkannte Entschuldig-
ung wieder entfernt hat.

Actikel 107.

Als giltig entschuldigt ist nur der-
jenige zu betrachten, welcher eine Be-
scheinigung darüber beibringt, daß es ihm
unmöglich war, an dem sestgesetzten Tage
sich einzufinden oder bis zum Schlusse der
Sitzung zu verweilen.

Der Schwurgerichtshof hat über die
Zulänglichkeit der vorgebrachten Entschuld"
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igung zu entscheiden, und wenn er solche
verwirft, sofort die Strafe auszusprechen.

Artikel 108.

Wer auf die erhaltene badung er-
schienen und seinen Verrichtungen als Ge-
schworener nachgekommen ist, soll weder in
dem nämlichen, noch in dem nächstfolgenden
Jahre noch einmal zu gleichen Berriche-
ungen angehalten werden, so ferne er nicht
ausdrücklich auf diese Befreiung verzichtet,
worüber derselbe am Schlusse der Sitzung
besonders zu befragen ist.

Das Verzeichnisder also austretenden
Geschworenen ist sodann dem Regierungs=
prdsidenten jedesmal mitzutheilen, um die
Vormerkung auf der Hauptliste eintragen
zu können.

Artikel 109.

Jeder Geschworene, der seine Obliegen-
hei# erfülle hat und nicht am Sitzungsorte
wohnt, erhäált, wenn sein Wohnsitz weiter
als zwei Stunden davon entfernt liegt,
auf Verlangen eine Enrschädigung der
Reisekosten, deren Betrag durch Re-
gierungsverordnung festgesetzt wird.

Artikel 110.

An dem zur Eröffnung der Sitzung
anberaumten Tage und vor dem Beginn
der Verhandlung einer jeden neuen Straf-
sache sind die Geschworenen, welche auf die
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Vorladungerschienen sind, sowie die statt
der Nichterschienenen etwa bestimmten Er-
satzgeschworenen (Art. 104) in Gegenwart
des Sraasanwalts und des Angeklagten in

öffentlicher Sitzung namentlich aufzurufen
und ihre Namen in eine Urne zu legen.

Artikel 111.

Das Schwurgericht ist für die Ab-
urtheilung jeder einzelnen Strafsache aus
zwölf Geschworenen zu bilden.

Artikel 112.

Sollte jedoch eine einzelne Verhand-
lung eine längere Dauer erwarten lassen,
so kann der Schwurgerichtshof verfügen,
daß außer den erforderlichen zwölf Ge-
schworenen durch weitere Ziehung noch ein
oder zwei Ergänzungsgeschworene bestimmt
werden, um der Verhandlung beizuwohnen
und in dem Falle, wenn das eine oder

andere Mitglied bis zu der Berathschlag-
ung und Ertheilung des Ausspruches aus-
zuharren gehindert sein sollte, dasselbe zu
ersetzen.

Die Ergänzungsgeschworenen treten in
diesem Falle nach der Reihe ein, in welcher
die Namen gezogen worden sind.

Artikel 113.

Ist der Aufruf beendigt, und die
nach Art. 104 erforderliche Zahl vorhanden,



401 402

so zieht der Präsident die Namen der
zwölf Geschworcnen aus der Uene heraus.

Actikel 114.

Der Angeklagte und der Staatean=
walt sind befugt, eine gleiche Anzahl von
Geschworenen abzulehnen.

Ist jedoch eine ungerade Zahl von
Geschworenen vorhanden, so steht dem An-
geklagten tas Recht zu, elnen mehr ale
der Staatsanwalt abzulehnen.

Artikel 115.

So oft die Verhandlung gegen meh,
rere in der nämlichen Sache bethelligte
Angeklagte gerichtet ist, haben sich dieselben
darüber zu vereinigen, in welcher Art sie
das ihnen zustehende Ablehnungsrecht aus-
üben wollen.

Kann eine Vereinigung nicht erzielt
werden, so ist durch das Loos die Reihen=
folgezubestimmen,in welcher die einzelnen
Angeklagren das Ablehnungsrecht auszu-
üben haben.

Die von einem Einzelnen ausgeübte
Ablehnung ist in diesem Falle für Alle
bindend.

Artikel 116.

Sowie der Name eines Geschworenen

aus der Urne gezogen wird, hat zuerst der
Staatsanwalt, sodann der Angeklagte sch

ziu erklären, ob er von dem Rechte der Ab-

lehnung Gebrauch machen will.
Gründe der Ablehnung dürfen nicht

angegeben werden.

Artikel 117.

Die Ziehung ist beendigr, sobald
wölf Namen aus der Urne hervorgegangen
sind, gegen welche das Ablehnungerecht
nicht ausgeübt worden ist.

In dem durch Arr. 112 vorgesehenen
Falle ist die zur Bildung des Schwurge-
richts aus der Urne zu ziehende nsethige
Namenszahl von zwölf auf dreizehn und
bezlehungsweise auf vierzehn zu erhöhen.

Artikel 118.

Sind in der Uene nur noch so viele

Namen übrig, als zur vollzähligen Bild-
ung des Schwutgeriches erfordert werden,
so findet eine weitere Ablehnung nicht
statt.

Artikel 119.

Für jeden einzelnen Fall sind die das
Schwurgericht bildenden Geschwornen äöf-
sentlich zu beeidigen.

Der Präsident hat ihnen zu diesem
Ende folgende Eidesformel vorzulesen:

„Ich schwöre, die gegen N. N.
erhobene Anklage und dessen Ver-
theidigung bei bevorstehender gerlcht,

40
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licher Verhandlung mit sorgfältiger
Aufmerksamkeit zu verfolgen, dle
Anschuldigungs: und Entschuldig-
ungsbeweise gewissenhaft zu prüfen,
über den zu ertheilenden Ausspruch
mit Riemand außer mit meinen

Miegeschworenen mich zu benehmen,
in der Ausübung der mir als Ge-

schworener obliegenden Verrichrung
nicht aus Haß, Gunst, Furcht,
Eigennutz, Rücksicht auf die Per-
son oder aus anderen solchen Ur-
sachen zu handeln, son dern dabei
nur Gott, die Gerecheigkelt und
Wahrheit vor Augen zu haben
und meinen Ausspruch nach meinem
Gewissen und der durch die Ver-
handlungen in mir begründeten
freien Ueberzeugung zu geben,
Alles gerreulich und ohne Gefährde,
so wahr mir Gott helse.“

Nach Ablesung der Eldesformel ist
seder Geschworene einzeln durch den Präsi-
denten aufzurusen und hat mit emporge-
hobener Rechten die Worte auszusprechen:

„Ich schwbre.“
Religionsgenossen, welchen der Eid

untersagt ist, werden nach ihrem Ruus
verpflichtet.

Artikel 120.
Nach erfolgter Beeidigung ist die

Verhandlung der abzuurtheilenden Straf-
sache zu erbffnen.

Wird diese Verhandlung aus irgend
einem Grunde zur nächsten Schwurgerichts-
sitzung hingewiesen, so muß bei dieser zu
einer neuen Bildung des Schwurgerichts
nach den vorstehenden Vorschriften ge-
schritten werden.

Artikel 121.

Die Bestimmungen der Art. 312,
381—393, 395—404 und 406 des Code

dinstruction criminelle sowie sämmiliche
mit diesen Bestimmungen zusammenhäugende
Gesetze und Verordnungen sind aufgehoben.

IX. Kassationshof.

Artikel 122.

Die in Bezug auf Nichtigkeitsbe-
schwerden und Beschwerden zur Wahrung
des Gesetzes (Kassationsrekurse) sowie in
Bezug auf den Kassationshef überhaupt,
dessen Zuständigkeit, das Verfahren bei
demselben und die Wirkung seiner Urtheile
in den verschiedenen Gebietstheilen derma-
len geltenden gesetzlichen Bestimmungen
bleiben, sowelt das gegenwärtige Gesetz
keine besonderen Bestimmungen enthält, in

Wo das Geset Nicheigkeitsbeschwerde
oder Beschwerde zur Wahrung des Ge,



405

sehes wegen unrichtiger Anwendung eder
Verlehung eines Gesetzes zuláßt, sind diese
Rechtsmittel auch wegen unricheiger An-
wendung oder Verletzung einer auf den
Grund der Bestimmungen des Dolizei-
strafgesehbuches oder eines anderen Ge-
setzes angewendeten oder angerufenen Ver-
ordnung oder pollzeilichen Vorschrift ge-
stattet.

Artikel 123.

Bel dem Oberappellationsgerichte ent-
scheidet ein aus sieben Mitgliedern be-
stehender Senat über alle aus dem ganzen
Königreiche in Verbrechens-, Vergehens-
undllebertretungssachen einlaufenden Richtig-
keitsbesch verden und Beschwerden zur
Wahrung des Gesetzes (Kassatlonsrekurse),
soweit die Entscheidung nicht dem Plenum
des Oderappellationsgerichtes zustehr.

Zum Behufe der Bildung dieses
Senates bezeichnet das Direktorium des
Obecappellationsgerichtes für je ein Jahr
neun seiner Mugglieder und ergänze die
durch Beförderung, Ruhestandsversetzung
oder Todesfall entstehenden Lücken für das
laufende Jahr. Bei blos vorübergehender
Verhinderung hat der Prdsident des Ober-
appellationsgerichtes für einzelne Sitzungen
nöcthlzen Falls Ersaßleute aus den übrigen
Miegliedern des Oberappellationsgerichtes
zu bezeichnen.
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Artikel 124.

Ist der Angeklagte zum Tode verur-
theilt worden, so ist das Urtheil des
Schwurgerichts sammt Akten, auch wenn
kein Rechtsmittel eingewendet wurde, dem
Oberappellatlonsgerichte zur Prüfung und
Entscheidung darüber, ob kein Nichtigkeits-
grund vorliege, von Amtswegen einzu-
senden.

Artikel 125.
Der Anzeschuldigte, welcher Nichtig-

keitsbeschverde ergrissen hat oder gegen
welchen von dieser Befugniß Gebrauch
gemacht wurde, ist berechrigt, die Mie-
glieder des Kassationshofes in nachverzeich-
neten Fällen abzulehnen:

1) wenn das betreffende Mitglied an
der Verurtheilung des Angeschuldigse#n“
ein wenn gleich nur mittelbares oder

entferntes Privatinteresse hat;

2) wenn es mit dem Beschädigten in
direkter Linte oder bis zum vierten
Grade der Seitenlinie verwandt oder

verschwägert ist;
wenn es mit dem Beschäbigeen in

besonderer Freundschast oder Ver-
traulichkeit steht oder

mit dem Angeschuldigten selbst in
Screit oder Feindschaft lebt.

40“

3)

4



407

Das Ablehnungsgesach muß binnen
vierzehn Tagen von dem Zeltpunkte an,
von dem die Frist zur Einlegung der
Nicheigkeitsbeschwerde läuse, bei dem Ge-
richte, welches das angefochtene Urtheil er-
lassen har oder bei welchem der Ange-
schuldigte verhaftet ist, zu Protokoll gege-
ben werden.

Artikel 126.

Ueber das Ablehnungsgesuch entscheider,
nachdem zuvor das abgelehnte Mirglied
mit seiner schriftlichen Erklärung gehört
worden ist, der in Art. 123 bezeichnete
Senat in geheimer Sitzung auf Vortrag
eines vom Vorstande ernannten Referenten

und nach Vernehmung des Generalstaaes=
anwaltes.

Das abgelehnte Mitglied darf dieser
Sitzung nicht beiwohnen.

Artikel 127.

Der Angeschuldigte, welcher die
Richtigkeitsbeschwerde rechtzeitig erhoben
hat, ist befuge, innerhalb vierzehn Tagen
vom Tage des angefochtenen Uctheiles an
in einer von einem Rechtsverständigen

unterzeichneten Denkschrift seine Beschwerde-
sründe auszuführen.

Hat der Staatsanwalt die Nichtig-
keicsbeschwerde erhoben, so sind dem An-
geschuldigten die Beschwerdepunkte in Ab'

"08

schrife mitzueheilen, und es steht Letzterem
seel, binnen vierzehn Tagen seine Gegen-
bemerkungen einzureichen. Nach Ablauf
der festgesetzten Feist sind die Akten ohne
Verzögerung an das Oberappellationegeriche
einzusenden. "

Artikel 128.

Der Angeschuldigte kann auch seine
Beschwerdegründe oder seine Verrheldigung
in der öffentlichen Sitzung des Oberappel=
lationsgerichtes kurch einen bevollmächtigten
Rechtsverständigen mündlich vortragen lassen.
Will er hiezu die Vorladung des Bevoll=
mächeigten erwirken, so hat er auf der
Kanzlei des Gerichtes, welches das ange-
fochtene Urtheil erlassen hat, in Person
oder durch einen Specialbevollmächtigten
diese seine Absicht entweder zugleich mit
Echebung der Nichtigkeitsbeschwerde oder
spatestens in der im Act. 127 Abs. 1oder

2 festgesetzten Feist zu Pcotokoll zu er-
klären und den Rechtsverständigen, dem
er seine Verteetung übertragen will, zu
benennen. Wohnt dieser Richtsverständige
nicht am Site des Oberappellationsgerichtes,
so kann zugleich ein daselbst wohnhafter
Anwalt zu dem Zwecke bezeichnet werden,
damit die Vorladung ihm mitgetheile
werde. Das hierüber zu errichtende Pro-
tokoll ist mit den Akten an das Oberappel-

lationsgericht einzusenden.
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Artikel 129.

Sobald die Akten einer Sache, in
welcher der in Art. 123 bezeichnete Senat
zu enrscheiden hat, beim Oberappellations=
gerichte eingelaufen sind, theilt der Peäsi-
dent dieselben dem Vorstande dieses Senates
mit. Letzterer läßt die Akten durch die
Gerichtskanzlei dem Generalstaatsanwalte
zur Einsicht mittheilen. Dieser hat die-
selben unverzüglich zu prüfen und solche
nebst schriftlichem Antrage dem Vorstande
des Senates zurückzustellen, worauf Letzerer
einen Referenten ernennt, welcher sodann
an dem vom Senatsvorstande zur Ver-

handlung festgesetzten Tage Vortrag ers-
stattet.

Der zur Verh indlung festgesetzte Tag
muß wenizstens acht Tage vorher durch
Anschlag an der Gerichtstafel bekannt ge-
macht werden. Zu gleicher Zeit hat die
Gericheskanzlei dem Gineralstaaksanwalte
und dem etwa aufgestellten Vertreter des

Angeschuldigten Kenntniß hievon zu geben.
Die Mutheilung an denVertreter geschieht
durch ein an deaselben gerichtetes Schreiben
und zwar, wenn er weder am Sitze des

Oberappellationsgerichtes wohnt noch ein
daselbst wohnender Awalt in Gemähheit
des Art. 128 zur Empfangnahme der Vor-

ladung bezeichnet worden ist, durch die
DPost. Das Koncept des Schreibens und
die von dem Vertreter oder dem zur Em-
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pfangnahme der Vorladung Bevollmaächtigten
ausgestellte Empfangsbescheinigung bezieh-
ungsweise der Postschein sind den Akten
beizuheften.

Der Angeschuldigte wird nur dann

zur Verhandlung am Oberappellations-
gerichte vorgeladen, wenn er Rechtsver-
ständiger ist und bei Erhebung der Nichtig-
keitsbeschwerde oder vor Anberaumung des
Verhandlungstages auf der Kanzlei des
Oberappellatlonsgerichtes erklárt hat, daß
er sich selbst vertreten wolle. Ist der An-

geschuldigte verhaftet, so kann er nicht ver-
langen, an der Verhandlung persönlich
theilzunehmen.

Eescheint in der anberaumten öffent-
lichen Sitzung des Oberappellationsgerichtes
kein Vertreter des Angeschuldigten, so wird
die Verhandlung der Sache hiedurch nicht
aufgehalten. War derselbe oder im Falle
des Abs. 3 der Angeschuldigee jedoch nicht
vorschriftsmäßig von der anberaumten
Sitzung in Kenntniß gesetzt, so kann der
Angeschuldigte gegen das ergangene Uctheil
binnen acht Tagen nach Zustellung desselben
Einsopruch erheben.

Artikel 130.

An dem zur Verhandlung festgesetzten
Tage trägt zuerst der Referent eine Dar-
stellung des bisherigen Ganges des Straf-
verfahrens vor und bezeichnet die Richtig-
keitsgründe, wenn solche aufgest elle sind.
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Artikel 181.

Hierauf erhält der Beschwerdeführer
und wenn sowohl der Angeschuldigee als
der Staatsanwalt Micheigkeiesbeschwerde
erhoben hat, zuerst der Angeschuldigee oder
sein Bertheidiger das Wort zur näheren
Ausführung der Beschwerde.

Dem Gegnes des Beschwerdeführers
steht das Recht zu, hierauf zu antworten.

Der Gerichtshof kann den Schluß
der Verhandlung aussprechen, sobald er
die Sache für vollständig erschöpft erachtet.

Doch gebührr sedenfalls dem Ange-
schuldigten oder seinem Vertheidiger das
Recht der letzten Aeußerung.

Artikel 132.

Die Sitzungen des Kassationshofes
sind öffentlich.

Der Vorsitzende hat das ganze Ver-
sfahren zu leiten und die Ordnung zu be-
stimmen, in welcher diejenigen, welche um
das Wort bitten, zu sprechen haben.

Ihm gebührt die Handhabung der
Polizei in der Sitzung. Er ist zu diesem
Ende berechtigk, diesenigen Zuhörer, welche
den Gang der Verhandlung durch Zeichen
des Beifalls oder Mißfallens oder auf an-
dere Weise stören, zur Ordnung zu ver-
weisen, geeigneren Falls aus dem Sitzungs-
saale enefernen und nach Umstinden auf
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vier und zwanzig Seunden zur Haft
bringen zu lassen. Von dem Leheeren ist
im Sitzungsprotokolle Erwähnung zu thun.

Artikel 133.

Der Angeschuldigte, welcher sich un-
geziemende Ausfälle erlaubt, wird vom
Vorsitzenden zur Ordnung verwiesen und
kann, wenn er sich nicht fügt, durch den
Gericheshof in eine Arreststrafe bis zu
acht Tagen verurtheile, nöthigenfalls auch
aus dem Sihzungssaale entfernt werden.

Macht sich der Vertheidiger einer
solchen Uebertretung schuldig, so kann er
nach fruchrloser Verwarnung durch den
Vorsitzenden vom Gericheshofe mit einem
Verweise oder einer Geldstrase bis zu hun-
dert Galden belegt, oder bei erschwerenden
Umständen zur Suspension vom Amte auf
einen Mo#nat bis zu einem Jahre verur"
theilt werden.

Diese Strafen sind sogleich nach Be-
endigung der Verhandlung zu vollziehen,
vorbehaltlich der weiteren Einschreictungen,
insoferne solche Ungebühr noch in ein an-
deres nach den Bestimmungen des Straf-
gesetzbuches zu ahndendes Verbrechen oder
Vergehen übergehen sollte.

Artikel 134.

Nach geschlossener Verhandlung be-
stimmt das Gericht den Zeitpunkt, wann
das Uctheil verkünder werden wird.
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Die Berathung und Abstimmung des
Gerichts ist geheim.

Der Vorsitzende leitet die Berathung
und Abstimmung. Letztere geschieht in der
Art, daß die dem Dienstalter nach jüngeren
Mieglieder vor den alteren stimmen. Der

Vorsitzende stimmt zuletzt.
Die Entscheidung geschieht nach abso-

luter Stimmenmehrheit. Theilen sich die
Stimmen in mehrere Meinungen, von
denen keine die absolute Mehrheit für sich
hat, so werden die dem Angeschuldigten
nachtheiligsten Stimmen den nächstfolgenden
minder nachtheiligen so lange beigezchle,
bis sich hinsichtlich der Zahl aller Stimmen=
den eine absolute Mehrheit ergibt.

Das geschêpfte Erkenntniß ist mit
Entscheidungsgründen versehen niederzu-
schreiben und vom Vorsitzenden in öffent-
licher Sitzung zu verkünden. Es wird in
der Reinschrift vom Vorsitzenden, sämmt-
lichen Gerichtsmitgliedern und dem Proto-
kollführer unterzeichnet.

Der Protokollführer hat außerdem ein
Sitzungsprotokoll aufzunehmen, das von
ihm und dem Vorsitzenden unterzeichnet
wird.

Artikel 135.

Wird die Michtigkeiesbeschwerde eines
hlos zu einer Vergehens, oder Uebertretungs,
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strase Verurtheilten als unzuldssig oder
unbegründee verworsen, so kann derselbe
zugleich zu einer Geldstrafe bis zu hundert
Gulden und im Falle der Unvermögenheit
zu einer Arreststrase bis zu dreißig Tagen
verurtheilt werden.

Artikel 136.

Findet der Gerichtshof die angebrachte
Nichtigkeitsbeschwerde begründet, so wird
das angegriffene Urtheil entweder seinem
ganzen Inhalte nach oder, insoferne sich die
Nichtigkeit nur auf die eine oder die an-

dere der darin enthaltenen Verfügungen
beschränkt, theilweise vernichtet und nach
Verschiedenheit der Fálle in Gemähheit
der in den folgenden Artikeln enthaltenen
Vorschristen weiter verfahren.

Artikel 137.

Wird ein Beschluß eines Verweisungs-
senates vernichtet, so ist je nach Ver-
schiedenheit der Fälle in folgender Weise
zu verfahren:

) Erfolgt die Vernichtung, weil der
Beschluß auf einer unrichtigen An-
wendung des Gesetzes bezüglich der
Eigenschaft der Thar beruht oder
die Voruntersuchung in einem Falle,
in welchem sie nur auf Antrag des
Beschädigten eröffnet werden konnte,
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von Amtswegen eingelettet wurde,
so erläßt der Gerichrshof zugleich
die geeignete Verfügung auf die
Voruntersuchung.
Wird der Beschluß als formell
nichtig, z. B. weil er ohne vorherige
Vernehmung des Sgcaatsanwalts
erlassen wurde, der Verweisungesenat
nicht gehörig beseht war u. dgl.,
aufgehoben, so wird die Sache an
das nämliche Gericht, welches den

aufgehobenen Beschluß gefaßt hat,
zur wiederholten Beschlußfassung
unter Beobachtang der dafür be-
stehenden gesetzlichen Vorschriften zu-
rückverwiesen. In diesem Falle
können zu dem wiederholten Beschlusse
ausnahmsweise die nämlichen Richter
mitwirken, welche den ersten Beschluß
gefaßt haben.

Wierd der Beschluß vernichtet, weil
das Appellarionsgericht nicht zu-
ständig war, so wird die Sache an
das zuständige Gericht verwiesen.

eiegt der Grund der Vernichtung
darin, daß die Sache an ein hiefür

nicht zuständiges Gericht verwiesen
wurde, so spricht der Gericheshof mit
der Vernichtung zugleich selbst die
richtige Verweisung aus.

416U

Artikel 138.

Wird ein von einem Schwurgerichte

erlassenes Urtheil vernichtet, so ist nach
Verschiedenheit der Fälle also zu ver-

fahren:

1) Erfolge die Vernichtung, weil eine

2)

wesentliche Förmlichkelt ehe die Ge-
schworenen ihren Wahrspruch abge-
geben haben oder durch den Wahr-
spruch selbst verltwurde, so wird
die ganze Verhandlung vernichtet
und die Sache zur nochmaligen Ver-
handlung und Aburtheilung an das
nämliche oder ein anderes Schwur=

gericht verwiesen. In das neu zu
bildende Schwurgericht kann kein
Geschworener eintreten, welcher Mit-
glied des fruheren Schwurgerichts
war, und auch der Schwurgerichts-
hof kann nur aus solchen Richtern
bestehen, welche an der vorigen Ab-
urtheilung keinen Theil genommen
haben. Rsthigenfalls können Mit-
glieder des Appellationsgerichtes zur
Bildung des Schwurgerichtshefes
abgeordnet werden. Die neue Ver-
handlung findet auf den Grund des
Verweisungserkennenisses und der
srüheren Anklageschrift statt.

Ist dagegen die Formverletzung,
wegen welcher die Vernichtung statt-
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3 2

gerichtshofes vernichtet

aufrecht erhalten.

flndet, erst nach erfolgtem Wahr-
spruche per Seschwornen erfolgt, so
wird nur das Urtheil des Echwur-

und die

seühere Verhandlung mit Einschlyß
des Wahrspruches der Geschworenen

In diesem Falle
wird die Sache an die dchste
Schwurgerichtssitzung desselben oder
eines anderen Appellationsgerichts-
bezirkes verwiesen, weselbst der
Schwurgerichtshof anf den Grund
des von den Geschworenen abgegebenen
Wahrspruches und nachdem zuvor
der Staatsanwalt, der Angeklagte
und sein Vertheidiger mir ihren Er-
klärungen gehört worden sind, ein
neues Urtheil zu erlassen hat. Auch
in dlesem Falle kann der Schwur-
gerichtshof nur aus solchen Richtern
bestehen, welche an der ersten Ab-
ureheilung keinen Theil genommen
baben, und es können nöchigenfalls
Mitglieder des Appellationsgerichtes
zur Bildung des Schwurgerichts-
hofes abgeordnet werden.
Geschieht die Vernichtung des Ur-
theils wegen unrichtiger Anwend-
ung des Gesehes und ist der, Gerichts-
hof der Ansicht, daß die That, we-
gen welcher die Verurtheilung er-
solgte, durch kein Strafgesetz ver-
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boten sei, so hat es bei der Vernicht-
ung des Urtheils ohne weitere Ver-
weisung der Sache sein Bewenden,
und der Gerichtshof spricht zugleich
die Freisprechung des Angeklagten
aus.

Wird aber das Urtheil des
Schwurgerichtshofes um veßwillen
vernichtet, weil der Angeklagte zu
einer anderen als der gesehlichen
Scrase verurtheilt oder weil mit
Unrecht ausgesprochen wurde, daß
die Handlung durch kein Strafgeset
verboten sei, so wird bezüglich der
Verweisung und wetteren Aburthell-
ung der Sache nach den unter Ziff.
2 gegebenen Vorschriften verfahren.

Artikel 139.

Wird ein von einem Appellatlons=

gerichte oder ein von einem Bezirksgerichte
als Berufungsinstanz für Uebertretungs=
sachen erlassenes Urtheil vernichter, so fin-
det in dem in Ziff. 3 des vorhergehenden
Artikels vorgesehenen Falle die daselbst ge-
gebene Vorschrift Anwendung. In allen
anderen Fällen wird die Sache zur noch
maligen Verhandlung und Aburtheilung
entweder an das nämliche oder an ein an-

deres Appellations= oder Bezirksgericht

verwiesen. Bei der enerlichen Verhand=1
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lung und Aburtheilung kann kein Richter
mitwirken, welcher zu dem ersten Urtheile
mitgewirkt hat.

Artikel 140.

Wird, nachdem ein Urcheil wegen un-
richeiger Anwendung des Gesetzes vernichtet
worden ist, von dem Gerichte, an welches

die Sache zurückverwiesen wurde, auf eine
mit dem vorigen Urtheile Übereinstimmende
Weise erkannt und hierauf das neue Ur-
theil aus denselben Gründen, wie das
frühere, mit der Michtigkeitsbeschwerde an-

gegriffen, so hat das Oberappellationsgericht
in seiner Plenarversammlung über dieselbe
zu entscheiden.

Das Verfahren richtet sich nach den
Bestimmungen der vorhergehenden Areikel.
Was daselbst bezüglich des Senatsvor-
standes gesagt ist, gilt in dicesm Falle von
dem Prästdenten des Oberappellations-

gerichts.
Wird das zweite Ureheil aus den-

selben Gründen wie das erste vernichtet,
so ist die Sache zur nochmaligen Verhand-
lung und Aburtheilung an ein andercs,
dem Gerichte, dessen Urtheil vernichtet
worden ist, gleichgestelltes Geriche, das noch
nicht in der Sache geurtheilt hat, zu ver-
weisen und daéselbe hat sodann die Rechts-
ansicht des Oberappellationsgerichtes seiner
Enescheidung zu Grunde zu legen.
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Arecikel 141.

Hat dagegen das Geriche, an welches
die Sache nach der Vernichtung des ersten
Urtheils verwiesen wurde, sein Urtheil in
Uebereinstimmung mit der vom Kassations
hofe ausgesprochenen Rechtsansicht abge-
geben, so kann über denselben Punkt von
keiner Seite eine weitere ichtigkeitsbe-
schwerde erhoben werden.

Artikel 142.

Sowohl in den Fällen der Art. 138
und 139 als auch in jenen des Art. 140

findet jedoch die Verweisung einer zur Zu-
stndigkeit der pfälzischen Gerichte gehörigen
Sache an ein Gericht des diesseltigen
Bayerns nicht statt. Reicht das nicht
verhinderte Personal zur Bildung des
Schwurgerichtshofes oder des appellations=
gerichtlichen Senates nicht aus, so hat der
DHrdsident des Appellationsgerichts den
Schwurgerichtshof beztehungsweise den
Senat durch Beiziehung von Präfidenten
oder Richtern der nicht betheiligten Be-
lirksgerichte zu erganzen.

Artikel 143.

Har weder der Angeschuldigte noch
ein Vertreter desselben der öffentlichen
Verhandlung am Kassationshofe beigewohnt,
so ist das Urtheil dem Angeschuldigten in
Abschrift zuzustellen.
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Artitel 144.

Was in den vorhergehenden Artikeln
bezüglich des Angeschuldigten bestimmt ist,
sindet im Allgemeinen auch auf den etwa
aufgetretenen Civilkläger Anwendung. Wird
eine von dem Letteren eingelegte Nichtig-
keitsbeschwerde als unzuldssig oder unbe-
gründet verworfen, so kann er zugleich in
die in Art. 135 angegebenen Strafen, und
zwar selbst in einem Verbrechensfalle, ver-
urtheilt werden.

Artikel 145.

In den Fällen, in welchen nach den
Gesetzen Beschwerde zur Wahrung des
Gesehes zulassig ist, richter sich die Ver-
hendlung und Entscheidung nach den in
den verhergehenden Artikeln aufgeführten
Verschriften mit densenigen Beschrdnkungen,
welche sich aus dem Umstande ergeben, daß
der Angeschuldigte sich bei der Verhand=
lung nicht zu betheiligen hat.

Findet der Gerichtshof die zur Wahr-
ung des Gesehes aufgestellte Beschwerde be-
gründet, so erläßt er seinen Ausspruch da-
hin, daß in der vorwürfigen Strafsache
durch das gepflogene Verfahren, beziehungs-
weise durch das erlassene Urtheil das Ge,
seh verleht worden sei.

Actikel 146.

Die in den Bestimmungen des zweiten

Buches Tiel. III. Hauptstück 3, Tiel. IV.
Hauptstäck 3 und Titl. V. Hauptstück 2
des in der Pfalz geltenden Strafproceßge-
setzbuches begründete Zuständigkeit des
Kassationshofes geht' an das Oberappel=
lationsgericht beziehungsweise den nach
Act. 123 bei diesem Gerichte für Seraf=
sachen bestehenden Senat über. Die nach
Art. 542 des angeführten Gesehbuches zu-
lässige Verweisung einer Strafsache an ein
anderes, als das nach den allgemeinen Be-
stimmungen hiefür zuständige Gericht kann
jedoch, falls sie aus Gründen der öffent,
lichen Sicherheit, geschehen soll, nur durch
einen Plenarbeschluß des Oberappellations=
gerichts verfügt werden.

Artikel 147.

Alle dermalen bestehenden Geseze und
Verordnungen, welche mit den Bestimm,
ungen der Art. 122—146 im Wlderspruche
stehen, sint, soweit dieses der Fall ist, auf-
gehoben. Insbesondere sind die abweichenden
Bestimmungen des Gesetzes vom 25. Aug.
1843, die Competenz des Cassatienshofes
für die Pfalz als Revisionsgericht betreffend,
dann die Art. 419—421 des in der Pfalz

geltenden Strafproceßgesehbuches, sowie die
Bestimmung des Art. 436 dieses Gesetz-
buches bezüglich der Geldstrase, in welche
die Civilpartei dem Staate gegenüber ver-
urtheilt werden soll, aufgehoben.
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Schlußbestimmung. ndmlichen Tage mu droi, Strafgesetzbuche
Artikel 148. und dem Delizeistrafgesetzbuche in Kraft.

Das gegenwartige Hesetz tritt am

Gegeben Berchtesg den den 10. November 1861.

Maxx.

Krhr.v.Ichrenk.v.Zwehl.v.Ueumayr.Krhr.v.Klalzer. v. Pfeufer. v. Spies.

Nachdem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der Genergl-Seeretär des Staatssathe,

Teb. v. Kobell.

Hiem felgen als Bellagen die im Eingange erwähnten beiden Gesetze, nämlich ras Strafgesetzbuch
(Beilage I) und ras Polizeistrafgesetzbuch (Beilage II.).
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Gesetz-Platt
Königreich Bayern.

— — — – —

 25.

München, den 10. Februar 1862.

Inhalt:
Gesetz, die Ginführung des allgemelnen deutschen Handelsgesetzbuches betr. (Bellage XIV. zum Kandtagsabschiede.)

Gesehz,
die Einfuhrung des allgemeinen deutschen Handele-

gesetztuches telreffend.

Maximilian II.
von Gottes Gnaden König von NVayern,

Vallgraf bei Uhein,
Her#g von Bayern, Franken und in

Schwaben krc. 2c.

Wir haben nach Vernehmung Un-
seres Staatsrathes, mit Beirath und Zu-
stimmung der Kammer der Reichsräthe und

der Kammer der Acbgeordneten beschlossen
und verordnen, was folge:

I. Allgemeine Bestimmungen.
Artikel 1.

Das allgemeine deutsche Handelsgesetz
buch, von welchem ein Abdruck beigesüge
ist, tritt mit dem 1. Juli 1862 im ganzen
Umfange des Königreiches in Krafst.

Artikel 2.

Mit dem in Artikel 1 bezeichneten
Tage treten für Handelssachen alle Be-
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stimmungen des allgemeinen bürgerlichen
Rechtes und der Proceßordnungen, sowie
die Handelsgebrauche insoweit außer Wirk-
samkeit, als das allgemeine deutsche Hau-
delsgesetzbuch Bestimmungen enthält und
hiebei nicht auf die Landesgesetze, beziehungs-
weise auf die Handelsgebräuche hinweist.

Artikel 3.

Auch insoweit das allgemeine deutsche
Handelsgesetzbuch über Rechtsverhälenisse,
welche nicht zu den Handelssachen gehören,
verfügt und hiebei nicht auf die Landes-=
gesetze hinweist, treten von dem in Artikel 1

bezeichneten Tage an die Bestimmungen
des allgemeinen bürgerlichen Rechtes außer
Anwendung.

Artikel 4.

Von demselben Tage an sfind
1) insbesondere die in einigen Landes-

theilen diesseits des Rheins bisher
mit Gesetzeskraft versehenen Be-
stimmungen der 96. 475 bis 712
und der 99. 1305 bis 2.464 Theil II.
Titel VIII des allgemeinen preußischen
Landrechts,

2) in dem Regierungsbezirke der Pfalz
das erste und zweite Buch des fran-
zösischen Handelsgesehbuches und alle
daselbst verkündigten französischen
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Gesetze und Verordnungen über die
Börsen und die Handelsmäkler auf-
gehoben.

Ausgenommen von der Bestimm-
ung unter Ziffer 2 sind die Artikel
2 und 6, dann die Artikel 65 bis

70, endlich Artikel 7 des französischen
Handelsgesehbuches, letzterer jedoch
unbeschader des Artikels 8 des all-

gemeinen deutschen Handelsgesetz-
buches.

Artikel 5.

Mit dem allgemeinen deutschen Han-
delsgesehbuche erlangen zugleich

1) die in den nachfolgenden Artikeln 6

S

bis 55 enthaltenen Bestimmungen,
soweit nicht in den einzelnen Ar-
tikeln etwas Anderes verordnet ist,

in dem ganzen Umfange des König-
reichs,

die in den nachfolgenden Artikeln 56

bis 77 enthaltenen Bestimmungen
in den Landestheilen diesseits des
Rheins, und

) die in den nachfolgenden Artikeln 78.
bis 81 enthaltenen Bestimmungen
in dem Regierungobezirke der Pfalz
gesehliche Geltung.
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II. Von dem Kaufmannsstande.

Artikel 6.

Wenn nach den Bestimmungen des
bürgerlichen Rechtes oder der Proceßgesetze
Rechte oder Verpflichtungen davon abhängig
gemacht werden, daß eine Person ein Kauf-
mann sei, so ist das Vorhandensein dieser
Eigenschaft nach Artikel 4 und 6 des all-

gemeinen deutschen Handelsgesehbuches zu
beurtheilen.

Artibel 7.

Ob und unter welchen Verhältnissen
Minderjährige zum Betriebe eines Handels-
gewerbes befugt sind, bestimmt das bürger-
liche Recht.

Minderjährige, welchen hienach diese
Befugniß zusteht, werden rücksichtlich aller
auf den Betrieb des Handelsgewerbes be-
züglichen Geschäfte und Rechtshandlungen
für großjährig erachtet.

III. Von dem Handeleregister.

Artikel 8.

Die näheren Bestimmungen über die
Form und die Führung der Handeleregister,
dann über die Art der Verbffentlichung
der Eintragungen in dieselben und die Wahl
der zu diesem Zweck zu benüßenden Blätter
werden im Verordnungswege getroffen.

Artikel 9.

Die Eintragungen in das Handels-
register und die Bekanntmachung der Ein-
tragungen durch Anzeigen in den öffent-
lichen Blättern erfolgen auf Verfügung
des mit Führung des Handelsregisters be-
auftragten rechtsgelehrten Richters.

Ergeben sich Bedenken, so hat das
Handelsgericht auf Vortrag dieses Gerichts-
Mitgliedes Beschluß zu fassen.

Artikel 10.

Wenn das Handelsgericht in glaub-
hafter Weise davon Kenntniß erhält, daß
eine die Anmeldung zum Handeleregister,
oder die Zeichnung der Firma, oder die
Einreichung dieser Zeichnung unter An-
drohung einer Ordnungsstrafe gebietende
gesehliche Vorschrift nicht befolgt worden
ist, so hat es eine Verfügung an den Be-

theiligten zu erlassen, durch welche derselbe
unter Androhung einer Ordnungsstrafe auf-
gefordert wird, innerhalb einer bestimmten
Frist entweder die gesetzliche Vorschrift zu
befolgen oder die Unterlassung mittelst Ein-
spruchs gegen die Verfügung zu rechrfertigen.

Der Einspruch geschiehr durch schrift-
liche Eingabe an das Handelsgericht oder
zu Protokoll vor demselben.
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Artikel 11.

Wird binnen der vorgesetzten Frist
weder die gesetzliche Vorschrift befolgt, noch
Einspruch erhoben, so ist die angedrohte
Strase gegen den Betheiligten auszusprechen
und zugleich die Verfügung unter Androh-
ung einer anderweiten Ordnungsstrafe zu
wiederholen.

Artikel 12.

Wird gegen die in den Artikeln 10

und 11 erwähnten Verfügungen binnen
der bestimmten Frist Einspruch erhoben,
so ist, wenn nicht aus dem Einspruche
selbst die Rechtfertigung des Betheiligten
sich ergibt, in den Landestheilen diesseits
des Rheins nach Vernehmung des Be-
theiligten und nach Vornahme der etwa
nöthigen Erhebungen über den Einspruch
Beschluß zu fassen.

Artikel 13.

Im Regierungsbezirke der Pfalz hat
das Handelsgerichrin dem im vorhergehenden
Artikel bezeichneten Falle einen Termin
zu bestimmen, an welchem der Betheiligte
in öffentlicher Sitzung zu vernehmen, er-
sorderlichen Falls Beweis zu erheben und
über den Einspruch Beschluß zu fassen ist.
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Artikel 14.

Sowohl in den vLandestheilen diesseits
des Rheins als in dem Regierungebezirke
der Pfalz kann sich der Betheiligte bei
dem in den Artikeln 10 bis 13 des gegen-

wärtigen Gesetzes festgesetzten Verfahren
durch einen Bevollmächtigten vertreten
lassen.

Artikel 15.

Erscheint der Betheiligte auf die
nach Maßgabe der Artikel 12 und 13
des gegenwärtigen Gesetzes an ihn er-
gangene Vorladung weder in Person noch
durch einen Bevollmächtigten, so hat das
Handelsgericht nach Aufnahme der etwa
schon im Einspruch bezeichneten und nicht
sofort als unerheblich befundenen Beweis-
mittel über den Einspruch zu entscheiden.

Artikel 16.

Ergibt sich in den Fällen der vor-
stehenden Artikel 12, 13 und 15, daß die
in Artikel 10 des gegenwärtigen Gesetzes
erwähnte gesetzliche Vorschrist von dem
Betheiligten hätte befolgt werden müssen,
so ist ihm unter Verurtheilung in die
Kosten des Verfahrens und unter wieder-

holter Androhung der Ordnungsstrafe eine
neue Frist zur Befolgung jener Vorschriftohne
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Vorbehalt und Gestattung eines weiteren
Einspruchs vorzusetzen. «

Artikel 17.

Wird auch innerhalb dieser Frist die
gesetzliche Vorschrift nicht befolgk, und ist eine
Beschwerde nicht erhoben worden, so wird
der Betheiligte in die angedrohte Ordnungs-
strafe verurtheilt und die frühere Auflage
unter Androhung einer anderweiten Ord-

nungsstrafe wiederholt.

Artikel 18.

Die Ordnungestrase besteht in einer
Geldbuße, welche den Betrag von drei-
hundert Gulden nicht übersteigen darf.

Umwandlung der Geldbuße in Frei-
heirsstrafe findet nicht statt.

Artikel 19.

Gegen die in den Artikeln 11, 16
und 17 des gegenwärtigen Gesetzes er-

wähnten Beschlüsse steht dem Betheiligten
nur das Recht der Beschwerdeführung bei

dem vorgesetzten Obergerichte zu.
Die Beschwerde muß binnen einer

zehntägigen unerstrecklichen Frist von Zu-
stellung beziehungeweise Eröffnung des be-
treffenden Beschlusses an gerechnet durch
schriftliche Eingabe oder mündlich zu Pro-
tokoll bei dem Handelsgerichte angemeldet
werden.
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Gegen andere auf Grund des Ab-
schnittes III. des gegenwärtigen Gesetzes
gefaßte Beschlüsse des Handelsgerichtes
findet ein Rechtsmittel nicht statt.

Artikel 20.

Die Vollstreckung der im ersten Ab-
sab des vorhergehenden Artikels bezeichneten
Beschlüsse wird durch Einlegung einer Be-
schwerde gehemmt.

Das Handelsgericht hac die Beschwerde
sammt den erwachsenen Verhandlungen
ohne Verzug dem Obergerichte vorzulegen.

Artikel 21.

Im Regierungsbezirke der Pfalz ist
von dem Appellationsgerichte bei Verhand=
lung und Entscheidung über die Beschwerde
nach Maßgabe der Arcikel 13 bis 18 des

gegenwärtigen Gesetzes zu verfahren.

Artikel 22.

Die in dem Artikel 17 des gegenwärt-

igen Gesetzes erwähnren Verfügungen und
die Verurthellungen in Ordnungsstrasen wer-
den wiederholt, bis die gesetzliche Vor-
schrift befolgt oder ihre Voraussetzung
weggefallen ist.

Artikel 23.

Die Gerichte sind auch im Regier-
ungsbezirke der Pfalz befugt, zu jeder Zeit
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durch die Polizeibehörden Erkundigungen
über den Sachverhalt einzuziehen, auch er-
sorderlichen Falls durch einen Kommissär
des Gerichts oder durch Requisttion anderer
Gerichte die eidliche Vernehmung von
Zeugen zu bewirken; sie können von Amts-
wegen Zeugen zur Sißung vorladen lassen
und die Verhandlung in der Sitzung zu
einer andern Sißng vertagen.

Artikel 24.

Im Regierungsbezirke der Pfalz sind
sowohl die Anmeldungen zum Handels-
register als diejenigen Eingaben, welche
bei dem in den Artikeln 10 bis 23 fest-

gesetzten Verfahren vorkommen, bei dem
Gerichtsschreiber einzureichen. Von dem-
selben sind auch die Protokolle über die
Anmeldungen zum Handelsregister, über
den mündlich erhobenen Einspruch und
die mündlich eingelegte Beschwerde außzu-
nehmen.

Die Verfügungen und Entscheidungen
werden durch einen von dem Präsidenten

des Handelsgerichts beauftragten Gerichts-
boten zugestellt.

Die Anweisung der Gebühren der
Beamten und der Entschädigung von Zeu-

gen, sowie die Einziehung der Geldbußen
und Kosten wird in gleicher Art wie bei
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den Bezirkegerichten in den vor se ge-
hörigen Sträfsachen bewirkt.

IV. Von den Handeläöfirmen.

Artikel 25.

Die Vorschriften der Artikel 19 und

21 Absab 1 des allgemeinen deutschen
Handelsgesetzbuches gelten auch für die-
jenigen Firmen, welche schon vor dem in
Artikel 1 des gegenwärtigen Gesetzes be-
zeichneten Tage geführt worden find.

Dieselben müssen innerhalb dreier
Monate, von jenem Tage an gerechnet,
zur Eintragung in das Handelsregister
angemeldet werden, sie mögen in die bis-
her bestandenen Firmenbücher, Handels=
oder Wechselmatrikeln bereits eingetragen
sein oder nicht.

Artikel 26.

Durch diese Anmeldung erlangen die
Inhaber der im vorhergehenden Ariikel
bezeichneten Firmen das Recht auf Ein-
tragung und Fortführung derselben selbst
in dem Falle, wenn diese Firmen den Vor-
schriften der Artikel 16, 17, 18 und 251

des allgemeinen deutschen Handelcgesetz
buches nicht entsprechen, unbeschadet jedoch
der etwa bereits bestehenden Rechte dritter
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Personen, gegen die Fuhrung einer solchen
Firma Einspruch zu erheben, welcher im
Rechtswege auszutragen ist.

Erfolgt die Aunmeldung nicht inner—
halb dreier Monate von dem im Artikel 1

des gegenwärtigen Geseßer bezeichneren
Tage an, so sind auch die schon vorher
bestandenen Firmen als neue zu behandeln.

Artibel 27.

Im Falle des &amp;. 8 Ziffer 5 der
Prioritätsordnung vom 1. Juni 1822 ist
in den Landestheilen diesseito des Rheins
anstatt der Bewilligung der Firmen durch
eine öffentliche Behörde die geschehene
Eintragung derselben in das Handels-
register erforderlich.

Artikel 28.

In den Fällen des Artikels 26 Ab-

satß 2 des allgemeinen deutschen Handels-
gesehbuches finden die Vorschriften der
Artikel 10 bie 24 des gegenwärtigen Ge-

setzes unter folgenden Aenderungen An-
wendung:

1) der Betheiligte ist unter Androhung
einer Ordnungsstrafe aufzufordern,
sich der Firma nicht weiter zu be-
dienen oder binnen einer bestimmten

Frist Einspruch zu erheben;

138

2) das Handelsgericht hat nach Erlaß
dieser Aufforderung gemäß der Be-
stimmungen in Artikel 11 u. flgden.
des gegenwärtigen Gesetzes zu ver-
fahren, wenn es in glaubhafter

Weise davon Kenneniß erhält, daß
dieser Aufforderung nach Zustellung
derselben nicht Folge geleistet wor-
den ist. it

V. Von den Prokuristen.

Artikel 29.

Die Vorschriften des Artikels 45

des allgemeinen deutschen Handelegesetz-
buches kommen auch in Bezug auf die
vor Einführung desselben ertheilten Pro-
kuren zur Anwendung, sie mögen in die
bisher bestandenen Firmenbücher, Handels-
oder Wechselmatrikeln eingetragen sein
oder nicht. Sie sind innerhalb dreier
Monate von dem in Artikel 1 des gegen-

wärtigen Gesetzes bezeichneten Tage an
gerechnet zur Eintragung in das Handels-
register anzumelden ohne Unterschied, ob
sie nach Ablauf der dreimonatlichen Frist
noch bestehen oder nicht.

Artikel 30.

Die im vorhergehenden Artikel be-
zeichneten Prokurenertheilungen sind in
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Bezug auf ihre Natur und ihre rechtlichen
Folgen nach den Bestimmungen des all-
gemeinen deutschen Handelsgesetzbuches zu
beurtheilen, insbesondere finden die Be-
stimmungen des Artikels 43 des allge-
meinen deutschen Handelsgesetzbuches auf
dieselben Anwendung.

VI. Von den Handelsmaklern und
Sensalen.

Artikel 31.

Handelsmäkler werden an denjenigen
Orten aufgestellt, an welchen ein Bedürf-
niß hiefür besteht.

Sie werden auf den Vorschlag der an
dem Orte anfäßigen Kaufleute durch den
König ernannt. Rähere Bestimmungen
hierüber werden im Verordnungswege ge-
troffen.

Die Beeidigung der Handelsmdkler
erfolgt bei dem Handelsgerichte.

Artikel 32.

Die bestehenden Vorschriften, durch
welche den Handelsmeklern ein ausschließ-
liches Recht zur Vermittlung von Han-
delsgeschdften eingerdumt ist, sind ausge-
hoben. Dieses Recht kann jedoch für
einzelne Handelsplatze nach Maßgabe der
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örtlichen Bedürfnisse allen oder einzelnen
Klassen der Handelsmäakler auf dem Wege
der Verordnung eingerdumt werden.

Artikel 33.

Die Handelsmäkler, welche zur Ver-
mittlung von Kaufgeschften über Waaren
oder Handelspapiere bestellt sind, haben
zugleich die Befugniß, öffentliche Ver-
steigerungen von solchen abzuhalten.

Artikel 34.

Im Verordnungswege können die
Vorschriften der Artikel 66 bis 83 des

allgemeinen deutschen Handelzgesetzbuches
nach Maßgabe der örtlichen Bedürfnisse
ergänzt und der den Handelsmäklern zu-
gewiesene Kreis von Amtsverrichrungen
und Befugnissen (Artikel 67, 70 des all-
gemeinen deutschen Handelsgesetbuches)
oder der Umfang ihrer Pflichten (Artikel 69)
erweitert oder eingeschränkt werden.

Artikel 35.

Die für das Tagebuch des Handels-
miklers in dem Artikel 71 des allgemeinen

deutschen Handelsgesetz4buchs vorgeschriebene
Beglaubigung geschieht durch den Vor-
stand oder einen Richter des Handelsge-
richtes.

Die Behörde, bei welcher nach der
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Vorschrift des Artikels 75 des allgemeinen
deutschen Handelsgesetzbuches das Tagebuch
eines verstorbenen oder aus dem Amte ge-

schiedenen Handelsmäklers niedergelegt wird,
ist das Handelsgericht.

Artikel 36.

Die von den Handelemäklern im Be-

rufe begangenen Pflichtverletzungen werden,
unbeschadet der strafrechtlichen Einschreitung
in den dazu geeigneten Fällen, von den

Handelcgerichten:
1) mit Geldstrafen bis zu dreihundert

Gulden,
 2) mit zeitweiliger Entfernung vom

Amte,
3) mit Dienstentsetzung

beahndet.
Die Dienstentsetzung der Handels-

mäkler kann jedoch nur wegen wiederholter
Verletzung ihrer in den Artikeln 69 und
71 bis 73 des allgemeinen deutschen Hau-
delsgesetzbuches bestimmten Obliegenheiten
und nach vorheriger dreimaliger Zuerkenn-
ung anderer Strafen ausgesprochen werden.

Die Handelsgerichte haben hiebei das
für Disciplinarsachen bestehende Verfahren
in Anwendung zu bringen.

VII. Von den Handelgesellschaften.

Artikel 37.

Die desVorschriften allgemeinen
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deutschen Handelsgesetzbuches über die Ein-
tragung der Handelsgesellschaften, ihrer
Vertreter und Liquidatoren in das Han-

delsregister sinden auch auf diesenigen Han-
delsgesellschaften Anwendung, welche schon
vor dem in Artikel 1 des gegenwärtigen

Gesetzes bestimmten Tage bestanden haben
oder an diesem Tage in Liquidation be-
griffen waren.

Sie sind innerhalb dreier Monate
von diesem Tage an zur Eintragung in
das Handelsregister anzumelden, ohne Un-
terschied, ob sie in die bisher bestandenen
Firmenbücher, Handels= oder Wechsel-
matrikeln bereits eingetragen waren oder

nicht.

Actikel 38.

Alle vor Einführung des allgemeinen
deutschen Handelsgesetzbuches geschlossenen,
die Rechtsverhältnisse einer Handelegesell-
schaft oder der Gesellschafter als solcher
oder der Liquidatoren dritten Personen

gegenüber bestimmenden Verträge verlieren
nach Ablauf dreier Monate vom Tage der
Einführung des allgemeinen deutschen Han-
delsgesetzbuches an gerechnet dritten Der-
sonen gegenüber ihre rechtliche Wirksam-
keit, wenn und in soweit sic den der Ab-

a#nderung durch Vertrag entzogenen Vor-
schriften dieses Handelsgeselz4buches wider-

43
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sprechen. Sie treten, wenn die Handelsge-
sellschaft vor Ablauf dieser drei Monate zur
Eintragung in das Handelsregister ange-
meldet wird, mit dieser Eintragung außer
Wirksamkeit.

Artikel 39.

Betreffen die im vorhergehenden Ar-
tikel bezeichneten Verträge die Rechtsver-
haltnisse von Aktiengesellschaften oder deren
Vorständen zu dritten Personen und haben
dieselben die staatliche Genehmigung er-
halten, so bleiben sie dritten Personen ge-
genüber in rechtlicher Wirksamkeit, wenn
und insoweit sie innerhalb dreier Monate
von dem in Artikel 1 des gegenwärtigen

Gesetzes bestimmten Tage an gerechnet zur
Eintragung in das Handelsregister ange-
melder werden.

Was vorstehend von Aktiengesellschaften
verordnet ist, gilt auch von Kommanditge-
sellschaften auf Aktien.

Unter der in Areikel 174, 206, 208,

214, 242, 247, 248 des allgemeinen deut-
schen Handelsgesetzbuches für erforderlich
erklärten staatlichen Genehmigung ist die
königliche Genehmigung zu verstehen.

Durch königliche Verordnung wird
bestimmt, welche Behörde unter der Ver-
waltungsbehörde in den Artikeln 240 und

242 des Handelsgesetzbuches zu verstehen ist.
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Nach erfolgter königlicher Genehmig-
ung einer Aktiengesellschaft wird der Ge-
sellschaftsvertrag nebst der Genehmigungs-
Urkunde durch das Amtsblatt desjenigen
Regierungsbezirkes, in welchem die Gesell-
schaft ihren Sitz hat, bekannt gemacht.

Eine Anzeige von der königlichen Ge-
nehmigung der Errichtung der Gesellschaft
ist in das Regierungsblatt aufzunehmen.

Die Kosten der Bekanntmachung durch
das Amtsblate trägt die Gesellschaft.

Jede Abänderung oder Verlängerung
des Gesellschaftsvertrages ist gleichfalls
nach Maßgabe vorstehender Bestimmungen
zu behandeln.

Die in dem Handelsgesetzbuche über
die Veröffentlichung enthaltenen Vorschriften
werden durch gegenwärtige Festsetzung nicht
berührt.

Artikel 40.

Im Uebrigen find die Rechtsverhält-
nisse der vor Einführung des allgemeinen
deutschen Handelsgesetzbuches errichteten
Handelsgesellschaften und ihrer Mitglieder
als solcher bezüglich der nach Einführung
desselben begründeten Rechte und Verbind-
lichkeiten nach den unter ihnen geschlossenen
Vertrágen und soweir diese nichte bestimmen,
nach den Vorschriften des allgemeinen
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deutschen
theilen.

Handelsgesetzbuches

Dasselbe gilt von den stillen Gesell-
schaften und den Vereinigungen zu einzel-
nen Handelsgeschäften für gemeinschaftliche
Rechnung.

Artikel 41.

Die Bestimmungen des §. 22. Zif.
6, des g. 136 Ziff. 1 des Hypothekenge-

seches vom 1. Juni 1822 und des Artikels

2148 des französischen bürgerlichen Gesetz-
buches werden dahin erganzt, daß, wenn
der Besitzer der unbeweglichen Sache eine
Handelsgesellschaft ist, ihre Firma und
der Ort, an welchem sie ihren Sißg hat,
und falls die Sache zur Zweigniederlassung
einer Handelsgesellschaft gehört, auch der
Ort, an welchem die Zweigniederlassung
ihren Sitz hat, in das Hypothekenbuch
eingetragen wird. Die Namen der einzel-
nen Gesellschafter werden nicht einge-
tragen.

Artikel 42.

Wer über eine unter der Firma einer

Handelsgesellschaft eingetragene Sache zu
verfügen, dieselbe zu belasten und über-
haupt die Rechte des Eigemhümers oder
Besitzers auszunben befugt sei, ist nach
den Bestimmungen des allgemeinen deut-

zu beur-
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schen Handelsgesehbuches zu beurtheilen
und se oft sich hiezu Veranlassung ergibt,
auf Grund beglaubigter Auszüge aus dem
Handelsregister festzustellen.

Ob und in wieferne die schon einmal
legitimirten gesetzlichen Vertreter einer
Handelsgesellschaft des erneuten Nachweises
der ihre Legitimation begründenden That-
sachen bedürfen, ist nach den Umständen
zu bemessen.

Artikel 43.

Der Konkurs der Handelsgesellschaft
bildet ein selbstständiges Verfahren zur
Befriedigung der Gesellschaftsgldubiger aus
dem Gesellschaftsvermögen.

Er kann auch nach Auflösung der
Gesellschaft eröffnet werden, soferne die Li-
quidation und Vertheilung des Gesell-
schaftsvermögens noch nicht erfolgt ist.

Actikel 44.

In Folge der Eröffnung des Kon-
kurses über das Vermögen einer Handels-
gesellschaft ist zugleich über das Privatver=
mögen eines jeden personlich haftenden
Gesellschafters von dem hiezu kompetenten
Gerichte der Konkurs zu eröffnen, wenn
die Gesellschaftsgläubiger oder auch nur
einer derselben dies beantragen.

43“
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Artikel 45.

Die Gesellschaftsglaubiger konnen we-
gen des im Konkurse der Gesellschaft
drohenden Ausfalles gleichzeitig in den
Konkursen der personlich haftenden Gesell-
schafter als Glaubiger auftreten.

In wie weit und in welchem Ver—

haltnisse sie aus den einzelnen Vermogens-
massen zu befriedigen seien und diesen
letzteren wegen ganzlicher oder theilweiser
Befriedigung derselben der Ruckgriff gegen
die übrigen zustehe, ist nach der Konkurs-
und Prioritctsordnung und den sonst zur
Anwendung kommenden Gesetzen zu be-
urtheilen.

Artikel 46.

Die Bestimmungen der Arrikel 44
und 45 des gegenwärtigen Gesetzes kom-
men im Regierungsbezirke der Pfalz nicht
zur Anwendung.

VIII. Von den Handelgeschäften.

Artikel 47.

Durch die Bestimmungen der Artikel
300, 301 und 303 des allgemeinen deut-
schen Handelsgesetzbuches werden die Vor-
schriften des Gesetzes vom 29. Juni 1851,

kaufmännische Anweisungen betreffend, nicht
berührt.

Artikel 48.

In den Fällen der Artikel 310 und
375 des allgemeinen deutschen Handelsge-
sehbuches wird der gertchtlich verordnete
Verkauf des Faustpfandes entweder durch
einen hiezu befugten gerichtlichen Beamten,
in der Pfalz durch einen von dem Gerichte

beauftragten Gerichtsboten im Wege öf-
sentlichen Aufstriches, oder, wenn die zu
verkaufenden Gegenstände einen Börsen-
oder Marktpreis haben, nach dem Er-
messen des Gerichts in dessen Auftrag von
einem Handelsmakler vollzogen.

Artikel 49.

Eine vorgängige Abschäátzung der zu
verkaufenden Gegenstände findet nur dann
statt, wenn es unter den Betheillgten vor-

her vereinbart war oder einer der Betheil-

igten es verlangt, in dem letzteren Falle
auf Kosten des Antragstellers.

Die zur Abschátzung erforderlichen
Sachverständigen werden vom Gerichte,
im Regierungsbezirke der Pfalz von dem
Vorstande desselben ernannt.

Artikel 50.

Im Falle des Verkaufs mittels öffent-
lichen Aufstrichs hat das Gericht nach
freiem Ermessen und nach Maßgabe der
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Umstande zu bestimmen, wie oft und in
welchen offentlichen Blattern der Verkauf
bekannt zu machen sei, und in welcher Zeit
nach der Bekanntmachung der offentliche
Verkauf stattfinden durfe.

Die Verkaufsgegenstande werden um

das gelegte Meistgebot zugeschlagen, sofern
nicht der Pfandglaubiger etwas Anderes
beantragt. Nur wenn sie geschatzt sind oder
einen Borsen- oder Marktpteis haben und
das erzielte Meistgebot nicht drei Viertheile
des Schatzungswerthes oder Borsen- oder
Marktprelses erreicht, kann der Pfand-
schuldner den Zuschlag hindern. Dieses
Recht muß jedoch spätestens im Verkaufs=
termine selbst und kann bei einem wieder-

holten öffentlichen Aufstrich nicht mehr
ausgeübt werden.

Erfolgt gar kein Gebot, so kann der
Gldubiger auch verlangen, daß ihm das
Faustpfand, soweit es zu seiner Befriedig-
ung erforderlich ist, um den Schätzungs-
werth oder um den laufenden Börsen= oder
Marktpreis überlassen werde.

Artikel 51.

Wird der Verkauf durch einen Han-
delsmäkler vollzogen, so hat sich die im
Artikel 310 des allgemeinen deutschen

Handelsgesetzbuches vorgeschriebene Benach-
richtigung auch auf diesen Umstand zu er-
strecken.

Der Verkauf ist in diesem Falle zu
dem laufenden Preise zu bewirken und von

dem Ergebnisse dem Gerichte Anzeige zu
erstatten.

Artikel 52.

Der Inhaber eines kaufmüännischen
Faustofandes (Art. 309 bis 311 des all-

gemeinen deutschen Handelsgesetzbuches),
derjenige, welchem nach Artikel 313 bis
315 des allgemeinen deutschen Handelsge-
setbuches die Ausübung des Zurückbe-
haltungsrechtes, imgleichen der Kommissionär,
Spediteur und Frachtführer, welchem ein
gesetzliches Pfandrecht am Kommissions-,
Speditions= und Frachtgut zusteht, sind nicht
verpflichtet, das Pfand oder die zurückbe-
haltenen Sache: cber Vaviere zur Konkurs-
masse des Schuldners einzuliefern.

Sie sind befugt, sich der Konkursmasse
gegenüber in gleicher Weise aus dem Pfande
oder aus den zurückbehaltenen Gegenständen
zu befriedigen, wie sie dem Gemeinschuldner
gegenüber hiezu berechtiget sein würden.

Artikel 53.

Machen ste von dieser Befugniß Ge-
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brauch, so haben sie die in den Artikeln
310 Absatz 3, 311 und 315 des allge-
meinen deutschen Handelsgesetzbuches vor-
geschriebene Benachrichtigung nicht nur an
den Schuldner, sondern auch an die Ver-
treter der Konkursmasse oder an das Kon-

kursgericht zu richten.

Artikel 54.

Uebersteigt der Erlös aus dem Ver-
kaufe des Pfandes oder der zurückbehaltenen
Gegenstände den Betrag der hieraus zu
befeiedigenden Forderungen, so ist der Ueber-
rest an die Konkursmasse abzuliesern. We-
gen des etwaigen Ausfalls kann der Gläu=
biger seine Ansprüche nach Vorschrift der
Konkursordnung im Konkurse des Schuld-
ners geltend machen.

Dadurch, daß der Glubiger seine
Ansprüche im Konkurse des Schuldners
geltend macht, verliert er an sich noch nicht
die nach Artikel 52 des gegenwärtigen Ge-
sehes ihm zustehenden Rechte.

Artikel 55.

Ist das Faustpfand ohne ausdrück-
lichen Vorbehalt der abgesonderten Be-
friedigung (Artikel 52 des gegenwärtigen
Gesetzes) in die Konkursmasse eingeliefert
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worden, so verbleibe es in den Landes-
theilen diesseits des Rheines bei den Be-
stimmungen des §. 21 Ziff. 1 der Priori-
taätsordnung vom 1. Juni 1822.

Ebenso bleibt in den Landestheilen
diesseits des Rheins dem Kommissiondr,
Spedireur und Frachtführer das ihnen
nach §. 21 Ziff. 6 der Prioritätsordnung
vom 1. Juni 1822 zustehende Vorzugs-
recht, im Falle sie das ihnen eingerdumte
gesetzliche Pfandreche nicht ausgeübt haben,
sofern die Güter, auf denen dieses Pfand-
recht haftet, zur Konkursmasse gekommen
sind und soweit der Erlös aus denselben

zu ihrer Befriedigung ausreicht. Dieses
Vorzugsrecht erstreckt sich auf alle Forder-
ungen, für welche nach Artikel 374, 375,
382 und 109 des allgemeinen deutschen
Handelsgesetzbuches ein Pfandrecht an dem

Kommissions-, Speditions= oder Frachegute
bestehr.

Wenn bezüglich desselben Gutes zwei
oder mehrere der nach dem vorhergehenden
Absaßze begründeten Vorzugsrechte bestehen,
so wird die Rangordnung unter ihnen
nach Artikel 111 des allgemeinen deutschen
Handelsgesehbuches bestimmt. Der §. 22
der Prioritätsordnung tritt für diese Fälle
außer Wirksamkeit.
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IX. Von den Handelsgerichten und
dem Verfahren in Handelssachen in
den Landestheilen diesseits des Rheins.

Artikel 56.

Für die Behandlung und die Ent-
scheidung der Handelssachen werden Han-
delsgerichte errichtet.

Die Bestimmungen über die Zahl
der Handelsgerichte, über deren Sprengel
und Sitze werden im Verordnungswege

getroffen.

Artikel 57.

Die Handelsgerichte werden mindestens
mit drei rechtsgelehrten Richtern, einschließ-
lich des Vorstandes des Gerichtes und mit

zwei Beisitzern aus dem Kaufmannsstande
besetzt.

Die Beschlüsse der Handelsgerichte
werden, soweit dieses Gesetz nicht für
gewisse Gegenstände etwas Anderes be-
stimme, in Senaten erlassen, welche mit
drei rechtsgelehrten Richtern und mit zwei
Beisitzern aus dem Kaufmannsstande be-
setzt find.

Den letzteren steht gleiches Stimm-
recht, wie den rechrekundigen Richtern zu.

Den Vorsitz in den Sitzungen führe
der Vorstand des Gerichts und bei dessen

Verhinderung der klteste rechtskundige
Richter.

Für Verhinderungsfälle der ordent-
lichen Gerichtsmitglieder werden Ergänzungs=
richter ernannt.

Artikel 58.

Berufungen und Beschwerden gegen
Erkenntnisse und sonstige Beschlüsse der
Handelsgerichte werden von den denselben

vorgesetzten Handelsappellationsgerichten in
zweiter und letzter Instanz entschieden.

IIADie Handelsapp 5"gerichte wer-
den je nach Bedürfniß bestellt.

Sie werden mindestens aus vier

rechtsgelehrten Richtern, einschließlich des
Vorstandes des Gerichtes, und aus drei
Beisitzern aus dem Kaufmannsstande zu-
sammengesetzt.

Die Beschlüsse der Handelsappellations=
gerichte werden in Senaten erlassen, welche
mit vier rechtsgelehrten Richtern und mit
drei Beisitzern aus dem Kaufmannsstande
beseht fnd. Die Bestimmungen in Absatz
3, 4 und 5 des Artikels 57 finden auch

auf die Handelsappellationsgerichte An-
wendung.

Artikel 59.

Die Stellen der rechtsgelehrten Richter
an den Handelsgerichten und an den
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F. WM r*
“ pp gerichten konnen Mit-

gliedern des Bezirksgerichtes oder des
Appellationsgerichtes, an dessen Sitz das
Handelsgericht oder das Handelsappellations-
gericht sich befindet, ubertragen werden.

Soweit in dem gegenwartigen Gesetze
nicht etwas Anderes verordnet ist, finden
auf die Handelsgerichte die gesetzlichen Be-
stimmungen uber die Organisation und den
Geschaftsgang der Bezirksgerichte und auf
die Handelsappellationsgerichte jene fur die
Appellationsgerichte gleichmaßig Anwendung.

Artikel 60.

Die Beisitzer aus dem Kaufmanns=
stande werden durch den König ernannt.

Der Fabrik= und Handelsrath des
Gerichtssitzes hat für jede Stelle zwei Kan-
didaten vorzuschlagen.

Artikel 61.

Das Merkautil-, Friedens= und Schieds-
gericht der Stad' Rürnberg wird in seiner
bisherigen Einrichtung beibehalten.

Artikel 62.

Die Zuständigkeit der Handelsgerichte
erstreckt sich vorbehaltlich der Bestimmung
des Artikels 61 auf alle Handelesachen.
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Artikel 63.

Handelssachen sind:

4) die Rechtsverhäáltuisse, welche aus

2)

3

4

5

t

#

#

Handelsgeschäften (Artikel 27 1—277
des allgemeinen deutschen Handels-
gesehbuches) zwischen den Betheilig-
ten entstehen;

die Rechtsverhältnisse, welche das
Recht zum Gebrauche einer bestimm-
ten Firma oder die Entschädigung
wegen widerrechtlichen Gebrauchs
einer Firma zum Gegenstande haben;

das Rechtsverhältniß, welches aus
der Verdußerung eines bestehenden
Handelgeschäftes zwischen dem Ver-
dußerer und dem Erwerber entsteht;

die Rechtsverhältnisse zwischen den
Kaufleuten und ihren Prokuristen,
HandlungsbevollmächtigtenundHand--
lungegehülfen sowie den in ihren
Gewerben angestellten Beamten und
sonstigen Bediensteten, ferner die
Rechtoverhältnisse dieser Personen
aus Handlungen, durch welche sie
sich im Gewerbe,desPeincipals
Dritten verantwortlich gemacht haben;

die Rechtoverhälrnisse der Handels-
gesellschäfter rückschtlich des Voll-
zugs des Gesellschaftsvertrages und
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6

aus diesem während des Bestehens
und nach der Auflösung der Gesell-
schaft;

serner die Rechtsverhältnisse zwi-
schen den Gesellschaftern und den Vor-
stehern und Liquidatoren der Gesell-
schaft, sowie die Rechtsverhältnisse
dieser Personen untereinander;

imgleichen die Rechtsverhältnisse
zwischen den stillen Gesellschaftern
und dem Inhaber des Handelege-
werbes oder zwischen den Theilneh=
mern an einer Vereinigung zu ein-

zelnen Handelsgeschäften für gemein-
schaftliche Rachnung oder an einer

Vereinigung zu gemeinschaftlichem
Handelsbetriebe (Arkikel 10 Absaßz
des allgemeinen deutschen Handels-
gesehbuches) aus dem gesellschaftlichen
Verbande oder in Bezug auf die
bLiquidation oder die Auseinander-

sehung;

die Rechtaverhältnisse, welche aus

den Berufegeschäften der Handels-
makler, Dispacheurs, Güterbestärter,
Waäger, Messer oder anderer Der-
sonen, welche die Menge oder die
Güte der Waaren oder deren Ver-

packung für den Handelsverkehr öf-
fentlich zu beglaubigen haben, zwi-

7)

8

9

10
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schen ihnen und anderen Dersonen
entstehen;

die Aufsicht über die Handels=
mäckler, Dispacheurs und Güterbe-
stätter in Bezug auf ihre Berufs-
geschäsee, sowie deren Bestrafung
wegen der von ihnen im Berufe be-

gangenen Pflichtverletzungen;

die Rechtsverhältnisse des Seerechts;
serner jene, welche im Verkehr zu
Land, auf Flüssen und Binnenge-
wässern zwischen Frachtführern und
den Absendern, Empfängern und
anderen betheiligten Personen ent-
stehen;

die Rechtsverhältnisse aus der Be-

stellung, Zurückforderung oderGeltend"
machung von Faustpfändern für
Forderungen aus Handelsgeschäften,
aus dem Bestande oder der Aus-

übung des Retentionsrechtes wegen
solcher Forderungen, sowie aus dem
Bestande oder der Geltendmachung
von gesetzlichen Pfandrechten an ber

weglichen Sachen für Forderungen
aus Handelegeschäften;

die Veräußerung von beweglichen
Sachen und Werchypapieren in allen
Fädllen, in welchen dieselbe nach den

41
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Bestimmungen des allgemeinen deut-
schen Handelsgesetzbuches von dem
Gerichte auch ohne vorgängige
Klagestellung auf einseitigen Antrag
eines der Betheiligten verfügt wird;

die Führung der Handelsregister und
alle übrigen Rechtsangelegenheiten
und Handlungen, welche durch sonslige
Bestimmungen des allgemeinen deut-
schen Handelsgesetzbuches den Han-
delsgerichten überwiesen sind.

Artikel 64.

Klagen gegen Nichtkaufleute aus den
in Artikel 63 Ziff. 1 erwähnten Handels-
sachen gehören nur dann zur Zuständigkeit
der Handelsgerichte, wenn das Geschaft,
aus welchem geklagt wird, auf Seite des
Beklagten ein Handelsgeschäft war oder
der Richtkaufmann als Widerbeklagter be-
langt wird.

Die nach Arcikel 62 und 63 zur Zu-
ständigkeit der Handelsgerichte gehörigen

Ansprüche sind, wenn die Klage in der
Hauptsache an Geld oder Geldeswerh
nicht über 150 fl. ohne Einrechnung der
Jinsen, Kosten und Nutzungen betrifft, bei
dem einschlägigen Stadt= oder Landgerichte
geltend zu machen, insoferne sich am Sitze
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dieses Gerichtes nicht zugleich das Handels-
gericht befindet.

Uncer der letzteren Voraussetzung sind
die Stade# und die Landgerichte auf An-
trag der Betheiligten auch zur Erlassung
vorsorglicher Verfügungen, sowie für die
in Artikel 63 Ziffer 10 bezeichneten Han-
delssachen neben den Handelsgerichten zu-
ständig.

Artikel 65.

Wer an einem Orte, an welchem er

nicht wohnt, eine Handelsniederlassung hat,
von welcher aus unmittelbar Handelsge-
schafte geschlossen werden, kann in Handels-
sachen wegen aller Ansprüche an die da-

selbst bestehende Handelsniederlassung bei
den nach den vorhergehenden Artikeln für
Handelssachen zuständigen Gerichten dieses
Ortes belangt werden.

Artikel 66.

Klagen der Handelgesellschafter und
der Liquidatoren gegen einander in Gesell-
schaftsangelegenheiten können, so lange die
Liquidation noch nicht beendigt ist, bei den
nach den vorhergehenden Artikeln zuständi-
gen Gerichten angebracht werden, in deren
Bezirk die Gesellschaft ihren Siß hat.



461

Artikel 67.

Die Zuständigkeit der Handelsgerichte
erstreckt sich auf alle Wechselsachen und
Klagen aus kausfmannischen Anweisungen.

Die in den Landestheilen diesseits
des Rheins bestehenden Wechselgerichte
werden mit den Handelsgerichten vereinigt.

Die Gesetze, welche das Verfahren
in Wechselsachen bestimmen, werden hie-
durch nicht berührt.

Artikel 68.

Die in den Landestheilen diesseits
des Rheins geltenden Vorschriften über
die Zuständigkeit der Handelsgerichte wer-
den von dem in Artikel 1 bezeichneten

Tage an aufgehoben.

Artikel 69.

Im Uebrigen kommen in Betreff des
Gerichesstandes die sonstigen Bestimmungen
der kandesgesehe in Anwendung.

Artikel 70.

Das Verfahren vor den Handels-
gerichten richtet sich nach den hiefür be-
stehenden besonderen Gesehen.
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In deren Ermanglung kommen die
allgemeinen Bestimmungen über das Ver-
sahren in bürgerlichen Rechtssachen zur
Anwendung.

Eignet sich die Sache hienach zum
mündlichen Verhör, so wird die Verhand
lung von einem rechtsgelehrten Richter des
Handelegerichtes geleitet, welcher auch die
hlezu erforderlichen Beschlüsse zu erlassen
hat, das Erkenneniß aber wird von einem

Senate gefällt.

Berufungen gegen die Erkennmisse
der Handelsgerichte sind an das Bor-
handensein einer Berufungssumme von
150 fl. gebunden.

Artikel 71.

Insoweit Handelssachen sich zum
Erecutive= Mandats= oder Arrestprocesse
eignen, hat es bet dem für diese Proceß-
arten vorgeschriebenen Verfahren sein Ver-
bleiben.

Artikel 72.

Ueber Gegenstände, deren Beurtheilung
eine kaufmännische Begutachtung erfordert,
imgleichen über das Vorhandensein von
Handelsgebräuchen kann das Handelsgericht

44
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auf Grund der eigenen Sachkunde und
Wissenschaft der mitwirkenden Beisitzer
aus dem Kaufmannsstande entscheiden.

Artikel 73.

Ordnungsmäßig geführte Handels-
bücher (Artikel 28, 32, 34 und 36 des
allgemeinen deutschen Handelsgesetzbuches)
liefern bei Streitigkeiten über Handelssachen
auch gegen Nichtkaufleute Beweis, wenn
dieselben von dem Kaufmanne oder seinen
Erben mit einem körperlichen Eide be-

kraftigt sind.

Artikel 74.

Auf Handelsbucher der in Artikel 10

des allgemeinen deutschen Handelsgesetz-
buches bezeichneten Personen finden die
Bestimmungen der Gerichtsordnung Ka-
pitel X1 9. 3 Nro. 2 über die Bücher
von Handwerkern und nicht ordentlich ein-
gezünfteren Handels= und Krämersleuren
Anwendung.

Artikel 75.

Die Vollstreckung handelsgerichtlicher
Erkenntnisse an unbeweglichen Sachen er-
solgt in den Landeseheilen diesseits des
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Rheins auf Requisition des Handelsge-
richtes durch das Stadt; oder Landgericht,
in dessen Bezirke die Sache liegt.

Artikel 76.

In allen Handelssachen, ste mögen
zur Kompeten; der Handelsgerichte oder
der gewöhnlichen Gerichte gehbren, finder
zwischen bayerischen Staatsangehörigen und
den Angehörigen anderer deutschen Bun-
desstaaten, in denen das allgemeine drutsche
Handelsgesehbuch gilt, ein Unterschied nicht
statt.

Insbesondere ist die einem solchen
deutschen Bundesstaate angehörende Partei
zur Bestellung einer Kaution im Drocesse
nur insoweit verbunden, als bayerische
Staatsangehörige unter gleichen Verhält-
nissen hiezu verpflichtet wären.

Alle entgegenstehenden Gesetze und
Verordnungen treten außer Wieksamkeit.
Nur in Felge der Retorsion kann deren
fernere Anwendung im Ganzen oder in
einzelnen Theilen oder Flllen angeordnet
werden.

Artikel 77.

Die Bestimmung in Nro. 17 der

erneuerten Handelsgerichtsordnung der
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Stadt Nürnberg vom 7. Januar 1804,
wonach in dem Falle, wenn der Kläger
nicht unter dem unbestrittenen Gerichtszwang
des Handelsgerichtes angesessen ist, jeder
Klage sogleich eine hinlängliche Sicher-
heitsbestellung dafür beizulegen ist, daß
Kláger alles das, was dereinst durch ein
rechtskrdftiges Urtheil gegen ihn würde
ausgesprochen werden, ohne Weigerung
befolgen wolle, ist aufgehoben.

Die Verpftichtung zur Kautions,
leistung in Processen bestimmt sich auch
vor den Handelsgerichten zu Rürnberg
nach den Vorschriften des Gesehes vom
22. Juli 1819, einige Verbesserungen der
Gerichtsordnung betreffend, Zisser V. J. 8
und des vorstehenden Artikels.

X. Von den Handelsgerichten und
dem Verfahren in Handelssachen in

dem Regierungsbezirke der Pfalz.

Artikel 78.

Im Regierungsbezirke der Pfalz be-
halt es rucksichtlich der Handelsgerichte
und des Verfahrens in

insoweit nicht das gegenwärtige Geseh
etwas Anderes bestimmt, bei den geltenden

Handelssachen,
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Bestimmungen und den bestehenden Ein-
richtungen sein Bewenden.

Artikel 79.

Die Artikel 632, 633 und 634 des

franzssischen Handelsgesehbuches sind auf-
gehoben. An deren Stelle treten die Be-
stimmungen des Artikels 63 des gegen-

wärtigen Gesehes.

Artikel 80.

In Handelssachen ist der Zeugenbe-
weis ohne Rücksicht auf den Betrag oder
die Beschaffenheit des Sereitgegenstandes
zulássig, soferne nicht das allgemeine deutsche
Handelsgesebbuch denselben ausschließt.

Die Vorschristen, welche über die
Beweiskraft öffentlicher Urkunden und über
den Beweis ihrer Unächtheit oder der Un-
richtigkeit ihres Inhaltes bestehen, werden
durch diesen Arcikel nicht berühre.

Artikel 81.

Die Artikel 65, 66, 67 Abslatz 1,
69 und 76 des gegenwärtigen Gesetzes
sinden auch in dem Regierungsbezirke der
Pfalz Anwendung.
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XI. Schlußbestimmungen.

Artikel 82.

Alle Handelssachen, bezüglich deren
die Klage vor dem in Artikel1 des gegen-

wärtigen Gesetzes bestimmten Tage bei
Gericht eingereicht ist, verbleiben bis zur
vollständigen Erledigung bei den nach den

bisherigen gesetzlichen Bestimmungen zu-
ständigen Gerichten.

Artikel 83.

In den Landestheilen diesseits des

Rheins kommen in Handels= und Wechsel-

sachen diejsenigen Taxordnungen zur An-
wendung, welche für die an die ordentlichen

Gerichte gehörigen Rechessachen gesehliche
Geltung haben.

Die bisher in den einzelnen Landes-
theilen diesseits des Rheins in Handels-
und Wechselsachen in Anwendung ge-
kommenen besonderen Tarordnungen sind

aufgehoben.

BezuglichderAnwendungdesStem-
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bels gelten die allgemeinen stempelgesetz=
lichen Vorschriften.

Im Regierungsbezirke der Pfalz be-
dalt es rücksichtlich der gerichtlichen Ge-
bühren, Kosten und Stempel bei den bis-

herigen gesetzlichen Bestimmungen sein
Bewenden.

Zu den Handelsbüchern der Kauf-
leute, dann zu dem Tagebuche der Han-

delsmäakler (Artikel 71 des allgemeinen

deutschen Handelsgesetzbuches) ist die An-
wendung von Stempelpapler nicht erfor-
derlich.

Artikel 84.

Insoweit in Folge der Einführung
des allgemeinen deutschen Handelsgesetz-
buches Bestimmungen in Ansehung der
gerichtlichen Gehbühren und Kosten zur
Erganzung der im ersten und vierten

Absatze des vorhergehenden Artikels er,

wähnten Tarordnungen und sonstigen Ge-
seze erforderlich sind, werden dieselben im
Verordnungswege getroffen, jedoch dem
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nächsten Landtage zur verfassungsmäßigen Gesetzblatt und das Amtsblact der Dfalz
Zustimmung vorgelegt. zur allgemeinen Kenntniß zu bringen.

Gegenwärtiges Gesetz ist durch das

Gegeben Berchresgaden, den 10. November 1861.

MWax.

Erhr. v. Ichrenk. v. Zwehl. v. Menmayr. frhr. v. Maulzer. v. Pfeuser. v. Spiee.

Nach dem Befehle Seiner Majestät des Königs:
der General-Secretär des Staatsraths,

Seb. v. Kobell.
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